Dieser Prospekt stellt einen Prospekt der s Wohnbaubank AG treuhéndig fur die Erste Bank der oesterreichischen Sparkassen AG
fur Optionsscheine jeglicher Art im Sinne von Artikel 22 (6) Z 2 der Verordnung (EG) Nr 809/2004 der Kommission vom 29.4.2004
zur Umsetzung der Richtlinie 2003/71/EG des Européischen Parlaments und des Rates betreffend die in Prospekten enthaltenen
Angaben sowie die Aufmachung, die Aufnahme von Angaben in Form eines Verweises und die Veroffentlichung solcher Prospekte
sowie die Verbreitung von Werbung (in der Fassung der Richtlinie 2014/51/EU, die "Prospektrichtlinie") in der geltenden Fassung
(die "Prospektverordnung") und Nichtdividendenwerte im Sinne von Artikel 22 (6) Z 3 der Prospektverordnung dar.

S WOHNBAUBANK

Emissionsprogramm zur Begebung von
Wohnbauanleihen der s Wohnbaubank AG treuhéandig ftr
die Erste Bank der oesterreichischen Sparkassen AG

Die s Wohnbaubank AG (die "s Wohnbaubank" oder die "Emittentin") kann gemaR den in diesem Basisprospekt (der
"Prospekt") dargestellten Bestimmungen ihres Emissionsprogramms zur Begebung von Wohnbauanleihen (das "Programm)
und im Einklang mit anwendbarem Recht treuhéndig fir die Erste Bank der oesterreichischen Sparkassen AG (die "Erste Bank"
oder die "Treugeberin™) nicht-nachrangige, in Partizipationsrechte der Emittentin (die "Partizipationsrechte") wandelbare,
Wohnbauwandelschuldverschreibungen (i) mit fixer Verzinsung oder Stufenzinssatz oder (ii) mit variabler Verzinsung mit oder
ohne Mindest- und/oder Hochstzinssatz (die "Schuldverschreibungen” und, zusammen mit den Partizipationsrechten, die
"Wertpapiere") als Einmal- oder als Daueremission begeben und in Osterreich 6ffentlich zur Zeichnung anbieten (jeweils ein
"Angebot"). Die Schuldverschreibungen unterliegen dsterreichischem Recht.

Jede Emission von Schuldverschreibungen erfolgt unter Verwendung einer der im Abschnitt "Emissionsbedingungen" ab
Seite 80 dieses Prospekts beschriebenen Muster-Emissionsbedingungen, die fur die verschiedenen unter diesem Programm
begebenen Kategorien von Schuldverschreibungen in zwei unterschiedlichen Varianten (siehe (i) und (ii) oben) (i.e. "Optionen”
im Sinne von Artikel 22 (4) lit ¢ der Prospektverordnung) ausgestaltet sind und weitere Unteroptionen enthalten kénnen (die
"Muster-Emissionsbedingungen”). Die Muster-Emissionsbedingungen werden fiir jede Serie von Schuldverschreibungen durch
endgliltige Bedingungen im Sinne von Artikel 26 (5) der Prospektverordnung (die "Endgultigen Bedingungen") vervollstandigt
(zusammen mit den malfigeblichen Muster-Emissionsbedingungen die "Emissionsbedingungen”), indem die Endgultigen
Bedingungen entweder (i) durch Verweis eine der Optionen der Muster-Emissionsbedingungen fiir die maflgebliche Serie von
Schuldverschreibungen fir anwendbar erklaren und die in den Muster-Emissionsbedingungen optional ausgefihrten
Informationsbestandteile auswéhlen und die in den Muster-Emissionsbedingungen fehlenden Informationsbestandteile erganzen
oder (ii) durch Wiederholung eine der Optionen der Muster-Emissionsbedingungen fiir die maRgebliche Emission fiir anwendbar
erklaren und die optional ausgefiihrten Informationsbestandteile durch Streichungen auswahlen und die in den Muster-
Emissionsbedingungen fehlenden Informationsbestandteile erganzen. Ein Muster der Endgiltigen Bedingungen findet sich ab
Seite 104 dieses Prospekts. Die maRgeblichen Endgiltigen Bedingungen stellen, gegebenenfalls zusammen mit den
maRgeblichen Muster-Emissionsbedingungen, die fur eine bestimmte Serie von Schuldverschreibungen maRgeblichen
Emissionsbedingungen dar, aus denen sich die Rechte und Pflichten der Emittentin und der Inhaber der Schuldverschreibungen
(die "Anleiheglaubiger™) ergeben. Dieser Prospekt wurde nach MaRRgabe der Anhange I, Il (nur Punkte 3.1. und 3.2.), V, XI,
XIV, XXII und XXX der Prospektverordnung erstellt und von der &sterreichischen Finanzmarktaufsichtsbehérde (die "FMA") in
ihrer Funktion als zustandige Behtérde gemafl dem 6sterreichischem Kapitalmarktgesetz in der geltenden Fassung (das "KMG"),
das die Prospektrichtlinie umsetzt, gebilligt und auf der Website der Emittentin, www.swohnbaubank.at, derzeit erreichbar unter
https://www.swohnbaubank.at/de/wohnbauanleihen/aktuelle-wohnbauanleihen verédffentlicht. Die Emittentin beabsichtigt derzeit
nicht, die Zulassung der Schuldverschreibungen zum Handel an einem geregelten Markt im Sinne der Richtlinie 2014/65/EU des
Europaischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 {iber Mérkte fiir Finanzinstrumente sowie zur Anderung der Richtlinie
2002/92/EG und 2011/61/EU (Markets in Financial Instruments Directive, die "MiFID II") in der geltenden Fassung oder
sonstigen gleichwertigen Markten zu beantragen. Eine Einbeziehung des Programms in den von der Wiener Bérse als
multilaterales Handelssystem im Sinne der MiFID Il (Multilateral Trading Facility - "MTF") betriebenen Dritten Markt (der "Dritte
Markt") wird angestrebt. Unter diesem Prospekt kénnen auch Schuldverschreibungen begeben werden, die nicht in den Handel
am Dritten Markt einbezogen sind. In den jeweils fiir eine Serie von Schuldverschreibungen mafRgeblichen Endgultigen
Bedingungen wird angeben, ob diese Schuldverschreibungen in den Handel am Dritten Markt einbezogen werden sollen oder
nicht. Jede Serie von Schuldverschreibungen wird ab dem Begebungstag in einer auf den Inhaber lautenden Sammelurkunde
verbrieft. Jede Sammelurkunde wird ab dem Emissionsbeginn von der OeKB CSD GmbH (CentralSecuritiesDepository.Austria),
Strauchgasse 1-3, 1010 Wien, Osterreich oder deren Funktionsnachfolger als Wertpapiersammelbank (zusammen, die
"Wertpapiersammelbank") verwahrt, bis sémtliche Verbindlichkeiten der Emittentin aus den Schuldverschreibungen erfullt sind.

Anleger sollten bedenken, dass eine Anlage in die Schuldverschreibungen mit Risiken verbunden ist und dass die
Verwirklichung eines oder mehrerer Risiken, insbesondere eines der im Abschnitt "Risikofaktoren" beschriebenen, zum
Verlust der gesamten Anlagesumme oder eines wesentlichen Teils davon fihren kann. Anleger sollten ihre
Anlageentscheidung erst nach einer eigenen grindlichen Prifung (einschlieBlich einer eigenen wirtschaftlichen,
rechtlichen und steuerlichen Analyse) treffen, da jede Bewertung der Angemessenheit einer Anlage in die
Schuldverschreibungen fir den jeweiligen Anleger von der zukinftigen Entwicklung seiner finanziellen und sonstigen
Umsténde abhéangt. Die Emittentin ist gemaf Artikel 16 der Prospektrichtlinie und 8 6 KMG dazu verpflichtet, einen Nachtrag zu
diesem Prospekt zu erstellen (oder einen diesen Prospekt ersetzenden Prospekt zu veréffentlichen, der fur spatere Emissionen
von Schuldverschreibungen Anwendung finden soll), falls wéahrend der Dauer der Giltigkeit dieses Prospekts ein wichtiger neuer
Umstand, eine wesentliche Unrichtigkeit oder Ungenauigkeit in Bezug auf die in diesem Prospekt enthaltenen Angaben, die die
Bewertung der Schuldverschreibungen beeinflussen kdnnten und die zwischen der Billigung dieses Prospekts und dem
endgultigen Schluss des o6ffentlichen Angebots auftreten bzw. festgestellt werden. Dieser Prospekt stellt kein Angebot zum Kauf
und keine Aufforderung zur Abgabe eines Angebots zum Verkauf der Schuldverschreibungen in Landern dar, in denen ein
solches Angebot oder eine Aufforderung zur Abgabe eines solchen Angebots rechtswidrig ist. Insbesondere wurden und werden
die Schuldverschreibungen nicht gemaR dem United States Securities Act of 1933 (der "Securities Act") registriert. Die
inhaltliche Richtigkeit der in diesem Prospekt gemachten Angaben ist nicht Gegenstand der Prufung dieses Prospekts
durch die FMA im Rahmen der diesbezliglichen gesetzlichen Vorgaben. Die FMA prift den Prospekt ausschlie3lich auf
Vollstandigkeit, Kohéarenz und Verstandlichkeit gemé&aR § 8a (1) KMG. Die Beurteilung der aufsichtsrechtlichen
Anrechenbarkeit der Partizipationsrechte als Eigenmittel gemaR den mafRgeblichen aufsichtsrechtlichen Vorschriften ist
nicht Gegenstand des Billigungsverfahrens der FMA.

PROSPEKT vom 15. Juni 2018


https://www.swohnbaubank.at/de/wohnbauanleihen/aktuelle-wohnbauanleihen

HINWEISE

Dieser Prospekt stellt kein Angebot zum Kauf und keine Aufforderung zur Abgabe eines Angebots
zum Verkauf von Schuldverschreibungen in La&ndern dar, in denen ein solches Angebot oder eine
Aufforderung ein Angebot zu stellen, unrechtmaflig ware. Die Aushandigung dieses Prospekts
oder ein Verkauf hierunter bedeuten unter keinen Umsténden, dass die darin enthaltenen
Angaben zu jedem Zeitpunkt nach dem Datum dieses Prospekts zutreffend sind. Insbesondere
bedeuten weder die Aushandigung dieses Prospekts noch der Verkauf oder die Lieferung der
Schuldverschreibungen, dass sich seit dem Datum dieses Prospekts, oder falls dies friher ist, das
Datum auf das sich die entsprechende in diesem Prospekt enthaltene Information bezieht, keine
nachteiligen Anderungen ergeben haben oder Ereignisse eingetreten sind, die zu einer
nachteiligen Anderung der Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin oder der
Treugeberin fuhren oder fuhren kdnnen. Dies gilt ungeachtet der Verpflichtung der Emittentin,
jeden wichtigen neuen Umstand oder jede wesentliche Unrichtigkeit oder Ungenauigkeit in Bezug
auf die in diesem Prospekt enthaltenen Angaben, die die Bewertung der Schuldverschreibungen
beeinflussen konnten und die zwischen der Billigung dieses Prospekts und dem endglltigen
Schluss des offentlichen Angebots auftreten bzw. festgestellt werden, in einem Nachtrag zu
diesem Prospekt bekannt gemacht werden miissen (gemaR § 6 KMG).

Dieser Prospekt wurde ausschlieBlich zu dem Zweck verfasst, ein offentliches Angebot der
Schuldverschreibungen in Osterreich zu erméglichen. Die in diesem Prospekt enthaltenen
Angaben wurden durch die Emittentin - bzw. durch die Treugeberin hinsichtlich jener Abschnitte
und Angaben, die sich auf die Treugeberin beziehen und fir die diese daher die Verantwortung
tragt (i.e. Treugeber-Beschreibung und treugeberbezogene Risikofaktoren im Abschnitt
.Zusammenfassung® des Prospekts in Punkten B. Il und D.2 sowie im Abschnitt ,Risikofaktoren®
Punkt 3. und im Abschnitt ,Angaben zur Treugeberin“) - und die anderen in diesem Prospekt
angegebenen Quellen zur Verfligung gestellt. Die Vervielfaltigung und Verbreitung der darin
enthaltenen Informationen zu einem anderen Zweck als dem Erwerb der Schuldverschreibungen
ist unzulassig. Keine Person ist berechtigt, Angaben zu einer Begebung oder zu einem Angebot
von Schuldverschreibungen zu machen oder Erklarungen zu diesem Angebot abzugeben, die
nicht in diesem Prospekt enthalten sind. Falls derartige Angaben gemacht oder Erklarungen
abgegeben werden, darf nicht davon ausgegangen werden, dass diese von der Emittentin
genehmigt wurden. Informationen oder Zusicherungen, die im Zusammenhang mit dem Angebot,
der Zeichnung oder dem Verkauf der Schuldverschreibungen oder Uber die Partizipationsrechte
gegeben werden und die Uber die in diesem Prospekt enthaltenen Angaben hinausgehen, sind
ungultig.

Die Angaben in diesem Prospekt sind nicht als rechtliche, wirtschaftliche oder steuerliche
Beratung auszulegen. Es wird jedem Anleger ausdriicklich empfohlen, vor dem Erwerb von
Schuldverschreibungen eigene Berater zu konsultieren. Anleger sollten eine eigenstandige
Beurteilung der rechtlichen, steuerlichen, finanziellen und sonstigen Folgen der mit dem Erwerb
von Schuldverschreibungen verbundenen Risiken durchfihren.

Dieser Prospekt steht im Einklang mit den Bestimmungen des KMG. Dieser Prospekt wurde von
der FMA gebilligt und bei der Oesterreichischen Kontrollbank Aktiengesellschaft (OeKB) gemaRi
den Bestimmungen des KMG hinterlegt.

Die Schuldverschreibungen wurden und werden weder gemall dem Securities Act registriert und
noch von irgendeiner U.S. Bundesbehdrde oder irgendeine Behotrde eines U.S. Bundesstaates
oder gemall den anwendbaren wertpapierrechtlichen Bestimmungen von Australien, Kanada,



Japan oder dem Vereinigten Kénigreich registriert und dirfen weder in den Vereinigten Staaten
noch fur oder auf Rechnung von U.S. Personen oder andere Personen, die in Australien, Kanada,
Japan oder dem Vereinigten Kdnigreich ansassig sind angeboten oder verkauft werden.

Dieser Prospekt enthalt unter der Rubrik "Zusammenfassung des Prospekts”, "Risikofaktoren"
und an weiteren Stellen Aussagen, die zukunftsgerichtete Aussagen sind oder als solche
gedeutet werden kdnnen. In manchen Féllen kénnen diese zukunftsgerichteten Aussagen an der
Verwendung von zukunftsgerichteten Ausdricken, wie beispielsweise "glauben", "schéatzen",
"vorhersehen", "erwarten”, "beabsichtigen"”, "abzielen", "kénnen", "werden", "planen”, "fortfahren”
oder "sollen" oder im jeweiligen Fall deren negative Formulierungen oder Varianten oder eine
vergleichbare Ausdrucksweise oder durch die Erdrterung von Strategien, Planen, Zielen,
zukunftigen Ereignissen oder Absichten erkannt werden. Die in diesem Prospekt enthaltenen
zukunftsgerichteten Aussagen enthalten bestimmte Ziele. Diese Ziele meinen Ziele, die die
Emittentin bzw. die Treugeberin zu erreichen beabsichtigt, stellen jedoch keine Vorhersagen dar.

Die in diesem Prospekt enthaltenen zukunftsgerichteten Aussagen schliel3en alle Themen ein, die
keine historischen Tatsachen sind sowie Aussagen Uber die Absichten, Ansichten oder
derzeitigen Erwartungen der Emittentin bzw. die Treugeberin, die unter anderem das Ergebnis der
Geschaftstatigkeit, die finanzielle Lage, die Liquiditat, Ausblick, Wachstum, Strategien und die
Dividendenpolitik sowie den Geschéaftszweig und die Markte, in denen die Emittentin bzw. die
Treugeberin tatig ist, betreffen. lhrer Natur nach umfassen zukunftsgerichtete Aussagen bekannte
und unbekannte Risiken sowie Unsicherheiten, da sie sich auf Ereignhisse und Umstande
beziehen, die in der Zukunft eintreten oder nicht eintreten knnen. Zukunftsgerichtete Aussagen
sind keine Zusicherungen einer kinftigen (Wert-)Entwicklung. Potentielle Anleger sollten daher
kein Vertrauen in diese zukunftsgerichteten Aussagen legen.

Viele Faktoren koénnen dafir verantwortlich sein, dass sich die tatsachlichen Ertrage, die
Wertentwicklung oder die Erfolge der Emittentin bzw. der Treugeberin wesentlich von kunftigen
Ertragen, Wertentwicklungen oder Erfolgen, die durch solche zukunftsgerichteten Aussagen
ausgedrickt oder impliziert werden, unterscheiden. Manche dieser Faktoren werden unter
"Risikofaktoren" genauer beschrieben.

Sollte ein oder mehrere der in diesem Prospekt beschriebenen Risiken eintreten oder sollte sich
eine der zugrunde liegenden Annahmen als unrichtig herausstellen, kénnen die tatsachlichen
Ertrdge wesentlich von den in diesem Prospekt als erwartet, vermutet oder geschatzt
beschriebenen abweichen oder zur Géanze ausfallen. Die Emittentin beabsichtigt keine
Aktualisierung der in diesem Prospekt enthaltenen Informationen nach dem Ende des Angebots.

Die jungsten gepriften Finanzinformationen der Emittentin stammen aus dem gepriften
Jahresabschluss der Emittentin zum 31.12.2017. Die jungsten gepriften Finanzinformationen der
Treugeberin stammen aus dem gepriften Jahresabschluss der Treugeberin zum 31.12.2017.

Die in diesem Prospekt enthaltenen Finanzinformationen zum Geschéft der Emittentin wurden,
soweit nichts anderes angegeben ist, dem Jahresabschluss der Emittentin fir das
Geschaéftsjahr 2017 entnommen, der durch Verweis in diesen Prospekt einbezogen ist und einen
integrierenden Bestandteil dieses Prospekts bildet.

Die in diesem Prospekt enthaltenen Finanzinformationen zum Geschéft der Treugeberin wurden,
soweit nichts anderes angegeben ist, dem Jahresabschluss der Treugeberin fir das
Geschaéftsjahr 2017 entnommen, der durch Verweis in diesen Prospekt einbezogen ist und einen
integrierenden Bestandteil dieses Prospekts bildet.



In diesem Prospekt meinen die Bezeichnungen "Euro", "EUR" oder "€", wenn sich aus dem
Zusammenhang nicht etwas anderes ergibt, die am Beginn der dritten Stufe der Europdaischen
Wirtschafts- und Wahrungsunion gemaR dem Vertrag zur Griundung der Europdischen
Gemeinschaft (in derzeit geltender Form) eingefiihrte Wéahrung. Die Bezeichnung "TEUR" oder
"T€" meint jeweils 1.000 (tausend) Euro. Die Bezeichnung ATS meint in diesem Prospekt, wenn
sich aus dem Zusammenhang nicht etwas anderes ergibt, Osterreichische Schilling, d.h. die vor
der Einfiihrung des Euro in Osterreich geltende W&hrung.

Soweit in diesem Prospekt geschlechtsspezifische Bezeichnungen verwendet werden, gelten sie
fur Frauen und Méanner gleichermalien.

ZUSTIMMUNG ZUR PROSPEKTVERWENDUNG

Die Emittentin und die Treugeberin erteilen allen Kreditinstituten, die im Sinne der Richtlinie
2013/36/EU in einem EWR-Mitgliedstaat zugelassen sind, ihren Sitz in dem betreffenden
Mitgliedstaat haben und die zum Emissionsgeschaft oder zum  Vertrieb von
Schuldverschreibungen in  Osterreich berechtigt sind (die "Finanzintermediare") ihre
ausdrickliche Zustimmung, diesen Prospekt gemeinsam mit allen durch Verweis einbezogenen
Dokumenten und allfélligen Nachtrdgen, fur den Vertrieb von Schuldverschreibungen in
Osterreich zu verwenden. Die Emittentin erklart, dass sie die Haftung fiir den Inhalt dieses
Prospekts, mit Ausnahme jener Abschnitte und Angaben, die sich auf die Treugeberin beziehen
und fir die die Treugeberin daher die Verantwortung tragt und Haftung Gbernimmt (i.e. Treugeber-
Beschreibung und treugeberbezogene Risikofaktoren im Abschnitt ,Zusammenfassung® des
Prospekts in Punkten B. Il und D.2 sowie im Abschnitt ,Risikofaktoren® Punkt 3. und im Abschnitt
»-Angaben zur Treugeberin®), auch hinsichtlich einer spéateren WeiterverduRerung oder
endgultigen Platzierung der Schuldverschreibungen durch die Finanzintermediare tbernimmt. Far
Handlungen oder Unterlassungen der Finanzintermedidre Ubernimmt die Emittentin bzw. die
Treugeberin keine Haftung. Finanzintermediare dirfen diesen Prospekt nur im Einklang mit den
nachfolgenden Bestimmungen und unter der Bedingung verwenden, dass sie auf ihrer
Internetseite angeben, diesen Prospekt mit Zustimmung der Emittentin und der Treugeberin zu
verwenden.

Die Zustimmung entbindet ausdricklich nicht von der Einhaltung der Verkaufsbeschrankungen
und samtlicher jeweils anwendbarer Vorschriften. Der Finanzintermediar wird nicht von der
Einhaltung der auf ihn anwendbaren gesetzlichen Vorschriften entbunden. Die Zustimmung wird,
die Gultigkeit dieses Prospekts (d.h. die Ergdnzung durch allenfalls erforderliche Nachtrage)
vorausgesetzt, bis zum 15. Juni 2019 erteilt; bis zu diesem Zeitpunkt kann die spatere
WeiterverduBerung oder endglltige Platzierung von  Schuldverschreibungen  durch
Finanzintermediare erfolgen. Ein Widerruf oder eine Einschrankung der hier enthaltenen
Erklarungen mit Wirkung fur die Zukunft ohne Angabe von Griinden bleibt der Emittentin bzw. der
Treugeberin vorbehalten.

Hinweis fir Anleger: Finanzintermediare haben Anleger zum Zeitpunkt der
Angebotsvorlage uber die Bedingungen eines Angebots von Schuldverschreibungen zu
unterrichten und auf der Internetseite des Finanzintermediars ist anzugeben, dass der
Finanzintermediar diesen Prospekt mit Zustimmung der Emittentin und der Treugeberin
und gemal den Bedingungen verwendet, an die die Zustimmung gebunden ist.



DURCH VERWEIS EINBEZOGENE DOKUMENTE

Dieser Prospekt sollte in Verbindung mit den folgenden Dokumenten, die bereits veroffentlicht
wurden oder gemeinsam mit diesem Prospekt verétffentlicht werden und die bei der FMA
hinterlegt wurden, und einen integrierenden Bestandteil dieses Prospektes bilden, gelesen
werden: (i) hinsichtlich der Emittentin, die gepruften Jahresabschlisse der s Wohnbaubank zum
31.12.2017, 31.12.2016 und 31.12.2015, jeweils gemeinsam mit den Prifberichten Uber die
Eigenkapitalveranderungsrechnung und die Kapitalflussrechnung, sowie (ii) hinsichtlich der
Treugeberin, die gepriften Jahresabschliisse der Erste Bank zum 31.12.2017 und 31.12.2016.
Soweit eine durch Verweis in diesen Prospekt aufgenommene Information von einer in diesem
Prospekt enthaltenen Information abweicht, hat die in diesem Prospekt enthaltene Information
Vorrang.

Die folgenden Dokumente der Emittentin werden mittels Verweis in den Prospekt inkorporiert:

Jahresabschluss zum 31.12.2017:

https://www.swohnbaubank.at/content/dam/at/swohnbaubank/www swohnbaubank at/dokum
ente/bilanzzahlen/2017/Jahresabschluss 2017.pdf

e Prifbericht lUber die Eigenkapitalveranderungsrechnung und die Kapitalflussrechnung zum
31.12.2017:

https://www.swohnbaubank.at/content/dam/at/swohnbaubank/www swohnbaubank at/dokum
ente/bilanzzahlen/2017/sWBB_AG 2017 Kapitalverdnderungsrechnung und Cash_ Flow.pdf

e Jahresabschluss zum 31.12.2016:

https://www.swohnbaubank.at/content/dam/at/swohnbaubank/www swohnbaubank at/dokum
ente/bilanzzahlen/2016/Jahresabschluss%202016.pdf

e Prifbericht Uber die Eigenkapitalverdnderungsrechnung und die Kapitalflussrechnung zum
31.12.2016:

https://www.swohnbaubank.at/content/dam/at/swohnbaubank/www _swohnbaubank at/dokum
ente/bilanzzahlen/2016/sWBB AG 2016 Kapitalverdnderungsrechnung und Cash Flow.pdf

e Jahresabschluss zum 31.12.2015:

http://www.swohnbaubank.at/de/Downloads/5957b1a2-4068-480c-9fcf-
26c¢c35e8a5667/Jahresabschluss 2015.pdf;GPJSESSIONID=Bdh6YGmp3BFSnmdVrhpCmrJM
cPIGT276J701B187{5XvJCTbbxVX!2041086449

e Prifbericht lber die Eigenkapitalveranderungsrechnung und die Kapitalflussrechnung zum
31.12.2015:

https://www.swohnbaubank.at/content/dam/at/swohnbaubank/www swohnbaubank at/dokum
ente/bilanzzahlen/Pruefbericht Kapitalveraenderung CF-Rechnung 31122015.pdf

Die folgenden Dokumente der Treugeberin werden mittels Verweis in den Prospekt inkorporiert:


https://www.swohnbaubank.at/content/dam/at/swohnbaubank/www_swohnbaubank_at/dokumente/bilanzzahlen/2017/Jahresabschluss_2017.pdf
https://www.swohnbaubank.at/content/dam/at/swohnbaubank/www_swohnbaubank_at/dokumente/bilanzzahlen/2017/Jahresabschluss_2017.pdf
https://www.swohnbaubank.at/content/dam/at/swohnbaubank/www_swohnbaubank_at/dokumente/bilanzzahlen/2017/sWBB_AG_2017_Kapitalveränderungsrechnung_und_Cash_Flow.pdf
https://www.swohnbaubank.at/content/dam/at/swohnbaubank/www_swohnbaubank_at/dokumente/bilanzzahlen/2017/sWBB_AG_2017_Kapitalveränderungsrechnung_und_Cash_Flow.pdf
https://www.swohnbaubank.at/content/dam/at/swohnbaubank/www_swohnbaubank_at/dokumente/bilanzzahlen/2016/Jahresabschluss%202016.pdf
https://www.swohnbaubank.at/content/dam/at/swohnbaubank/www_swohnbaubank_at/dokumente/bilanzzahlen/2016/Jahresabschluss%202016.pdf
https://www.swohnbaubank.at/content/dam/at/swohnbaubank/www_swohnbaubank_at/dokumente/bilanzzahlen/2016/sWBB_AG_2016_Kapitalveränderungsrechnung_und_Cash_Flow.pdf
https://www.swohnbaubank.at/content/dam/at/swohnbaubank/www_swohnbaubank_at/dokumente/bilanzzahlen/2016/sWBB_AG_2016_Kapitalveränderungsrechnung_und_Cash_Flow.pdf
http://www.swohnbaubank.at/de/Downloads/5957b1a2-4068-480c-9fcf-26c35e8a5667/Jahresabschluss_2015.pdf;GPJSESSIONID=Bdh6YGmp3BFSnmdVrhpCmrJMcPlGT276J7QlB187j5XvJCTbbxVX!2041086449
http://www.swohnbaubank.at/de/Downloads/5957b1a2-4068-480c-9fcf-26c35e8a5667/Jahresabschluss_2015.pdf;GPJSESSIONID=Bdh6YGmp3BFSnmdVrhpCmrJMcPlGT276J7QlB187j5XvJCTbbxVX!2041086449
http://www.swohnbaubank.at/de/Downloads/5957b1a2-4068-480c-9fcf-26c35e8a5667/Jahresabschluss_2015.pdf;GPJSESSIONID=Bdh6YGmp3BFSnmdVrhpCmrJMcPlGT276J7QlB187j5XvJCTbbxVX!2041086449
https://www.swohnbaubank.at/content/dam/at/swohnbaubank/www_swohnbaubank_at/dokumente/bilanzzahlen/Pruefbericht_Kapitalveraenderung_CF-Rechnung_31122015.pdf
https://www.swohnbaubank.at/content/dam/at/swohnbaubank/www_swohnbaubank_at/dokumente/bilanzzahlen/Pruefbericht_Kapitalveraenderung_CF-Rechnung_31122015.pdf

e Jahresabschluss zum 31.12.2017:

https://www.sparkasse.at/content/dam/at/spk-erstebank/wir-liber-uns/ebo-jahresabschluss-
2017.pdf

e Jahresabschluss zum 31.12.2016:

https://www.sparkasse.at/content/dam/at/spk-erstebank/wir-liber-uns/ebo-jahresabschluss-
2016.pdf

Kopien dieses Prospekts und Kopien der Endgiiltigen Bedingungen sind auf der Website der
Emittentin unter https://www.swohnbaubank.at/de/wohnbauanleihen/aktuelle-wohnbauanleihen
verfugbar. Der Prospekt und die im vorhergehenden Absatz angegebenen durch Verweis
aufgenommen Dokumente koénnen wahrend der UUblichen Geschéftszeiten am Sitz der
Geschaftsleitung der Emittentin, Am Belvedere 1, 1100 Wien, Osterreich kostenlos bezogen
werden. -

Samtliche Informationen, die in der vorstehenden Liste nicht angefiihrt sind, sind nicht durch Verweis
in diesen Prospekt aufgenommen und sind nicht Teil dieses Prospekts, da sie entweder flr Anleger
nicht relevant oder bereits an anderer Stelle im Prospekt enthalten sind.


https://www.sparkasse.at/content/dam/at/spk-erstebank/wir-über-uns/ebo-jahresabschluss-2017.pdf
https://www.sparkasse.at/content/dam/at/spk-erstebank/wir-über-uns/ebo-jahresabschluss-2017.pdf
https://www.sparkasse.at/content/dam/at/spk-erstebank/wir-über-uns/ebo-jahresabschluss-2016.pdf
https://www.sparkasse.at/content/dam/at/spk-erstebank/wir-über-uns/ebo-jahresabschluss-2016.pdf
https://www.swohnbaubank.at/de/wohnbauanleihen/aktuelle-wohnbauanleihen
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GLOSSAR UND ABKURZUNGSVERZEICHNIS

Zur leichteren Lesbarkeit finden sich nachstehend bestimmte Abkirzungen und Definitionen, die
in diesem Prospekt verwendet werden. Die Leser dieses Prospekts sollten immer die vollstandige
Beschreibung eines in diesem Prospekt enthaltenen Ausdrucks verwenden.

"Abwicklungsbehérden”

"AktG"

"Angebot"
"Anleiheglaubiger"
"Aphrodite AG"

"AR"

"Asset Encumbrances”
"bail-in tool"

"Bankarbeitstag"

"BaSAG"

IIBCBS“

"Beauftragte Stelle"

"Beaufsichtigende Behorde"

"Berechnungsstelle”

llBRll

llBRRDlI

meint jene Behorden, denen die BRRD einheitliche und
wirksame Instrumente und Befugnisse an die Hand geben
soll, um  Bankenkrisen durch Praventivmalnahmen
abzuwenden, die Finanzstabilitdt zu erhalten und das Risiko,
dass der Steuerzahler flr Insolvenzverluste aufkommen muss,
so gering wie moglich zu halten

meint das Aktiengesetz in der geltenden Fassung
meint ein Angebot von Schuldverschreibungen

meint Inhaber von Schuldverschreibungen

meint die APHRODITE Bautrager Aktiengesellschaft
meint Aufsichtsratsmitglied

meint Belastungen des Vermogens eines Kreditinstituts
meint das Instrument der Glaubigerbeteiligung

meint einen Bankarbeitstag gemaf §6 der
Emissionsbedingungen

meint das Bundesgesetz Uber die Sanierung und Abwicklung
von Banken (Sanierungs- und Abwicklungsgesetz)

meint den Basler Ausschuss fir Bankenaufsicht (Basel
Committee on Banking Supervision)

meint eine  Beauftragte Stelle gema §7 der
Emissionsbedingungen

meint die FMA bzw. die EZB

meint eine Berechnungsstelle gemaf §7 der
Emissionsbedingungen

meint Beiratsmitglied

meint die Richtlinie 2014/59/EU des Europaischen Parlaments
und des Rates vom 15. Mai 2014 zur Festlegung eines
Rahmens fiur die Sanierung und Abwicklung von
Kreditinstituten und Wertpapierfirmen und zur Anderung der
Richtlinie 82/891/EWG des Rates, der Richtlinien 2001/24/EG,
2002/47/EG,  2004/25/EG, 2005/56/EG, 2007/36/EG,
2011/35/EU, 2012/30/EU und 2013/36/EU sowie der
Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 648/2012 des
Europaischen Parlaments und des Rates (Bank Recovery and
Resolution Directive)



llBWGll

"CET 1"

"CRD IV"

uCRRu

llDGsll

llDGSDlI

"Dividenden"

"Dritter Markt"

llEBAll

"EGS"

"Emissionsbedingungen”

"Emittentin”

"Endgiiltige Bedingungen"

"Erste Bank"

"Erste Bank Gruppe"

"Erste Group Bank"

"Erste Stiftung"

meint das Bankwesengesetz 1993 in der geltenden Fassung

meint hartes Kernkapital (Common Equity Tier 1) gemaf
Artikel 26 CRR

meint die Richtlinie 2013/36/EU des Europaischen Parlaments
und des Rates vom 26. Juni 2013 Uber den Zugang zur
Tatigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichtigung von
Kreditinstituten und Wertpapierfirmen, zur Anderung der
Richtlinie 2002/87/EG und zur  Aufhebung der
Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG (Capital
Requirements Directive 1V)

meint die Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Européischen
Parlaments und des Rates vom 26.Juni 2013 Uber
Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und
Wertpapierfirmen und zur Anderung der Verordnung (EU)
Nr. 648/2012 (Capital Requirements Regulation)

meint die harmonisierte  Einlagensicherung (Deposit
Guarantee Scheme)

meint die Richtlinie 2014/49/EU des Europaischen Parlaments
und des Rates vom 16. April 2014 Uber
Einlagensicherungssysteme (Directive on Deposit Guarantee
Schemes)

meint die Ertrdge aus den Partizipationsrechten
meint den von der Wiener Bodrse als multilaterales
Handelssystem im Sinne der MIFID Il betriebenen Dritten

Markt

meint die Europaische Bankenaufsichtsbehoérde (European
Banking Authority)

meint die Erste Group Services GmbH

meint die fir eine bestimmte Serie von unter diesem Prospekt
begebenen Schuldverschreibungen anwendbaren Endgiltigen
Bedingungen, gegebenenfalls gemeinsam mit den jeweils
anwendbaren Muster-Emissionsbedingungen

meint die s Wohnbaubank AG

meint die fur eine bestimmte Serie von unter diesem Prospekt
begebenen Schuldverschreibungen mafgeblichen
Endgultigen Bedingungen, die sich als Muster ab Seite 104
dieses Prospekts befinden

meint die Erste Bank der oesterreichischen Sparkassen AG

meint die Erste Group Bank AG und alle mit ihr konsolidierten
Unternehmen

meint die Erste Group Bank AG

meint die DIE ERSTE Osterreichische Spar-Casse
Privatstiftung
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"ESAEG"

"ESRB"

"EStG"

"EUR"
"EURIBOR"
"EWR"
"EZB"

"Finanzintermediare"

|IFMA|I
"FMSG"

"Folgender-Geschiftstag-
Konvention"

llFTSvI
llGewovl
llG Fll

"GT-KMU"

"Hauptzahistelle"

"IT-Systeme"
"KESt"
"KMG"
"KP-V"

"Kupontermin"

llKStGll

"Leverage Ratio"

meint das Einlagensicherungs- und
Anlegerentschadigungsgesetz in der geltenden Fassung

meint den Europaischen Ausschuss fiir Systemrisiken
(European Systemic Risk Board)

meint das Einkommensteuergesetz 1988 in der geltenden
Fassung

meint Euro

meint Euro Inter-bank Offered Rate

meint den Europaischer Wirtschaftsraum

meint die Europaische Zentralbank

meint Kreditinstitute, die im Sinne der Richtlinie 2013/36/EU in
einem EWR-Mitgliedstaat zugelassen sind, ihren Sitz in dem
betreffenden Mitgliedstaat haben und die zum
Emissionsgeschaft oder zum Vertrieb von
Schuldverschreibungen in Osterreich berechtigt sind

meint die Finanzmarktaufsichtsbehérde

meint das Finanzmarktstabilitatsgremium

meint die Folgender-Geschéaftstag-Konvention gemafll § 5 der
Emissionsbedingungen

meint die Finanztransaktionssteuer
meint die Gewerbeordnung 1994 in der geltenden Fassung
meint ein Mitglied der Geschéaftsfiihrung

meint die GT-KMU Wirtschaftspriifungs- und Steuerberatungs-
GmbH

meint die Hauptzahlstelle geman §7 der
Emissionsbedingungen

meint Informationstechnologiesysteme

meint Kapitalertragsteuer

meint das Kapitalmarktgesetz in der geltenden Fassung
meint die Kapitalpufferverordnung

meint den Kupontermin gemaf §3 der
Emissionsbedingungen

meint das Korperschaftsteuergesetz 1988 in der geltenden
Fassung

meint das Verhaltnis des Kernkapitals (Tier 1) und der Summe
aus bilanziellen und auRerbilanziellen Forderungspositionen
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"MiFID II"

"MiFIR"

"Modifizierter-Folgender-
Geschiftstag-Konvention"
llMTFll

"Muster-Emissionsbedingungen”

"Nennbetrag"

"Nominalzinssatz"

|'6CG Kn

"OeKB"

"OeKB CSD GmbH"

"Optionen"

"Partizipant"

"Partizipationsrechte"

"Pillar II"

meint die Richtlinie 2014/65/EU des Europaischen Parlaments
und des Rates vom 15. Mai 2014 Uber Markte fir
Finanzinstrumente sowie zur Anderung der Richtlinien
2002/92/EG und 2011/61/EU (Markets in Financial
Instruments Directive Il)

meint die Verordnung (EU) Nr. 600/2014 des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 Gber Markte fur
Finanzinstrumente und zur Anderung der
Verordnung (EU) Nr. 648/2012 (Markets in Financial
Instruments Regulation)

meint die Modifizierter-Folgender-Geschaftstag-Konvention
gemal § 5 der Emissionsbedingungen

meint ein multilaterales Handelssystem im Sinne der MiFID II
(Multilateral Trading Facility)

meint die in zwei unterschiedlichen Varianten (Optionen | und
II) ausgestalteten Muster-Emissionsbedingungen, von denen
jeweils eine, wie in den Endgiiltigen Bedingungen (durch
Wiederholung oder Verweis) angegeben, fir jede Emission
von  Schuldverschreibungen unter diesem  Prospekt
anwendbar ist.

meint den Nennbetrag der Schuldverschreibungen gemaf § 1
der Emissionsbedingungen

meint den Nominalzinssatz gemaf §3 der
Emissionsbedingungen

meint den Osterreichischen Corporate Governance Kodex in
der geltenden Fassung

meint die Oesterreichische Kontrollbank Aktiengesellschaft,
Am Hof 4, 1011 Wien, Osterreich

meint die OeKB CSD GmbH
(CentralSecuritiesDepository.Austria), Strauchgasse 1-3, 1010
Wien, Osterreich

meint Optionen im Sinne von Artikel 22 (4) lit ¢ der
Prospektverordnung

meint einen Partizipanten gemaf §6 der
Emissionsbedingungen

meint Partizipationsrechte der Emittentin, in die die
Schuldverschreibungen gewandelt werden kdnnen

meint die folgenden zwei Anforderungen an Kreditinstitute:
(i) Festlegung eines Verfahrens zur Beurteilung der
Angemessenheit ihrer Eigenkapitalausstattung im Verhaltnis
zu ihrem Risikoprofil und Festlegung einer Strategie fiir den
Erhalt ihres Eigenkapitalniveaus (/nfernal Capital Adequacy
Assessment Process — ICAAP); und (ii) Anforderung an die
Aufsicht, alle Kreditinstitute einem Evaluierungsprozess zu
unterziehen, auf dessen Basis gegebenenfalls
AufsichtsmaRnahmen erforderlich sind
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"Programm"

"Prospekt"

"Prospektrichtlinie"

"Prospektverordnung"

llRWAll

"s Bausparkasse"

"s IT Solutions"

"s Wohnbauanleihen"

"s Wohnbaubank"

"Sammelurkunde"

|lsDGII
"Securities Act"
"Serie"

"spaltungsrelevanter
Bankbetrieb"

"Sparkassengruppe"

llSRFu

llSRM"

"SSM“

meint  das Programm zur Begebung von in
Partizipationsrechte der Emittentin wandelbare
Schuldverschreibungen gemafl diesem Prospekt treuhandig
fur die Erste Bank als Treugeberin (Emissionsprogramm zur
Begebung von Wohnbauanleihen der s Wohnbaubank AG
treuhandig fir die Erste Bank der oesterreichischen
Sparkassen AG)

meint diesen Prospekt

meint die Richtlinie 2003/71/EG des Europaischen Parlaments
und des Rates betreffend die in Prospekten enthaltenen
Angaben sowie die Aufmachung, die Aufnahme von Angaben
in Form eines Verweises und die Veroffentlichung solcher
Prospekte sowie die Verbreitung von Werbung (in der
geltenden Fassung)

meint die Verordnung (EG) Nr 809/2004 der Kommission vom
29.4.2004 in der geltenden Fassung

meint risikogewichtete Aktiva (Risk-Weighted Assets)

meint die Bausparkasse der 06sterreichischen Sparkassen
Aktiengesellschaft

meint die s IT Solutions AT Spardat GmbH

meint die von der s Wohnbaubank zur Finanzierung des
Wohnbaus in Osterreich ausgegebenen langfristigen Anleihen

meint die s Wohnbaubank AG

meint die Sammelurkunde gemaf §1 der
Emissionsbedingungen

meint die sDG Dienstleistungsgesellschaft mbH

meint den United States Securities Act of 1933 idgF

meint eine Serie von Schuldverschreibungen

meint den gesamten Bankbetrieb der Emittentin (mit
Ausnahme des auf die treuhadndige Emission von
Wohnbauanleihen bezogenen Bankbetriebs), der von der
Emittentin auf die Treugeberin im Wege einer Spaltung
(Spaltung zur Aufnahme nach dem &sterreichischen SpaltG)
abgespalten wird

meint alle dsterreichischen Sparkassen sowie die Erste Bank
der oesterreichischen Sparkassen AG

meint den einheitlichen Abwicklungsfonds (Single Resolution
Fund)

meint den einheitlichen Abwicklungsmechanismus (Single
Resolution Mechanism)

meint den einheitlichen Aufsichtsmechanismus (Single
Supervisory Mechanism)
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"Steuern"

"StWbFG"

"TARGET-Geschaftstag"

"Tilgungsbetrag"

"Tilgungstermin"

"Treugeberin”

llUGBll

"Verzinsungsbeginn"

"Verzinsungsende"

llVOll

"Wandlung"

"Wandlungserklarung"

"Wandlungstermin"

"WBIB GmbH"

"Wertpapiere"

"Wertpapiersammelbank"

"WohnbauforderG"

"Zahlstelle"

"Zinsbetrag"

meint in den Emissionsbedingungen Steuern gemaf § 8 der
Emissionsbedingungen

meint das Bundesgesetz Uber steuerliche Sondermalinahmen
zur Férderung des Wohnbaus (BGBI 1993/253 idgF)

meint einen Tag, an dem (i) die Wertpapiersammelbank in
Betrieb ist und (ii) alle fur die Abwicklung von Zahlungen in
Euro wesentlichen Teile des Trans-European Automated Real-
time Gross Settlement Express Transfer System 2, das eine
einheitliche gemeinsam genutzte Plattform verwendet und das
am 19.11.2007 in Betrieb gestellt wurde (TARGET2), oder
dessen Nachfolger, gedffnet sind und Zahlungen in Euro
abwickeln

meint 100 % des Nennbetrags

meint den Tilgungstermin gemall §§3 bzw. 4 der
Emissionsbedingungen

meint die Erste Bank der oesterreichischen Sparkassen AG

meint das Unternehmensgesetzbuch in der geltenden
Fassung

meint den Verzinsungsbeginn gemaf §3 der
Emissionsbedingungen

meint das Verzinsungsende gemaf §3 der
Emissionsbedingungen

meint ein Mitglied des Vorstands

meint eine Wandlung der Schuldverschreibungen in
Partizipationsrechte

meint  eine  Wandlungserkldarung gemalR §6 der
Emissionsbedingungen

meint  einen Wandlungstermin gemaf §6 der
Emissionsbedingungen

meint die Wohnbauinvestitionsbank GmbH

meint die Schuldverschreibungen und die Partizipationsrechte
zusammen und jeden(s) davon

meint die OeKB CSD GmbH
(CentralSecuritiesDepository.Austria), Strauchgasse 1-3, 1010
Wien, Osterreich oder deren Funktionsnachfolger als
Wertpapiersammelbank

meint das Bundesgesetz Uber steuerliche SondermalRnahmen
zur Foérderung des Wohnbaus (BGBI 1993/253) in der
geltenden Fassung

meint eine Zahlstelle gemaf § 7 der Emissionsbedingungen

meint einen Zinsbetrag gemafl § 3 der Emissionsbedingungen
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"Zinsperiode"

"Zinssatzfestlegungstag"

"Zinstagequotient"

meint eine Zinsperiode gemal § 3 der Emissionsbedingungen

meint einen Zinssatzfestlegungstag gemall §3 der
Emissionsbedingungen fur Option I (Muster-
Emissionsbedingungen  flir  Schuldverschreibungen  mit
variabler Verzinsung)

meint den Zinstagequotient gemaf §3 der
Emissionsbedingungen
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ZUSAMMENFASSUNG DES PROSPEKTS

Die Zusammenfassung besteht aus Elementen, die verschiedene Informations- und
Veroffentlichungspflichten enthalten. Diese Elemente sind in die Abschnitte A bis E gegliedert
(A.1 bis E.7). Diese Zusammenfassung des Prospekts (die "Zusammenfassung") enthalt alle
Elemente, die fur Wertpapiere und Emittenten dieser Art vorgeschrieben sind. Da manche
Elemente nicht erforderlich sind, kdnnen Licken in der Nummerierung der Elemente auftreten.
Auch wenn ein Element aufgrund der Art der Wertpapiere und des Emittenten fir die
Zusammenfassung vorgeschrieben ist, kann es sein, dass dazu keine passende Information
gegeben werden kann. In diesem Fall ist in der Zusammenfassung eine kurze Beschreibung des
Elements mit dem Hinweis "entfallt" enthalten.

Abschnitt A. — Einleitung und Warnhinweise

Al Warnhinweise Diese Zusammenfassung sollte als Prospekteinleitung
verstanden werden.

Ein Anleger sollte sich bei jeder Entscheidung, in die
Schuldverschreibungen, die unter diesem Prospekt (der
"Prospekt") begeben werden (die
"Schuldverschreibungen™), zu investieren, auf diesen
Prospekt als Ganzes stitzen.

Ein Anleger, der wegen der in diesem Prospekt
enthaltenen Angaben Klage einreichen will, muss nach
den nationalen Rechtsvorschriften seines
Mitgliedstaats madglicherweise fir die Kosten der
Ubersetzung dieses Prospekts aufkommen, bevor das
Verfahren eingeleitet werden kann.

Zivilrechtlich sind nur diejenigen Personen haftbar, die
die Zusammenfassung samt etwaiger Ubersetzungen
vorgelegt und Ubermittelt haben, und dies auch nur fir
den Fall, dass die Zusammenfassung verglichen mit
den anderen Teilen dieses Prospekts irrefiihrend,
unrichtig oder inkoharent ist oder verglichen mit den
anderen Teilen dieses Prospekts wesentliche Angaben
(Schlusselinformationen), die in Bezug auf Anlagen in
die Schuldverschreibungen fir die Anleger eine
Entscheidungshilfe darstellen, vermissen lassen.

A2 Zustimmung der Emittentin Die s Wohnbaubank AG (die "Emittentin") und die
zur Verwendung des Erste Bank der oesterreichischen Sparkassen AG (die
Prospektes "Treugeberin) erteilen allen Kreditinstituten, die im

Sinne der Richtlinie 2013/36/EU in einem EWR-
Mitgliedstaat zugelassen sind, ihren Sitz in dem
betreffenden Mitgliedstaat haben wund die zum
Emissionsgeschaft oder zum Vertrieb von
Schuldverschreibungen in Osterreich berechtigt sind
(die  "Finanzintermediare") ihre  ausdrickliche
Zustimmung, diesen Prospekt samt aller durch Verweis
einbezogenen Dokumente und allfalliger Nachtréage, fir
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den Vertrieb von Schuldverschreibungen in Osterreich
zu verwenden. Die Emittentin erklart, dass sie die
Haftung fir den Inhalt dieses Prospekts, mit Ausnahme
jener Abschnitte und Angaben, die sich auf die
Treugeberin beziehen und fir die die Treugeberin
daher die Verantwortung tragt und Haftung tbernimmt,
auch hinsichtlich einer spéateren Weiterveraul3erung
oder endgiiltigen Platzierung der
Schuldverschreibungen durch die Finanzintermediare
Ubernimmt. Fur Handlungen oder Unterlassungen der
Finanzintermediare tbernehmen die Emittentin und die
Treugeberin keine Haftung. Finanzintermediare durfen
diesen Prospekt nur im Einklang mit den
nachfolgenden  Bestimmungen und unter der
Bedingung verwenden, dass sie auf ihrer Internetseite
angeben, diesen Prospekt mit Zustimmung der
Emittentin und der Treugeberin zu verwenden.

Die Zustimmung entbindet ausdrucklich nicht von der
Einhaltung der Verkaufsbeschrankungen und
samtlicher jeweils anwendbarer Vorschriften. Der
Finanzintermediar wird nicht von der Einhaltung der auf
ihn anwendbaren gesetzlichen Vorschriften entbunden.
Die Zustimmung wird, die Gultigkeit dieses Prospekts
(d.h. die Erganzung durch allenfalls erforderliche
Nachtrdge) vorausgesetzt, bis zum 15. Juni 2019
erteilt; bis zu diesem Zeitpunkt kann die spatere
WeiterverdulRerung oder endgultige Platzierung von
Schuldverschreibungen  durch  Finanzintermediare
erfolgen. Ein Widerruf oder eine Einschrankung der
hier enthaltenen Erklarungen mit Wirkung fir die
Zukunft ohne Angabe von Griunden bleibt der
Emittentin bzw. Treugeberin vorbehalten.

Hinsichtlich der Angaben zur Angebotsfrist wird auf
Abschnitt E.3 - Beschreibung der Angebotskonditionen
verwiesen.

Hinweis fur Anleger: Finanzintermediare haben
Anleger zum Zeitpunkt der Angebotsvorlage Uber
die Bedingungen eines Angebots von
Schuldverschreibungen zu unterrichten und auf der
Internetseite des Finanzintermediars ist anzugeben,
dass der Finanzintermedidr diesen Prospekt mit
Zustimmung der Emittentin und der Treugeberin
und gemal den Bedingungen verwendet, an die die
Zustimmung gebunden ist.

Abschnitt B. | = Emittent

B.1 Gesetzlic_he und _ Der  juristische Name der  Emittentin lautet
Somg‘e_ré'e'l{? Bezeichnung g wohnbaubank AG". Der kommerzielle Name der
eér Emittentin Emittentin ist s Wohnbaubank".

17



B.2

B.3

B.4a

B.5

B.6

B.7

Sitz/Rechtsform/Recht/
Grindungsland

Geschaftstatigkeit und
Haupttatigkeiten

Wichtigste jingste Trends

Gruppe der Emittentin und
Stellung innerhalb dieser

Beteiligungs- und
Beherrschungs-
verhéltnisse

Ausgewahlte wesentliche
historische
Finanzinformationen und
Zwischenfinanz-

Die Emittentin hat ihren Sitz in Wien und ist eine
Aktiengesellschaft, die &sterreichischem Recht unterliegt
und in Osterreich gegriindet wurde.

Die s Wohnbaubank AG ist eine Spezialbank zur
Finanzierung des Wohnbaus in Osterreich. Die dafir
notwendigen Finanzierungsmittel werden durch die
Emission langfristiger Anleihen aufgebracht. Die
Emittentin ist und war innerhalb des Zeitraumes, der von
den historischen Finanzinformationen abgedeckt wird,
ausschlieRlich im Bundesgebiet der Republik Osterreich
tatig, wo sie ihren gesamten Umsatz erwirtschaftet.

Die Emittentin geht davon aus, dass sich die
angespannte Lage an den internationalen Finanzméarkten
auch zuklnftig negativ auf die Platzierung der
Schuldverschreibungen auswirken wird und daher
weniger Schuldverschreibungen der Emittentin
gezeichnet werden. Dies hat bereits dazu gefihrt, dass
der Emittentin Mittel aus ihrer Emissionstatigkeit in
geringerer Hohe als bisher fur die Ausreichung von
Krediten zur Verfigung stehen wund dass ihre
Geschéftstatigkeit dadurch eingeschrankt wird. Die
Emittentin geht davon aus, dass dieser Trend auch in
naherer Zukunft anhalt.

Entfallt; die Emittentin konsolidiert keine Unternehmen.

Die Emittentin hat jedoch verschiedene
Tochtergesellschaften: Die Emittentin halt zum Datum
dieses Prospekts (i) 92,45 % des Stammkapitals der
s Wohnbautrager GmbH, (ii) 50,11 % des Stammkapitals
der Erste OSW Wohnbautrager GmbH, (iii) 50 % des
Grundkapitals der APHRODITE Bautrager
Aktiengesellschaft und (iv) 27,5 % des Stammkapitals
der Wohnbauinvestitionsbank GmbH.

Die Emittentin ist eine 100 %-Tochtergesellschaft der
Erste Bank. Die Erste Bank ist wiederum eine 100 %-
Tochtergesellschaft der Erste Group Bank. Damit
beherrscht die Erste Group Bank die Hauptversammlung
der Emittentin mittelbar. Unterschiedliche Stimmrechte
sind nicht vorhanden. Hauptaktionar der Erste Group
Bank ist wiederum die Erste Stiftung, welche jedoch mit
den ihr zurechenbaren Aktien in der letzten ordentlichen
Hauptversammlung der Erste Group Bank uber keine
Stimmrechtsmehrheit - und somit keine
Kontrolle - verfugte.

1.1.2017 bis 1.1.2016 bis 1.1.2015 bis

(in Tausend EUR) 31.12.2017 31.12.2016 31.12.2015

Nettozinsertrag 11.453,53 15.267,97 14.787,86
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B.8

B.9

B.10

B.11

B.17

B.1

B.2

B.4b

informationen

Pro-forma-
Finanzinformationen

Gewinnprognosen oder -
schatzungen

Beschrankungen im
Bestéatigungsvermerk zu
historischen
Finanzinformationen

Erlauterung zum
Geschaftskapital der
Emittentin

Ratings

Betriebsertrage 9.784,96 13.730,33 13.363,42
Betriebsaufwendungen -2.415,18 -2.169,47 -1.907,98
Ergebnis der gew6hnlichen

Geschéftstatigkeit 7.332,49 10.707,44 12.201,97
Jahresiiberschuss 4.967,76 4.317,01 8.045,49
Bilanzsumme 1.942.766,44 2.067.831,04 2.050.224,77
Gezeichnetes Kapital 20.356,00 20.356,00 20.356,00

Quelle: Geprifte Jahresabschlisse der Emittentin fur die Geschaftsjahre 2017, 2016
und 2015 erstellt auf Basis des Unternehmensgesetzbuches (UGB) /
Bankwesengesetzes ("BWG"); alle darin enthaltenen Zahlen wurden geprift oder sind
von gepriften Zahlen abgeleitet.

Entfallt; der Prospekt enthdlt keine Pro-forma-

Finanzinformationen.

Entfallt; die Emittentin hat sich daflr entschieden, keine
Gewinnprognose oder -schatzung in den Prospekt
aufzunehmen.

Entfallt; es gibt keine
Bestatigungsvermerke Zu den
Finanzinformationen der Emittentin.

Beschrankungen  der
historischen

Das Geschaftskapital der Emittentin reicht nach ihrer
Auffassung aus, um die bestehenden
Anforderungen - jedenfalls fir einen Zeitraum von zwolf
Monaten nach Billigung dieses Prospekts - zu erflillen.

Entfallt; weder der Emittentin, noch den Wertpapieren
wurde ein Rating zugewiesen.

Abschnitt B. Il — Treugeberin

Gesetzliche und

kommerzielle Bezeichnung

der Treugeberin

Sitz/Rechtsform/Recht/
Grindungsland

Trends, die sich auf die
Treugeberin und die
Branchen, in denen sie
tatig ist, auswirken

Der juristische Name der Treugeberin ist Erste Bank der
oesterreichischen Sparkassen AG. Der kommerzielle
Name der Treugeberin ist "Erste Bank".

Die Treugeberin hat ihren Sitz in Wien und ist eine
Aktiengesellschaft, die dsterreichischem Recht unterliegt
und in Osterreich gegriindet wurde.

Die globale und nationale Entwicklung der Finanzmarkte
hat auf die Geschéftstatigkeit der Treugeberin als
Kreditinstitut einen wesentlichen Einfluss. Eine besonders
pragende Auswirkung hat das historisch niedrige
Zinsniveau auf die Banken und ihre Privat- und
Geschéaftskunden. Zudem stand die Treugeberin in den

vergangenen Jahren vor der nachhaltigen
Herausforderung der Umsetzung bzw. Vorbereitung auf
die neuen oder bevorstehenden regulatorischen

Anforderungen. Weiters beeinflussen die Treugeberin
Entscheidungen des OGH zur Zinsberechnung bei
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B.5

B.9

B.10

B.12

Ist die Treugeberin Teil
einer Gruppe,
Beschreibung der Gruppe
und der Stellung der
Treugeberin innerhalb
dieser Gruppe

Liegen Gewinnprognosen
oder -schatzungen vor, ist
der entsprechende Wert
anzugeben

Beschrankungen im
Bestatigungsvermerk zu
den historischen
Finanzinformationen

Ausgewahlte wesentliche
Finanzinformationen der
Treugeberin

Indikatorenbindung gegeniber Privatkunden
(Negativzinsen). Auch die Judikatur des EuGH zur
mehrwertsteuerlichen Zusammenschlussregelung
beeinflusst die Treugeberin. Die Treugeberin nimmt
derzeit gewisse im osterreichischen Umsatzsteuergesetz
(8 6 (1) Z 28 UStG) vorgesehene Steuerbefreiungen in
Anspruch (sogenannte ,Zusammenschlussbefreiung®).
Laut EuGH ist diese Befreiung unionsrechtswidrig. Eine
unionsrechtskonforme Nachfolgeregelung wurde vom
Osterreichischen Gesetzgeber bis zum Datum dieses
Prospekts noch nicht erlassen.

Es liegen der Treugeberin keine weiteren Informationen
Uber wesentliche Trends vor, die sich auf die Treugeberin
und die Branchen, in denen sie tatig ist, auswirken.

Entfallt; die Treugeberin konsolidiert keine Unternehmen.

Die Treugeberin hat jedoch verschiedene
Tochtergesellschaften. Wesentliche Kredit- und
Finanzinstitute, an welchen die Treugeberin beteiligt ist
(Beteiligungsanteil >20%), finden sich in nachstehender
Ubersicht:

Wesentliche Kredit- und Finanzinstitute der Erste Bank (Beteiligungsanteil
=20%). Die Anteilsverhaltnisse zeigen den durchgerechneten Antei der
Erste Bank (direkter + indirekter Anteil). Stand 1.3.2018

Allgemeine Sparkasse Obergsterreich Bank AG 392
Bausparkasse der osterreichischen Sparkassen AG 950
Karntner Sparkasse AG 250
Salzburger Sparkasse Bank AG 1000
Sparkasse Hainburg-Bruck-Neusiedl AG 750
Sparkasse Mihhiertel-West Bank AG 40,0
Steiermarkische Bank und Sparkassen AG 250
Tiroler Sparkasse Bank AG Innsbruck 75,0
ERSTE-SPARINVEST Kapitalanlage GmbH 448
Erste Bank und Sparkassen Leasing GmbH 100,0
MNeue Eisenstadter gemeinn.Bau-, Wohn- und Siedlungs GmbH 50,0
Osterreichisches Volks-wohnungswerk, Gemeinniitzige GmbH 100,0
s Wohnbaubank AG 100,0

Sparkassen IT Holding AG 311
UBG-Unternehmensbeteiligungs GmbH 100,0

Quelle: Treugeberin

Entfallt; die Treugeberin hat sich dafiir entschieden, keine

Gewinnprognose oder -schatzung in den Prospekt
aufzunehmen.
Entfallt; es gibt keine  Beschrdnkungen  der

Bestatigungsvermerke Zu den historischen

Finanzinformationen der Treugeberin.

1.1.2017 bis 1.1.2016 bis
(in Tausend EUR) 31.12.2017 31.12.2016
Nettozinsertrag 342.244 334.187
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B.13

B.14

B.15

B.16

Beschreibung aller
Ereignisse aus der
jungsten Zeit der
Geschaftstatigkeit der
Treugeberin, die fur die
Bewertung der
Zahlungsféahigkeit in
hohem Mal3e relevant sind

Abhéangigkeit der
Treugeberin von anderen
Unternehmen der Gruppe

Haupttatigkeiten der
Treugeberin

Beteiligungs- oder
Beherrschungs-
verhaltnisse an der
Treugeberin, soweit
dieser bekannt

Betriebsertrage 688.280 660.190

Betriebsaufwendungen 490.173 500.386
Ergebnis der gewshnlichen 247.161 178.706
Geschaftstatigkeit

Jahresiiberschuss 184.302 114.060
Bilanzsumme 25.183.901 23.498.619
Gezeichnetes Kapital 587.924 587.924

Quelle: Geprifte Jahresabschlisse der Treugeberin fur die Geschaftsjahre 2017 und
2016 erstellt auf Basis des Unternehmensgesetzbuches (UGB) /
Bankwesengesetzes ("BWG"); alle darin enthaltenen Zahlen wurden geprift oder sind von

gepruften Zahlen abgeleitet.

e Die Aussichten der Treugeberin haben sich seit dem

Datum des letzten gepruften  Abschlusses
(31.12.2017) nicht wesentlich verschlechtert.

¢ Nach dem von den historischen Finanzinformationen

abgedeckten Zeitraum sind keine wesentlichen
Veradnderungen bei Finanzlage oder Handelsposition
der Treugeberin eingetreten.

Entfallt; es gibt keine Ereignisse aus der jingsten Zeit der
Geschaftstatigkeit der Treugeberin, die flr die Bewertung
ihrer Zahlungsféahigkeit in hohem MalRe relevant sind.

Entfallt; die Treugeberin konsolidiert keine Unternehmen.

Die Treugeberin ist eine klassische Universalbank mit
einem traditionellen Schwerpunkt auf Privatkunden, klein-
und mittelstdndische Unternehmen (KMUs) und gré3ere
Firmenkunden. Als Universalbank bietet die Treugeberin
umfangreiche Dienstleistungen und Produkte fur alle
finanziellen Bedurfnisse an.

Das Grundkapital der Treugeberin wird zur Ganze von
der Erste Group Bank gehalten. Hauptaktionar der Erste
Group Bank ist wiederum die Erste Stiftung, welche
jedoch mit den ihr zurechenbaren Aktien in der letzten
ordentlichen Hauptversammlung der Erste Group Bank
Uber keine Stimmrechtsmehrheit - und somit keine
Kontrolle - verfligte.
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Cl1

C.2
C3

C.5

C.7

C.8

Art, Gattung
Wertpapierkennung

Wahrung

Ausgegebene und voll
eingezahlte
Aktien/Nennwert pro
Aktie

Beschradnkungen fur die
freie Ubertragbarkeit

Dividendenpolitik

Beschreibung der mit
den
Schuldverschreibungen
verbundene Rechte
sowie

Abschnitt C. — Wertpapiere

Die Schuldverschreibungen stellen Schuldtitel mit einer
Einzelstiickelung von EUR [®] dar; sie sind als
Wandelschuldverschreibungen auf Partizipationsrechte der
Emittentin ausgestaltet.

Die Schuldverschreibungen tragen die ISIN [@].

Die Schuldverschreibungen werden von der Emittentin
treuhandig fur die Erste Bank der oesterreichischen
Sparkassen AG begeben.

Die Schuldverschreibungen lauten auf Euro.

Das Grundkapital der Emittentin betragt
EUR 20.356.000,00 und setzt sich aus 2.800.000 auf
Namen lautenden Stiickaktien, die alle voll eingezahlt sind
und keinen Nennwert haben, mit einem rechnerischen
Anteil am Grundkapital von je EUR 7,27 zusammen.

Die Schuldverschreibungen sind Inhaberwertpapiere und
grundsatzlich frei Ubertragbar. Beschrankungen der
Ubertragbarkeit kénnen sich aus den anwendbaren Regeln
der Wertpapiersammelbank und gegebenenfalls des
jeweiligen Clearingsystems ergeben.

Der Jahresiiberschuss des Geschéaftsjahres 2015 in Hohe
von EUR 8.045.492,44 wurde abziglich der Dotierung der
freien Gewinnricklage in Hohe von EUR 5.645.492,44, das
sind somit EUR 2.400.000,00, als Dividende an die
Aktionare der Emittentin ausgeschiittet.

Der Jahresiberschuss des Geschaftsjahres 2016 in Hohe
von EUR 4.317.010,77 wurde abziglich der Dotierung der
freien Gewinnriicklage in H6he von EUR 1.817.010,77, das
sind somit EUR 2.500.000,00, als Dividende an die
Aktionare der Emittentin ausgeschiittet.

Der Jahresiiberschuss des Geschaftsjahres 2017 in Hohe
von EUR 4.967.757,82 wurde abzliglich der Dotierung der
freien Gewinnricklage in H6he von EUR 2.467.757,82, das
sind somit EUR 2.500.000,00, als Dividende an die
Aktionarin der Emittentin ausgeschuttet.

Die Rechte der Inhaber von Schuldverschreibungen (die
"Anleiheglaubiger”) ergeben sich aus den durch die
mafRgeblichen Endgiltigen Bedingungen vervollstandigten
Muster-Emissionsbedingungen (zusammen die
"Emissionsbedingungen"), wobei entweder die
Endgultigen Bedingungen (i) durch Verweis eine der
Optionen der Muster-Emissionsbedingungen fur die
mafRgebliche Emission fir anwendbar erklaren und die in
den Muster-Emissionsbedingungen optional ausgefiihrten
Informationsbestandteile auswéahlen und die in den Muster-
Emissionsbedingungen fehlenden Informationsbestandteile
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- einschlieBlich der
Rangordnung

- einschliel3lich Be-
schrankung dieser
Rechte

ergédnzen oder (i) durch Wiederholung eine der Optionen
der Muster-Emissionsbedingungen fiir die malBgebliche
Emission fur anwendbar erklaren und die optional
ausgefuhrten Informationsbestandteile durch Streichungen
auswahlen und die in den Muster-Emissionsbedingungen
fehlenden Informationsbestandteile erganzen. Die
Anleiheglaubiger haben insbesondere das Recht auf den
Erhalt von Zinszahlungen, wie in [C.9] [C.10] angegeben,
und den Rickzahlungsbhetrag, wie in C.9 angegeben.
Weiters sind die Anleiheglaubiger berechtigt, je eine
Schuldverschreibung im Nennbetrag in auf Inhaber
lautende nachrangige und unbefristete Partizipationsrechte
der Emittentin zu wandeln.

Die Schuldverschreibungen stellen direkte, unbedingte,
unbesicherte und nicht-nachrangige Verbindlichkeiten der
Emittentin dar, die untereinander und mit allen anderen
bestehenden und zukinftigen unbesicherten und nicht-
nachrangigen Verbindlichkeiten der Emittentin im Rang
gleich stehen, soweit diesen Verbindlichkeiten nicht durch
zwingende gesetzliche Bestimmungen ein Vorrang
eingeraumt wird.

Eine ordentliche Kundigung der Schuldverschreibungen durch
die  Emittentin  und/oder die  Anleiheglaubiger st
ausgeschlossen.

Die Schuldverschreibungen sehen keine ausdricklichen
Verzugsfalle vor.

Anspriche gegen die Emittentin auf Zahlungen auf die
Schuldverschreibungen verjahren, sofern sie nicht
innerhalb von dreiBig Jahren bzw. der jeweils in den
Emissionsbedingungen angegeben davon abweichenden
Frist im Falle des Kapitals oder innerhalb von drei Jahren
bzw. der jeweils in den Emissionsbedingungen angegeben
davon abweichenden Frist im Falle von Zinsen ab dem Tag
der Falligkeit geltend gemacht werden.

Das Wandlungsrecht kann nur zum jeweiligen Kupontermin,
erstmals am [®], ausgelbt werden.

Samtliche Zahlungen von Kapital und Zinsen in Bezug auf die
Schuldverschreibungen werden ohne Einbehalt oder Abzug
jeglicher Abgaben geleistet, es sei denn, ein solcher Einbehalt
oder Abzug ist oder wird in Zukunft gesetzlich vorgeschrieben;
in diesem Fall wird die Emittentin die betreffenden Abgaben
einbehalten oder abziehen, und die Emittentin ist nicht
verpflichtet, wegen eines solchen Einbehalts oder Abzugs
zusatzliche Betrdge an Kapital und/oder Zinsen zu zahlen.

Die Emittentin ist jederzeit berechtigt, ohne Zustimmung der
Anleiheglaubiger weitere Schuldverschreibungen mit den
gleichen Bedingungen zu begeben.
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C.9

nominaler Zinssatz

[Die Emittentin ist berechtigt, jederzeit Schuldverschreibungen
im Markt oder anderweitig zu jedem beliebigen Preis
zurlickzukaufen.]

Den Anleiheglaubigern steht bei KapitalmalRnahmen oder
Neuemissionen von Schuldverschreibungen oder sonstigen
Emissionen kein Recht auf Bezug dieser Wertpapiere und
auch kein anderer Ausgleich zu.

Falls ein Kurator gemaR dem Kuratorengesetz bestellt wird,
kénnen Anleihegldaubiger ihre Rechte gegenlber der
Emittentin nicht individuell ausiiben.

[Im Fall von Schuldverschreibungen mit fixer
Verzinsung, einfigen: Der Nominalzinssatz fir die
gesamte Laufzeit betragt [®] % per annum]

[Im Falle einer anfanglichen fixen Verzinsung,
einfugen: Der Nominalzinssatz fur die den Zeitraum vom
Verzinsungsbeginn  bis zum  [Fixverzinsungsende
einfugen] betragt [®] % per annum.]

[Im Fall von Schuldverschreibungen mit variabler
Verzinsung, einfligen: Der variable Nominalzinssatz [fur
Zinsperioden ab [Datum des variablen
Verzinsungsbeginns  einflugen]] wird wie folgt
berechnet:

[[Partizipationsfaktor einfugen] % vom] [Dreimonats]
[Sechsmonats] [Zwoélfmonats] [anderes]-EURIBOR (der
"Referenzsatz") per annum [plus/minus einen Marge von
[Zu-/Abschlag einfligen] per annum (die "Marge")]

[Wenn ein Mindestzinssatz zur Anwendung gelangt,
einfligen: Wenn der gemall den obigen Bestimmungen
fir eine Zinsperiode ermittelte Zinssatz niedriger als
[Mindestzinssatz einfigen] % per annum ist, so ist der
variable Zinssatz fur diese Zinsperiode [Mindestzinssatz
einfugen] % per annum.]

[Wenn ein Stufenmindestzinssatz zur Anwendung
gelangt, einfligen: Wenn der gemafl den obigen
Bestimmungen flr eine Zinsperiode ermittelte Zinssatz
niedriger ist als der fur diese Zinsperiode gemaR
nachstehender Tabelle anwendbare Mindestzinssatz so
ist der variable Zinssatz der fur die maRgebliche
Zinsperiode in nachstehender Tabelle angegebene
Mindestzinssatz:

Mindestzins-satz | vom bis
(einschlieBlich) | (einschlieBlich)

[Mindestzinssétze | [Daten [Daten
einfigen: % per | einfligen] einfigen]
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Datum, ab dem die
Zinsen zahlbar werden
und
Zinsfalligkeitstermine

ist der Zinssatz nicht
festgelegt, Beschreibung
des Basiswerts, auf den
er sich stitzt

Falligkeitstermin und
Vereinbarungen fur die
Darlehenstilgung,
einschliefRlich des
Rickzahlungsverfahrens

Angabe der Rendite

annum] ‘ ‘

[weitere Zeilen einfugen] ]]

[Wenn ein Hochstzinssatz zur Anwendung gelangt,
einfugen: Wenn der gemalR den obigen Bestimmungen
fur eine Zinsperiode ermittelte Zinssatz hoher als
[Hochstzinssatz einfligen] % per annum ist, so ist der
variable Zinssatz fir diese Zinsperiode [HOchstzinssatz
einfligen] % per annum.]

[Wenn ein Stufenhéchstzinssatz zur Anwendung
gelangt, einfigen: Wenn der gemdall den obigen
Bestimmungen fur eine Zinsperiode ermittelte Zinssatz
hoher st als der fir diese Zinsperiode gemaR
nachstehender Tabelle anwendbare Hochstzinssatz, so ist
der variable Zinssatz der fir die maRRgebliche Zinsperiode
in nachstehender Tabelle angegebene Hbchstzinssatz:

Hoéchstzins- vom bis

satz (einschlieBlich) | (einschlieBlich)
[Hochstzins- [Daten [Daten

satze einflgen: | einfligen] einflgen]

% per annum]

[weitere Zeilen einfugen] ]

Die Verzinsung der Schuldverschreibungen beginnt am [@]
(einschlieB3lich) und endet am [®] (einschlieRlich). Die
Zinsen werden [jahrlich] [halbjahrlich] [quartalsweise]
[monatlich] im Nachhinein jeweils am [®] eines jeden
[Jahres] [Monats], erstmals am [®] ausbezahlt.

[Entfallt; der Zinssatz ist festgelegt.]

[Der Referenzsatz entspricht dem angezeigten Angebotssatz
ausgedrickt als Prozentsatz (per annum) fur [Dreimonats]
[Sechsmonats] [Zwoélfmonats] [anderes]-Einlagen in Euro
(EURIBOR) fur die jeweilige Zinsperiode, der am
Zinssatzfestlegungstag verdéffentlicht wird.]

Soweit nicht zuvor bereits ganz oder teilweise gewandelt
oder zuruckgekauft, werden die Schuldverschreibungen zu
100 % des Nennbetrags am [®] zurlickgezahlt.

Die Rulckzahlung des Nennbetrags erfolgt, vorbehaltlich
geltender steuerlicher und sonstiger gesetzlicher Vorschriften,
Uber die Zahlstelle(n) zur Weiterleitung an die
Wertpapiersammelbank oder deren Order zur Gutschrift auf
den Konten der jeweiligen fur den Anleiheglaubiger
depotfiihrende Stelle mit Konto bei der
Wertpapiersammelbank.

[Die Rendite auf die Schuldverschreibungen bei einem
Emissionspreis von [®] % betragt [®] % per annum
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Name des Vertreters der
Schuldtitelinhaber

C.10 Derivative Komponente
bei der Zinszahlung
(Einfluss Basis-
instruments)

C.11 Zulassung zum Handel

C.22 Beschreibung der
Partizipationsrechte

Wahrung der
Partizipationsrechte

Rechte und Verfahren zu
deren Wahrnehmung

abziglich Kommissionen und anderen Transaktionskosten;
vorausgesetzt, sie werden bis zum Tilgungstermin
gehalten.] [Da die Schuldverschreibungen variabel verzinst
sind, kann die Rendite nicht angegeben werden.]

Die Emissionsbedingungen enthalten keine Bestimmungen
Uber die Vertretung der Anleiheglaubiger. In bestimmten
Fallen (beispielsweise,  wenn die Rechte  der
Anleiheglaubiger mangels einer gemeinsamen Vertretung
gefédhrdet sind) kann ein Kurator gem&R dem
Kuratorengesetz bestellt werden, der die Anleiheglaubiger
vor den osterreichischen Gerichten vertritt.

Entfallt; die Schuldverschreibungen haben keine derivative
Komponente bei der Zinszahlung.

[Eine Zulassung der Schuldverschreibungen zum Handel
an einem geregelten Markt oder sonstigen gleichwertigen
Mérkten ist derzeit nicht geplant. Eine Einbeziehung der
Schuldverschreibungen in den Handel im Multilateralen
Handelssystem der Wiener Borse ("Dritter Markt") wird
angestrebt.] [Die Emittentin hat keinen Antrag auf
Zulassung der Schuldverschreibungen zum Handel an
einem geregelten Markt und/oder der Einbeziehung der
Schuldverschreibungen in den Handel im Multilateralen
Handelssystem der Wiener Borse ("Dritter Markt") gestellt.]

Je eine Schuldverschreibung im Nennbetrag berechtigt zur
Wandlung in [Anzahl der Partizipationsrechte, in die eine
Schuldverschreibung im Nennbetrag gewandelt werden
kann, einfugen] auf Inhaber lautende nachrangige und
unbefristete Partizipationsrechte der Emittentin  (die
"Partizipationsrechte”) mit einem Nominale von je
EUR [Nominale einfligen]. Dies entspricht einem nominellen
Wandlungspreis von EUR [Wandlungspreis einfligen] pro
Partizipationsrecht.

Die Partizipationsrechte lauten auf EUR.

Die Partizipationsrechte sind zeitlich unbefristet und kdnnen
von ihren Inhabern (die "Partizipanten") nicht gekindigt
werden. Der Kapitalbetrag aus den Partizipationsrechten darf
nur im Fall der Liquidation der Emittentin oder im Fall von
Ruckkéaufen nach Ermessen oder anderer
ErmessensmalRnahmen zur Verringerung der Eigenmittel im
Einklang mit anwendbarem Recht verringert oder
zurlickgezahlt werden. Die Ertrage aus den
Partizipationsrechten (die "Dividenden") sind
gewinnabhéngig, wobei als Gewinn ausschuttungsfahige
Posten der Emittentin zu verstehen sind. Es besteht keine
Ausschuttungspflicht der Emittentin. Die Dividende der
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Zulassung der
Partizipationsrechte zum
Handel

Beschrankung der
Ubertragbarkeit der
Partizipationsrechte

Ist der Emittent der
Partizipationsrechte ein
Unternehmen derselben

Gruppe, sind zu diesem
Emittenten die gleichen
Angaben zu liefern wie

Partizipanten (soweit eine solche beschlossen und
ausgeschittet wird) ist gleichzeitig mit der Dividende der
Stammaktionare féllig und wird jahrlich ausgezahlt.
Dividenden der Partizipanten, welche nicht binnen drei Jahren
nach Falligkeit behoben werden, verfallen zugunsten der
gesetzlichen Rucklagen der Emittentin. Die
Partizipationsrechte begriinden direkte, nicht besicherte
Verpflichtungen der Emittentin, die untereinander und mit dem
Grundkapital der Emittentin im Rang gleich stehen. Im Falle
der Liguidation der Emittentin haben die Partizipanten das
Recht auf Beteiligung am Liquidationsgewinn (soweit
vorhanden) im gleichen Rang wie die Stammaktionére der
Emittentin. Zahlungen aus diesem Titel durfen erst nach
Befriedigung oder Sicherstellung aller anderen Glaubiger
einschlie3lich Glaubigern aus nachrangigen Verbindlichkeiten,
die den Partizipationsrechten im Rang vorgehen, erfolgen.
Sofern der Liquidationserlés zur Befriedigung der
Liquidationsanspriche  der Partizipanten und  der
Stammaktionare der Emittentin nicht ausreicht, nehmen die
Partizipationsrechte im gleichen anteiligen Ausmall am
Differenzbetrag teil, wie die Stammaktionare der Emittentin.
Die Partizipationsrechte gewéhren (mit Ausnahme eines
allfalligen  Teilnahme- und  Auskunftsrechts an der
Hauptversammlung der Emittentin soweit dies gesetzlich
ausdriicklich vorgesehen ist) keine Mitgliedschaftsrechte wie
z.B. das Stimmrecht, das Recht auf Antragsstellung in der
Hauptversammlung, das Recht auf die Bek&mpfung von
Hauptversammlungsbeschlissen oder das Recht auf Bezug
von Aktien. Soweit gesetzlich zwingend erforderlich, wird fur
den Fall, dass durch eine MalRnahme der Emittentin das
Verhdltnis  zwischen den  Vermdgensrechten  der
Partizipanten und den mit anderen Kapitalien verbundenen
Vermdgensrechten gedndert wird, diese Veranderung
angemessen ausgeglichen. Den Partizipanten steht
jedenfalls kein Bezugsrecht auf Aktien der Emittentin zu.

Die Emittentin beabsichtigt nicht, einen Antrag auf
Zulassung der Partizipationsrechte zum Handel an einem
geregelten Markt oder zur Einbeziehung in den Handel an
einem Multilateralen Handelssystem zu stellen.

Die Partizipationsrechte sind
gemaln den Bestimmungen
Wertpapiersammelbank und
unbeschrankt Ubertragbar.

Inhaberwertpapiere und
der malgeblichen
anwendbarem Recht

Entfallt; die Partizipationsrechte werden von der Emittentin
begeben.
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D.1

im Aktienregistrierungs-
formular

Zentrale Risiken, die der
Emittenten eigen sind

Abschnitt D. — Risiken

Risiko der Abhangigkeit vom Geschaftsverlauf der
Erste Bank und Risiko einer Insolvenz der Erste
Bank.

Risiko einer Verschlechterung der
makrotkonomischen Rahmenbedingungen.

Risiko im Zusammenhang mit verscharften
regulatorischen Rahmenbedingungen.

Sollte die Emittentin die rechtlichen
Rahmenbedingungen wiederholt und/oder schwer
verletzen, besteht das Risiko, dass die Konzession
der Emittentin beschrankt oder entzogen wird.

Risiko im Zusammenhang mit Anderungen der
steuerlichen Rahmenbedingungen.

Risiko einer sich verscharfenden
Wettbewerbssituation.

Risiko von Abwertungserfordernissen infolge einer
Veranderung von Marktpreisen.

Liquiditatsrisiko.
Risiko einer Verschlechterung der Kreditqualitat.
Risiko von Zinsadnderungen.

Risiko der Nichterfullung von Verpflichtungen durch
Vertragspartner der Emittentin.

Risiko im Zusammenhang mit mdoglicherweise
unzureichendem  Risikomanagement und nicht
vorhersehbaren Situationen.

Risiken im Zusammenhang mit
Absicherungsgeschaften (Hedging).

Operationales Risiko.
IT- Risiko.

Risiko der Unmoglichkeit  widmungskonformer
Verwendung der Emissionserlose.

Risiko der Abhangigkeit von Treuhandentgelten.

Beherrschender Einfluss der Treugeberin und
Abhangigkeit vom Geschéftsverlauf dieser.

Abhéangigkeit von Treugeberin und Unternehmen der
Erste Bank Gruppe.

Risiko in Zusammenhang mit Interessenkonflikten
und Doppelfunktionen.
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D.2

Zentrale Risiken, die der
Treugebein eigen sind

Risiko in Zusammenhang mit der Rekrutierung sowie
des Haltens von Schliisselpersonal.

Risiko negativer Referenzzinssatze im Kreditgeschaft.

Risiko einer Verschlechterung der
makrotkonomischen Rahmenbedingungen.

Risiko im Zusammenhang mit verscharften
regulatorischen Rahmenbedingungen.

Sollte die Treugeberin die rechtlichen
Rahmenbedingungen wiederholt und/oder schwer
verletzen, besteht das Risiko, dass die Konzession
der Treugeberin beschrankt oder entzogen wird.

Anderungen in der Konsumentenschutzgesetzgebung
sowie in der Anwendung und Auslegung solcher
Gesetze kénnen sich negativ auf jene Produkte und
Dienstleistungen auswirken, die die Treugeberin ihren
Kunden anbietet.

Risiko im Zusammenhang mit der Anderung der
steuerlichen Rahmenbedingungen.

Risiko einer sich verscharfenden
Wettbewerbssituation.

Risiko, dass aufgrund von Anderungen der
Marktpreise Verluste entstehen (Marktrisiko).

Risiko des Wertverfalls von Immobilien, die als
Sicherheiten im Kreditgeschaft der Treugeberin
bestellt werden.

Es besteht das Risiko, dass die Treugeberin aufgrund
der unterschiedlichen Fristigkeit von Forderungen und
Verbindlichkeiten ihre gegenwartigen oder
zukunftigen Zahlungsverpflichtungen nicht vollstéandig
oder fristgerecht erfillen kann (Liquiditatsrisiko).

Risiko, dass aufgrund von Anderungen der Zinsen
Verluste entstehen (Zinsrisiko).

Risiko negativer Zinsen im Kreditgeschaft.

Risiken im Zusammenhang mit der Veranderung von
Fremdwéahrungswechselkursen (Wahrungsrisiko).

Risiken im Zusammenhang mit dem Ausfall
staatlicher Schuldner.

Risiko der Nichterfillung von Verpflichtungen durch
Vertragspartner der Treugeberin.

Risiko im Zusammenhang mit mdglicherweise
unzureichendem  Risikomanagement und nicht
vorhersehbaren Situationen.
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D.3

Zentrale Risiken, die den
Wertpapieren eigen sind

Risiko, dass Kunden \vertragliche (Zahlungs-
)Verpflichtungen gegenuber der Treugeberin nicht
erfullen (Kreditrisiko und Ausfallsrisiko).

Operationales Risiko.
IT- Risiko.

Risiko von Wertverlusten aus den von der
Treugeberin gehaltenen Beteiligungen
(Beteiligungsrisiko).

Risiko der mangelnden Verfligbarkeit kostenglnstiger
Refinanzierungsmaglichkeiten.

Risiko, dass eine Schéadigung des
Unternehmensrufes negative Auswirkungen auf die
Treugeberin hat (Reputationsrisiko).

Risiko der Treugeberin durch mogliche
Verschlechterungen des Geschéaftsverlaufs der Erste
Bank Gruppe Nachteile zu erleiden.

Beherrschender Einfluss der Erste Group Bank und
Abhéangigkeit vom Geschaéftsverlauf dieser.

Abhéangigkeit von der Erste Group Bank und
Unternehmen der Erste Bank Gruppe.

Risiko potenzieller Interessenkonflikte der
Organmitglieder der Treugeberin aufgrund ihrer
Tatigkeit innerhalb und auf3erhalb der Unternehmen
der Erste Bank Gruppe.

Risiko in Zusammenhang mit dem Haftungsverbund.

Gemeinsame Risiken in Bezug auf die
Schuldverschreibungen und (nach Wandlung) die
Partizipationsrechte

Die Wertpapiere sind nicht fur jeden Anleger eine
geeignete Anlageform.

Steuerrechtliche Veranderungen kénnen sowohl den
Marktpreis der Schuldverschreibungen bzw. (nach
Wandlung) der Partizipationsrechte als auch die Hohe
der Zins- bzw. Dividendenzahlungen negativ
beeinflussen.

Risiko des Totalverlusts des investierten Kapitals
aufgrund der mangelnden  Besicherung der
Schuldverschreibungen bzw. (nach Wandlung) der
Partizipationsrechte.

Risiken der Begrindung weiterer Verbindlichkeiten
der Emittentin oder der Treugeberin.

Die Wertentwicklung der Wertpapiere steht zum
Zeitpunkt der Investition in die
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Schuldverschreibungen bzw. ihrer Wandlung in
Partizipationsrechte nicht fest (Marktpreisrisiko).

Bei einer zukinftigen Geldentwertung (Inflation)
kénnte sich die reale Rendite einer Anlage verringern.

Anleger, die ihre Geschafte in anderen Wahrungen
als in Euro tatigen, kdnnen einem Wahrungsrisiko
unterliegen, weil sie Zahlungen auf die Wertpapiere in
Euro erhalten.

Eine Wiederveranlagung von Ertragen und Kapital der
Wertpapiere zu den Bedingungen, die fir die
Wertpapiere gelten, ist ungewiss.

Mit dem Erwerb und der Veraduf3erung von
Wertpapieren verbundene Nebenkosten kdénnen das
Ertragspotenzial der  Wertpapiere  wesentlich
beeinflussen.

Anleger tragen das Risiko der fehlerhaften
Abwicklung durch Clearing Systeme.

Die fur die Verjahrung von Ansprichen auf Zahlung
von Zinsen gesetzlich vorgesehene Frist von 3 Jahren
bzw. die fir die Verjdhrung von Ansprichen auf
Zahlung von Kapital gesetzlich vorgesehene Frist von
30 Jahren ab Falligkeit kann in den auf die
Wertpapiere anwendbaren Emissionsbedingungen
verklrzt werden. In diesem Fall haben die Anleger
weniger Zeit, ihre Anspriiche aus den Wertpapieren
geltend zu machen.

Rechtliche Risiken aufgrund unterschiedlicher
Jurisdiktionen oder infolge gednderter Rechtslage.

Anleiheglaubiger kénnen Anspriiche mdglicherweise
nicht selbstandig geltend machen.

Risiko der Anderung der Rechtsordnung.

Besondere Risiken in Bezug auf die
Schuldverschreibungen

Risiko der gegeniber bestimmten Einlagen
nachrangigen Befriedigung der Anspriche der
Anleiheglaubiger im Insolvenzfall der Emittentin bzw.
Treugeberin.

Die Inhaber von Schuldverschreibungen mit fixer
Verzinsung sind dem Risiko ausgesetzt, dass der
Wert der Wertpapiere als Ergebnis einer Anderung
des Marktzinssatzes fallt.

Die Inhaber von Schuldverschreibungen mit variabler
Verzinsung tragen das Risiko schwankender
Zinsniveaus und ungewisser Zinsertrage.
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Risiko der Ertragsminderung bei
Schuldverschreibungen mit Hochstzinssatz, weil die
Hohe der Zinsen niemals Uber den Hochstzinssatz
hinaus steigen wird.

Risiko einer negativen Rendite bei variabler
Verzinsung ohne Mindestzinssatz.

Von einem kreditfinanzierten Kauf der
Schuldverschreibungen wird aufgrund des Risikos
eines deutlich héheren Verlusts abgeraten.

Inhaber von Schuldverschreibungen, die in den
Handel im Dritten Markt einbezogen sind, unterliegen
dem Risiko, dass der Handel mit den
Schuldverschreibungen ausgesetzt, unterbrochen
oder beendet wird.

Es gibt keine Sicherheit daflir, dass sich ein liquider
Sekundarmarkt far die  Schuldverschreibungen
entwickeln wird, noch daflr, dass dieser bestehen
bleibt, falls er sich entwickelt. Auf einem illiquiden
Markt sind Anleiheglaubiger unter Umstanden nicht in
der Lage, ihre Schuldverschreibungen zu einem
angemessenen Marktpreis oder (berhaupt zu
verkaufen.

Risiko eines bedeutenden Kursriickgangs, obwohl
sich die Ertragslage oder die Zukunftsaussichten der
Emittentin bzw. der Treugeberin nicht nachteilig
verandert haben (Irrationale Faktoren).

Anleger, die in Schuldverschreibungen investieren,
gehen das Risiko ein, dass sich der Zinsaufschlag
(Credit Spread) der Emittentin oder der Treugeberin
verandert (Credit Spread-Risiko).

Die Schuldverschreibungen sehen kein ordentliches
Kundigungsrecht der Anleiheglaubiger vor, weshalb
die Anleiheglaubiger keine Mdoglichkeit haben, ihr
Investment vorzeitig zu beenden.

Risiko des Eingriffs in bestehende Rechte der
Anleiheglaubiger durch eine gesetzliche
Verlustbeteiligung auf Ebene der Emittentin bzw.
Treugeberin, wodurch die Anleiheglaubiger einen Teil
oder die Gesamtheit ihrer Anlage in die
Schuldverschreibungen verlieren kdnnen.

Schuldverschreibungen, die bestimmte far
Anleiheglaubiger vorteilhafte Ausstattungsmerkmale
wie beispielsweise einen Mindestzinssatz aufweisen,
kénnen auch fir Anleiheglaubiger nachteilige
Ausstattungsmerkmale wie beispielsweise einen
Hochstzinssatz oder einen hoheren Emissionspreis
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aufweisen.

Risiken im Zusammenhang mit der Reform von
LIBOR, EURIBOR und anderen Benchmark
Zinssatzen.

Besondere Risiken in Bezug auf die
Partizipationsrechte

Risiko des Totalverlusts des investierten Kapitals,
weil Partizipanten wie Stammaktionare der Emittentin
erst nach Befriedigung oder Sicherstellung aller
anderen Glaubiger aus nicht-nachrangigen und
nachrangigen Verbindlichkeiten an der Verteilung
eines allfalligen Liquidationsgewinns teilnehmen.

Risiko, dass Dividenden auf die Partizipationsrechte
nur dann ausbezahlt werden, wenn und soweit diese
im ausschuittungsfahigen Gewinn der Emittentin des
jeweiligen Jahres Deckung finden.

Die Partizipationsrechte nehmen bis zur vollen H6he
am Verlust der Emittentin teil.

Die Emittentin kann weitere Instrumente mit
vorrangiger oder gleichrangiger Gewinnberechtigung
emittieren, was die Dividendenzahlung unter den
Partizipationsrechten schmalern kann.

Risiko in Zusammenhang mit der Wandlung der
Schuldverschreibungen bzw.
Veranlagungsentscheidung hinsichtlich der
Partizipationsrechte.

Im Zusammenhang mit einer moglichen Wandlung
der Schuldverschreibungen sind Anleger Risiken in
Zusammenhang mit der Ausstattung der
Partizipationsrechte ausgesetzt.

Es kann nicht garantiert werden, dass der Emittentin
im Falle einer Wandlung von Schuldverschreibungen
in ausreichendem MalR Partizipationsrechte zur
Bedienung der Schuldverschreibungen zur Verfligung
stehen.

Die Partizipanten sind den finanziellen Risiken der
Partizipationsrechte fir eine unbegrenzte Dauer
ausgesetzt, weil Partizipationsrechte eine
unbegrenzte Laufzeit haben und durch die
Partizipanten unkindbar sind.

Partizipationsrechte sind zeitlich unbefristet, durfen
nicht nach Wahl der Anleiheglaubiger zuriickgezahlt
werden, und die Verringerung, die Rickzahlung oder
der Rickkauf der Partizipationsrechte durch die
Emittentin bedurfen der vorherigen Erlaubnis der
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E.2b

E.3

Grinde fur das Angebot

zustandigen Behorde.

= Risiko aufgrund fehlender Stimmrechte in der
Hauptversammlung der Emittentin, auch fir den Fall,
dass den Partizipanten ein Recht zur Teilnahme an
der Hauptversammlung der Emittentin eingerdumt
wird.

= Die Emittentin hat die Mdglichkeit, eine Einziehung
oder Kapitalherabsetzung vorzunehmen, obwohl die
Partizipationsrechte  kein fixes Falligkeitsdatum
vorsehen.

= Bei Partizipationsrechten  besteht eine nur
beschrankte Gewinnberechtigung: Die Partizipanten
haben nur insoweit einen Anspruch auf die Dividende,
als ein Gewinn der Emittentin vorliegt und ein
Ausschittungsbeschluss der Hauptversammlung der
Emittentin erfolgt.

= Die Partizipationsrechte gewahren kein Recht auf
Dividendennachzahlung.

= Die Emissionsbedingungen gewahren den
Partizipanten keinen angemessenen Ausgleich fir
Anderungen des Verhéltnisses zwischen den
Vermoégensrechten der Partizipanten und den mit
anderen Kapitalien verbundenen Vermdégensrechten
(kein Verwasserungsschutz).

Abschnitt E. — Angebot

Die Nettoerlose aus dem Angebot der

und Zweckbestimmung der Schuldverschreibungen dienen der Refinanzierung von

Erlose

Beschreibung der
Angebotskonditionen

Ausleihungen der Treugeberin sowie der Finanzierung der
allgemeinen Geschaftstatigkeit der Treugeberin.

Die  Nettoemissionserlose  muissen gemal dem
Bundesgesetz Uber steuerliche SondermafRnahmen zur
Forderung des Wohnbaus (BGBI 253/1993) in der
geltenden Fassung (das "WohnbauférderG") zur
Errichtung, Erhaltung oder nutzlichen Verbesserung durch
bautechnische MalRnahmen von Wohnungen mit einer
Nutzflache von hdchstens 150 m2 oder von lberwiegend
zu Wohnzwecken bestimmten Gebauden sowie zur
Durchfihrung von MalRnahmen zur ErschlieBung und zur
Forderung von Wohngebieten zur Verfigung stehen und
innerhalb von drei Jahren zur Bedeckung der Kosten
verwendet werden.

Die Emissionsbedingungen dieser Serie von
Schuldverschreibungen (die "Serie") ergeben sich aus
den malgeblichen Endgiltigen Bedingungen (die vor
dieser Zusammenfassung abgedruckt sind, die
"Endgultigen Bedingungen™).
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Die  Schuldverschreibungen  werden mit einem
Gesamtnennbetrag von [bis zu] EUR [@®] begeben.

[Im Fall von Schuldverschreibungen, die als
Daueremissionen ohne einem fixen Ende der
Angebotsfrist begeben werden, einfiigen: Bei
Daueremissionen entspricht die Angebotsfrist - sofern ein
gulltiger Prospekt besteht - im Wesentlichen der Laufzeit der
Schuldverschreibungen, bzw. dem Zeitraum vom [Datum
einfligen] bis zum Laufzeitende bzw. bis zur SchlieBung der
Daueremission (die "Angebotsfrist"). Die Emittentin behalt
sich das Recht vor, die Angebotsfrist jederzeit zu beenden.
Zeichnungsantrage werden wahrend der Angebotsfrist von
allen Geschéftsstellen der Erste Bank und allen Sparkassen
sowie weiteren Osterreichischen Kreditinstituten
entgegengenommen.]

[Im Fall von Schuldverschreibungen, die als
Daueremissionen mit einem Ende der Angebotsfrist
begeben werden, einfigen: Die Schuldverschreibungen
werden von der Emittentin im Rahmen eines 6ffentlichen
Angebots - sofern ein gultiger Prospekt besteht - in der
Zeit vom [Beginn der Angebotsfrist einfligen] bis [Ende
der Angebotsfrist einfiigen] (die "Angebotsfrist”) zum
Ausgabepreis zur Zeichnung angeboten. Die Emittentin
behalt sich das Recht vor, die Angebotsfrist jederzeit zu
beenden. Zeichnungsantrdge werden wahrend der
Angebotsfrist von allen Geschéftsstellen der Erste Bank
und allen Sparkassen sowie weiteren Osterreichischen
Kreditinstituten entgegengenommen. Nach Ablauf der
Angebotsfrist ist ein Erwerb freibleibend bei der Emittentin
zum jeweiligen Verkaufspreis moglich [, und nach
Aufnahme einer Notierung in einem MTF dariber hinaus
auch uber den MTF].]

[Ist vor Beendigung der Angebotsfrist zu irgendeinem
Zeitpunkt an einem Geschéftstag bereits der in den
Endgdltigen Bedingungen angegebene
Gesamtnennbetrag fur die  Schuldverschreibungen
erreicht, beendet die Emittentin die Angebotsfrist fir die
Schuldverschreibungen zu dem betreffenden Zeitpunkt an
diesem Geschéftstag ohne vorherige Bekanntmachung.
Sind bis zum Erstvalutatag der Daueremission nicht
ausreichend  gultige  Zeichnungsantrage fur  die
Schuldverschreibungen eingegangen, behdlt sich die
Emittentin das Recht vor, die Daueremission der
Schuldverschreibungen zu stornieren. Die Emittentin ist
nicht verpflichtet, gezeichnete Schuldverschreibungen zu
emittieren.]

Eine Reduzierung der Zeichnungen ist grundsatzlich nicht
vorgesehen. Der Emittentin steht aber das Recht zur
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Verkirzung der Zeichnungen im freien Ermessen zu. Ein
von den Zeichnern zu viel gezahlter Betrag wird diesen
von der Hauptzahlstelle erstattet.

Aufgrund des Nennbetrags der Schuldverschreibungen
von EUR[@] ergibt sich  fur  Zeichner ein
Mindestinvestment in dieser Hohe.

Die Lieferung der Schuldverschreibungen erfolgt Gber die
Hauptzahlstelle oder die Wertpapiersammelbank oder
deren jeweilige Rechtsnachfolger. Die Gutschrift falliger
Zins- und Tilgungszahlungen erfolgt durch das fur den
Anleiheglaubiger depotfiihrende Kreditinstitut.

Die  Ergebnisse des Angebots werden nach
Angebotsende bei der FMA hinterlegt und durch
unentgeltliche Bereithaltung wahrend der Ublichen
Geschéftszeiten in gedruckter Form am Sitz der
Geschaftsleitung der Emittentin, Am Belvedere 1, 1100
Wien, Osterreich veroffentlicht.

Es bestehen keine Vorzugs- oder Zeichnungsrechte.

Verschiedene Kategorien potentieller Investoren bestehen
nicht. Das Angebot der Schuldverschreibungen ist nicht in
Tranchen fur bestimmte Markte aufgeteilt.

Ein Verfahren zur Meldung des den Zeichnern zugeteilten
Zeichnungsbetrages kommt nicht zur Anwendung. Eine
Angabe, ob eine Aufnahme des Handels vor dem
Meldeverfahren mdglich ist, entféllt dementsprechend.

Unter Zugrundelegung folgender Kriterien wird der
Emissionspreis von der Emittentin téaglich ermittelt:

- Refinanzierungskosten;

- Zinsniveau,

- Wettbewerbssituation; und
- Angebot und Nachfrage.

Der Erst-Emissionspreis wird von der Emittentin am oder
um den Erstausgabetag in gedruckter Form am Sitz der
Emittentin veroffentlicht. Der Emissionspreis kann 110 %
des Nennbetrags nicht Uberschreiten.

Beim Kauf von Schuldverschreibungen kénnen neben
dem Emissionspreis der Schuldverschreibungen
verschiedene Arten von Nebenkosten (einschliellich
Transaktionsgebuhren und Provisionen) anfallen.

[Die Erste Group Bank AG, Am Belvedere 1, 1100 Wien,
Osterreich] [andere Hauptzahlstelle einfuigen] fungiert als
Hauptzahlstelle. Diese behélt sich das Recht zur
Ernennung O6sterreichischer Kreditinstitute, die dem BWG
unterliegen, als weitere Zahlstellen wéahrend der Laufzeit
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E.4

E.7

Interessen und
Interessenkonflikte

Kosten fur die Anleger

der Schuldverschreibungen vor.

Jede Sammelurkunde wird ab dem Emissionsbeginn von
der OeKB CSsD GmbH
(CentralSecuritiesDepository.Austria), Strauchgasse 1-3,
1010 Wien, Osterreich oder deren Funktionsnachfolger

als Wertpapiersammelbank (zusammen, die
"Wertpapiersammelbank") verwahrt, bis samtliche
Verbindlichkeiten der Emittentin aus den

Schuldverschreibungen erfillt sind.

Die Erste Group Bank AG, Am Belvedere 1, 1100 Wien,
Osterreich hat sich gemaR einem mit der Emittentin
abgeschlossenen Rahmenvertrag bereit erklart, die
Schuldverschreibungen der Emittentin ohne
Ubernahmegarantie (soft underwriting) im Namen und auf
Rechnung der Emittentin zu verkaufen.

[Die Emission und das Angebot der
Schuldverschreibungen erfolgen im Rahmen der
ordentlichen Geschéftstatigkeit der Emittentin treuh&ndig
fur die Treugeberin und im Interesse der Emittentin (bzw.
der Treugeberin) und ihrer Vertriebspartner, die den
Nettoemissionserlés vereinnahmen und/oder Provisionen
erhalten.] [Interessenkonflikte angeben.]

Beim Kauf von Schuldverschreibungen kénnen neben
dem Emissionspreis der Schuldverschreibungen
verschiedene Arten von Nebenkosten (einschlieRlich
Transaktionsgebuhren und Provisionen) anfallen. [@®]
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RISIKOFAKTOREN

1. ALLGEMEINES

Potentielle Anleger sollten sich zusétzlich zu den Ubrigen in diesem Prospekt enthaltenen
Informationen mit den nachfolgenden, aus Sicht der Emittentin wesentlichsten, spezifischen
Risikofaktoren eingehend vertraut machen, bevor sie eine Entscheidung Uber den Erwerb der
Schuldverschreibungen (oder die Wandlung in Partizipationsrechte) treffen.

Zukunftige Investoren sollten dabei ein Augenmerk auf die treuhandige Begebung der
Schuldverschreibungen legen. Die Emittentin und die Treugeberin haben hinsichtlich der
gegenstandlichen Emission (sowie kiinftiger Emissionen) einen Treuhandvertrag abgeschlossen,
wonach die Emittentin die Schuldverschreibungen treuhéndig fir die Treugeberin als wirtschaftlich
Berechtigte und Verpflichtete begibt und die Emittentin das Gestionsrisiko tragt. Das
Gestionsrisiko wird dabei im Allgemeinen als jenes Risiko verstanden, das in einem
Treuhandverhdltnis vom Treuhander (also hier von der Emittentin) selbst zu tragen ist, auch wenn
dieser auf Rechnung des Treugebers tétig ist; also das Risiko einer nicht auftragsgemafien
Abwicklung der treuhandigen Tatigkeit. Aufgrund dieses zwischen der Emittentin und der
Treugeberin geschlossenen Treuhandvertrags hinsichtlich der treuhdndigen Ausgabe der
Schuldverschreibungen fir die Treugeberin ist die Emittentin verpflichtet, den aus der Ausgabe
der Schuldverschreibungen erzielten Emissionserlos an die Treugeberin weiterzuleiten, die diese
Mittel im Sinne von § 1 Abs 2 Z 2 StWbFG zu verwenden hat. Die Treugeberin ist wiederum
verpflichtet, der Emittentin die flr die Bedienung der Schuldverschreibungen erforderlichen
Betrage rechtzeitig zu Uberweisen. Klarstellend wird an dieser Stelle darauf hingewiesen, dass die
Schuldverschreibungen nur in Partizipationsrechte der Emittentin gewandelt werden kénnen, nach
der Wandlung in Partizipationsrechte der Emittentin die Treuhandschaft mit der Treugeberin
aufgeldst wird und eine Treuhandschaft in Bezug auf die Partizipationsrechte nicht besteht.

Aufgrund der treuhdndigen Begebung ist das Geschéaftsergebnis sowie die Vermdgens-, Finanz-
und Ertragslage der Treugeberin fur die Investoren von erheblicher Bedeutung (siehe daher
konkrete Risiken im Kapitel "Risiken in Bezug auf die Treugeberin und ihre Geschéaftstatigkeit"
S. 49ff):

Denn einerseits hangt die Fahigkeit der Emittentin zur Erfillung ihrer Verpflichtungen im
Zusammenhang mit den Schuldverschreibungen unmittelbar davon ab, ob die Treugeberin in der
Lage ist, ihre Verpflichtungen gegenuber der Emittentin zu erflllen. Jede erheblich nachteilige
Auswirkung auf das Geschéftsergebnis sowie die Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage der
Treugeberin kann daher unmittelbar die Fahigkeit der Emittentin zur Erfillung ihrer
Verpflichtungen im Zusammenhang mit den Schuldverschreibungen erheblich nachteilig
beeintrachtigen.

Andererseits hangt nach Wandlung der Schuldverschreibungen in Partizipationsrechte der
Emittentin (und der damit zusammenhdngenden Aufldsung der Treuhandschaft mit der
Treugeberin) mittelbar auch der Wert der Partizipationsrechte erheblich davon ab, ob und
inwieweit (i) die Emittentin mit der Treugeberin als wichtigste Vertragspartnerin neue
Geschéaftsbeziehungen abschlie3t bzw. abschlieBen kann und/oder (ii) die Treugeberin in der
Lage ist, ihre Verpflichtungen aus dann noch bestehenden Vertragsverhéltnissen gegenuber der
Emittentin zu erfullen. Denn eine erheblich nachteilige Auswirkung auf das Geschéftsergebnis
sowie die Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage der Treugeberin kann erheblich nachteilige
Auswirkungen auf die Emittentin als Vertragspartnerin der Treugeberin haben und daher mittelbar
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auch die Partizipationsrechte der Emittentin erheblich nachteilig beeintrachtigen, weil der Wert der
Partizipationsrecht wiederum vom Geschéaftsergebnis sowie der Vermégens-, Finanz- und
Ertragslage der Emittentin abhangt.

Ungeachtet der treuhdndigen Begebung bleibt das Geschéaftsergebnis sowie die Vermdgens-,
Finanz- und Ertragslage der Emittentin fir die Investoren relevant (siehe daher konkrete Risiken
im Kapitel "Risiken in Bezug auf die Emittentin und ihre Geschéftstatigkeit" S. 40ff): Denn
erheblich nachteilige Auswirkungen auf das Geschéaftsergebnis sowie die Vermégens-, Finanz-
und Ertragslage der Emittentin kdnnen mittelbar zu einer Verringerung des Werts des
Wandlungsrechts fiihren. Nach Wandlung der Schuldverschreibungen in Partizipationsrechte der
Emittentin hangt der Wert der Partizipationsrechte unmittelbar vom Geschaftsergebnis sowie der
Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin ab.

Die nachstehend beschriebenen Risiken sind nicht die einzigen Risiken, denen die Emittentin und
die Treugeberin ausgesetzt sind. Weitere Risiken, die der Emittentin gegenwartig nicht bekannt
sind oder die derzeit fir unwesentlich erachtet werden, kénnten ebenfalls den Geschéftsbetrieb
der Emittentin und/oder der Treugeberin beeintrachtigen und wesentliche nachteilige
Auswirkungen auf ihre jeweilige Geschaftstatigkeit und Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage
sowie ihre Zukunftsaussichten haben. Die nachfolgend beschriebenen oder auch weitere Risiken
konnten auch kumulativ eintreten und dies kénnte deren Auswirkungen weiter verstarken.

Bevor potentielle zukinftige Investoren eine Entscheidung hinsichtlich des Erwerbs von
Schuldverschreibungen (bzw. der Wandlung in Partizipationsrechte) treffen, sollten sie eine
grundliche eigene Analyse, insbesondere auch der finanziellen, rechtlichen, und steuerlichen
Aspekte, durchfuhren, da die Beurteilung der Eignung eines Investments in
Schuldverschreibungen (bzw. der Wandlung in Partizipationsrechte) fir den potentiellen Investor
sowohl von seiner entsprechenden Finanz- und Allgemeinsituation, als auch von den besonderen
Bedingungen der jeweiligen Schuldverschreibungen (bzw. Partizipationsrechte) abhéangt. Bei
mangelnder Erfahrung in Bezug auf Finanz-, Geschéfts- und Investmentfragen, die es den
Anlegern nicht erlauben, solch eine Entscheidung zu féllen, sollte der Investor fachmannischen
Rat bei seinem Finanzberater einholen, bevor eine Entscheidung hinsichtlich der Eignung eines
Investments in Schuldverschreibungen (bzw. der Wandlung in Partizipationsrechte) gefasst wird.
Die Schuldverschreibungen sollten nur von Anlegern gezeichnet werden (bzw. die Wandlung in
Partizipationsrechte nur von Anlegern durchgefiihrt werden), die das Risiko des Totalverlusts des
von ihnen eingesetzten Kapitals einschlieBlich der aufgewendeten Transaktionskosten sowie
allfalliger Finanzierungskosten tragen kénnen.

Die gewahlte Reihenfolge der Beschreibung der Risikofaktoren stellt keine Aussage uber die
Realisierungswahrscheinlichkeit sowie das AusmalR der wirtschaftlichen Auswirkungen der
nachfolgend genannten Risikofaktoren dar.

Es ist beabsichtigt, dass die Emittentin ihren gesamten Bankbetrieb - mit Ausnahme des auf die
treuhdndige Emission von Wohnbauanleihen bezogenen Bankbetriebs - auf die Treugeberin im
Wege einer Spaltung (Spaltung zur Aufnahme nach dem &sterreichischen SpaltG) abspaltet (der
"spaltungsrelevante Bankbetrieb"). Die Spaltung bedarf zu ihrer Wirksamkeit einer behdrdlichen
Genehmigung, die zum Datum dieses Prospekts noch nicht vorliegt. Die Genehmigung wird im
vierten Quartal 2018 erwartet. Nach Wirksamkeit der Spaltung hétte die Emittentin kein eigenes
Kreditgeschéaft mehr und wurde nur noch eingeschrankten bankrechtlichen
Eigenkapitalanforderungen unterliegen. Bis zum Wirksamwerden der Spaltung sind der Emittentin
die zum Datum dieses Prospekts bestehenden Kreditforderungen gegenuber Kunden jedoch
weiterhin wirtschaftlich und rechtlich zuzuordnen, und die Emittentin unterliegt als "Kreditinstitut"
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weiterhin samtlichen regulatorischen Anforderungen. Die Emittentin bleibt daher bis zum
Wirksamwerden der Spaltung weiterhin unmittelbar Risiken aus dem spaltungsrelevanten
Bankbetrieb ausgesetzt (siehe daher "Risiken in Bezug auf die Emittentin und ihre
Geschaftstatigkeit” S. 40ff). Darliber hinaus unterliegt die Emittentin aufgrund ihrer
wirtschaftlichen Abhangigkeit von der Treugeberin (und der oben beschriebenen Treuhandschaft)
samtlichen fur die Treugeberin relevanten Risiken (siehe daher "Risiken in Bezug auf die
Treugeberin und ihre Geschéftstatigkeit" S. 49ff).

2. RISIKEN IN  BEZUG AUF DIE EMITTENTIN UND IHRE
GESCHAFTSTATIGKEIT

Risiko der Abhéangigkeit vom Geschéaftsverlauf der Erste Bank und Risiko einer
Insolvenz der Erste Bank.

Die Emittentin begibt die Schuldverschreibungen treuhéndig auf Rechnung der Erste Bank und ist
verpflichtet, die aus der Begebung der Schuldverschreibungen erzielten Erlése an die Erste Bank
zur Kredit- und Darlehensvergabe an Dritte fir Zwecke des geférderten Wohnbaus iSd StWbFG
weiterzuleiten. Die Erste Bank ist ihrerseits gegeniiber der Emittentin verpflichtet, die Zins- und
Tilgungszahlungen aus den Schuldverschreibungen zu leisten. Die Emittentin schuldet Zins- und
Kapitalzahlungen unter diesen Schuldverschreibungen nur und insoweit, als sie entsprechende
Gelder von der Erste Bank als Treugeberin zur Bedienung der Anspriche der Anleger erhélt.

Der Geschaftsverlauf der Emittentin, ihre F&ahigkeit, die Verbindlichkeiten (Zinszahlungen,
Tilgungszahlungen) gegentber den Anlegern zu erflillen, und damit die Zahlungsverpflichtungen
der Emittentin, hdngen daher ganz wesentlich davon ab, dass die Erste Bank ihrerseits ihre
Verpflichtungen gegeniber der Emittentin (Zinszahlungen, Tilgungszahlungen) erfullen kann und
erflllt. Die Erste Bank ist als Universalbank einer Vielzahl von Risiken ausgesetzt, deren
Verwirklichung die Fahigkeit der Erste Bank, ihre Verpflichtungen gegenuber der Emittentin
ordnungsgemal zu erflllen, wesentlich und nachhaltig beeintrachtigen wirde. Ist aber die Erste
Bank nicht in der Lage, ihre Verpflichtungen gegeniber der Emittentin ordnungsgemal zu
erfullen, besteht die Gefahr, dass auch die Emittentin ihre Verpflichtungen gegeniiber den
Anlegern nicht ordnungsgemal erfillen kann. In einem solchen Fall besteht auch das Risiko,
dass die Emittentin insolvent wird und die Anleger das von ihnen eingesetzte Kapital teilweise
oder zur Ganze verlieren.

Im Falle einer Insolvenz der Erste Bank besteht das Risiko, dass die Anleger keine oder keine
vollstandige Befriedigung ihrer Anspriche aus den Schuldverschreibungen erhalten. Ferner
besteht im Falle einer Insolvenz der Erste Bank das Risiko, dass diese auch eine Insolvenz der
Emittentin nach sich zieht und die Emittentin nicht oder nicht vollstandig in der Lage ist,
Anspriche aus den Schuldverschreibungen zu erfllen.

Eine Insolvenz der Erste Bank birgt Gberdies das Risiko, dass Anspriichen der Emittentin bzw.
allenfalls der Anleiheglaubiger gegeniiber bestimmten Einlagen eine nachrangige Befriedigung
zukommt. Denn im Fall der Insolvenz der Erste Bank rdumt § 131 BaSAG bestimmten
Einlageforderungen in einem Insolvenzverfahren einen hdheren Rang (d.h. eine bevorzugte
Befriedigung) gegeniiber sonstigen ungesicherten Insolvenzforderungen ein (siehe auch "Risiko
der gegeniber bestimmten Einlagen nachrangigen Befriedigung der Anspriche der
Anleiheglaubiger im Insolvenzfall der Emittentin bzw. Treugeberin" S. 62).

Eine weitere Abhangigkeit der Emittentin besteht darin, dass sich ihre geschaftliche Tatigkeit im
Wesentlichen auf den bestehenden Kundenkreis der Erste Bank bezieht. Risiken, die den
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Geschaftsverlauf der Erste Bank betreffen, kénnen sich daher auch auf die Geschéaftstatigkeit der
Emittentin erheblich nachteilig auswirken (zu diesen Risiken siehe Punkt "Risiken in Bezug auf die
Treugeberin und ihre Geschéftstatigkeit" S. 49ff).

Risiko einer Verschlechterung der makro6konomischen Rahmenbedingungen.

Die volkswirtschaftliche Situation in Osterreich, sowie die Entwicklung der Weltwirtschaft und der
globalen Finanzméarkte haben einen wesentlichen Einfluss auf die Nachfrage nach
Finanzprodukten, die von der Emittentin entwickelt und angeboten werden.

Die Geschéftstatigkeit der Emittentin konzentriert sich auf Osterreich. Folglich ist die Emittentin in
hohem Mal3e volkswirtschaftlichen und anderen Faktoren, die den dsterreichischen Bankenmarkt,
die Kreditwurdigkeit der Osterreichischen Kunden der Emittentin, sowie den 0Osterreichischen
Immobilienmarkt beeinflussen, ausgesetzt. Turbulenzen an den internationalen Finanzmarkten
und damit verbundene starke Kurseinbriiche sowie Staatsschuldenkrisen in der Euro-Zone haben
sich seit 2008 nachteilig auf den 6sterreichischen Markt und damit einhergehend auch auf die
Geschaftstatigkeit der Emittentin ausgewirkt. Eine Wiederholung bzw. neuerliche Verstarkung
solcher Turbulenzen kdnnte sich auch in Zukunft negativ auf die Geschéaftstatigkeit der Emittentin
auswirken.

Das aktuell besonders niedrige Zinsniveau setzt den Finanzsektor global weiter unter Druck.
Kunftige MalRnahmen der EZB oder anderer Institutionen sowie deren mdgliche Auswirkungen
sind nicht absehbar. Anderungen in der Geldpolitik und andere Faktoren kénnten zu starken
Schwankungen auf Schulden-, Zins- und Devisenmarkten fihren.

Dariiber hinaus erhdhen seit 2014 geopolitische Faktoren, wie etwa die Ereignisse in Folge der
Krimkrise und der Syrienkonflikt, sowie die Risiken unterschiedlicher geldpolitischer Zielsetzungen
einiger Regionen und eines starken Riickgangs des Olpreises, die Unsicherheit fiir die globale
Aussicht. Sowohl der geplante Austritt des Vereinigten Koénigreichs aus der EU (der sogenannte
"Brexit") als auch Chinas wirtschaftliche Transformation beeinflussen die weltweite Wirtschaft,
was ebenso wie die Entwicklungen der Rohstoffpreise und der weltweiten Devisenreserven zu
erhodhter Unsicherheit beitragen. Diese weltweite wirtschaftliche Situation fuhrt zu entsprechenden
Risiken innerhalb der Eurozone.

Jeder dieser Faktoren konnte zu einer Verschlechterung der makro6konomischen
Rahmenbedingungen in Osterreich fiilhren und damit erheblich nachteilige Auswirkungen auf das
Geschéftsergebnis sowie die Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin haben.

Risiko im Zusammenhang mit verschéarften regulatorischen Rahmenbedingungen.

Bis zum Wirksamwerden der geplanten Abspaltung des spaltungsrelevanten Bankbetriebs der
Emittentin auf die Treugeberin unterliegt die Emittentin samtlichen auf 06sterreichische
Kreditinstitute anwendbaren Rechtsvorschriften sowie der Aufsicht der EZB. In den vergangenen
Jahren hat es (vor allem auch als Reaktion auf die globale Finanzkrise und die
Staatsschuldenkrise in Europa) zahlreiche Anderungen der auf die Emittentin anwendbaren
aufsichtsrechtlichen Anforderungen, insbesondere auch strengere Anforderungen fur Eigenmittel,
Liquiditat und berucksichtigungsféahige Verbindlichkeiten, gegeben. Es besteht das Risiko, dass
die Emittentin moglicherweise nicht in der Lage ist, diese Mindestanforderungen fir Eigenmittel,
Liquiditat und bericksichtigungsfahige Verbindlichkeiten zu erfillen.

Daruber hinaus ist die Emittentin nunmehr verpflichtet, Beitrdge an den Einheitlichen
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Abwicklungsfonds (Single Resolution Fund - SRF) und an ex-ante finanzierte Fonds der
Einlagensicherungssysteme abzufiihren; dies fiihrt zu zusatzlichen finanziellen Belastungen der
Emittentin.

AuRBerdem gibt es auf européischer Ebene laufend eine Reihe von Initiativen zur weiteren
Verbesserung der bankenaufsichtsrechtlichen Rahmenbedingungen. Neue aufsichtsrechtliche
Anforderungen und Anderungen von Eigenkapitalquoten, Liquiditatsanforderungen und des
Verschuldungsgrades kénnten die Emittentin erhéhten Eigenkapital- und Liquiditatsanforderungen
oder Standards unterwerfen und die Aufbringung von zusatzlichem Kapital erforderlich machen
und/oder zu erhdhten Liquiditatsanforderungen fihren.

Gesetzliche und/oder aufsichtsrechtliche Anderungen der aktuellen Definition von Eigenmitteln
kénnten zur Minderung des anrechenbaren Kapitals der Emittentin und/oder zur Erhéhung der
RWA der Emittentin fihren. Es kann nicht garantiert werden, dass im Falle einer Anderung der
geltenden Vorschriften, Ubergangsregeln oder -fristen zur Anwendung kommen, die es der
Emittentin erlauben, auszubuchende Eigenmittelinstrumente rechtzeitig oder zu gunstigen
Konditionen zurtickzuzahlen oder zu ersetzen. Aus diesen Griinden bendtigt die Emittentin unter
Umstanden in Zukunft zusatzliche Eigenmittel, um die Kapitalanforderungen zu erfillen. Solches
Kapital, sei es in Form von Stammkapital oder anderen Kapitalinstrumenten, die als Eigenmittel
anerkannt werden, kann moéglicherweise nicht bzw. nicht zu attraktiven Konditionen zur Verfliigung
stehen.

Zudem kann es zu einer verstarkten staatlichen Einflussnahme auf die Geschéftstatigkeit von
Kreditinstituten kommen. So wurden in Osterreich unter anderem gesetzliche Voraussetzungen
geschaffen, aufgrund derer der Bundesminister fir Finanzen erméchtigt ist, MalRnahmen zur
Sicherung der Stabilitat des Finanzmarktes zu ergreifen (Rekapitalisierungs- und
VerstaatlichungsmaRnahmen nach dem "Bundesgesetz Uber MaRnahmen zur Sicherung der
Stabilitat des Finanzmarktes - Finanzmarktstabilitditsgesetz "FinStaG"). Je nach Art der
MalRnahme und den damit verbundenen Bedingungen und Auflagen kann es zu einer verstarkten
staatlichen Einflussnahme auf die Geschéftstatigkeit von Kreditinstituten, und somit auch der
Emittentin, fuhren.

Samtliche Anderungen im regulatorischen Umfeld konnten zu einer Erhéhung der
Refinanzierungskosten der Emittentin und zu allgemein héheren Kosten des Bankbetriebes der
Emittentin fuhren. Darlber hinaus kénnen bei Nichteinhaltung der anwendbaren Anforderungen
die zustandigen Behoérden Geldstrafen, Strafmallihahmen oder andere aufsichtsrechtliche
Malnahmen auferlegen. Der Eintritt all dieser Folgen kann erheblich nachteilige Auswirkungen
auf das Geschéaftsergebnis sowie die Geschaftstatigkeit, die Vermédgens-, Finanz- und die
Ertragslage der Emittentin haben.

Sollte die Emittentin die rechtlichen Rahmenbedingungen wiederholt und/oder
schwer verletzen, besteht das Risiko, dass die Konzession der Emittentin
beschrankt oder entzogen wird.

Es besteht das Risiko, dass bei schweren und/oder wiederholten Verletzungen der rechtlichen
Rahmenbedingungen die Konzession der Emittentin gemafl BWG beschrankt oder sogar ganzlich
entzogen wird. Die beaufsichtigende Behérde hat in diesem Zusammenhang weitreichende
Kompetenzen und kann beispielsweise der Emittentin die (génzliche oder teilweise) Entnahme
von Kapital und Gewinn verbieten, einen Regierungsbeauftragten einsetzen, der die Kompetenz
besitzt, der Emittentin jegliche Art von Geschéaften zu verbieten, die die Sicherheit der Interessen
der Kunden der Emittentin gefahrden kénnen, wenn berechtigte Grinde bestehen, die an der
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Fahigkeit der Emittentin, ihren Verpflichtungen gegentuber ihren Kunden nachzukommen, zweifeln
lassen. Weiters kann die beaufsichtigende Behdrde dem Vorstand der Emittentin die Leitung
entziehen oder die weitere Geschaftstatigkeit der Emittentin (ganzlich oder teilweise) verbieten.
Die Verwirklichung dieser Risiken kann das Geschéftsergebnis sowie die Vermdgens-, Finanz-
und Ertragslage der Emittentin erheblich nachteilig beeinflussen.

Risiko im Zusammenhang mit Anderungen der steuerlichen Rahmenbedingungen.

Die zukinftige Entwicklung der Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin ist auch von
den anwendbaren steuerlichen Rahmenbedingungen abhangig. Die Einfihrung neuer Abgaben,
wie etwa die 2011 eingefuhrte Abgabepflicht nach dem Stabilitatsabgabegesetz, oder eine
mogliche zukiunftige Einflhrung einer auf europaischer Ebene diskutierten
Finanztransaktionssteuer, sowie sonstige Anderungen der Gesetzeslage, der Rechtsprechung
oder der steuerlichen Verwaltungspraxis kbnnen das Geschéaftsergebnis sowie die Vermdgens-,
Finanz- und Ertragslage der Emittentin erheblich nachteilig beeinflussen.

Darlber hinaus besteht fur die Inhaber der Schuldverschreibungen das Risiko, dass die
Emittentin die Schuldverschreibungen vorzeitig kiindigt bzw. zuriickzahlt, wenn sich Steuer- oder
Abgabengesetze und -vorschriften der Republik Osterreich, bzw. sich ihre Anwendung oder
Auslegung, andern.

Risiko einer sich verscharfenden Wettbewerbssituation.

Der Osterreichische Wohnbaubankenbereich ist von intensivem Wettbewerb gepréagt. Wie die
Emittentin, vertreiben auch andere (Wohnbau-)Banken, die von ihnen emittierten
(Wohnbauwandel-)Anleihen Uber verbundene Kreditinstitute bzw. Kreditinstitute ihres jeweiligen
Sektors und dritte Banken. Da Osterreich im Vergleich zu anderen Staaten eine
Uberdurchschnittliche Bankendichte, vor allem aber eine besonders hohe Bankstellendichte
aufweist, ist die Emittentin einem starken Wettbewerb beim Vertrieb ihrer Wohnbauanleihen
ausgesetzt. Die Emittentin steht in intensivem Wettbewerb sowohl mit ihren lokalen Mitbewerbern
als auch mit groBen internationalen Kreditinstituten, die ebenfalls in Osterreich ahnliche Produkte
anbieten. Aufgrund dieses angespannten Wettbewerbs stehen die Zinsmargen unter Druck, was
erheblich nachteilige Auswirkungen auf das Geschéftsergebnis sowie die Vermdégens-, Finanz-
und Ertragslage der Emittentin haben kann.

Risiko von Abwertungserfordernissen infolge einer Veranderung von Marktpreisen.

Schwankungen an den Kapitalméarkten (Anleihe-, Aktienmarkten, etc.) kdnnen den Wert und die
Liquiditat der davon abhangigen Vermodgensgegenstande der Emittentin beeinflussen, d.h. den
Wert von Verbindlichkeiten der Emittentin erhéhen oder den Wert von Aktiva verringern. Bis zur
Durchfihrung der Spaltung, bei welcher auch Beteiligungen mit Immobilienbesitz abgespalten
werden, ist weiters der Wert des Immobilienbesitzes der Wohnbautréagergesellschaften, an denen
die Emittentin beteiligt ist, Anderungen der Immobilienmarktpreise ausgesetzt, ebenso wie andere
bis zur Spaltung gehaltene Aktiva der Emittentin Preisschwankungen an den jeweiligen Markten
ausgesetzt sind. Das Auftreten von Marktschwankungen kann erheblich nachteilige Auswirkungen
auf das Geschaftsergebnis sowie die Vermogens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin haben.

Liquiditatsrisiko.
Es besteht die Gefahr, dass der Emittentin die Geldmittel zur Erfullung ihrer

Zahlungsverpflichtungen nicht in ausreichendem MaRe zur Verfigung stehen oder diese nur zu

43



far die Emittentin ungunstigen Konditionen beschafft werden kdnnen (Liquiditatsrisiko).

Die Emittentin ist gesetzlich verpflichtet, ausreichend flissige Mittel zu halten, um ihren laufenden
Zahlungsverpflichtungen sowie Verpflichtungen im Zusammenhang mit der Einhaltung
regulatorischer Kennzahlen nachkommen zu kdnnen. Die globalen Kredit- und Geldmérkte haben
in der Vergangenheit, und kénnten auch weiterhin, aufgrund der Unsicherheit tGber die Bonitat der
Kreditinstitute eine Zurickhaltung der Kreditinstitute, gegenseitig Geld auszuleihen, erfahren.
Selbst bloRe Vermutungen von Marktteilnehmern, wonach ein Kredit- bzw. Finanzinstitut ein
groReres Liquiditatsrisiko aufweist, kénnen zu erheblichen Schaden eines Institutes fuhren, da
potentielle Geldgeber zusatzliche Sicherheiten oder andere MalRnahmen verlangen kénnten, die
die Fahigkeit der Emittentin, die Mittelaufbringung sicherzustellen, weiter mindern. Die
Liquiditatssituation der Emittentin lasst sich unter anderem durch eine Gegentberstellung der
Hohe wund der Falligkeitstermine von Zahlungsverpflichtungen und Zahlungsforderungen
darstellen. Durch eine unerwartete Inkongruenz von Zahlungseingangen und Zahlungsausgangen
(beispielsweise aufgrund verspateter Rickzahlungen, geringerer Emissionsvolumen als erwartet,
unerwartet hoher Abflisse, des Scheiterns von Anschlussfinanzierungen oder wegen mangelnder
Marktliquiditat) kann es zu Liquiditatsengpéssen oder -stockungen kommen, die dazu fuhren,
dass die Emittentin Zahlungspflichten nicht mehr rechtzeitig erfillen kann und in Verzug gerat
oder flissige Mittel zu fur die Emittentin ungiinstigen Konditionen anschaffen muss. Dies kann
negative Auswirkungen auf die von der Emittentin erwirtschafteten Ertrdge haben sowie die
Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin erheblich nachteilig beeinflussen.

Risiko einer Verschlechterung der Kreditqualitat.

Zum 31. Dezember 2017 hatte die Emittentin Forderungen aus Kreditgewahrungen gegentber
Kunden in Hohe von rund EUR 1,69 Mrd., wovon Forderungen in Hoéhe von rund EUR 898,69 Mio.
eine Laufzeit von mehr als funf Jahren hatten. Im Rahmen der Anderung ihres Geschaftsmodells
vergibt die Emittentin seit Juli 2017 keine neuen Kredite mehr an Kunden. Mit Wirksamwerden der
geplanten Abspaltung des spaltungsrelevanten Bankbetriebs von der Emittentin auf die
Treugeberin wirde auch das bestehende Kreditportfolio an die Treugeberin Ubertragen werden.
Bis zum Wirksamwerden der geplanten Spaltung bleibt die Emittentin jedoch Risiken im
Zusammenhang mit dem bestehenden Kreditportfolio ausgesetzt.

Die Emittentin kdnnte aufgrund von volkswirtschaftlichen und anderen Faktoren eine
Verschlechterung der Qualitat ihrer Kredite erfahren. Dies koénnte erheblich nachteilige
Auswirkungen auf die Geschaftstatigkeit und auf das Geschaftsergebnis sowie die Vermodgens-,
Finanz- und Ertragslage der Emittentin haben.

Risiko von Zinsadnderungen.

Bis zum Wirksamwerden der Abspaltung unterliegt die Emittentin dem Risiko von
Zinsschwankungen in Bezug auf ihr bestehendes Kreditportfolio und die von ihr emittierten
Wandelschuldverschreibungen, wobei die Emittentin bei der Ausgestaltung der von ihr
vergebenen Wohnbaukredite bestimmte Wohnbaufdérderbestimmungen zu beachten hat, die die
Hohe der Kreditverzinsung begrenzen kénnen. Diese Beschrankung der maximalen Hohe des
Zinsertrags kann den Nettozinsertrag der Emittentin erheblich nachteilig beeinflussen. Ein
Rickgang der Zinsertrdge kann das Geschaftsergebnis sowie die Vermdgens-, Finanz- und
Ertragslage der Emittentin erheblich nachteilig beeinflussen.
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Risiko der Nichterfallung von Verpflichtungen durch Vertragspartner der
Emittentin.

Die Emittentin ist einer Reihe von Gegenpartei- und Kreditausfallsrisiken ausgesetzt. Dritte,
insbesondere auch die Treugeberin, die der Emittentin Geld, Wertpapiere oder andere
Vermogensgegenstande schulden, kdnnten ihre Verpflichtungen gegentiber der Emittentin wegen
Zahlungsunfahigkeit, fehlender Liquiditat, Bonitatsverschlechterungen, Wirtschaftsabschwiingen,
operationellen Problemen, Wertverlusten von Immobilien (wobei die Emittentin insbesondere vom
Wohnbaumarkt im ostlichen Osterreich abhéngig und somit dem Risiko von Anderungen bzw.
Preisschwankungen in  diesem Immobilienmarkt unterworfen ist) oder anderen
Vermdgensgegenstanden, Betriebsausféllen oder aus anderen Grinden nicht erfullen. Dies
kénnte erheblich nachteilige Auswirkungen auf das Geschéaftsergebnis sowie die Finanz- und
Ertragslage der Emittentin haben.

Risiko im Zusammenhang mit moéglicherweise unzureichendem Risikomanagement
und nicht vorhersehbaren Situationen.

Die im Rahmen des Risikomanagements der Emittentin angewendeten Strategien und Verfahren
sind unter Umstanden zur Begrenzung der Risiken nicht ausreichend und die Emittentin kdnnte
nicht-identifizierten oder nicht erwarteten Risiken ausgesetzt sein oder bleiben.

Einige Methoden des Risikomanagements der Emittentin basieren auf Beobachtungen des
historischen Marktverhaltens und anderer vergangenheitsbezogener Daten. Statistische
Techniken werden auf diese Beobachtungen angewandt, um zu Bewertungen der Risiken zu
gelangen. Diese statistischen Methoden kdnnten die Risiken der Emittentin nicht richtig bewerten,
wenn Umsténde auftreten, die nicht im Rahmen der historischen Informationen beobachtet
wurden oder das letzte Mal vor langer Zeit aufgetreten sind. Wenn Umstande auftreten, die die
Emittentin bei der Entwicklung ihrer statistischen Modelle nicht identifiziert, erwartet oder richtig
bewertet hat, konnen die Verluste héher ausfallen als die vom Risikomanagement der Emittentin
vorhergesehenen Maximalverluste. Weiters berlcksichtigen die Bewertungen nicht alle Risiken
oder Marktlagen. Wenn sich die MalRhahmen zur Risikobewertung und -minderung als
unzureichend erweisen, konnte die Emittentin wesentliche unerwartete Verluste erleiden, die
einen erheblich nachteiligen Einfluss auf das Geschéaftsergebnis sowie die Vermégens-, Finanz-
und Ertragslage der Emittentin haben.

Risiken im Zusammenhang mit Absicherungsgeschaften (Hedging).

Zur Absicherung bestimmter Risiken aus Geschaften ihres Bankbetriebs hat die Emittentin
derivative Instrumente verwendet. Bis zum Wirksamwerden der geplanten Abspaltung des
spaltungsrelevanten Bankbetriebs der Emittentin auf die Treugeberin unterliegt die Emittentin
weiterhin den Risiken, die sich aus solchen Absicherungsgeschéften ergeben kbnnen. So kénnten
der Emittentin etwa beim Abschluss von Derivatvertragen Fehler unterlaufen sein, sodass die
abzusichernden Risiken aus ihrer Geschéftstatigkeit nicht richtig abgesichert sind und die
Emittentin aus diesen Geschéaften hohere Risiken als erwartet tragen muss. Weiters unterliegt die
Emittentin in diesem Zusammenhang auch dem Risiko des Ausfalls von Gegenparteien der
Absicherungsgeschafte, wodurch die abzusichernden Geschéfte ebenso ungesichert waren.
Fehler beim Abschluss von Absicherungsgeschéften oder der Ausfall von Gegenparteien der
Emittentin bei diesen Absicherungsgeschéften kdnnen - jedenfalls bis zum Wirksamwerden der
Abspaltung des spaltungsrelevanten Bankbetriebs - das Geschéaftsergebnis sowie die
Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin erheblich nachteilig beeinflussen.
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Operationales Risiko.

Die Emittentin ist verschiedenen Risiken ausgesetzt, die sich aus potenziellen Unzulédnglichkeiten
oder dem Versagen interner Kontrollen, Ablaufe, Mitarbeiter oder Systeme oder externen —
absichtlich oder versehentlich oder durch naturliche Umstande verursachten — Ereignissen
ergeben und erhebliche Verluste bewirken kénnen. Diese Risiken bestehen in verstarktem
Ausmall in Bezug auf den spaltungsrelevanten Bankbetrieb der Emittentin. Bis zum
Wirksamwerden der geplanten Abspaltung des spaltungsrelevanten Bankbetriebs der Emittentin
auf die Treugeberin unterliegt die Emittentin diesen Risiken daher in verstarktem Ausmalf3. Zu den
operativen Risiken der Emittentin z&hlt das Risiko unerwarteter Verluste, die als Folge von
Einzelereignissen entstehen, die wiederum Ergebnis fehlerhafter Informationssysteme,
unzulénglicher organisatorischer Strukturen oder nicht funktionierender Kontrollmechanismen sein
kénnen. Diese Risiken beinhalten das Risiko héherer Kosten oder entgangener Gewinne auf
Grund ungunstiger gesamtwirtschaftlicher oder branchenspezifischer Trends. Auch ein
Reputationsverlust der Emittentin auf Grund des Eintritts eines oder mehrerer solcher Ereignisse
fallt in diese Risikokategorie. Eine mangelnde Beherrschung derartiger Risiken kann sich
erheblich nachteilig auf das Geschaftsergebnis sowie die Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage
der Emittentin auswirken.

IT- Risiko.

Die Emittentin und ihre Aktivitdten sind zunehmend von hochspezialisierten und komplexen IT-
Systemen abhangig. IT-Systeme sind gegeniber einer Reihe von Problemen verletzlich, wie
Vireninfektionen, Computerhacker, physische Zerstérung oder defekte IT-Zentren sowie Soft- und
Hardware-Funktionsstérungen. IT-Systeme bedurfen regelmafRiger Modernisierungen, um die
wechselnden geschéftlichen und regulatorischen Erfordernisse zu erfullen und um mit der
Geschwindigkeit des Wachstums von bestehenden Geschéftsfeldern und méglichen Expansionen
Schritt halten zu kénnen. Die Emittentin verfigt Uber keine eigenen IT-Systeme. Sie ist in die
Systemumgebung der s Bausparkasse eingebunden und nutzt deren Hardwarekomponenten
sowie die Software der s IT Solutions, von denen sie abhéngig ist und auf die sie keinen
unmittelbaren Einfluss hat. Die s Bausparkasse sowie die s IT Solutions kdnnten nicht in der Lage
sein, notwendige Modernisierungsmalinahmen zeitgerecht umzusetzen und auch umgesetzte
Modernisierungsmalinahmen kdnnten nicht wie geplant funktionieren. Neben den durch Fehler
des IT-Systems verursachten Kosten kdnnte die Emittentin von Aufsichtsbehérden verhangte
BufRgelder zahlen missen, wenn die IT-Systeme der s Bausparkasse sowie der s IT Solutions es
der Emittentin nicht ermdglichen, die anwendbaren bankrechtlichen Vorschriften oder
Berichtsverpflichtungen einzuhalten. Folglich kann jede Stérung des IT-Systems der
s Bausparkasse sowie der s IT Solutions einen erheblich nachteiligen Einfluss auf die
Geschéftstatigkeit, das Geschéaftsergebnis sowie die Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage der
Emittentin haben.

Risiko der Unmoglichkeit widmungskonformer Verwendung der Emissionserlose.

In Bezug auf ihren derzeit noch bestehenden spaltungsrelevanten Bankbetrieb muss die
Emittentin die ihr zur Verfigung stehenden Mittel aufgrund gesetzlicher Vorschriften zu
mindestens 65 % zur Finanzierung von Wohnbauten im weiteren Sinne einsetzen. Zusatzlich
muss die Emittentin den Emissionserlds bis zum Ablauf des dritten auf das Jahr der Emission
folgenden Wirtschaftsjahres zur Finanzierung des Wohnbaus im engeren Sinn tatséchlich
einsetzen; dieses Erfordernis ist erreicht, wenn der Emissionserlés den Kredithehmern bis zu
diesem Zeitpunkt zu mindestens 80 % zugezahlt ist. Rucklaufende Gelder sind revolvierend
wieder zur Wohnbaufinanzierung einzusetzen, sodass zumindest 80 % des durchschnittlichen
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Emissionserloses widmungsgemal verwendet sind.

Bis zum Wirksamwerden der Abspaltung des spaltungsrelevanten Bankbetriebes ist die Emittentin
hinsichtlich friherer Emissionen dem Risiko ausgesetzt, dass eine widmungskonforme
Verwendung nicht jederzeit moglich sein wird. Die Unmdglichkeit, die in friheren
Anleiheemissionen aufgebrachten Mittel widmungskonform zu verwenden, kodnnte bis zum
Wirksamwerden der Abspaltung des spaltungsrelevanten Bankbetriebs einen erheblich
nachteiligen Einfluss auf das Geschéaftsergebnis sowie die Vermégens-, Finanz- und Ertragslage
der Emittentin haben.

Auch hinsichtlich jener Emissionen, die im Rahmen dieses Emissionsprogramms treuhandig
erfolgen, missen die von der Emittentin aufgebrachten Mittel im Einklang mit den oben
beschriebenen gesetzlichen Vorschriften eingesetzt werden. Die Emittentin ist daher aufgrund der
treuhdndigen Begebung der Schuldverschreibungen diesbezuglich dem Risiko ausgesetzt, dass
eine widmungskonforme Verwendung durch die Treugeberin nicht jederzeit moglich sein kénnte.
Die Unmdéglichkeit einer widmungskonformen Verwendung der aufgebrachten Mittel durch die
Treugeberin kénnte einen erheblich nachteiligen Einfluss auf das Geschéaftsergebnis sowie die
Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin haben, und zu einem Wegfall der KESt-
Befreiung der Anleger gemafl anwendbarer Sondergesetze fihren (siehe Punkt "Risiko im
Zusammenhang mit Anderungen der steuerlichen Rahmenbedingungen" S. 43).

Risiko der Abhangigkeit von Treuhandentgelten.

Mit Wirksamwerden der Abspaltung des spaltungsrelevanten Bankbetriebes sowie der
Beteiligungen und dessen Ubertragung auf die Treugeberin wiirde die Emittentin tUber kein
eigenes Kreditgeschaft mehr verfligen. Die geplante Abspaltung des spaltungsrelevanten
Bankbetriebes betrifft auch das derzeit bestehende Kreditportfolio der Emittentin. Nach
Wirksamwerden der geplanten Spaltung wird das Geschéaftsmodell der Emittentin daher
ausschlieBlich auf die treuhandige Emission von (Wandel-)Anleihen fir die Erste Bank (als
Treugeberin) beschrankt sein. Die Emittentin wird daher voraussichtlich ausschliel3lich aus
Provisionen fur derartige (Wandel-)Anleiheemissionen Ertrage erwirtschaften kénnen. Derzeit ist
in dem Markt fur derartige Anleihen ein ricklaufiges Emissionsvolumen zu beobachten. Sollte sich
diese Entwicklung fortsetzen, kann dies einen erheblich nachteiligen Einfluss auf das
Geschéftsergebnis sowie die Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin ergeben.

Beherrschender Einfluss der Treugeberin und Abhangigkeit vom Geschaftsverlauf
dieser.

Die Treugeberin ist derzeit Alleinaktionaren der Emittentin. Als solche kann die Treugeberin
aufgrund der anwendbaren gesetzlichen Bestimmungen alle Beschlisse der Hauptversammiung
der Emittentin allein kontrollieren und madglicherweise auch Beschlisse fassen, die nicht im
Interesse der Anleger und/oder der Emittentin liegen. Die Anleger verfigen uber kein Stimmrecht
in der Hauptversammlung der Emittentin. Der beherrschende Einfluss der Treugeberin auf die
Emittentin kdnnte einen erheblich nachteiligen Einfluss auf das Geschéaftsergebnis sowie die
Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin haben.

Abhangigkeit von Treugeberin und Unternehmen der Erste Bank Gruppe.

Die Emittentin hat bereits in der Vergangenheit wesentliche Teile ihres Vermdgens Unternehmen
der Erste Bank Gruppe durch Einlagen- und/oder Treuhandvertrdge zur Verfiigung gestellt und
wesentliche Teile ihrer Geschéfte Uber diese Unternehmen abgewickelt. Nach Durchfiihrung der
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geplanten Abspaltung des spaltungsrelevanten Bankbetriebes auf die Treugeberin wéare das
Geschaftsmodell der Emittentin fortan ausschliel3lich von Unternehmen der Erste Bank Gruppe
abhangig.

Die Emittentin hat einen wesentlichen Teil ihrer Hypothekar- bzw. Kommunalforderungen gegen
Provision in den Deckungsstock fiir Pfandbriefe der Erste Group Bank eingestellt. Diese
Forderungen werden von der Erste Group Bank treuhéndig fur die Emittentin gehalten und
besichern die Anspriiche der Inhaber der Pfandbriefe gegen die Erste Group Bank. Sollte die
Erste Group Bank ihren Verpflichtungen aus den durch diesen Deckungsstock besicherten
Pfandbriefe nicht nachkommen koénnen und die Inhaber dieser Pfandbriefe aus dem
Deckungsstockvermégen befriedigt werden, hatte dies wesentlich nachteilige Auswirkungen auf
das Geschaftsergebnis sowie die Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin, da sie
anstelle der deckungsstockfahigen Hypothekar- bzw. Kommunalforderungen lediglich
unbesicherte Forderungen gegen die Erste Group Bank hétte.

Wichtige Unternehmensbereiche wurden von der Emittentin durch Outsourcingvertrdge an die
Treugeberin und andere Unternehmen der Erste Bank Gruppe ausgelagert. Auch nach
Wirksamwerden der Abspaltung des spaltungsrelevanten Bankbetriebes werden wesentliche
operative Aufgaben der Emittentin durch Unternehmen der Erste Bank Gruppe erfillt werden.
Hierzu zahlen etwa IT-Systeme, Personalwesen, Rechnungswesen, und andere wesentliche
Geschéftsbereiche der Emittentin. Die vertragskonforme Ausfihrung der ausgelagerten
Leistungen durch die Vertragspartner der Emittentin ist wesentlich fir die Geschaftstatigkeit der
Emittentin und ihre Fahigkeit, Gewinne zu erwirtschaften. Eine Kindigung von
Outsourcingvertrdgen durch die Vertragspartner der Emittentin oder eine Verletzung dieser
Vertrage konnte daher die Geschaftstatigkeit, das Geschaftsergebnis sowie die Vermdgens-,
Finanz- und Ertragslage der Emittentin erheblich nachteilig beeinflussen. Weiters kdnnten die
rechtlichen und wirtschaftlichen Madglichkeiten der Emittentin, ihre Rechte aus den
Outsourcingvertrdgen mit den jeweiligen Vertragspartnern durchzusetzen, durch den
beherrschenden Einfluss der Treugeberin und deren Muttergesellschaft sowie aufgrund der
wirtschaftlichen Abhangigkeit der Emittentin von der Treugeberin und der Erste Bank Gruppe
erheblich eingeschrankt sein (siehe hierzu auch "Beherrschender Einfluss der Treugeberin und
Abhangigkeit vom Geschaftsverlauf dieser.” S. 47f).

Risiko in Zusammenhang mit Interessenkonflikten und Doppelfunktionen.

Die Mitglieder des Vorstands sowie des Aufsichtsrats der Emittentin haben innerhalb der
Sparkassengruppe, bei der s Bausparkasse und insbesondere bei der Treugeberin, zahlreiche
weitere Funktionen inne. Aus Doppelfunktionen von Vorstands- und Aufsichtsratsmitgliedern der
Emittentin in anderen Organisationen und Unternehmen koénnten sich Interessenkonflikte
ergeben, die zu Entscheidungen fihren, die nicht im Interesse der Emittentin und/oder der
Inhaber von Wertpapieren der Emittentin liegen.

Risiko in Zusammenhang mit der Rekrutierung sowie des Haltens von
Schlisselpersonal.

Die Emittentin bendtigt fur einen erfolgreichen Geschéftsverlauf unter anderem hochqualifiziertes
Schlisselpersonal. Ein wesentlicher Teil der Schlisselfunktionen der Emittentin werden derzeit
von Mitarbeitern erfllt, die der Emittentin von Unternehmen der Erste Bank Gruppe
dienstiiberlassen werden, sodass sich die Abhangigkeit der Emittentin von der Treugeberin und
der restlichen Erste Bank Gruppe auch auf das Personalwesen erstreckt (siehe auch
"Beherrschender Einfluss der Treugeberin und Abh&ngigkeit vom Geschéftsverlauf dieser."
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S. 471).

Die weitere Mitarbeit des Schlisselpersonals der Emittentin ist wesentlich fir die
Unternehmensfiihrung der Emittentin und ihre Fahigkeit, ihre Strategien erfolgreich umzusetzen.
Der wachsende Wettbewerb um Arbeitskréfte mit anderen Finanzdienstleistern sowie auch
innerhalb der Erste Bank Gruppe erschwert es der Emittentin, qualifizierte Mitarbeiter anzuwerben
und zu halten und kdnnte in Zukunft zu wachsendem Personalaufwand und/oder zum Verlust von
Know-how fihren. Ein Verlust eines oder mehrerer dieser Mitarbeiter des Schliisselpersonals
kénnte die Geschéftstatigkeit, das Geschéftsergebnis sowie die Vermégens-, Finanz- und
Ertragslage der Emittentin erheblich nachteilig beeinflussen.

Risiko negativer Referenzzinssatze im Kreditgeschéft.

Die Emittentin erzielt bis zum Wirksamwerden der Spaltung einen wesentlichen Teil ihrer
betrieblichen Ertrége durch Nettozinsertrage. Zinsen fur begebene Kredite sind in der Regel an
Referenzzinssétze gekoppelt. Referenzzinssétze kdnnen sensibel auf viele Faktoren reagieren,
die aufRerhalb der Kontrolle der Emittentin liegen, wie etwa Inflation oder die von den
Zentralbanken oder Regierungen festgelegte Wahrungspolitik. Bestimmte Referenzzinssatze
befinden sich derzeit auf historisch sehr niedrigem Niveau und sind zum Teil negativ. Wenn der
jeweilige einem Kredit zugrunde liegende Referenzzinssatz negativ ist, kbnnten negative Zinsen
auf Kredite verlangt werden und sich die Marge reduzieren bzw. dies negative Auswirkung auf die
Zinssituation haben. Dies kénnte einen erheblich nachteiligen Einfluss auf das Geschéftsergebnis
sowie die Vermogens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin haben.

3. RISIKEN IN BEZUG AUF DIE TREUGEBERIN UND IHRE
GESCHAFTSTATIGKEIT

Risiko einer Verschlechterung der makro6konomischen Rahmenbedingungen.

Die volkswirtschaftliche Situation in Osterreich, sowie die Entwicklungen der Weltwirtschaft und
der globalen Finanzméarkte haben einen wesentlichen Einfluss auf die Nachfrage nach
Dienstleistungen und Finanzprodukten, die von der Treugeberin entwickelt und angeboten
werden.

Die Treugeberin ist allgemeinen Wirtschaftsentwicklungen (Wirtschaftswachstum, Arbeitslosigkeit,
Inflation, Unternehmensinsolvenzen, etc.) ausgesetzt. Dabei beeinflussen die Treugeberin
insbesondere allgemeine Entwicklungen an den Finanzmérkten (etwa Zins-, Wahrungs-, Kredit-
oder Aktienmarkten) in Osterreich, weil die Treugeberin inren Tatigkeitsfokus auf Osterreich (vor
allem auf Wien, Niederdsterreich und das Burgenland) hat. Aber auch internationale
Entwicklungen an den Finanzmérkten uben Einfluss auf die Treugeberin aus. Im Falle einer
allgemeinen  Stagnation bzw. Abnahme des Wachstums oder des Rickgangs
gesamtwirtschaftlicher oder regionaler Produktion und Einkommen, kénnen sich aul3erordentliche,
negative Auswirkungen auf die Bonitat von Kredithehmern oder die Veranlagungspréferenzen von
Sparern und Anlegern auf den von der Treugeberin bearbeiteten Markten ergeben.

Auch rasche Bewegungen und Veranderungen des allgemeinen Wirtschaftslebens, deren
Ausmalie nicht vorhersehbar sind (z.B. eine Finanzkrise), und die sich insbesondere auf die
Finanzmarkte (z.B. Vertrauenskrise, Marktstérungen) beziehen kénnen, kénnen Entwicklungen
und Mdglichkeiten fur Geschéftstatigkeiten der Treugeberin im Bereich des allgemeinen
Bankgeschéfts (Kredite, Einlagen, Wertpapiere, allgemeine Geschéfts- und Dienstleistungen)
negativ beeintrachtigen.
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Die anhaltende Niedrigzinspolitik der EZB bt Druck auf die Zinsspanne der Treugeberin aus, und
die Zurlckhaltung von Investoren, welche mit einem schwierigen Kapitalmarktumfeld in
Zusammenhang steht, kann sich auf die Geschéftstatigkeit der Treugeberin auswirken.

Die Treugeberin ist daher verschiedenen makrotkonomischen Risiken ausgesetzt, die einzeln
oder zusammen einen erheblich nachteiligen Einfluss auf ihre Vermdgens-, Finanz- und
Ertragslage und das Geschéftsergebnis haben kénnten.

Risiko im Zusammenhang mit verschéarften regulatorischen Rahmenbedingungen.

Die Treugeberin unterliegt samtlichen auf 0sterreichische Kreditinstitute anwendbaren
Rechtsvorschriften sowie der behordlichen Aufsicht. Eine Anderung der geltenden rechtlichen und
regulatorischen Rahmenbedingungen kann sich erheblich nachteilig auf das Geschéftsergebnis
und die Vermégens-, Finanz- und Ertragslage der Treugeberin auswirken. (zu diesen Risiken
siehe Punkt ,Risiko im Zusammenhang mit verscharften regulatorischen Rahmenbedingungen*®
S. 41f).

Sollte die Treugeberin die rechtlichen Rahmenbedingungen wiederholt und/oder
schwer verletzen, besteht das Risiko, dass die Konzession der Treugeberin
beschréankt oder entzogen wird.

Es besteht das Risiko, dass bei schweren und/oder wiederholten Verletzungen der rechtlichen
Rahmenbedingungen die Konzession der Treugeberin gemaR BWG beschrankt oder sogar
ganzlich entzogen wird. Die beaufsichtigende Behtérde hat in diesem Zusammenhang
weitreichende Kompetenzen und kann beispielsweise im Falle von Verletzungen des
Erfordernisses der Mindestreserven derartige MalRhahmen beschlieBen. Weiters kann die
beaufsichtigende Behotrde eine weitere Ausweitung des Kreditvolumens der Treugeberin
verbieten. Bestehen berechtigte Grinde, die an der Fahigkeit der Treugeberin, ihren
Verpflichtungen gegenuber ihren Kunden nachzukommen, zweifeln lassen, kann die
beaufsichtigende Behorde der Treugeberin die (génzliche oder teilweise) Entnahme von Kapital
und Gewinn verbieten, einen Regierungsbeauftragten einsetzen, der die Kompetenz besitzt, der
Treugeberin jegliche Art von Geschéaften zu verbieten, die die Sicherheit der Interessen der
Kunden der Treugeberin gefédhrden kdnnen. Weiters kann die beaufsichtigende Behdrde dem
Vorstand der Treugeberin die Leitung entziehen oder die weitere Geschaftstéatigkeit der
Treugeberin (géanzlich oder teilweise) verbieten. Die Verwirklichung dieser Risiken kann das
Geschéftsergebnis sowie die Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage der Treugeberin erheblich
nachteilig beeinflussen.

Anderungen in der Konsumentenschutzgesetzgebung sowie in der Anwendung und
Auslegung solcher Gesetze konnen sich negativ auf jene Produkte und
Dienstleistungen auswirken, die die Treugeberin ihren Kunden anbietet.

Anderungen der Konsumentenschutzgesetze, oder der Auslegung solcher Gesetze durch
Gerichte oder Verwaltungsbehorden sowie der Erlass ganzlich neuer solcher Normen kénnen die
Madglichkeit bzw. das Ausmald von Zinsmargen und Provisionen beschranken, die die Treugeberin
fur bestimmte ihrer Produkte und Dienstleistungen verlangen darf oder im Allgemeinen zu fir die
Treugeberin nachteiligen Auswirkungen in ihren Geschaftsbeziehungen mit Kunden fuhren. Dies
kann zu geringeren Zins- und/oder Provisionsertragen fuhren und kann tberdies die Fahigkeit der
Treugeberin, bestimmte Produkte und/oder Dienstleistungen anzubieten oder bestimmte
Vertragsbestimmungen durchzusetzen beeintrachtigen, die Ertrage der Treugeberin reduzieren
und daher insgesamt erheblich nachteilige Auswirkungen auf das Geschéftsergebnis sowie die
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Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage der Treugeberin haben.
Risiko im Zusammenhang mit der Anderung der steuerlichen Rahmenbedingungen.

Die zukunftige Entwicklung der Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage der Treugeberin ist auch
von den anwendbaren steuerlichen Rahmenbedingungen abhéngig. Die Einfihrung neuer
Abgaben, wie etwa die 2011 eingefiihrte Abgabepflicht nach dem Stabilitatsabgabegesetz oder
eine  mdogliche zukinftige Einfuhrung einer auf europdischer Ebene diskutierten
Finanztransaktionssteuer, sowie sonstige Anderung der Gesetzeslage, der Rechtsprechung
(beispielsweise die Judikatur des EuGH zur mehrwertsteuerlichen Zusammenschlussregelung,
denn die Treugeberin nimmt derzeit gewisse im Osterreichischen Umsatzsteuergesetz
(8 6 (1) Z 28 UStG) vorgesehene Steuerbefreiungen in Anspruch (sogenannte
.Zusammenschlussbefreiung®), die laut EuGH unionsrechtswidrig ist; eine unionsrechtskonforme
Nachfolgeregelung wurde vom 0Osterreichischen Gesetzgeber bis zum Datum dieses Prospekts
noch nicht erlassen.) oder der steuerlichen Verwaltungspraxis kdnnen das Geschéaftsergebnis und
die Vermégens-, Finanz- und Ertragslage der Treugeberin erheblich nachteilig beeinflussen.

Risiko einer sich verscharfenden Wettbhewerbssituation.

Die Treugeberin unterliegt als regional agierende Universalbank dem Risiko einer sich
verscharfenden Wettbewerbssituation. In Osterreich herrscht im Vergleich zu anderen Staaten
aufgrund einer hohen Bankendichte sowie einer sehr hohen Bankstellendichte ein sehr intensiver
Wettbewerb zwischen Banken. Durch den intensiven Wettbewerb mit anderen Banken und
Finanzdienstleistern und der sich daraus ergebenden schwierigen Wettbewerbssituation
insbesondere auf dem Heimmarkt Osterreich, konnen die Gewinnmargen weiter abnehmen und
das Geschaftsergebnis sowie die Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage der Treugeberin erheblich
nachteilig  beeinflussen werden (siehe auch "Risiko einer sich verschéarfenden
Wettbewerbssituation” S. 43).

Risiko, dass aufgrund von Anderungen der Marktpreise Verluste entstehen
(Marktrisiko).

Unter Marktrisiko versteht man das Risiko, dass aufgrund von Anderungen der Marktpreise,
insbesondere wegen der Anderung von Zinssatzen, Aktienkursen, Rohstoffpreisen und fremden
Wahrungen sowie Preisschwankungen von Giutern und Derivaten, Verluste entstehen. Die
Nachfrage nach den von der Treugeberin angebotenen Produkten und Dienstleistungen und damit
die Ertragslage der Treugeberin héngen im weiteren Sinn wesentlich von diesen
Markpreisschwankungen ab. Im engeren Sinn umfasst das Marktrisiko mdgliche negative
Wertveranderungen von Positionen des Bankbuches der Treugeberin. Die Verwirklichung dieses
Marktrisikos kann erheblich nachteilige Auswirkungen auf das Geschéaftsergebnis sowie die
Vermégens-, Finanz- und Ertragslage der Treugeberin haben.

Risiko des Wertverfalls von Immobilien, die als Sicherheiten im Kreditgeschaft der
Treugeberin bestellt werden.

Die Treugeberin ist von Anderungen bzw. Preisschwankungen am Immobilienmarkt - dabei
insbesondere am Wohnbaumarkt im 6stlichen Osterreich - abhangig. Denn Anderungen bzw.
Preisschwankungen am Immobilienmarkt (insbesondere des ostlichen Osterreichs) beeinflussen
die Werthaltigkeit von Immobilien, die als Sicherheiten im Kreditgeschaft der Treugeberin bestellt
werden (Kreditsicherheiten) wesentlich. Ein durch die Anderung von Immobilienpreisen
eintretender Wertverfall dieser Kreditsicherheiten, kann folglich erheblich nachteilige
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Auswirkungen auf das Geschaftsergebnis sowie die Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage der
Treugeberin haben.

Es besteht das Risiko, dass die Treugeberin aufgrund der unterschiedlichen
Fristigkeit von Forderungen und Verbindlichkeiten ihre gegenwartigen oder
zukunftigen Zahlungsverpflichtungen nicht vollstandig oder fristgerecht erfillen
kann (Liquiditatsrisiko).

Auf Grund der unterschiedlichen Fristigkeiten von Forderungen und Verbindlichkeiten der
Treugeberin besteht das Risiko, dass die Treugeberin ihre gegenwartigen und zukinftigen
Zahlungsverpflichtungen nicht vollstédndig oder nicht fristgerecht erfullen kann. Die Verwirklichung
dieses Liquiditatsrisikos kann erheblich nachteilige Auswirkungen auf das Geschéaftsergebnis
sowie die Vermdégens-, Finanz- und Ertragslage der Treugeberin haben (siehe auch
"Liquiditatsrisiko" S. 43).

Risiko, dass aufgrund von Anderungen der Zinsen Verluste entstehen (Zinsrisiko).

Das Zinsrisiko ist das Verlustpotenzial, das durch eine mdgliche Wertdnderung einer offenen
Zinsposition durch Veranderung der Zinsen und Zinskurven begriindet ist. Die Nachfrage nach
den von der Treugeberin angebotenen Produkten und Dienstleistungen - und damit ihre
Ertragslage - hangt im weiteren Sinn wesentlich von der Zinskurve ab. Im engeren Sinn umfasst
das Zinsrisiko maogliche negative Wertveranderungen von Positionen des Handels- bzw.
Bankbuches der Treugeberin. Die Verwirklichung dieser Zinsrisiken kann erheblich nachteilige
Auswirkungen auf das Geschéaftsergebnis sowie die Vermégens-, Finanz- und Ertragslage der
Treugeberin haben.

Risiko negativer Zinsen im Kreditgeschaft

Die Treugeberin erzielt einen wesentlichen Teil ihrer betrieblichen Ertrage durch Nettozinsertrage.
Zinsen fir begebene Kredite sind in der Regel an Referenzzinssatze gekoppelt.
Referenzzinssatze kénnen sensibel auf viele Faktoren reagieren, die aul3erhalb der Kontrolle der
Treugeberin liegen, wie etwa Inflation oder die von den Zentralbanken oder Regierungen
festgelegte Wahrungspolitik. Bestimmte Referenzzinssatze befinden sich derzeit auf historisch
sehr niedrigem Niveau und sind zum Teil negativ. Wenn der jeweilige einem Kredit zugrunde
liegende Referenzzinssatz negativ ist, konnte die Situation entstehen, dass negative Zinsen auf
Kredite verlangt werden. Dies kénnte einen wesentlichen, erheblich nachteiligen Einfluss auf das
Geschéftsergebnis sowie die Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage der Treugeberin haben.

Risiken im Zusammenhang mit der Veranderung von
Fremdwahrungswechselkursen (Wahrungsrisiko).

Fremdwéahrungswechselkurse unterliegen erheblichen Schwankungen, denen die Treugeberin im
Rahmen ihrer Geschaftstatigkeit ausgesetzt ist (Wahrungsrisiko). Auch fur den Fall, dass die
Treugeberin  Wahrungsrisiken teilweise durch Absicherungsgeschéafte (Hedging) verringert,
beseitigt dies die Wahrungsrisiken nicht vollstindig. Die Treugeberin ist derzeit etwa
insbesondere in Bezug auf den Schweizer Franken, den U.S. Dollar und den japanischen Yen
Wahrungsrisiken ausgesetzt. Schwankungen dieser und anderer Fremdwéahrungswechselkurse
kénnten einen erheblich nachteiligen Einfluss auf das Geschéaftsergebnis sowie die Vermdégens-,
Finanz- und Ertragslage der Treugeberin haben.
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Risiken im Zusammenhang mit dem Ausfall staatlicher Schuldner.

Die Treugeberin ist unter anderem durch Nostroveranlagungen in Schuldverschreibungen, die von
staatlichen, staatséhnlichen, oder staatsnahen Schuldnern begeben wurden, dem Risiko
hoheitlicher Malinahmen sowie des Zahlungsausfalls eines staatlichen Schuldners ausgesetzt.
Zahlungsausfalle staatlicher Schuldner sowie fiir die Treugeberin nachteilige hoheitliche
Maflnahmen kénnten einen erheblich nachteiligen Einfluss auf das Geschéftsergebnis sowie die
Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage der Treugeberin haben.

Risiko der Nichterfullung von Verpflichtungen durch Vertragspartner der
Treugeberin.

Die Treugeberin ist einer Reihe von Gegenpartei- und Kreditausfallsrisiken ausgesetzt. Dritte, die
der Treugeberin Geld, Wertpapiere oder andere Vermdgensgegenstande schulden, kénnten ihre
Verpflichtungen gegeniiber der Treugeberin wegen Zahlungsunfahigkeit, fehlender Liquiditét,
Bonitatsverschlechterungen, Wirtschaftsabschwiingen, operationellen Problemen, Wertverlusten
von Immobilien oder anderen Vermdgensgegenstanden, Betriebsausfallen oder aus anderen
Griunden nicht erflllen. Dies kann erheblich nachteilige Auswirkungen auf das Geschéaftsergebnis
sowie die Vermoégens-, Finanz- und Ertragslage der Treugeberin haben.

Risiko im Zusammenhang mit moglicherweise unzureichendem Risikomanagement
und nicht vorhersehbaren Situationen.

Die im Rahmen des Risikomanagements der Treugeberin angewendeten Strategien und
Verfahren sind unter Umstanden zur Begrenzung der Risiken nicht ausreichend und die
Treugeberin kdnnte nicht identifizierten oder nicht erwarteten Risiken ausgesetzt sein oder
bleiben.

Einige Methoden des Risikomanagements der Treugeberin basieren auf Beobachtungen des
historischen Marktverhaltens und anderer vergangenheitsbezogener Daten. Statistische
Techniken werden auf diese Beobachtungen angewandt, um zu Bewertungen der Risiken zu
gelangen. Diese statistischen Methoden koénnten die Risiken der Treugeberin nicht richtig
bewerten, wenn Umstande auftreten, die nicht im Rahmen der historischen Informationen
beobachtet wurden oder das letzte Mal vor langer Zeit aufgetreten sind. Wenn Umsténde
auftreten, die die Treugeberin bei der Entwicklung ihrer statistischen Modelle nicht identifiziert,
erwartet oder richtig bewertet hat, kénnen die Verluste hdher ausfallen als die vom
Risikomanagement der Treugeberin vorhergesehenen Maximalverluste. Weiters bertcksichtigen
die Bewertungen nicht alle Risiken oder Marktlagen. Wenn sich die MalRnahmen zur
Risikobewertung und -minderung als unzureichend erweisen, kdnnte die Treugeberin wesentliche
unerwartete Verluste erleiden, die erheblich nachteilige Auswirkungen auf das Geschaftsergebnis
sowie die Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage der Treugeberin haben kénnten.

Risiko, dass Kunden vertragliche (Zahlungs-)Verpflichtungen gegenlber der
Treugeberin nicht erfullen (Kreditrisiko und Ausfallsrisiko).

Kunden der Treugeberin kénnten ihre vertraglichen Zahlungsverpflichtungen gegeniber der
Treugeberin in einem Ausmal nicht erfillen, das mit der derzeitigen Erwartung der Treugeberin
nicht im Einklang steht. Dieses Risiko betrifft unter anderem Geschéafte mit Privat- oder
Firmenkunden, mit anderen in- und auslédndischen Banken und anderen Finanzinstitutionen sowie
mit staatlichen Schuldnern. Das AusmafR uneinbringlicher oder notleidender Kredite sowie
erforderliche Wertberichtigungen konnen erheblich nachteilige Auswirkungen auf das
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Geschaftsergebnis sowie die Vermoégens-, Finanz- und Ertragslage der Treugeberin haben.
Operationales Risiko.

Die Treugeberin ist verschiedenen Risiken ausgesetzt, die sich aus potenziellen
Unzulanglichkeiten oder dem Versagen interner Kontrollen, Ablaufe, Mitarbeiter oder Systeme
oder externen — absichtlich oder versehentlich oder durch natirliche Umstande verursachten —
Ereignissen ergeben und erhebliche Verluste bewirken kénnen. Zu den operativen Risiken der
Treugeberin zahlt das Risiko unerwarteter Verluste, die als Folge von Einzelereignissen
entstehen, die wiederum Ergebnis fehlerhafter Informationssysteme, unzulénglicher
organisatorischer Strukturen oder nicht funktionierender Kontrollmechanismen sein kénnen.

Diese Risiken beinhalten auch das Risiko hoherer Kosten oder entgangener Gewinne auf Grund
unglnstiger  gesamtwirtschaftlicher ~ oder  branchenspezifischer  Trends. Auch ein
Reputationsverlust der Treugeberin auf Grund des Eintritts eines oder mehrerer solcher
Ereignisse fallt in diese Risikokategorie. Eine mangelnde Beherrschung derartiger Risiken kann
sich erheblich nachteilig auf das Geschéaftsergebnis sowie die Vermdgens-, Finanz- und
Ertragslage der Treugeberin auswirken.

IT- Risiko.

Die Treugeberin und ihre Aktivitaten sind zunehmend von hochspezialisierten und komplexen IT-
Systemen abhangig. IT-Systeme sind gegeniber einer Reihe von Problemen verletzlich, wie
Vireninfektionen, Computerhackern, physische Zerstérung oder defekte IT-Zentren sowie Soft-
und Hardware-Funktionsstorungen. IT-Systeme bedirfen regelmafiger Modernisierungen, um die
wechselnden geschaftlichen und regulatorischen Erfordernisse zu erfillen und um mit der
Geschwindigkeit des Wachstums von bestehenden Geschéftsfeldern und méglichen Expansionen
Schritt halten zu kénnen. Die Treugeberin verflgt Uber keine eigenen IT-Systeme. Sie ist in die
Systemumgebung der s IT Solutions eingebunden und nutzt deren Hardwarekomponenten sowie
deren Software, von denen sie abhangig ist und auf die sie einen beschrankten und nur
mittelbaren Einfluss hat.

In Bezug auf die IT-Systeme der Treugeberin kdnnten notwendige Modernisierungsmafl3nahmen
maoglicherweise nicht zeitgerecht umgesetzt werden und auch umgesetzte
ModernisierungsmalBnahmen koénnten nicht wie geplant funktionieren. Dies kénnte erhebliche
negative Auswirkungen auf die Treugeberin haben.

Neben den durch Fehler des IT-Systems verursachten Kosten konnte die Treugeberin von
Aufsichtsbehtérden verhangte Buligelder zahlen mussen, wenn die IT-Systeme es der
Treugeberin  nicht ermdglichen, die anwendbaren bankrechtlichen Vorschriften oder
Berichtsverpflichtungen einzuhalten. Weiters ist die Treugeberin auch signifikanten operationellen
und Reputationsrisiken ausgesetzt, falls es zu einer Fehlfunktion oder einer Verletzung der IT-
Systeme der Treugeberin kommen.

Jede Stérung sowie jede mdogliche Verletzung (etwa durch Computerhacker) der von der
Treugeberin verwendeten IT-Systems kénnte daher erheblich nachteilige Auswirkungen auf das
Geschéftsergebnis sowie die Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage der Treugeberin haben.

Risiko von Wertverlusten aus den von der Treugeberin gehaltenen Beteiligungen
(Beteiligungsrisiko).

Unglnstige Marktverhéltnisse oder ungiinstige wirtschaftliche Bedingungen kénnen sich negativ
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auf die von der Treugeberin gehaltenen Beteiligungen auswirken und zum Beispiel zu
VerauBBerungsverlusten, Dividendenausfall oder Teilwertabschreibungen fiihren. Dies kann eine
erheblich nachteilige Verschlechterung der Vermdgens- und Finanzergebnisse der Treugeberin
zur Folge haben, was mittelbar auch die Fahigkeit der Emittentin zur Erfullung ihrer
Verpflichtungen im Zusammenhang mit den Schuldverschreibungen oder (nach Wandlung) die
Partizipationsrechte erheblich nachteilig beeintrachtigen wirde.

Risiko der mangelnden Verflugbarkeit kostengunstiger
Refinanzierungsmaoglichkeiten.

Die Refinanzierung der Treugeberin erfolgt im Wesentlichen einerseits indirekt (Uber die Erste
Group Bank) am Kapitalmarkt und andererseits zu einem erheblichen Teil durch Spareinlagen.
Die kinftige Geschaftsentwicklung und Profitabilitdt der Treugeberin hdngen sohin von ihrem
Zugang zu kostenginstigen Refinanzierungsmdéglichkeiten auf den nationalen und internationalen
Geld- und Kapitalméarkten sowie Spareinlagen ab.

Der Zugang zu und die Verfugbarkeit von Refinanzierungsmdglichkeiten am Kapitalmarkt
einerseits, kann sich gegeniber der Vergangenheit oder den Planungen der Treugeberin bzw. der
Erste Group Bank einschranken oder verteuern, insbesondere (i) wenn sich die Bonitat der
Treugeberin bzw. Erste Group Bank verschlechtert, (ii) wenn sich die gesamtwirtschaftlichen
Rahmenbedingungen verschlechtern, oder (iii) aufgrund unerwarteter Ereignisse wie
beispielsweise im Zusammenhang mit einer Finanzkrise oder aufgrund einer Anderung der
Zinssatze. Der Eintritt derartiger Umstande, die zu unginstigen Refinanzierungsmdéglichkeiten der
Treugeberin fuhren kénnen, kann sich erheblich nachteilig auf das Geschéaftsergebnis sowie die
Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage der Treugeberin auswirken.

Die Refinanzierung durch Spareinlagen unterliegt Schwankungen, die von der Treugeberin nicht
beeinflusst werden kénnen. Es kann nicht garantiert werden, dass es nicht zu einem unerwarteten
betrachtlichen Abfluss von Einlagen innerhalb eines kurzen Zeitraumes kommen kann, etwa weil
eine grofRe Zahl von Kunden der Treugeberin versucht mdglichst zeitnah ihre Einlagen abzuheben
(Bank Run). Dies koénnte insbesondere durch eine Schadigung des Unternehmensrufes verstérkt
werden. Ein erheblicher Abfluss von Einlagen koénnte sich erheblich nachteilig auf das
Geschaftsergebnis sowie die Vermogens-, Finanz- und Ertragslage der Treugeberin auswirken.

Risiko, dass eine Schadigung des Unternehmensrufes negative Auswirkungen auf
die Treugeberin hat (Reputationsrisiko).

Die Reputation der Treugeberin sowie anderer Unternehmen der Erste Bank Gruppe ist ein
wesentlicher Faktor flr die Geschaftstatigkeit der Treugeberin. Eine Schadigung der Reputation
der Treugeberin und/oder der Unternehmen der Erste Bank Gruppe unter ihren Kunden,
Fremdkapitalgebern, Mitarbeitern, Geschaftspartnern oder allgemein ihr gesellschaftliches Umfeld
kénnte eine erheblich nachteilige Verschlechterung der Vermogens- und Finanzergebnisse der
Treugeberin zur Folge haben, was mittelbar auch die Fahigkeit der Emittentin zur Erfullung ihrer
Verpflichtungen im Zusammenhang mit den Schuldverschreibungen oder (nach Wandlung) die
Partizipationsrechte erheblich nachteilig beeintrachtigen wiirde.

Risiko der Treugeberin durch mégliche Verschlechterungen des Geschaftsverlaufs
der Erste Bank Gruppe Nachteile zu erleiden.

Der Geschéftsverlauf der Treugeberin wird wesentlich vom Geschéftserfolg der Erste Bank
Gruppe beeinflusst. Jede Verschlechterung des Geschéftsverlaufs der Erste Bank Gruppe birgt
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das Risiko, einen erheblich nachteiligen Einfluss auf das Geschéaftsergebnis sowie die
Vermdogens-, Finanz- und Ertragslage der Treugeberin zu bewirken.

Beherrschender Einfluss der Erste Group Bank und Abhangigkeit vom
Geschaéftsverlauf dieser.

Die Erste Group Bank ist derzeit Alleinaktionarin der Treugeberin. Als solche kann die Erste
Group Bank aufgrund der anwendbaren gesetzlichen Bestimmungen alle Beschlisse der
Hauptversammlung der Treugeberin allein kontrollieren und mdglicherweise auch Beschlisse
fassen, die nicht im Interesse der Anleger und/oder der Treugeberin liegen. Die Anleger verfligen
Uber kein Stimmrecht in der Hauptversammlung der Treugeberin. Der beherrschende Einfluss der
Erste Group Bank auf die Treugeberin kdnnte einen erheblich nachteiligen Einfluss auf das
Geschaftsergebnis sowie die Vermdégens-, Finanz- und Ertragslage der Treugeberin haben.

Abhangigkeit von der Erste Group Bank und Unternehmen der Erste Bank Gruppe.

Wichtige Unternehmensbereiche werden von der Treugeberin durch Outsourcingvertrage an die
Erste Group Bank und andere Unternehmen der Erste Bank Gruppe ausgelagert. Das bedeutet,
dass wesentliche operative Aufgaben der Treugeberin durch Unternehmen der Erste Bank
Gruppe erfullt werden. Hierzu zdhlen etwa IT-Systeme, Zahlungsverkehr, Wertpapier- und
Kreditabwicklung, Personalwesen, Rechnungswesen und andere wesentliche Geschéftsbereiche
der Treugeberin. Die vertragskonforme Ausfihrung der ausgelagerten Leistungen durch die
Vertragspartner der Treugeberin ist wesentlich flr die Geschaftstatigkeit der Treugeberin und ihre
Fahigkeit, Gewinne zu erwirtschaften. Eine Kindigung von Outsourcingvertragen durch die
Vertragspartner der Treugeberin oder eine Verletzung dieser Vertrdge konnte daher die
Geschéftstatigkeit, das Geschaftsergebnis und die Vermodgens-Finanz- und Ertragslage der
Treugeberin erheblich nachteilig beeinflussen.

Weiters kdnnten die rechtlichen und wirtschaftlichen Moéglichkeiten der Treugeberin, ihre Rechte
aus den Outsourcingvertragen mit den jeweiligen Vertragspartnern durchzusetzen, durch den
beherrschenden Einfluss der Erste Group Bank sowie aufgrund der wirtschaftlichen Abhéngigkeit
der Treugeberin von der Erste Group Bank und der Erste Bank Gruppe erheblich eingeschrankt
sein.

Risiko potenzieller Interessenkonflikte der Organmitglieder der Treugeberin
aufgrund ihrer Tatigkeit innerhalb und auRerhalb der Unternehmen der Erste Bank
Gruppe.

Die Mitglieder des Vorstands sowie des Aufsichtsrats der Treugeberin Uben Organfunktionen in
verschiedenen Gesellschaften innerhalb und auf3erhalb der Erste Bank Gruppe aus. Aufgrund
dieser Organfunktionen innerhalb und auf3erhalb der Erste Bank Gruppe kénnen die Mitglieder
des Vorstands sowie des Aufsichtsrats der Treugeberin Interessenkonflikten ausgesetzt sein,
unter anderem in Féallen in denen die Treugeberin mit den jeweiligen Gesellschaften in aktiver
Geschéaftsbeziehung steht. Interessenkonflikte kdnnen etwa bei der Erbringung von
Dienstleistungen wie dem An- und Verkauf bzw. der Vermittlung von Finanzinstrumenten, der
Anlageberatung, dem Emissions- und Platzierungsgeschéft, eigenen Geschéften der Treugeberin
in Finanzinstrumenten, dem Depotgeschéaft, der Finanzierung von Finanzinstrumenten, der
Beratung von Unternehmen, beispielsweise Uber ihre Kapitalstruktur —und bei
Unternehmenskaufen  oder  Unternehmenszusammenschlissen,  Devisengeschaften in
Zusammenhang mit Geschaften in Finanzinstrumenten sowie der Weitergabe von Finanzanalysen
Dritter an Kunden auftreten. Das Auftreten derartiger Interessenkonflikte kann erheblich
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nachteilige Auswirkungen auf die Geschéfts-, Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage der
Treugeberin haben.

Risiko in Zusammenhang mit dem Haftungsverbund.

Die Treugeberin konnte aufgrund ihrer Teilnahme im sogenannten Haftungsverbund der
Sparkassengruppe verpflichtet sein, andere Mitglieder des Haftungsverbunds finanziell zu
unterstiitzen, sollten diese in finanzielle Schwierigkeiten geraten. Dies kénnte erhebliche Kosten
fur die Treugeberin verursachen und erhebliche negative Auswirkungen auf die Vermdgens-,
Finanz- und Ertragslage der Treugeberin zur Folge haben.

Im Jahr 2002 haben die Erste Group Bank und ein Grof3teil der dsterreichischen Sparkassen
durch vertragliche Vereinbarungen den Haftungsverbund begriundet. Ziel des Haftungsverbundes
war es, ein gemeinsames Frihwarnsystem sowie einen Haftungsverbund fiir bestimmte
Verbindlichkeiten der teilnehmenden Institute zu schaffen, und so die Zusammenarbeit innerhalb
der Sparkassengruppe zu starken.

Im Jahr 2013 wurde die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedern des Haftungsverbunds weiter
intensiviert. Ziel der neuen, im Janner 2014 in Kraft getreten Vereinbarung ist die Intensivierung
der gruppenweiten einheitlichen Geschéfts- und Marktpolitik und die Schaffung eines
institutsbezogenen Sicherungssystems (Artikel 113(7) CRR) sowie eines Haftungsverbunds (iSv
Artikel 4(1)(127) CRR) um die Erfordernisse des Artikel 84(6) CRR fir die Anrechnung von
Minderheitsbeteiligungen innerhalb des Haftungsverbunds zur Ganze zu erfillen sowie in Hinblick
auf IFRS 10 die Befugnisse der Erste Group Bank hinsichtlich des Haftungsverbunds zu starken.

Auf Basis des Haftungsverbunds sind die Treugeberin sowie die anderen
Haftungsverbundmitglieder verpflichtet, in finanzielle Schwierigkeiten befindliche
Haftungsverbundmitglieder finanziell und operationell zu unterstiitzen, sowie im Fall der Insolvenz
eines Haftungsverbundmitglieds bestimmte Beitrage fir die Riickzahlung von Einlagen zu leisten.
Die Haftungsverbundmitglieder haben vereinbart, dass ein Teil dieser potentiellen
Verbindlichkeiten in Form eines Spezialfonds vorfinanziert werden soll, wobei die Mittel des
Spezialfonds unter der alleinigen Verfigung der Haftungsverbund GmbH stehen. Die
Haftungsverbund GmbH ist verpflichtet, vor Verwendung der Spezialfondsmittel alle anderen zur
Verfigung stehenden Moglichkeiten auszuschopfen. Die Haftungsverbundmitglieder leisten
guartalsweise Zahlungen an den Spezialfonds, bis dieser nach 10 Jahren ein Gesamtvermdgen
von EUR 250 Millionen erreicht hat. Haftungsverbundmitglieder sind auch verpflichtet, spezielle
Richtlinien zum Kredit- und Risikomanagement zu befolgen. Diese werden von der Erste Group
Bank festgesetzt, die jedoch keine direkte Kontrolle Uiber die Haftungsverbundmitglieder ausuibt.

Auf Basis des Haftungsverbunds konnte daher auch die Treugeberin verpflichtet sein, andere
Haftungsverbundmitglieder finanziell und operationell zu unterstitzen. Dies konnte daher
erheblich nachteilige Auswirkungen auf das Geschéftsergebnis sowie die Vermdégens-, Finanz-
und Ertragslage der Treugeberin haben.
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4. RISIKEN IN BEZUG AUF DIE WERTPAPIERE

4.1 Gemeinsame Risiken in Bezug auf die Schuldverschreibungen und (nach
Wandlung) die Partizipationsrechte

Die Wertpapiere sind nicht flr jeden Anleger eine geeignete Anlageform.

Die Wertpapiere sind keine geeignete Anlageform fiir Anleger, die nicht Uber ausreichende
Kenntnis und/oder Erfahrung in Finanzmarkten und/oder Zugang zu Informationen und/oder
finanziellen Ressourcen und Liquiditat verfigen, um samtliche Risiken in Zusammenhang mit
einer Veranlagung in Wertpapiere zu tragen und/oder ein ausreichendes Verstandnis der
Emissionsbedingungen der Wertpapiere und/oder die Fahigkeit besitzen, mdgliche wirtschaftliche
Entwicklungen, Zinsdnderungen und weitere Faktoren, die auf die Wertpapiere auswirken
konnten, einzuschéatzen.

Jeder potenzielle Anleger muss unter Beriicksichtigung seiner individuellen Umstande beurteilen,
ob eine Anlage in Wertpapiere fir ihn geeignet ist. Insbesondere sollte jeder potenzielle Anleger:

. Uber ausreichendes Wissen und ausreichende Erfahrung verfligen, um die Wertpapiere, die
Chancen und Risiken einer Anlage in die Wertpapiere und die in diesem Prospekt oder
einem malRgeblichen Nachtrag enthaltenen oder mittels Verweis darin aufgenommenen
Angaben aussagekraftig beurteilen zu kdnnen;

. Zugang zu geeigneten Analyseinstrumenten haben, die es ermdglichen, die konkreten
Auswirkungen einer Investition in die Wertpapiere auf das eigene Anlagenportfolio
individuell zu beurteilen;

) Uber ausreichende finanzielle Mittel und Liquiditat verfigen, um alle mit einer Anlage in die
Wertpapiere verbundenen Risiken tragen zu kénnen;

. die Emissionsbedingungen der Wertpapiere genau verstehen und mit den maRgeblichen
Finanzmarkten vertraut sein; und

) (alleine oder mit Hilfe eines Finanzberaters) in der Lage sein, mogliche Szenarien der
Entwicklung von Wirtschafts-, Zins- und sonstigen Faktoren zu beurteilen, die die Anlage
und die Fahigkeit des Anlegers, die betreffenden Risiken zu verkraften, beeintrachtigen
kénnen.

Steuerrechtliche  Veranderungen kdnnen sowohl den  Marktpreis der
Schuldverschreibungen bzw. (nach Wandlung) der Partizipationsrechte als auch
die Hohe der Zins- bzw. Dividendenzahlungen negativ beeinflussen.

Die konkrete Steuerrechtslage (Gesetze, Verwaltungspraxis der Abgabenbehdrden sowie
Judikatur) kann maRgeblich den Verlauf der wirtschaftlichen Entwicklung der Emittentin (bzw.
Treugeberin) beeinflussen und damit auch den wirtschaftlichen Wert der Schuldverschreibungen
bzw. (nach Wandlung) der Partizipationsrechte sowie die von den Anlegern erzielten
Ausschittungen auf das mit der Zeichnung der Schuldverschreibungen bzw. (nach Wandlung) der
Partizipationsrechte investierte Kapital negativ beeinflussen. Insbesondere eine Anderung der
Steuerrechtslage zur Wohnbauférderung und der damit verbundenen steuerlichen Begtinstigung
von Wohnbauwandelanleihen wie den Schuldverschreibungen kann den Wert und die Hohe der
Ausschiittungen auf die Schuldverschreibungen (auch bereits emittierte Schuldverschreibungen)
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wesentlich nachteilig beeinflussen. Die Hohe der Ausschittung nach Steuern hangt maRgeblich
von der individuellen steuerrechtlichen Situation des Anlegers ab. Die diesbezuglichen
Ausfuhrungen im Prospekt basieren auf der derzeit gultigen Rechtslage und Verwaltungspraxis
der Abgabenbehérden. Zukiinftige Anderungen durch den Gesetzgeber, die Abgabenbehérden
oder hdchstgerichtliche Entscheidungen kdénnen die dargestellte steuerliche Behandlung negativ
beeinflussen oder veréndern. Die grundséatzlichen steuerrechtlichen Ausfuhrungen in diesem
Prospekt stellen weder eine allgemeine noch eine individuelle steuerliche Beratung dar und
kénnen eine solche auch nicht ersetzen. Es wird empfohlen, vor der Zeichnung der
Schuldverschreibungen bzw. deren Wandlung in Partizipationsrechte eine individuelle
Steuerberatung in Anspruch zu nehmen.

Risiko des Totalverlusts des investierten Kapitals aufgrund der mangelnden
Besicherung der Schuldverschreibungen bzw. (nach  Wandlung) der
Partizipationsrechte.

Die Verpflichtungen der Emittentin aus den Schuldverschreibungen (bzw. der Treugeberin im
Zusammenhang mit der Treuhandschaft) sind unbesichert. Das bedeutet es bestehen weder
Hypotheken, andere dingliche oder persdnliche Sicherheiten fir die Anspriiche der Anleger, noch
bestehen far ihre Anspriche aus den Schuldverschreibungen gesetzliche
Sicherungseinrichtungen. Allfallige Fremdkapitalgeber mit Sicherheiten haben daher in einem
Insolvenzfall eine Sonderstellung gegeniiber den Anlegern. Die Anleger sind sohin dem Risiko
ausgesetzt, dass der Emittentin bzw. der Treugeberin nach Befriedigung ihrer anderen Glaubiger
kein ausreichendes Vermdgen mehr fir die Erfullung von Verpflichtungen aus den
Schuldverschreibungen (bzw. im Fall der Treugeberin im Zusammenhang mit der Treuhandschaft)
verbleibt.

Im Fall der Liquidation, der Auflosung oder der Insolvenz der Emittentin oder eines der
Abwendung der Insolvenz der Emittentin dienenden Verfahrens missen Partizipanten uberdies
mit dem Risiko rechnen, dass sie das von ihnen investierte Kapital teilweise oder zur Ganze
(Totalverlust) verlieren, zumal fir diese ebenfalls in keiner Weise Sicherheiten bestehen.

Risiken der Begrindung weiterer Verbindlichkeiten der Emittentin oder der
Treugeberin.

Sowohl die Emittentin als auch die Treugeberin sind berechtigt, nhach dem Datum dieses
Prospekts (betraglich unbegrenzt) weitere Verbindlichkeiten einzugehen, die im Verhéltnis zu den
Verbindlichkeiten aus den Wertpapieren (sohin den Schuldverschreibungen und den
Partizipationsrechten) vorrangig oder gleichrangig sind. Dadurch kann der Betrag, den Anleger im
Falle der Insolvenz der Emittentin oder der Treugeberin oder eines die Insolvenz der Emittentin
oder der Treugeberin abwehrenden Verfahrens, zurickerhalten kénnen reduziert und die
Wahrscheinlichkeit des Ausfalls von Zins- bzw. Dividendenzahlungen auf die Wertpapiere erhdht
werden.

Nicht-nachrangige Verbindlichkeiten der Emittentin als auch der Treugeberin kdnnen auch von
Ereignissen stammen, die in der Bilanz der Emittentin bzw. der Treugeberin keinen Niederschlag
finden, wie beispielsweise die Ausstellung von abstrakten Garantieversprechen oder das
Schlagendwerden anderer nicht-nachrangiger Eventualverbindlichkeiten. Anspriiche aus solchen
Garantieversprechen oder aus anderen nicht-nachrangigen Eventualverbindlichkeiten werden zu
nicht-nachrangigen Verbindlichkeiten der Emittentin bzw. der Treugeberin, die im gleichen Rang
zu den Schuldverschreibungen stehen und im Falle eines Insolvenzverfahrens der Emittentin bzw.
der Treugeberin oder eines Verfahrens zur Abwendung der Insolvenz der Emittentin bzw. der
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Treugeberin vollstdndig beglichen werden mussen, bevor Ruckzahlungsanspriche aus den
Partizipationsrechten befriedigt werden.

Die Wertentwicklung der Wertpapiere steht zum Zeitpunkt der Investition in die
Schuldverschreibungen bzw. ihrer Wandlung in Partizipationsrechte nicht fest
(Marktpreisrisiko).

Wahrend ihrer Laufzeit kann der Marktpreis der Wertpapiere unterhalb des vom Anleger
investierten Kaufpreises liegen. Bei einer VerauRerung der Wertpapiere bestimmt sich die Rendite
oder der Verlust allein durch die Differenz zwischen dem Kaufpreis und dem Verkaufspreis der
Wertpapiere und den in der Zwischenzeit erhaltenen Zinsen bzw. Dividenden abzuglich etwaiger
Gebuhren oder Transaktionskosten. Bei einer Rickzahlung der Schuldverschreibungen bestimmt
sich die Rendite oder der Verlust aus der Differenz zwischen dem Ruckzahlungsbetrag inklusive
zwischenzeitlich  erhaltener Zins- und Dividendenzahlungen und dem fir die
Schuldverschreibungen gezahlten Kaufpreis. Liegt der Wert des Rickzahlungsbetrags unterhalb
dieses Kaufpreises plus zwischenzeitlich erhaltener Zinsen und etwaiger Dividenden, so erleidet
der Anleger einen Verlust. Vom Markt verlangte Liquiditatsaufschlage und geringe Liquiditat der
Wertpapiere kénnen den Marktpreis der Wertpapiere zusatzlich negativ beeintrachtigen.

Bei einer zukilnftigen Geldentwertung (Inflation) kénnte sich die reale Rendite einer
Anlage verringern.

Das Inflationsrisiko bezeichnet die Mdglichkeit, dass der Marktpreis von Vermdgenswerten - so
etwa auch der Wertpapiere oder der Einnahmen daraus - sinkt, wenn die Kaufkraft einer Wahrung
auf Grund von Inflation schrumpft. Durch Inflation verringert sich die tatséchlich vom Anleger
erzielte Rendite (Realrendite). Ist die Inflationsrate gleich hoch oder hoher als die
Nominalverzinsung, bedeutet das im Allgemeinen fir die Realverzinsung, dass diese null oder gar
negativ ist. FUr den Anleger der Wertpapiere hat dies das Risiko zur Folge, dass fur den Fall,
dass die Inflation gleich hoch oder hoher ist, als die Nominalverzinsung der
Schuldverschreibungen bzw. die sich durch die Auszahlungen von Dividenden auf die (durch
Wandlung der Schuldverschreibungen bezogenen) Partizipationsrechte errechnende Verzinsung,
der Anleger Verluste erleiden kann.

Anleger, die ihre Geschéfte in anderen Wahrungen als in Euro téatigen, kénnen
einem Wahrungsrisiko unterliegen, weil sie Zahlungen auf die Wertpapiere in Euro
erhalten.

Da die Schuldverschreibungen in Euro begeben werden wund auch die auf die
Schuldverschreibungen bzw. (nach Wandlung) die Partizipationsrechte allenfalls entfallende
Verzinsung bzw. Dividenden in Euro berechnet und ausbezahlt wird, besteht fur Anleger, die Uber
ein Erwerbseinkommen oder Vermdgen in einer anderen Wahrung als Euro verfiigen oder die
Ertrdge aus der Veranlagung nicht in Euro bendétigen, ein Wahrungsrisiko. Sie sind namlich
Wechselkursschwankungen ausgesetzt, die die Rendite der Wertpapiere verringern koénnen.
Solche Anleger sind daher, neben den anderen Risiken, noch dem Wéhrungsrisiko ausgesetzt
und kénnen folglich, selbst bei ausbleibender Realisierung anderer Risiken in Zusammenhang mit
den Wertpapieren, allein aufgrund von Wechselkursschwankungen Verluste erleiden.

Eine Wiederveranlagung von Ertrdgen und Kapital der Wertpapiere zu den
Bedingungen, die fur die Wertpapiere gelten, ist ungewiss.

Fir die Anleger besteht das Risiko, dass sie die mdoglichen Ertrage oder das allenfalls

60



zuriuckbezahlte Kapital aus den Wertpapieren nicht zu denselben oder glinstigeren Bedingungen
wieder veranlagen kénnen, wie das in den Wertpapieren veranlagte Kapital.

Mit dem Erwerb und der VeraulRerung von Wertpapieren verbundene Nebenkosten
kénnen das Ertragspotenzial der Wertpapiere wesentlich beeinflussen.

Beim Erwerb und/oder der VerduBerung von Wertpapieren fallen neben dem Kauf- oder
Verkaufspreis der Wertpapiere meist verschiedene Arten von Nebenkosten (einschlie3lich
Transaktionsgebuhren und Provisionen) an. Finanzinstitute verrechnen in der Regel Provisionen
entweder als fixe Mindestprovisionen oder als vom Auftragswert abhangige prozentuelle
Provisionen. Soweit zusatzliche — inlandische oder auslandische — Parteien an der Durchfuhrung
eines Auftrags beteiligt sind, wie zum Beispiel inlandische Handler oder Broker auf
Auslandsmarkten, kénnen Anlegern auch Brokergebiihren, Provisionen und sonstige Gebihren
und Kosten derartiger Parteien (Drittkosten) verrechnet werden. Anleger unterliegen dem Risiko,
dass diese Nebenkosten den Ertrag aus dem Halten der Wertpapiere erheblich reduzieren oder
gar aufheben kdnnen, insbesondere, wenn geringe Betréage investiert werden.

Anleger tragen das Risiko der fehlerhaften Abwicklung durch Clearing Systeme.

Die Abwicklung von Kauf und Verkauf von Wertpapieren erfolgt Uber das Clearing System der
OeKB CSD GmbH mit der Geschéaftsanschrift Strauchgasse 1-3, 1010 Wien, Osterreich als
Wertpapiersammelbank. Die Emittentin Ubernimmt keine Verantwortung dafur, dass die
Wertpapiere vom Clearing System tatsachlich in das Wertpapierdepot des jeweiligen Anlegers
von der Clearingstelle Ubertragen werden. Anleger missen sich auf die Funktionsfahigkeit des
Clearing Systems verlassen. Anleger tragen daher das Risiko, dass die Abwicklung nicht
ordnungsgemalf und/oder zeitgerecht abgewickelt wird.

Die fur die Verjdhrung von Ansprichen auf Zahlung von Zinsen gesetzlich
vorgesehene Frist von 3 Jahren bzw. die fir die Verjdhrung von Ansprichen auf
Zahlung von Kapital gesetzlich vorgesehene Frist von 30 Jahren ab Falligkeit kann
in den auf die Wertpapiere anwendbaren Emissionsbedingungen verkirzt werden.
In diesem Fall haben die Anleger weniger Zeit, ihre Anspriche aus den
Wertpapieren geltend zu machen.

Gemal den Emissionsbedingungen der Wertpapiere kann die gesetzmallige Verjahrungsfrist von
3 Jahren (im Fall von Zinsen) und von 30 Jahren (im Fall von Kapital) verkiirzt werden. Diesfalls
ist es wahrscheinlicher, dass der Anleger die gegentber ihm falligen Betrage nicht erhéalt, weil der
Anleger im Gegensatz zu Anlegern von Schuldinstrumenten, deren Emissionsbedingungen die
gesetzliche Verjahrungsfrist Uberhaupt nicht oder in einem geringeren Mall als die
Emissionsbedingungen der Wertpapiere verkirzen, weniger Zeit hat, seine Anspriiche aus den
Wertpapieren geltend zu machen.

Rechtliche Risiken aufgrund unterschiedlicher Jurisdiktionen oder infolge
gednderter Rechtslage.

Der Erwerb, das Halten oder die VerduRRerung der Schuldverschreibungen bzw. (nach Wandlung)
der Partizipationsrechte kann in manchen Landern oder fir manche Personen verboten sein. Der
rechtliche Rahmen, in welchem sich die Emittentin, die Schuldverschreibungen bzw. nach deren
Wandlung die Partizipationsrechte und die Anleger bewegen, kann Anderungen von Gesetzen,
der Verwaltungspraxis oder der Rechtsprechung unterliegen, die sich nachteilig auf einzelne oder
alle der zuvor Genannten auswirken kénnen.

61



Anleiheglaubiger kénnen Anspriche mdglicherweise nicht selbstandig geltend
machen.

Das Kuratorengesetz (RGBI 1874/49, zuletzt ge&ndert durch BGBI 1991/10) und das
Kuratorenergénzungsgesetz (RGBI 1877/111, zuletzt gedndert durch BGBI 1929/222) sehen in
verschiedenen Fallen, wie z.B. in einem Gerichtsverfahren oder in einem Insolvenzverfahren,
welches in Osterreich gegen die Emittentin eingeleitet werden sollte, vor, dass Anleiheglaubiger
ihre Anspriche aus den Wertpapieren nicht eigenstandig, sondern nur kollektiv durch einen vom
zustandigen Gericht bestellten Kurator fir alle Glaubiger der Wertpapiere ausiiben kénnen wenn
die Rechte der Anleiheglaubiger aufgrund des Mangels einer gemeinsamen Vertretung geféhrdet
oder wenn die Rechte einer anderen Person dadurch verzdgert wirden.

Risiko der Anderung der Rechtsordnung.

Die Wertpapiere unterliegen Osterreichischem Recht, und Anderungen der geltenden Gesetze,
Verordnungen oder regulatorischen Vorschriften kdnnen negative Auswirkungen auf die
Emittentin, die Wertpapiere und die Anleger haben.

Die Emissionsbedingungen der Wertpapiere werden dsterreichischem Recht unterliegen. Anleger
sollten daher beachten, dass das geltende Osterreichische Recht unter Umstanden nicht einen
ahnlichen oder adaquaten Schutz bietet wie das Recht anderer Rechtsordnungen. Des Weiteren
kann hinsichtlich der Auswirkungen einer etwaigen gerichtlichen Entscheidung oder einer
Anderung 6sterreichischen Rechts (oder des in Osterreich anwendbaren Rechts) bzw. der nach
dem Prospektdatum Ublichen Verwaltungspraxis keine Zusicherung gegeben oder Aussage
getroffen werden.

4.2 Besondere Risiken in Bezug auf die Schuldverschreibungen

Risiko der gegeniuber bestimmten Einlagen nachrangigen Befriedigung der
Anspriche der Anleiheglaubiger im Insolvenzfall der Emittentin bzw. Treugeberin.

Im Fall einer Insolvenz gilt grundsatzlich das Prinzip der gleichméaRigen Befriedigung aller
(ungesicherten) Insolvenzglaubiger (sogenannter klassenloser Konkurs). Dieses Prinzip wird
durch 8 131 BaSAG durchbrochen. § 131 BaSAG raumt bestimmten Einlageforderungen in einem
Insolvenzverfahren einen hoheren Rang (d.h. eine bevorzugte Befriedigung) gegeniber sonstigen
ungesicherten Insolvenzforderungen ein. Die ansonsten gleichmaRige Befriedigung der
Insolvenzforderungen nach § 50 IO ist insofern durchbrochen. 8 131 BaSAG zieht zwei Klassen
Uber den ungesicherten Insolvenzforderungen ein:

(a) Den hochsten Rang genieBen gesicherte Einlagenforderungen, und zwar insb. auch dann,
wenn diese gesicherten  Einlageforderungen infolge  Auszahlung durch den
Einlagensicherungsfonds auf diesen ubergegangen sind. Darunter fallen nicht nur die
erstattungsfahigen Einlagen bis zu einem Hdchstbetrag von EUR 100.000 (nach § 7 Abs. 1 Z
5 ESAEG), sondern auch die zeitlich begrenzt gedeckten Einlagen nach § 12 ESAEG, sodass
bis zu EUR 500.000 pro Einleger in diese Klasse fallen kénnen.

(b) Im Rang dahinter, aber immer noch vor sonstigen ungesicherten Insolve nzforderungen, liegen
(a) jener Teil erstattungsfahiger Einlageforderungen von natirlichen Personen,
Kleinstunternehmen und kleinen und mittleren Unternehmen, der die Deckungssummen nach
§ 7 Abs. 1 Z 5 ESAEG uberschreitet (§ 131 Abs. 1 Z 1 BaSAG), sowie (b) jene
Einlageforderungen die erstattungsfahig waren, wenn sie nicht auf auferhalb der Union
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gelegene Zweigstellen von Kreditinstituten mit Sitz in der Union zurickgehen wirden (8§ 131
Abs. 1 Z 2 BaSAG). Mit anderen Worten: Bestimmte schitzenswerte Einleger werden
insoweit, als sie nicht mehr aus der Einlagensicherung gedeckt sind, bevorzugt.

Aus dem geschilderten Rang der Einlagen in der Insolvenzrangfolge folgt, dass im Fall einer
Insolvenz der Emittentin und in vergleichbaren Verfahren (wie etwa einem Abwicklungsverfahren
gemal dem BaSAG) Anspriche der Anleihegléubiger moglicherweise nachrangig gegeniiber den
Anspriichen anderer Glaubiger sein kbnnten. Sie erhalten von der Emittentin daher Zahlungen auf
ihre Anspriiche erst und nur dann, wenn und soweit die oben in den Punkten (a) und (b)
angegebenen Anspriiche gegeniiber der Emittentin vollstandig beglichen wurden. Dies gilt im Fall
der Insolvenz und in vergleichbaren Verfahren (wie etwa einem Abwicklungsverfahren gemaf
dem BaSAG) der Treugeberin auch hinsichtlich der un- oder unterbesicherten Anspriiche der
Emittentin gegentuber der Treugeberin.

Die Inhaber von Schuldverschreibungen mit fixer Verzinsung sind dem Risiko
ausgesetzt, dass der Wert dieser Schuldverschreibungen als Ergebnis einer
Anderung des Marktzinssatzes fallt.

Inhaber von fixverzinsten Schuldverschreibungen (oder Schuldverschreibungen mit fix verzinsten
Perioden in Bezug auf diese Perioden) sind dem Risiko ausgesetzt, dass der Marktpreis dieser
Schuldverschreibungen aufgrund einer Anderung des Marktzinssatzes fallt. Wahrend der
nominelle Zinssatz fixverzinster Schuldverschreibungen wahrend der Laufzeit dieser
Schuldverschreibungen fix ist, verandert sich der tatsachliche Zinssatz fir Emissionen mit
gleicher Laufzeit (das "Marktzinsniveau") typischerweise taglich. Wenn sich das Marktzinsniveau
andert, andert sich typischerweise auch der Marktpreis von fixverzinsten Schuldverschreibungen,
aber in die andere Richtung. Wenn das Marktzinsniveau steigt, fallt der Marktpreis fixverzinster
Schuldverschreibungen typischerweise, bis die Rendite dieser Schuldverschreibungen etwa gleich
hoch wie das Marktzinsniveau ist. Wenn das Marktzinsniveau féllt, steigt der Marktpreis von
fixverzinsten Wertpapieren typischerweise, bis die Rendite dieser Schuldverschreibungen etwa
gleich hoch wie das das Marktzinsniveau ist. Das Zinsrisiko kommt zum Tragen, wenn die
Schuldverschreibungen vor ihrer Falligkeit verkauft werden. Je langer der Zeitraum bis zur
Falligkeit der Schuldverschreibungen ist, desto grol3er sind die Marktpreisschwankungen. Das
gleiche gilt fir Schuldverschreibungen mit ansteigendem Zinssatz (Stufenzinsanleihen), wenn die
Marktzinssatze fur vergleichbare Schuldverschreibungen hoéher als die fur diese
Schuldverschreibungen geltenden Zinssétze sind.

Die Inhaber von Schuldverschreibungen mit variabler Verzinsung tragen das Risiko
schwankender Zinsniveaus und ungewisser Zinsertrage.

Anleiheglaubiger von Schuldverschreibungen mit variabler Verzinsung (oder mit variabel
verzinsten Perioden in Bezug auf diese Periode) tragen das Risiko schwankender
Marktzinsniveaus und ungewisser Zinsertrage. Aufgrund des schwankenden Marktzinsniveaus ist
es nicht méglich, die Rendite von Schuldverschreibungen mit variabler Verzinsung im Vorhinein
zu bestimmen. Abhangig vom zugrundeliegenden Referenzsatz und der Ausgestaltung der
Schuldverschreibungen, unterliegen  Schuldverschreibungen mit variabler  Verzinsung
Ublicherweise einer hohen Volatilitat. Sind Schuldverschreibungen mit variabler Verzinsung derart
strukturiert, dass sie einen Partizipationsfaktor, Hochstzinsséatze oder Mindestzinssatze, oder eine
Kombination solcher Merkmale enthalten, kann sich der Marktpreis volatiler gestalten als jener
von Schuldverschreibungen mit variabler Verzinsung, die solche Merkmale nicht enthalten. Die
Marktpreisentwicklung von Schuldverschreibungen mit variabler Verzinsung héangt insbesondere
von der Entwicklung des Marktzinsniveaus, dem Angebot und der Nachfrage auf dem

63



Sekundarmarkt und der Bonitat der Emittentin ab. Bei Verdnderungen eines oder mehrerer dieser
Faktoren kann es daher zu Schwankungen des Marktpreises der Schuldverschreibungen
kommen. Die Emittentin weist ausdriicklich darauf hin, dass Anderungen des Marktzinsniveaus
wahrend einer Zinsperiode auch die Hohe der Verzinsung in den nachfolgenden Zinsperioden
negativ beeinflussen kénnen. Die Emittentin kann diese Faktoren nicht beeinflussen.

Risiko der Ertragsminderung bei Schuldverschreibungen mit Héchstzinssatz, weil
die Hohe der Zinsen niemals lGber den Hochstzinssatz hinaus steigen wird.

Schuldverschreibungen, die Perioden mit variabler Verzinsung aufweisen, kdnnen auch einen
Hochstzinssatz beinhalten. Wurde ein Hochstzinssatz festgelegt, wird die Hohe der variablen
Zinsen niemals dartber hinaus steigen, weshalb der Anleiheglaubiger nicht in der Lage sein wird,
von einer glnstigen, tGber den Héchstzinssatz hinaus gehenden, Entwicklung des Referenzsatzes
zu profitieren. Die Rendite der Schuldverschreibungen konnte daher betréchtlich niedriger
ausfallen als jene &hnlich ausgestalteter Schuldverschreibungen ohne Hochstzinssatz.

Risiko einer negativen Rendite bei variabler Verzinsung ohne Mindestzinssatz.

Wird bei Schuldverschreibungen fur variabel verzinste Zinsperioden kein oder kein ausreichend
hoher Mindestzinssatz festgelegt, so besteht das Risiko, dass sich im Falle eines Absinkens des
Referenzzinssatzes der variable Zinssatz so weit verringert, dass der Anleger aus den Zins-
und/oder Tilgungszahlungen unter Beriicksichtigung des von ihm bezahlten Ausgabepreises
insgesamt keine positive Rendite erzielt, obwohl das Kapital der Schuldverschreibungen zur
Ganze zum Nennbetrag zuriickgezahlt wird (Risiko einer negativen Rendite).

Von einem kreditfinanzierten Kauf der Schuldverschreibungen wird aufgrund des
Risikos eines deutlich hoheren Verlusts abgeraten.

Anleger, die den Erwerb von Schuldverschreibungen tber Fremdmittel finanzieren, werden darauf
hingewiesen, dass die laufenden Ausschittungen auf die Schuldverschreibungen unter dem
Zinssatz des aufgenommenen Kredites liegen kdnnen. Anleger kénnen sich daher nicht darauf
verlassen, dass Kreditverbindlichkeiten (samt Zinsen) mit Ertrdgen aus den
Schuldverschreibungen oder aus dem Verkaufserlés der Schuldverschreibungen ruckgefuhrt
werden kénnen. Wenn die Emittentin mit Zahlungen auf die Schuldverschreibungen in Verzug
gerat oder der Marktpreis erheblich sinkt, kann der Anleger einen Verlust seiner Investition
erleiden und muss dennoch den Kredit und die damit verbundenen Zinsen zuriickzahlen. Dadurch
kann sich die Hohe des mdglichen Verlusts insgesamt erheblich vergréRern. Anleger sollten nicht
davon ausgehen, dass Verpflichtungen aus einem Kredit mit Zinszahlungen und/oder dem
Verkaufs- oder Rickzahlungserlds der Schuldverschreibungen teilweise oder zur Ganze
rickgefuhrt werden kénnen.

Inhaber von Schuldverschreibungen, die in den Handel im Dritten Markt
einbezogen sind, unterliegen dem Risiko, dass der Handel mit den
Schuldverschreibungen ausgesetzt, unterbrochen oder beendet wird.

Die Emittentin kann einen Antrag auf Einbeziehung der Schuldverschreibungen zum Handel im
von der Wiener Borse als Multilaterales Handelssystem (Multilateral Trading Facility, "MTF")
gefuhrten Dritten Markt stellen. Sind die Schuldverschreibungen in den Handel im Dritten Markt
einbezogen, kann die Einbeziehung der Schuldverschreibungen gemafR den Regeln des Dritten
Markts von der Wiener Borse aus verschiedenen Griinden, insbesondere auch der Verletzung von
Kurslimits, bei VerstdiRBen gegen gesetzliche Bestimmungen oder die "Bedingungen fir den
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Betrieb des Dritten Marktes", beim Auftreten operativer Probleme der Borse oder, ganz allgemein,
wenn dies zur Aufrechterhaltung eines funktionierendes Markts oder zur Wahrung der
Anlegerinteressen fur erforderlich gehalten wird, ausgesetzt oder unterbrochen werden. Weiters
kann der Handel mit den Schuldverschreibungen auf Grund einer Entscheidung der Borse, einer
Regulierungsbehérde oder auf Antrag der Emittentin beendet werden. Anleger sollten beachten,
dass die Emittentin keinen Einfluss auf Handelsaussetzungen oder -unterbrechungen hat
(ausgenommen den Fall, dass der Handel mit den Schuldverschreibungen auf Grund einer
Entscheidung der Emittentin eingestellt wird) und dass die Anleiheglaubiger die damit
verbundenen Risiken tragen. Insbesondere kann der Fall eintreten, dass Anleiheglaubiger bei
Aussetzung, Unterbrechung oder Einstellung des Handels ihre Schuldverschreibungen unter
Umstanden nicht verkaufen kénnen. Schlie3lich sollten Anleger beachten, dass selbst im Falle
einer Aussetzung, einer Unterbrechung oder einer Einstellung des Handels mit
Schuldverschreibungen derartige MalRnahmen unter Umstdnden weder ausreichend, noch
adaquat oder zeitgerecht erfolgen, um Kursstérungen zu verhindern oder die Interessen der
Anleiheglaubiger zu wahren. Wird der Handel mit Schuldverschreibungen etwa nach der
Veroffentlichung von kursrelevanten Informationen, die sich auf solche Schuldverschreibungen
beziehen, ausgesetzt, kann der Kurs der Schuldverschreibungen bereits negativ beeinflusst
worden sein. Alle diese Risiken hatten, sollten sie schlagend werden, eine wesentliche negative
Auswirkung auf die Anleiheglaubiger.

Es gibt keine Sicherheit dafir, dass sich ein liquider Sekundarmarkt fiar die
Schuldverschreibungen entwickeln wird, noch dafir, dass dieser bestehen bleibt,
falls er sich entwickelt. Auf einem illiquiden Markt sind Anleiheglaubiger unter
Umstanden nicht in der Lage, ihre Schuldverschreibungen zu einem
angemessenen Marktpreis oder Uberhaupt zu verkaufen.

Fur Schuldverschreibungen, die unter diesem Prospekt begeben werden wird es zum
Emissionszeitpunkt keinen liquiden Markt geben. Unter dem Prospekt kann die Emittentin
Schuldverschreibungen begeben, die nicht in einen Markt einbezogen sind sowie solche, fir die
ein Antrag auf Einbeziehung in den Handel an dem von der Wiener Boérse als MTF gefuhrten
Dritten Markt gestellt wurde. Weder die Emittentin noch die Treugeberin sichert eine Liquiditat der
Schuldverschreibungen zu, gleichgtiltig ob diese in den Handel am Dritten Markt einbezogen sind
oder nicht. Unabhangig von einer allfélligen Einbeziehung der Schuldverschreibungen in den
Handel an einer MTF, gibt es weder eine Sicherheit dafir, dass sich ein liquider Sekundarmarkt
fur die Schuldverschreibungen entwickeln wird, noch dafir, dass dieser, falls er sich entwickelt,
bestehen bleibt. Auch falls sich eine Person dazu bereiterklart, durch das Stellen von An- und
Verkaufsangeboten fir die Schuldverschreibungen, nicht aber fir die Partizipationsrechte, einen
Sekundarmarkt fur eine bestimmte Serie von Schuldverschreibungen bereitzuhalten (diesfalls ist
dies in den Endgiltigen Bedingungen angegeben), ist sie dazu aber nicht verpflichtet und kann
ihre diesbezlgliche Tatigkeit jederzeit einstellen. Die Emittentin und die Treugeberin ibernehmen
keine Verpflichtung, die Liquiditat der Wertpapiere zu gewahrleisten oder die Zulassung der
Wertpapiere an einem geregelten Markt anzustreben.

Der Umstand, dass eine Einbeziehung der Schuldverschreibungen in den Handel an einer MTF
maoglich ist, erhdht deren Liquiditat gegenuber nicht in den Handel an einer MTF einbezogenen
Schuldverschreibungen nicht notwendigerweise. Sind die Schuldverschreibungen nicht in den
Handel an einer MTF einbezogen, kdnnen Kursinformationen fur solche Schuldverschreibungen
schwieriger zu erhalten sein, was die Liquiditat der Schuldverschreibungen negativ beeinflussen
kann. In einem illiquiden Markt ist es einem Anleiheglaubiger unter Umstanden nicht mdéglich,
seine Schuldverschreibungen jederzeit zu angemessenen Preisen oder Preisen, die eine
vergleichbare Rendite wie ahnliche Anlagen, fur die ein entwickelter Sekundarmarkt besteht, zu
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verkaufen. Fur Schuldverschreibungen dieser Art besteht typischerweise ein eingeschrénkter
Sekundarmarkt und sie weisen eine hohere Kursvolatilitdt als konventionelle Schuldtitel auf.
Illiquiditat kann schwerwiegende negative Auswirkungen auf den Marktpreis von
Schuldverschreibungen haben.

Risiko eines bedeutenden Kursrickgangs, obwohl sich die Ertragslage oder die
Zukunftsaussichten der Emittentin bzw. der Treugeberin nicht nachteilig verandert
haben (Irrationale Faktoren).

Grundsatzlich gibt es klassische Methoden (z.B. die Fundamentalanalyse), die Investoren bei
ihren Investmententscheidungen helfen sollen. Oft wirken auf die allgemeine Entwicklung der
Kurse an der Borse aber irrationale Faktoren wie Stimmungen, Meinungen oder Geriichte ein, die
fundierte Analysen und Vorhersagen nutzlos machen und einen bedeutenden Kursriickgang
verursachen koénnen, obwohl sich etwa die Ertragslage oder die Zukunftsaussichten der
Emittentin und Treugeberin nicht nachteilig verandert haben. Es besteht das Risiko, dass solche
irrationalen Faktoren zu einem Kursverlust der Schuldverschreibungen und einer Schmaélerung
des Ertrages fuhren, obwohl sowohl Emittent als auch Treugeber sinnvoll wirtschaften.

Anleger, die in Schuldverschreibungen investieren, gehen das Risiko ein, dass sich
der Zinsaufschlag (Credit Spread) der Emittentin oder der Treugeberin verdndert
(Credit Spread-Risiko).

Unter dem Credit Spread versteht man den Aufschlag, den die Emittentin dem Inhaber einer
Schuldverschreibung zur Abgeltung des Ubernommenen Kreditrisikos bezahlen muss. Credit
Spreads werden als Aufschlage auf die aktuellen risikolosen bzw. -armen Zinsen oder als
Kursabschlage angeboten und verkauft. Zu den Faktoren, die Credit Spreads beeinflussen,
zahlen unter anderem die Bonitat der Emittentin, die Wahrscheinlichkeit eines Zahlungsausfalls,
die  Wiederbeschaffungsquote  (Recovery Rate), die verbleibende Laufzeit der
Schuldverschreibung sowie Verpflichtungen auf Grund von Besicherungen oder Garantien bzw.
Erklarungen hinsichtlich bevorzugter Bedienung oder Nachrangigkeit. Je schlechter insbesondere
die Bonitdt der Emittentin oder der Treugeberin ist und je hoéher damit die
Ausfallswahrscheinlichkeit ist, desto héher ist folglich der Credit-Spread. Fir Anleger besteht
damit das Risiko, dass durch den Anstieg des Credit Spread (i.e. Erhdhung der Risikopramie
aufgrund der steigenden Ausfallswahrscheinlichkeit) der Emittentin oder der Treugeberin der Kurs
der Schuldverschreibungen sinkt. Weiters besteht das Risiko, dass es aufgrund der Veranderung
des Credit Spreads der Emittentin zu Marktpreisschwankungen wahrend der Laufzeit der
Wertpapiere kommen kann. Dieses Risiko kommt zum Tragen, wenn Wertpapiere wahrend der
Laufzeit verkauft werden. Je langer der Zeitraum bis zur Falligkeit der Wertpapiere desto grofl3er
sind die zu erwartenden Marktpreisschwankungen.

Die Schuldverschreibungen sehen kein ordentliches Kindigungsrecht der
Anleiheglaubiger vor, weshalb die Anleiheglaubiger keine Mdéglichkeit haben, ihr
Investment vorzeitig zu beenden.

Die Emissionsbedingungen der Schuldverschreibungen sehen kein Recht der Anleiheglaubiger
auf eine ordentliche Kundigung der Schuldverschreibungen vor. Daher tragt ein Anleiheglaubiger
grundsatzlich das Risiko, im Falle einer fur ihn nachteiligen Entwicklung der
Schuldverschreibungen, bis zum Ende der Laufzeit in den Schuldverschreibungen investiert
bleiben zu missen und keine vorzeitige Rickzahlung verlangen zu kénnen. Es besteht keine
Garantie, dass Anleiheglaubiger die Schuldverschreibungen am Sekundarmarkt verkaufen
kénnen, und selbst wenn eine VerauBerung am Sekundarmarkt moglich ist, kdnnte dies zu der
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Realisierung eines Verlusts fihren. Die Emittentin bzw. die Treugeberin hingegen kdnnte von der
fur sie vorteilhaften Entwicklung der Schuldverschreibungen bis zum Ende der Laufzeit der
Schuldverschreibungen profitieren.

Risiko des Eingriffs in bestehende Rechte der Anleiheglaubiger durch eine
gesetzliche Verlustbeteiligung auf Ebene der Emittentin bzw. Treugeberin, wodurch
die Anleiheglaubiger einen Teil oder die Gesamtheit ihrer Anlage in die
Schuldverschreibungen verlieren kénnen.

Das BaSAG sieht Instrumente zur Pravention von Bankenkrisen, zur Frihintervention und
Abwicklung von Banken vor. Die beaufsichtigende Behorde fungiert dabei als
Abwicklungsbehtérde. Die beaufsichtigende Behorde erhalt fur ihre Tatigkeit als
Abwicklungsbehérde weitreichende Befugnisse, um im Falle eines Ausfalls oder drohenden
Ausfalls eines Instituts iSd BaSAG eine geordnete Abwicklung durchfihren und die
Finanzmarktstabilitat wahren zu kénnen. Zu den Befugnissen der beaufsichtigenden Behdrde als
Abwicklungsbehtérde gehoren insbesondere die Instrumente der Glaubigerbeteiligung, der
Unternehmensverauf3erung, des Brickeninstituts und der Ausgliederung von Vermdégenswerten.
Fur die Anleiheglaubiger ist insbesondere relevant, dass die beaufsichtigende Behdrde durch das
Instrument der "Glaubigerbeteiligung” (bail-in tool) in der Abwicklung, um die Eigenmittel der
Emittentin bzw. Treugeberin wieder herzustellen und sie in die Lage zu versetzen, ihr Geschéft
auf einer going-concern Basis weiterzufiihren, direkt in die Rechte der Anleiheglaubiger eingreifen
konnte, oder aber die Glaubigerposition der Emittentin gegentber der Treugeberin
beeintrachtigen kénnte. Forderungen kdnnen etwa dauerhaft abgeschrieben werden oder zur
Géanze in Eigenkapital umgewandelt werden. Dadurch kénnten Anleiheglaubiger ihr Investment in
die Schuldverschreibungen ganz oder teilweise verlieren. Die Auslibung einer solchen Befugnis
durch die Abwicklungsbehodrde ist dariber hinaus kaum vorhersehbar, wobei bereits die
Erwagung oder der Vorschlag eines solchen Instrument der "Glaubigerbeteiligung" den Marktpreis
der Schuldverschreibungen wesentlich nachteilig beeinflussen kénnten.

Schuldverschreibungen, die bestimmte fiir Anleiheglaubiger vorteilhafte
Ausstattungsmerkmale wie beispielsweise einen Mindestzinssatz aufweisen,
kdnnen auch fiur Anleihegldubiger nachteilige Ausstattungsmerkmale wie
beispielsweise einen Hbéchstzinssatz oder einen hdheren Emissionspreis
aufweisen.

Anleger sollten bedenken, dass Schuldverschreibungen, die tber bestimmte fur Anleiheglaubiger
vorteilhafte Ausstattungsmerkmale wie beispielsweise eine Mindestverzinsung verfligen,
typischerweise auch Ausstattungsmerkmale aufweisen, die nachteilig fur Anleiheglaubiger sind
(wie einen Hochstzinssatz oder einen hodheren Emissionspreis) als vergleichbare
Schuldverschreibungen, die keine Mindestverzinsung aufweisen. Anleger sind dazu angehalten,
selbst zu beurteilen, ob der positive Effekt, den etwaige fir sie vorteilhafte Ausstattungsmerkmale
der Schuldverschreibungen haben kénnen, den hoheren Preis oder andere, fur die Anleger
negativen Ausstattungsmerkmale, aufwiegt.

Risiken im Zusammenhang mit der Reform von LIBOR, EURIBOR und anderen
Benchmark Zinsséatzen.

Der EURIBOR, der LIBOR und weitere Referenzzinsétze sowie andere Arten von Indizes die als
"Benchmarks" betrachtet werden (im Folgenden einzeln als "Benchmark” und gemeinsam als
"Benchmarks" bezeichnet), sind zum Gegenstand regulatorischer Untersuchungen, sowie
aktueller nationaler und internationaler Richtlinien und Gesetzgebungsvorhaben geworden.
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Manche dieser Gesetzgebungsvorhaben sind bereits in Kraft getreten, andere hingegen sind noch
nicht implementiert worden. Geénderte rechtliche Rahmenbedingungen, regulatorische
Maflnahmen und andere Entwicklungen in Bezug auf Benchmarks kénnen dazu fuhren, dass die
Benchmarks sich in Zukunft anders entwickeln oder ganz verschwinden kdnnten. Dariiber hinaus
kénnten auch andere noch nicht vorhersehbare Konsequenzen eintreten. Jede dieser
Konsequenzen kdnnte erhebliche negative Auswirkungen auf Schuldverschreibungen haben, die
an solche Benchmarks gebunden sind.

Ein internationaler Reformschritt ist die seit 1.1.2018 geltende EU-Verordnung 2016/1011 (im
Folgenden "Benchmark-VO"). Nach der Benchmark-VO dirfen Benchmarks nur verwendet
werden, wenn sie von Administratoren bereitgestellt werden, die entsprechend zugelassen und
registriert sind. Benchmarks von Administratoren aus Drittstaaten dirfen verwendet werden, wenn
die nationalen Benchmark Regelungen als gleichwertig betrachtet werden (Artikel 30 Benchmark-
VO), der Administrator anerkannt wird (Artikel 32 Benchmark -VO) oder ein Benchmark von einem
registrierten und zugelassenen Administrator im Einklang mit den Bestimmungen der Benchmark-
VO ubernommen wird (Artikel 33 Benchmark-VO). Die Benchmark-VO enthélt hierbei eine Reihe
von Ubergangsbestimmungen. Sollten Benchmarks die gesetzlichen Voraussetzungen fiir deren
Verwendung nicht erfullen, dann kdnnte dies fiir an sie gebundene Schuldverschreibungen
negative Folgen haben.

Die Benchmark-Verordnung koénnte, direkt oder indirekt, einen erheblichen Einfluss auf an
Benchmarks gebundene Schuldverschreibungen haben, einschliel3lich der folgenden Szenarien:

Die Verwendung eines Benchmarks kodnnte unzuldssig sein bzw. werden, falls der jeweilige
Benchmark Administrator nicht zugelassen wird oder seine Zulassung verliert, oder weil
Benchmarks von Administratoren aus Drittstaaten die rechtlichen Voraussetzungen nach der
Benchmark-VO nicht oder nicht mehr erfiillen. Dies kénnte, abhéngig von dem jeweils relevanten
Benchmark und von den auf die Schuldverschreibungen anwendbaren Bestimmungen, zu einem
Delisting der Schuldverschreibungen, zu einer Anpassung der jeweiligen Bedingungen, oder zu
einer vorzeitigen Rickzahlung fihren, oder sonstige Beeintrachtigungen zur Folge haben.

Die Referenzwert-Methodik oder andere relevante Aspekte des Benchmarks kdnnten gedndert
werden, damit sie den Regeln der EU-VO entsprechen. Solche Anderungen kénnten in der Folge
den Wert des Benchmarks erh6hen oder senken, die Volatilitdt des Benchmarks beeinflussen und
zu Anpassungen der Bedingungen der Schuldverschreibungen fihren, einschlieBlich der
Festlegung des Kurses durch die Berechnungsstelle.

Die geschuldeten Betrdge nach den durch dieses Programm  ausgegebenen
Schuldverschreibungen kdnnen mit Hilfe von einer oder mehreren bestimmten, von den
Administratoren bereitgestellten, Benchmark(s) berechnet werden.

Zum jetzigen Zeitpunkt sind die bestimmten Benchmarks noch nicht festgelegt. Die endgultigen
Bedingungen werden auf dem Deckblatt die Bezeichnung der jeweiligen Benchmark und den
betreffenden Administrator anfuhren. AuRerdem wird angefiihrt werden, ob der betreffende
Administrator in das offentliche Register aufgenommen wurde, das nach Artikel 36 Benchmark-
VO errichtet wurde und durch die ESMA verwaltet wird.

Die den Schuldverschreibungen zugrundeliegenden Bedingungen sehen einen Austausch eines
Benchmarks vor, wenn ein als Referenz oder zur Berechnung geschuldeter Betrage verwendeter
Benchmark nicht oder nicht mehr berechnet oder verwaltet wird. Die Anwendung der
Ersatzbestimmungen kénnte moglicherweise dazu fiuhren, dass die betreffenden Wertpapiere zu
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fix verzinste Finanzinstrumente werden.

Neben der Benchmark-Verordnung existiert eine Vielzahl an anderen Vorschlagen, Initiativen und
Untersuchungen die sich auf Benchmarks auswirken kénnten.

Durch die Implementierung solcher Reformvorhaben kdnnte sich die Art der Verwaltung von
Benchmarks &ndern, sodass Benchmarks sich in Zukunft anders entwickeln oder ganzlich
wegfallen kdnnten, oder andere nicht vorhersehbare Konsequenzen eintreten. Beispielsweise hat
die FCA, eine Aufsichtsbehdrde im Vereinigten Konigreich, am 27.7.2017 angekindigt, dass sie
nach 2021 Banken nicht mehr langer dazu anhalten wird, Raten zur Berechnung des LIBOR zu
Ubermitteln. Der Fortbestand des LIBOR in seiner aktuellen Form ist daher nicht sichergestellt.

Jede Anderung eines Benchmarks als Ergebnis von gesetzlichen, regulatorischen oder anderen
MaBBnahmen kann erhebliche negative Auswirkungen auf die Refinanzierungskosten eines
Benchmarks, die Kosten und Risiken der Verwaltung, oder die sonstige Verwendung einer
Benchmark unter Beachtung der anwendbaren Regelungen und Vorschriften haben. Obwohl
unklar ist, ob und wie sich die oben angefiihrten Anderungen und weitere mégliche Anderungen
der Verwaltung oder Ermittlungsmethode der Benchmark auf den Wert von an die Benchmark
gebundenen Schuldverschreibungen auswirkt, sollten sich Investoren dartiber im Klaren sein,
dass jede Anderung der Benchmark erhebliche negative Auswirkungen auf den Wert jedes an
eine solche Benchmark gebundenen Schuldverschreibungen haben kann.

4.3 Besondere Risiken in Bezug auf die Partizipationsrechte

Risiko des Totalverlusts des investierten Kapitals, weil Partizipanten wie
Stammaktionare der Emittentin erst nach Befriedigung oder Sicherstellung aller
anderen Glaubiger aus nicht-nachrangigen und nachrangigen Verbindlichkeiten an
der Verteilung eines allfalligen Liquidationsgewinns teilnehmen.

Im Falle der Liquidation der Emittentin haben die Partizipanten das Recht auf Beteiligung am
Liguidationsgewinn im gleichen Rang wie die Stammaktiondre der Emittentin. Das bedeutet, dass
nach Wandlung der Schuldverschreibungen in Partizipationsrechte, Partizipanten im Fall einer
Liquidation der Emittentin, erst nach Befriedigung oder Sicherstellung aller anderen Glaubiger aus
nicht-nachrangigen und nachrangigen Verbindlichkeiten (somit im gleichen Rang wie die
Stammaktionare der Emittentin) an der Verteilung eines allfélligen Liquidationsgewinnes
teilnehmen. Partizipanten kdnnten daher im Fall einer Liquidation der Emittentin allenfalls einen
blo3 geringfiigigen oder auch gar keinen Anteil am Liquidationserlds erhalten. Es besteht sohin
das Risiko, dass Partizipanten das von ihnen investierte Kapital teilweise oder zur Ganze
(Totalverlust) verlieren.

Risiko, dass Dividenden auf die Partizipationsrechte nur dann ausbezahlt werden,
wenn und soweit diese im ausschittungsfahigen Gewinn der Emittentin des
jeweiligen Jahres Deckung finden.

Es werden erst dann und nur insoweit Ausschittungen auf die Partizipationsrechte geleistet
werden, als ein entsprechender Gewinn der Emittentin vorliegt, wobei als Gewinn
ausschuttungsfahige Posten der Emittentin zu verstehen ist. "Ausschittungsfahige Posten" meint
den Gewinn am Ende des letzten Finanzjahres zuzuglich etwaiger vorgetragener Gewinne und flr
diesen Zweck verfugbarer Rucklagen vor der Ausschittung an die Inhaber von
Eigenmittelinstrumenten abzlglich vorgetragener Verluste, recht- oder satzungsmafig nicht
ausschuttungsfahiger Gewinne und geman nationalen Rechtsvorschriften oder der Satzung des
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Instituts in die nicht ausschittungsfahigen Ricklagen eingestellter Betrage, wobei diese Verluste
und Rucklagen ausgehend vom Einzelabschluss der Emittentin und nicht auf der Basis des
konsolidierten Abschlusses festgestellt werden. Die Hohe der auf die Partizipationsrechte
auszuzahlenden Dividenden hé&ngt daher insbesondere von der kinftigen Ertragslage der
Emittentin ab, wobei diese Ertragslage wiederum (i) von der (erfolgreichen) Veranlagung jener
Gelder, die die Emittentin als Folge der Wandlung von Schuldverschreibungen in
Partizipationsrechte von der Treugeberin erhalt (soweit diese zur Erfullung dieser Verpflichtung in
der Lage ist), sowie (ii) von der Umsetzbarkeit von Kostensenkungen bei der Emittentin, die als
Folge der Wandlung von Schuldverschreibungen in Partizipationsrechte notwendig werden
kénnten, abhangig ist. FlUr die Partizipanten besteht somit das Risiko, dass es der Emittentin
unmaoglich ist, Dividendenzahlungen auf Partizipationsrechte zu leisten, sofern die Emittentin
Uberhaupt eine Dividendenausschittung auf die Partizipationsrechte beschlief3t.

Die Partizipationsrechte nehmen bis zur vollen Hohe am Verlust der Emittentin teil.

Das in den Partizipationsrechten verbriefte Kapital nimmt wie Aktienkapital bis zur vollen Hohe am
Verlust der Emittentin teil. Wird daher ein Verlust mit dem Aktienkapital der Emittentin verrechnet,
nimmt das in den Partizipationsrechten verbriefte Kapital sinngemaR und anteilig an der
Verlustverrechnung teil. Partizipanten tragen das Risiko, dass im Falle eines Verlusts der
Emittentin eine nominelle Kapitalherabsetzung stattfindet, an der das in den Partizipationsrechten
verbriefte Kapital teilnimmt. In diesem Fall wirde sich das Nominale der Partizipationsrechte im
selben Verhéltnis wie das Aktienkapitalnominale verringern. Partizipanten tragen daher das
Risiko, dass im Falle einer Verlustverrechnung der Emittentin das Nominale der
Partizipationsrechte und damit deren Wert, Marktpreis und ein allfalliger Abfindungsbetrag im
Falle der Einziehung wesentlich verringert wird.

Die Emittentin kann weitere Instrumente mit vorrangiger oder gleichrangiger
Gewinnberechtigung emittieren, was die Dividendenzahlung unter den
Partizipationsrechten schmalern kann.

Die Emittentin hat auch nach dem Datum dieses Prospekts die Mdéglichkeit der Emission von
Instrumenten mit vorrangiger oder gleichrangiger Gewinnberechtigung. Auf derartige Instrumente
getatigte Ausschittungen kénnten den zur Ausschittung auf die Partizipationsrechte verfligbaren
Gewinn und damit die Dividende der Partizipanten schmalern.

Die Emittentin kann die Emission anderer Instrumente beschlieBen, die eine gegeniber den
Partizipationsrechten vorrangige Gewinnberechtigung vorsehen oder mit den
Partizipationsrechten hinsichtlich der Gewinnberechtigung gleichrangig sind. Auf derartige
Instrumente getéatigte Ausschittungen wirden den zur Ausschittung auf die Partizipationsrechte
verfigbaren Gewinn (worunter ausschittungsfahige Posten der Emittentin zu verstehen ist) der
Emittentin und damit die auf die Partizipationsrechte zu leistende Dividende schmalern. Dies
wilrde dazu fuhren, dass die Partizipanten keine oder eine geringere Dividende erhalten als
erwartet.

Risiko in Zusammenhang mit der Wandlung der Schuldverschreibungen bzw.
Veranlagungsentscheidung hinsichtlich der Partizipationsrechte.

Die Entscheidung der Anleihegldubiger Uber eine Wandlung der Schuldverschreibungen in
Partizipationsrechte sollte sich — unter Beriicksichtigung des mdglichen Totalverlustes des
eingezahlten Kapitals — an den Lebens- und Einkommensverhdltnissen, den Anlageerwartungen
und der langfristigen Bindung des eingezahlten Kapitals orientieren. Die Anleger sollen sich

70



dariber im Klaren sein, ob die Partizipationsrechte ihre Bedirfnisse abdecken. Wenn Anleger die
Partizipationsrechte, die damit verbundenen Risiken oder ihre Ausstattung nicht verstehen oder
das damit verbundene Risiko nicht abschéatzen kdnnen, sollten sie fachkundige Beratung einholen
und erst danach uber die Wandlung entscheiden. Anleger sollen sich dartber im Klaren sein,
dass eine Investition in Partizipationsrechte durch Wandlung der Schuldverschreibungen zu
einem Totalverlust des Kapitals und zum géanzlichen oder teilweisen Ausfall der erwarteten
Ertréage fuhren kann.

Im Zusammenhang mit einer moglichen Wandlung der Schuldverschreibungen sind
Anleger Risiken in Zusammenhang mit der Ausstattung der Partizipationsrechte
ausgesetzt.

Die Partizipationsrechte, in die die Schuldverschreibungen gewandelt werden kénnen, sind in
ihren Grundziigen zwar in den Emissionsbedingungen der Schuldverschreibungen beschrieben,
die tatsachliche Ausgestaltung wird sich aber nach den fur die Partizipationsrechte maf3geblichen
Emissionsbedingungen richten, die zur Zeit noch nicht feststehen und die von der Emittentin
festgelegt werden. Anleger haben derzeit keine Mdglichkeit, genaue Informationen Uber die
Partizipationsrechte zu erlangen und es besteht das Risiko, dass die Partizipationsrechte fur
Anleger nachteilige Merkmale (wie z.B. eine fehlende KESt-Befreiung) aufweisen. Weiters kann
auch nicht zugesichert werden, dass alle Anleger, die ihre Schuldverschreibungen in
Partizipationsrechte wandeln, Partizipationsrechte mit denselben Merkmalen erhalten, sondern
ein Teil dieser Anleger kann Partizipationsrechte erhalten, die fir Anleger nachteiligere
Ausstattungsmerkmale als anderen Anlegern ausgegebene Partizipationsrechte aufweisen.

Es kann nicht garantiert werden, dass der Emittentin im Falle einer Wandlung von
Schuldverschreibungen in ausreichendem Mal3 Partizipationsrechte zur Bedienung
der Schuldverschreibungen zur Verfigung stehen.

Die Partizipationsrechte zur Bedienung der Schuldverschreibungen im Falle einer Wandlung
kdénnen von der Emittentin aus allen gesellschaftsrechtlich zuldssigen Vorgangen geschaffen
werden (z.B. bedingtes Kapital, Kapitalerhdhung). Es kann aber nicht zugesichert werden, dass
die Emittentin im Falle einer Wandlung von Schuldverschreibungen rechtzeitig und in
ausreichendem MalR Partizipationsrechte zur Bedienung der Schuldverschreibungen zur
Verfugung hat. Anleiheglaubiger missen fir diesen Fall damit rechnen, dass sie ihre
Schuldverschreibungen madoglicherweise nicht oder nicht zum gewilnschten Zeitpunkt in
Partizipationsrechte wandeln kénnen.

Die Partizipanten sind den finanziellen Risiken der Partizipationsrechte fir eine
unbegrenzte Dauer ausgesetzt, weil Partizipationsrechte eine unbegrenzte Laufzeit
haben und durch die Partizipanten unkindbar sind.

Das in den Partizipationsrechten verbriefte Kapital wird der Emittentin seitens der Partizipanten
auf Unternehmensdauer zur Verfigung gestellt. Die Partizipationsrechte haben eine unbegrenzte
Laufzeit und folglich keinen Endfélligkeitstag. Die Partizipanten haben auch kein
Kindigungsrecht, weil sowohl die ordentliche Kiindigung als auch die auBerordentliche Kiindigung
(Kindigung aus wichtigem Grund) ausgeschlossen sind. Eine Rickzahlung der
Partizipationsrechte vor Liquidation findet nicht statt, ausgenommen sind Rickkaufe oder andere
Arten der effektiven Verringerung von Eigenmitteln durch die Emittentin im Einklang mit
geltendem Recht. Die Emittentin weist jedoch ausdricklich darauf hin, dass eine Verringerung,
eine Ruckzahlung oder ein Rickkauf nicht erfolgen muss und allenfalls nur nach vorheriger
Erlaubnis der zustandigen Behorde maoglich ist.
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Zumal der Wert der Partizipationsrechte insbesondere von der Ertragslage der Emittentin abhéngt
und die Partizipanten ihr Kapital unbefristet an die Emittentin binden bzw. unbefristet an der
Emittentin beteiligt sind, besteht fir die Partizipanten das Risiko, dass sie das von ihnen
investierte Kapital bzw. Ertrdge daraus bei einem moglicherweise negativen wirtschaftlichen
Geschaftsverlauf der Emittentin ganz oder teilweise verlieren bzw. nicht erhalten. Mit der
unbefristeten Bindung des Kapitals geht Uberdies fur die Partizipanten insbesondere das Risiko
einher, alternative Veranlagungen, die fur die Partizipanten méglicherweise ginstiger wéren, nicht
tatigen zu kénnen, und das von ihnen eingesetzte Kapital, sollten sie ihr Recht auf Wandlung der
Schuldverschreibungen in Partizipationsrechte ausiben, fir welche Zwecke auch immer, zeitlich
unbefristet nicht zurtiickverlangen kdnnen.

Partizipationsrechte sind zeitlich unbefristet, dirfen nicht nach Wahl der
Anleiheglaubiger zuriickgezahlt werden, und die Verringerung, die Rickzahlung
oder der Ruckkauf der Partizipationsrechte durch die Emittentin bedurfen der
vorherigen Erlaubnis der zustédndigen Behdrde.

Die Partizipanten haben kein Recht, die Verringerung, die Ruckzahlung oder den Ruckkauf ihrer
Partizipationsrechte zu verlangen und sie sollten weder in die Schuldverschreibungen investieren
noch die Wandlung der Schuldverschreibungen in Partizipationsrechte verlangen, in der
Erwartung, dass die Emittentin die Partizipationsrechte verringern, zuriickzahlen oder
zurlckkaufen wird. Partizipationsrechte stellen Posten des harten Kernkapitals/CET 1 auf Ebene
der Emittentin dar und sind zeitlich unbefristet. Jede Verringerung, Rickzahlung oder jeder
Ruckkauf dieser Partizipationsrechte bedarf daher der vorherigen behérdlichen Erlaubnis.

Selbst wenn die Emittentin die vorherige Erlaubnis der zustandigen Behorde erhalten wirde, wird
jede Entscheidung der Emittentin auf eine Verringerung, eine Rickzahlung oder einen Ruckkauf
nach ihrem freien Ermessen unter Berlcksichtigung der Auswirkungen externer (wie etwa
wirtschaftliche und Markt-) Faktoren im Fall der Verringerung, der Rickzahlung oder des
Ruckkaufs, aufsichtsrechtlicher Kapitalanforderungen und vorherrschender Marktbedingungen,
erfolgen. Die Emittentin weist entschieden zurick, und die Investoren sollten daher nicht
erwarten, dass die Emittentin die Partizipationsrechte verringern, zurtickzahlen oder zuriickkaufen
wird. Die Anleiheglaubiger sollten sich daher bewusst sein, dass sie, falls sie ihr Recht auf
Wandlung der Schuldverschreibungen in Partizipationsrechte ausiben, als Partizipanten
grundsatzlich die finanziellen Risiken eines zeitlich unbefristeten Investments in die
Partizipationsrechte tragen.

Risiko aufgrund fehlender Stimmrechte in der Hauptversammlung der Emittentin,
auch fur den Fall, dass den Partizipanten ein Recht zur Teilnahme an der
Hauptversammlung der Emittentin eingerdumt wird.

Auch fur den Fall, dass den Partizipanten ein Recht zur Teilnahme an der Hauptversammlung der
Emittentin eingerdumt wird, gewéhren die Partizipationsrechte ihren Inhabern kein Stimmrecht in
der Hauptversammlung der Emittentin. Die Partizipanten sind Uberdies nicht berechtigt,
Beschlisse der Hauptversammlung zu beeinspruchen oder abzulehnen oder sich dazu zu auf3ern.
Dies gilt auch fir Beschliisse zur Einziehung oder Herabsetzung des in den Partizipationsrechten
verbrieften Kapitalanteils. Partizipanten steht diesfalls auch kein Recht zu, Antrdge in der
Hauptversammlung der Emittentin zu stellen oder zu Tagesordnungspunkten oder auf sonstige
Weise in der Hauptversammlung Stellung zu nehmen. Auf die Wahl der Mitglieder des
Aufsichtsrats, die Bestellung des Vorstands und die Geschéftsfihrung der Emittentin haben die
Partizipanten, auch wenn ihnen ein Teilnahmerecht an der Hauptversammlung eingerdumt wird,
keinen Einfluss, ebenso wenig wie auf die Feststellung des Jahresabschlusses und die
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Gewinnverwendung. Insbesondere kdnnen die Partizipanten keinen Einfluss auf die Auflésung
von Ricklagen nehmen und somit nicht erreichen, dass durch eine Aufldsung von Ricklagen in
Geschéftsjahren, in denen die Bilanz der Emittentin ein negatives Jahresergebnis ausweist,
dennoch ein Jahresgewinn ausgewiesen und eine Dividendenzahlung auf die Partizipationsrechte
erfolgen wurde.

Die Emittentin hat die Moglichkeit, eine Einziehung oder Kapitalherabsetzung
vorzunehmen, obwohl die Partizipationsrechte kein fixes Falligkeitsdatum
vorsehen.

Die Partizipationsrechte sehen kein fixes Falligkeitsdatum vor und sind insoweit mit unbegrenzter
Laufzeit ausgestattet. Die Emittentin kann die Partizipationsrechte aber einziehen. Die
Partizipationsrechte kénnen auf3er im Falle der Liquidation im Fall von Ruckkdufen nach
Ermessen oder anderen Ermessensmalinahmen zur Verringerung von Eigenmitteln der Emittentin
im Einklang mit geltendem Recht verringert oder zuriickgezahlt werden. Bei der Vornahme dieser
Ermessensmalinahmen zur Verringerung oder Zurlckzahlung der Partizipationsrechte ist die
Emittentin nicht dazu angehalten, andere als ihre eigenen Interessen zu berlcksichtigen. Erfolgt
eine Rickfuhrung der Partizipationsrechte bei gesunkenen Marktrenditen, so besteht das Risiko,
dass aus den Partizipationsrechten resultierende Cashflows nur zu einer schlechteren Rendite
wieder veranlagt werden konnen. Partizipanten sind daher dem Risiko ausgesetzt, dass die
Emittentin, sofern dies gesetzlich zulédssig ist, die Partizipationsrechte zu einem fur die
Partizipanten ungiinstigen Zeitpunkt verringert oder zurickzahlt. Ferner sind die Partizipanten
dem Risiko ausgesetzt, dass sie wegen der Verringerung oder Rickzahlung der
Partizipationsrechte keine Gewinnanteile mehr erhalten.

Bei Partizipationsrechten besteht eine nur beschrankte Gewinnberechtigung: Die
Partizipanten haben nur insoweit einen Anspruch auf die Dividende, als ein Gewinn
der Emittentin vorliegt und ein Ausschittungsbeschluss der Hauptversammlung
der Emittentin erfolgt.

Die Partizipanten haben nur insoweit einen Anspruch auf eine auf die Partizipationsrechte zu
leistende Dividende, als ein Gewinn (worunter ausschuttungsfahige Posten der Emittentin zu
verstehen ist) der Emittentin fir ein Geschaftsjahr vorliegt und die Emittentin eine Ausschittung
beschlie3t. Die Emittentin leistet keine Gewdahr fur den zukinftigen Gewinn. Wenn kein Gewinn
erzielt wird, darf keine Ausschittung auf die Partizipationsrechte erfolgen. Doch selbst wenn ein
Gewinn vorliegt, durfen die Partizipanten nicht damit rechnen, dass sie jedenfalls eine Dividende
erhalten. Es besteht keine Ausschittungspflicht der Emittentin. Sollte die Emittentin beschlieRen,
auf die Partizipationsrechte keine Dividendenzahlungen zu leisten, stellt dies keinen Verzugsfall
dar und es kommt dadurch weder zu einer Zahlungsunféahigkeit noch einer Uberschuldung oder
einem sonstigen Ausfall der Emittentin. Da insgesamt keinerlei Gewahr fur die Ausschittung der
auf die Partizipationsrechte zu leistenden Dividende besteht, sind die Partizipanten dem Risiko
ausgesetzt, keine Dividenden zu erhalten.

Die Partizipationsrechte gewadhren kein Recht auf Dividendennachzahlung.

Die Dividendenzahlungen auf die Partizipationsrechte sind nicht kumulativ. Das bedeutet, dass,
wenn die Emittentin fur ein Geschéftsjahr keine oder nur eine reduzierte Ausschittung einer
Dividende auf die Partizipationsrechte beschliel3t, fur Folgejahre keine Pflicht besteht,
Nachzahlungen zu leisten, auch wenn in einem spateren Geschéftsjahr ein ausschittungsfahiger
Gewinn (worunter ausschuttungsfahige Posten der Emittentin zu verstehen ist) vorliegt.
Partizipanten koénnen daher nicht erwarten, dass eine entfallene Dividende durch hdhere
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Auszahlungen in kommenden Geschaftsjahren ausgeglichen wird.

Die Emissionsbedingungen gewéahren den Partizipanten keinen angemessenen
Ausgleich fiur Anderungen des Verhaltnisses zwischen den Vermégensrechten der
Partizipanten und den mit anderen Kapitalien verbundenen Vermdgensrechten
(kein Verwasserungsschutz).

Nach den Bestimmungen der Emissionsbedingungen werden fir den Fall, dass durch eine
Maflnahme der Emittentin das Verhdltnis zwischen den Vermdgensrechten der Partizipanten und
den mit anderen Kapitalien verbundenen Vermdgensrechten geandert wird, diese Veradnderung
nur insoweit angemessen ausgeglichen, als dies gesetzlich zwingend erforderlich ist. Fur den
Fall, dass es bezuglich des angemessenen Ausgleichs keine gesetzlich zwingend anwendbare
Rechtsvorschrift gibt, steht den Partizipanten somit kein angemessener Ausgleich zu.
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Hinweis:

DAS PROGRAMM

Nachfolgend finden sich bestimmte allgemeine Informationen zum Programm und den
Schuldverschreibungen. Anleger werden darauf hingewiesen, dass diese
Informationen keine vollstandige Darstellung der Schuldverschreibungen enthalten.
Eine vollstdandige Beschreibung der Schuldverschreibungen und der mit ihnen
verbundenen Rechte ergeben sich nur aus den Muster-Emissionsbedingungen (siehe
ab Seite 80 dieses Prospekts), wie durch die fiur eine jede Serie von
Schuldverschreibungen vero6ffentlichten Endglltigen Bedingungen ergénzt, die als
Muster in diesem Prospekt enthalten sind (siehe ab Seite 104 dieses Prospekts) und
den maf3geblichen Risikofaktoren.

Dieses Kapitel enthalt bestimmte, Uber die Emissionsbedingungen hinausgehende Angaben zu
den Schuldverschreibungen, die unter dem Programm begeben werden koénnen. Es enthalt
(i) Angaben, die nach der Prospektverordnung verpflichtend in den Prospekt aufzunehmen, aber
in den Emissionsbedingungen nicht enthalten sind (z.B. da es sich dabei zum Teil nicht um
rechtliche Verhaltnisse handelt) und (ii) bestimmte nahere Ausfiihrungen und Erklérungen zu
Angaben Uber die Schuldverschreibungen aus den Emissionsbedingungen, die die Emittentin zum
besseren Verstandnis der Schuldverschreibungen fur sinnvoll erachtet.

Warnung:

Die aus einer Serie von Schuldverschreibungen der Emittentin und den Inhabern der
Schuldverschreibungen (die "Anleiheglaubiger") erwachsenden Rechte und
Pflichten und damit die Funktionsweise dieser Schuldverschreibungen ergeben sich
ausschlieBlich  aus den fur die jeweilige Emission  malf3geblichen
Emissionsbedingungen, d.h. den Endgultigen Bedingungen (die fir jede Serie von
Wertpapieren auf der Website der Emittentin unter
www .swohnbaubank.at/de/Wohnbauanleihen/Aktuelle-Emissionen-und-

Emissionsprospekt veroffentlicht werden und als Muster in diesem ab Seite 104
dieses  Prospekts enthalten sind), und gegebenenfalls den Muster-
Emissionsbedingungen (siehe ab Seite 80 dieses Prospekts). Die
Emissionsbedingungen sind rechtsverbindlich, die nachstehenden Angaben dienen
nur der Information der Anleger. Anleger durfen ihre Entscheidung Uber den Erwerb
von Schuldverschreibungen nicht alleine auf dieses Kapitel stiitzen, sondern sind
dazu angehalten, den gesamten Prospekt, etwaige Nachtrdge einschliel3lich der
mafigeblichen Endgultigen Bedingungen (im Hinblick auf die Wertpapiere
insbesondere die Kapitel "Risikofaktoren" und "Emissionsbedingungen") zu studieren.

Beschreibung: Programm zur Begebung von (ausschlieRlich) in

Partizipationsrechte an der Emittentin wandelbare
Schuldverschreibungen (das "Programm") als auf den Inhaber
lautende nicht-nachrangige Schuldverschreibungen in Prozentnotiz
treuhdndig far die Erste Bank als Treugeberin (die
"Schuldverschreibungen").

Emittentin: s Wohnbaubank AG ("s Wohnbaubank" oder die "Emittentin")

Treugeberin Erste Bank der oesterreichischen Sparkassen AG ("Erste Bank"

oder die "Treugeberin®)

Begebungsmethode: Die Schuldverschreibungen werden in Serien (jeweils eine "Serie")

begeben. Die Emissionshedingungen einer jeden Serie von
Schuldverschreibungen ergeben sich aus den malgeblichen
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Gesamtnennbetrag

Offentliches Angebot

Kategorien von
Investoren

Mindestinvestment

Bezugsrechte

Erst-Emissionspreis
und dessen Anpassung

Antragsverfahren

Reduzierung von
Zeichnungen

Kosten und

Endgultigen Bedingungen (die als Muster in diesem Prospekt ab
Seite 104 enthalten sind, die "Endgultigen Bedingungen"), die
(i) im Falle konsolidierter Emissionsbedingungen die anwendbaren
Teile der mafgeblichen Muster-Emissionsbedingungen (die in
diesem Prospekt ab Seite 80 enthalten sind, die "Muster-
Emissionsbedingungen"”) enthalten oder (ii)im Falle nicht-
konsolidierter Emissionsbedingungen auf die anwendbaren (Teile
dieser) Muster-Emissionsbedingungen verweisen (zusammen, die
"Emissionsbedingungen").

Die Schuldverschreibungen werden mit einem in den Endgultigen
Bedingungen angegebenen Gesamtnennbetrag begeben.

Der voraussichtliche Zeitpunkt des Beginns des offentlichen
Angebots einer Serie von Schuldverschreibungen ist in den
maRgeblichen Endgiltigen Bedingungen angegeben. Die
Schuldverschreibungen koénnen - sofern ein glltiger Prospekt
besteht - von der Emittentin wahrend der gesamten in den
malfgeblichen Endgultigen Bedingungen angegebenen
Angebotsfrist zur Zeichnung angeboten werden. Die Emittentin
behalt sich das Recht vor, die Angebotsfrist jederzeit zu beenden.

Verschiedene Kategorien potentieller Investoren bestehen nicht.
Das Angebot der Schuldverschreibungen ist nicht in Tranchen fur
bestimmte Markte aufgeteilt.

Aufgrund des in den malRgeblichen Endgiltigen Bedingungen
angegebenen Nennbetrags der Schuldverschreibungen ergibt sich
fur Zeichner ein Mindestinvestment in dieser Hohe.

Es bestehen keine Vorzugs- oder Zeichnungsrechte.

Der Erst-Emissionspreis wird von der Emittentin am oder um den
Erstausgabetag in gedruckter Form am Sitz der Emittentin
verotffentlicht. Der Emissionspreis kann 110 % des Nennbetrags der
Schuldverschreibungen nicht tGberschreiten.

Unter Zugrundelegung folgender Kriterien wird der Emissionspreis
von der Emittentin taglich ermittelt:

. Refinanzierungskosten;

. Zinsniveau,

. Wettbewerbssituation; und
o Angebot und Nachfrage.

Zeichnungsantrage werden wahrend der Angebotsfrist von allen
Geschéaftsstellen der Erste Bank und allen Sparkassen sowie
weiteren Osterreichischen Kreditinstituten entgegengenommen.

Eine Reduzierung der Zeichnungen ist grundsatzlich nicht
vorgesehen. Der Emittentin steht aber das Recht zur Verkirzung
der Zeichnungen im freien Ermessen zu. Ein von den Zeichnern zu
viel gezahlter Betrag wird diesen von der Hauptzahlstelle erstattet.

Beim Kauf von Schuldverschreibungen koénnen neben dem
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Nebenkosten fur die
Anleger

Ergebnisse des
Angebots

Bedienung und
Lieferung der Schuld-
verschreibungen

Interessen und
Interessenkonflikte

Grinde far das
Angebot und
Zweckbestimmung der
Erlose

Methode zur
Berechnung der
Rendite

Emissionspreis der Schuldverschreibungen verschiedene Arten von
Nebenkosten (einschlieRlich Transaktionsgebihren und
Provisionen) anfallen. Etwaige dartber hinausgehende Kosten im
Hinblick auf eine Serie von Schuldverschreibungen werden in den
mafRgeblichen Endgiltigen Bedingungen angegeben.

Die Ergebnisse des Angebots werden nach Angebotsende bei der
FMA hinterlegt und durch unentgeltliche Bereithaltung wahrend der
Ublichen Geschéaftszeiten in gedruckter Form am Sitz der
Geschéftsleitung der Emittentin, Am Belvedere 1, 1100 Wien,
Osterreich veroffentlicht.

Die Lieferung der Schuldverschreibungen erfolgt Uber die
Hauptzahlstelle oder die Wertpapiersammelbank oder deren
jeweilige Rechtsnachfolger. Die Schuldverschreibungen werden
gemal 8 24 lit b Depotgesetz zur Ganze durch eine
Sammelurkunde verbrieft, die die Unterschriften zweier
Zeichnungsberechtigter der Emittentin tragt. Ein Ausdruck effektiver
Sticke erfolgt nicht.

Die Gutschrift falliger Zins- und Tilgungszahlungen erfolgt durch das
fur den Anleiheglaubiger jeweils depotfuhrende Kreditinstitut.
Anspriche auf die Zahlung von Zinsen verjahren innerhalb von
3 Jahren bzw. der jeweils in den Emissionsbedingungen angegeben
davon abweichenden Frist, sonstige Anspriche aus den
Schuldverschreibungen innerhalb von 30 Jahren bzw. der jeweils in
den Emissionsbedingungen angegeben davon abweichenden Frist
ab Falligkeit.

Die Emission und das Angebot der Schuldverschreibungen erfolgen
im Rahmen der ordentlichen Geschéaftstatigkeit der Emittentin
treuhéndig fur die Treugeberin und im Interesse der Emittentin
(bzw. der Treugeberin) und ihrer Vertriebspartner, die den
Nettoemissionserlds vereinnahmen und/oder Provisionen erhalten.

Etwaige Interessenkonflikte im Hinblick auf eine Serie von
Schuldverschreibungen werden in den maRgeblichen Endgultigen
Bedingungen angegeben.

Die Nettoerldse aus den Angeboten von Schuldverschreibungen
dienen der Refinanzierung von Ausleihungen der Emittentin sowie
der Finanzierung der allgemeinen Geschaftstatigkeit der Emittentin.

Die Nettoemissionserlése missen gemalR dem WohnbauférderG
zur Errichtung, Erhaltung oder natzlichen Verbesserung durch
bautechnische MaRnahmen von Wohnungen mit einer Nutzflache
von hochstens 150 m2 oder von Uberwiegend zu Wohnzwecken
bestimmten Gebauden sowie zur Durchfihrung von MaRnahmen
zur ErschlieBung und zur Foérderung von Wohngebieten zur
Verfuigung stehen und innerhalb von drei Jahren zur Bedeckung der
Kosten verwendet werden.

Die Rendite fixverzinster Schuldverschreibungen wird geman
30/360 berechnet, das heil3t jeder Monat einer Zinsperiode wird mit
30 Tagen berechnet, das Jahr immer mit 360 Tagen. In Monaten mit
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Vertretung der
Anleiheglaubiger

Ubertragbarkeit

Platzierung und
Ubernahme
(Underwriting)

31 Tagen werden der 30. und 31. als insgesamt ein Tag gezahit.
Bei Zinsperioden, die im Februar enden, werden die Tage
kalendergenau gezahlt. Bei Zinsperioden, die nicht im Februar
enden, wird der Februar mit 30 Tagen gezadhlt. Die
Emissionsrendite wird am Begebungstag auf Basis des
Emissionspreises berechnet und ist keine Indikation fir eine
Rendite in der Zukunft.

Fir Schuldverschreibungen mit variabler Verzinsung kann die
Rendite im Vorhinein nicht angegeben werden.

Grundsétzlich errechnet sich die Rendite von
Schuldverschreibungen aus deren Zinssatz, der Laufzeit sowie dem
Ausgabekurs und dem Tilgungsbetrag. Da sich der Ausgabekurs
wahrend der Angebotsfrist mit den Marktgegebenheiten laufend
andert, ist eine Errechnung der Rendite fur die gesamte Laufzeit der
Schuldverschreibungen im Vorhinein nicht mdglich.

Die Emissionsbedingungen enthalten keine Bestimmungen Uber die
Vertretung der  Anleiheglaubiger. In  bestimmten  Féallen
(beispielsweise, wenn die Rechte der Anleiheglaubiger mangels
einer gemeinsamen Vertretung geféahrdet sind) kann ein Kurator
gemal dem Kuratorengesetz bestellt werden, der die
Anleiheglaubiger vor den 6sterreichischen Gerichten vertritt.

Die  Schuldverschreibungen sind  Inhaberwertpapiere und
grundsatzlich frei tibertragbar. Beschrankungen der Ubertragbarkeit
kénnen sich aus den anwendbaren Regeln der
Wertpapiersammelbank und gegebenenfalls des jeweiligen
Clearingsystems ergeben.

Die Schuldverschreibungen werden im Rahmen einer nicht-
bindenden Ubernahme (soft underwriting) von Zeit zu Zeit von der
Erste Group Bank mit der Geschaftsanschrift Am Belvedere 1, 1100
Wien, Osterreich tbernommen und Anlegern zur Zeichnung
angeboten.

Die Erste Group Bank hat sich gemaR Rahmenvertrag vom Oktober
2010 rickwirkend mit 1.1.2009 bereit erklart, die
Schuldverschreibungen der Emittentin ohne Ubernahmegarantie im
Namen und auf Rechnung der Emittentin zu verkaufen.

Die Emittentin hat mit der Erste Group Bank im Oktober 2010
rickwirkend mit 1.1.2009 einen Rahmenvertrag betreffend das
Listing (worunter in diesem Fall auch eine Einbeziehung in ein
Multilaterales Handelssystem zu verstehen ist) von
Schuldverschreibungen abgeschlossen.

Die Erste Group Bank fungiert als Hauptzahistelle. Anstelle der Erste
Group Bank kann auch ein anderes 6sterreichisches Kreditinstitut
als Hauptzahlstelle fungieren. Die Hauptzahlstelle behélt sich das
Recht zur Ernennung 6sterreichischer Kreditinstitute, die dem BWG
unterliegen, als weitere Zabhlstellen wéhrend der Laufzeit der
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Mérkte, auf denen
Wertpapiere der
gleichen Wertpapier-
kategorie bereits zum
Handel zugelassen

Intermediare im
Sekundarhandel

Ratings

Schuldverschreibungen vor.

Jede Sammelurkunde wird ab dem Emissionsbeginn von der OeKB
CSD GmbH (CentralSecuritiesDepository.Austria), Strauchgasse 1-
3, 1010 Wien, Osterreich oder deren Funktionsnachfolger als
Wertpapiersammelbank (zusammen, die
"Wertpapiersammelbank") verwahrt, bis samtliche
Verbindlichkeiten der Emittentin aus den Schuldverschreibungen
erfillt sind.

Nach Kenntnis der Emittentin sind keine von ihr ausgegebenen
Wertpapiere  der gleichen  Wertpapierkategorie  wie die
Schuldverschreibungen, also Wohnbauanleihen, an einem
geregelten oder gleichwertigen Markt zum Handel zugelassen.
Wertpapiere  der gleichen  Wertpapierkategorie  wie die
Schuldverschreibungen sind in den von der Wiener Borse als MTF
betriebenen Dritten Markt einbezogen.

Es gibt keine Institute, die aufgrund einer festen Zusage als
Intermediare im Sekundarhandel hinsichtlich der
Schuldverschreibungen tatig sind und Liquiditat mittels Geld- und
Briefkursen zur Verfigung stellen. Dies bedeutet, dass es keine
Institute gibt, die zur Abnahme der Schuldverschreibungen auf dem
Sekundéarmarkt verpflichtet sind.

Die Erste Group Bank mit der Geschéaftsanschrift Am Belvedere 1,
1100 Wien, Osterreich hat sich auf freibleibender Basis dazu bereit
erklart, einen Sekundarmarkt fur die Schuldverschreibungen durch
das Erstellen taglicher Kauf- und Verkaufsangebote fur die
Schuldverschreibungen, bereitzustellen. Das Bestehen eines
solchen Sekundarmarktes wird nicht garantiert und kann jederzeit
beendet werden. Da der Steuervorteil in Zusammenhang mit dem
Ankauf der Schuldverschreibungen nur von natirlichen Personen
geltend gemacht werden kann, werden die Ankaufsangebote der
Erste Group Bank zu entsprechend niedrigeren Kursen erfolgen.

Trifft nicht zu; weder der Emittentin, noch den von ihr begebenen
Wertpapieren wurde ein Rating zugewiesen.
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1.

EMISSIONSBEDINGUNGEN

MUSTER-EMISSIONSBEDINGUNGEN

Die nachfolgenden Muster-Emissionsbedingungen der Schuldverschreibungen (die
"Muster-Emissionsbedingungen™) sind in zwei Ausgestaltungsvarianten (d.h.
"Optionen" im Sinne von Artikel 22 (4) lit c der Prospektverordnung) aufgefuhrt:

3 Option 1 umfasst Muster-Emissionsbedingungen fir Schuldverschreibungen mit
fixer Verzinsung;

3 Option 2 umfasst Muster-Emissionsbedingungen fir Schuldverschreibungen mit
variablem Zinssatz.

Die Muster-Emissionsbedingungen fir jede Option enthalten bestimmte weitere Unter-
Optionen, die durch Instruktionen und Erklarungen in fetter, kursiver Schrift in eckigen
Klammern innerhalb der Muster-Emissionsbedingungen gekennzeichnet sind.

In den fur eine Serie von Schuldverschreibungen maRRgeblichen Endgultigen Bedingungen
wird die Emittentin festlegen, welche der Optionenl| bis 1l der Muster-
Emissionsbedingungen (einschlieBlich der jeweils enthaltenen bestimmten weiteren Unter-
Optionen) fur diese Serie von Schuldverschreibungen zur Anwendung kommt, indem die
betreffenden Angaben der Muster-Emissionsbedingungen wiederholt oder die
entsprechende Option ausgewahlt wird.

Soweit die Emittentin zum Zeitpunkt der Billigung des Prospektes keine Kenntnis von
bestimmten Angaben hatte, die auf eine Serie von Schuldverschreibungen anwendbar
sind, enthalten die Muster-Emissionsbedingungen Platzhalter oder Leerstellen in eckigen
Klammern, die durch die Endgultigen Bedingungen vervollstandigt werden.

Die nachfolgenden Muster-Emissionsbedingungen sind gegebenenfalls gemeinsam mit
dem Teil 1 der "Endgultigen Bedingungen", die die Muster-Emissionsbedingungen jeder
Serie von Schuldverschreibungen erganzen und konkretisieren, zu lesen. Die Muster-
Emissionsbedingungen und die Endglltigen Bedingungen bilden gegebenenfalls
zusammen die "Emissionsbedingungen” der jeweiligen Serie von
Schuldverschreibungen. Die Leerstellen in den auf die Schuldverschreibungen
anwendbaren Bestimmungen dieser Muster-Emissionsbedingungen gelten als durch die in
den Endgiltigen Bedingungen enthaltenen Angaben ausgefullt, als ob die Leerstellen in
den betreffenden Bestimmungen durch diese Angabe ausgeflillt waren, alternative oder
wéahlbare Bestimmungen dieser Muster-Emissionsbedingungen, die in den Endgiltigen
Bedingungen nicht ausgeflllt oder geléscht oder als nicht anwendbar erklart sind, gelten
als aus diesen Muster-Emissionsbedingungen geldscht; samtliche auf die
Schuldverschreibungen nicht anwendbare Bestimmungen dieser Emissionsbedingungen
(einschlieBlich der Anweisungen, Anmerkungen und der Texte in eckigen Klammern)
gelten als aus diesen Emissionsbedingungen geléscht.

Kopien der Emissionsbedingungen sind auf der Website der Emittentin unter
https://www.swohnbaubank.at/de/wohnbauanleihen/aktuelle-wohnbauanleihen und
kostenlos am Sitz der Emittentin wahrend der Ublichen Geschéftszeiten verfugbar.
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Option | — Muster-Emissionsbedingungen fur Schuldverschreibungen mit

fixer Verzinsung

Emissionsbedingungen

der

[®] s Wohnbauanleihe [®]/[®]

der

SWOHNBAUBANK

ISIN: [®]

mit Wandlungsrecht in auf Inhaber lautende Partizipationsrechte der s Wohnbaubank AG geméaf} dem Bundesgesetz uber

(1)

(2)

(3)

(4)

steuerliche SondermafRnahmen zur Férderung des Wohnbaues (BGBI 1993/253 idgF)

§1
Wahrung, Gesamtnennbetrag, Stiickelung, Form, Verbriefung, Verwahrung,
Anleiheglaubiger

Wahrung, Gesamtnennbetrag. Die s Wohnbaubank AG (die "s Wohnbaubank" oder die
"Emittentin") begibt gemalk den Bestimmungen dieser Emissionsbedingungen (die
"Emissionsbedingungen") am (oder ab dem) [Datum des (Erst-)Begebungstags einfligen]
(der "Begebungstag") Schuldverschreibungen, die zusammen die [®] s Wohnbauanleihe -
[®@]/[®] bilden (die "Schuldverschreibungen”) in Euro im Gesamtnennbetrag von [bis zu]
[Gesamtnennbetrag einfiigen] (in Worten: [Gesamtnennbetrag in Worten einfliigen]).

Stickelung, Form. Die Schuldverschreibungen gelangen im Nennbetrag von je
EUR [Nennbetrag einfligen] (in Worten: [Nennbetrag in Worten einfligen]) (der
"Nennbetrag") zur Ausgabe und lauten auf den Inhaber.

Verbriefung. Die Schuldverschreibungen werden zur Géanze durch eine verédnderbare
Sammelurkunde (die "Sammelurkunde") geman § 24 lit b Depotgesetz (BGBI 1969/424 idgF)
ohne Zinsscheine verbrieft; der Zinszahlungsanspruch im Zusammenhang mit den
Schuldverschreibungen ist durch die Sammelurkunde mitverbrieft. Die Sammelurkunde ist
von zwei flr die Emittentin vertretungsberechtigten Personen oder ordnungsgemaf
bevollm&chtigten Vertretern der Emittentin, ordnungsgemaf bevolimé&chtigten Vertretern der
Zahlstelle sowie ordnungsgemalf bevollméachtigten Vertretern des Wertpapierkontrollors
unterschrieben. Einzelurkunden und Zinsscheine werden nicht ausgegeben.

Verwahrung. Die Sammelurkunde wird von der OeKB CSD GmbH
(CentralSecuritiesDepository.Austria), Strauchgasse 1-3, 1010 Wien, Osterreich oder deren
Funktionsnachfolger als Wertpapiersammelbank (zusammen, die
"Wertpapiersammelbank") verwahrt, bis samtliche Verbindlichkeiten der Emittentin aus

81



(5)

den Schuldverschreibungen erflllt sind.

Anleiheglaubiger. "Anleiheglaubiger" bezeichnet jeden Inhaber von Miteigentumsanteilen
oder anderen vergleichbaren Rechten an der Sammelurkunde, die in Ubereinstimmung mit
den Bestimmungen der Wertpapiersammelbank und anwendbarem Recht auf einen neuen
Anleiheglaubiger Gbertragen werden kénnen.

§2
Rang

Die Schuldverschreibungen begrinden direkte, unbedingte, unbesicherte und nicht-nachrangige
Verbindlichkeiten der Emittentin und haben den gleichen Rang untereinander und stehen im
gleichen Rang mit allen anderen bestehenden und zukunftigen direkten, unbedingten, unbesicherten
und nicht-nachrangigen Verbindlichkeiten der Emittentin, soweit diesen Verbindlichkeiten nicht durch
zwingende gesetzliche Bestimmungen ein Vorrang eingeraumt wird.

(1)

(2)

(3)

(4)

()

(6)

§3
Verzinsung

Laufzeit, Zinssatz. Die Schuldverschreibungen werden auf Grundlage ihres ausstehenden
Gesamtnennbetrags verzinst und zwar vom [Verzinsungsbeginn einfigen] (der
"Verzinsungsbeginn") (einschliei3lich) bis zu dem, dem [Tilgungstermin einfiigen] (der
"Tilgungstermin®)  vorangehenden Kalendertag, mit einem  (gleichbleibenden)
Nominalzinssatz von [Nominalzinssatz einfiigen] % per annum (der "Nominalzinssatz").]

Kupontermine. Die Zinsen sind [jahrlich] [halbjahrlich] [quartalsweise] [monatlich]
nachtraglich am [Kupontermin(e) einfiigen] eines jeden [Jahres] [Monats] zahlbar (jeweils
ein "Kupontermin"), beginnend mit dem [ersten Kupontermin einfligen]. Kupontermine
unterliegen einer eventuellen Anpassung in Ubereinstimmung mit den in § 5 der
Emissionsbedingungen enthaltenen Bestimmungen.

Zinsperioden. Der Zeitraum ab dem Verzinsungsbeginn (einschlief3lich) bis zu dem Kalendertag
(einschlief3lich), der dem ersten Kupontermin vorangeht, sowie jeden folgenden Zeitraum ab
einem Kupontermin (einschlieBlich) bis zu dem Kalendertag (einschlie3lich), der dem
unmittelbar folgenden Kupontermin vorangeht, wird als Zinsperiode (jeweils eine "Zinsperiode™)
bezeichnet. Die Zinsperioden werden im Falle einer Verschiebung des Zahlungstermins nicht
angepasst (8 5 der Emissionsbedingungen).

Zinsbetrag. Die Berechnungsstelle (wie in 8 7 der Emissionsbedingungen definiert) wird vor
jedem Kupontermin den auf jede Schuldverschreibung zahlbaren Zinsbetrag (der "Zinsbetrag")
fur die entsprechende Zinsperiode (wie vorstehend definiert) berechnen. Der Zinsbetrag wird
ermittelt, indem der maRgebliche Nominalzinssatz und der Zinstagequotient (wie nachstehend
definiert) auf den Nennbetrag angewendet werden, wobei der resultierende Betrag auf den
nachsten 0,01 Euro auf- oder abgerundet wird, wobei 0,005 Euro aufgerundet werden.

Mitteilung von Zinssatz und Zinsbetrag. Die Emittentin wird veranlassen, dass den
Anleiheglaubigern sobald als praktisch mdéglich nach jedem Feststellungstag der Zinssatz fir
die maRgebliche Zinsperiode durch Mitteilung gemaR 8§ 11 der Emissionsbedingungen
baldmaoglichst mitgeteilt werden.

Berechnung der Zinsen fir Teile von Zeitraumen. Sofern Zinsen fur einen Zeitraum von weniger
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als einem Jahr zu berechnen sind, erfolgt die Berechnung auf der Grundlage des
Zinstagequotienten (wie nachstehend definiert).

[Im Falle von 30/360 einfiigen:

"Zinstagequotient" (30/360) meint die Anzahl von Kalendertagen im Zinsberechnungszeitraum
dividiert durch 360, wobei die Anzahl der Kalendertage auf der Grundlage eines Jahres von 360
Kalendertagen mit zwolf Monaten zu je 30 Kalendertagen zu ermitteln ist (es sei denn, (1) der
letzte Kalendertag des Zinsberechnungszeitraums fallt auf den 31. Kalendertag eines Monats,
wahrend der erste Kalendertag des Zinsberechnungszeitraums weder auf den 30. noch auf den
31. Kalendertag eines Monats fallt, wobei in diesem Fall der den letzten Kalendertag
enthaltende Monat nicht als ein auf 30 Kalendertage gekirzter Monat zu behandeln ist, oder
(2) der letzte Kalendertag des Zinsberechnungszeitraums fallt auf den letzten Kalendertag des
Monats Februar, wobei in diesem Fall der Monat Februar nicht als ein auf 30 Kalendertage
verlangerter Monat zu behandeln ist).]

[Im Falle von ACT/360 einfugen:

"Zinstagequotient” (ACT/360) meint die tatsachliche Anzahl von Kalendertagen im
Zinsberechnungszeitraum dividiert durch 360.]

(7)  Auflaufende Zinsen. Der Zinslauf der Schuldverschreibungen endet mit Ablauf des Tages (das
"Verzinsungsende"), der dem Tag vorangeht, an dem sie zur Rickzahlung fallig werden. Sollte
die Emittentin die Schuldverschreibungen bei Falligkeit nicht einlésen, endet die Verzinsung an
dem Tag, der dem Tag der tatsachlichen Riickzahlung vorausgeht.

(8)  Stiickzinsen. Bei unterjahrigen Kaufen und/oder Verkaufen sind nach dem Verzinsungsbeginn
Stlickzinsen zahlbar.

(9) Verzugszinsen. Falls die Emittentin die Schuldverschreibungen bei Falligkeit nicht einldst,
wird der ausstehende Gesamtnennbetrag der Schuldverschreibungen vom Kalendertag der
Falligkeit (einschlieBlich) bis zu dem Kalendertag, der dem Kalendertag der tatsachlichen
Rickzahlung der Schuldverschreibungen vorangeht, weiterhin in Hohe des in § 3 (1) der
Emissionsbedingungen  vorgesehenen Nominalzinssatzes verzinst. Weitergehende
Anspriche der Schuldverschreibungen bleiben unberihrt.

§4
Tilgung, keine Kiindigung

Soweit nicht zuvor bereits ganz oder teilweise gewandelt oder zuriickgekauft, werden die
Schuldverschreibungen, vorbehaltlich einer Anpassung in Ubereinstimmung mit den in § 5 der
Emissionsbedingungen enthaltenen Bestimmungen zu ihrem Tilgungsbetrag von 100 % des
Nennbetrags (der "Tilgungsbetrag"”) am [Tilgungstermin einfigen] (der "Tilgungstermin")
zuriickgezabhit.

Eine Kundigung der Schuldverschreibungen durch die Emittentin und/oder die Anleiheglaubiger ist
ausgeschlossen. Zur Rickzahlung aus steuerlichen Griinden siehe 8§ 14.

§5
Zahlungen

(1) Wahrung. Zahlungen von Kapital und Zinsen auf die Schuldverschreibungen erfolgen in Euro.

(2)  Zahlungen. Die Zahlung von Kapital und Zinsen auf die Schuldverschreibungen erfolgt,
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(3)

(4)

(5)

vorbehaltlich geltender steuerlicher und sonstiger gesetzlicher Vorschriften, Uber die
Zabhlstelle(n) zur Weiterleitung an die Wertpapiersammelbank oder deren Order zur Gutschrift
auf den Konten der jeweiligen fur den Anleiheglaubiger depotfiihrende Stelle mit Konto bei der
Wertpapiersammelbank.

Zahlungszeitpunkt. Sofern der Faélligkeitstag fur eine Zahlung in Bezug auf die
Schuldverschreibungen auf einen Kalendertag féllt, der kein TARGET-Geschéftstag (wie
nachstehend definiert) ist, so wird der Falligkeitstag fur die Zahlung gemaR der
Geschaftstag-Konvention (wie nachstehend definiert) verschoben. Sollte ein fiir die Zahlung von
Kapital vorgesehener Tag verschoben werden, haben Anleiheglaubiger keinen Anspruch auf
Zahlung vor dem angepassten Félligkeitstag und sind nicht berechtigt, weitere Zinsen und
sonstige Zahlungen aufgrund dieser Verschiebung zu verlangen. Durch eine Verschiebung des
Zahlungstermins ergibt sich keine Anpassung der Zinsperiode.

TARGET-Geschéftstag. Der Ausdruck "TARGET-Geschaftstag" meint in  diesen
Emissionsbedingungen einen Tag, an dem (i) die Wertpapiersammelbank in Betrieb ist und
(i) alle fur die Abwicklung von Zahlungen in Euro wesentlichen Teile des Trans-European
Automated Real-time Gross Settlement Express Transfer System 2, das eine einheitliche
gemeinsam genutzte Plattform verwendet und das am 19.11.2007 in Betrieb gestellt wurde
(TARGET?2), oder dessen Nachfolger, gedffnet sind und Zahlungen in Euro abwickeln.

Geschaftstag-Konvention.

[Sofern Folgender-Geschéftstag-Konvention zur Anwendung kommt, einfligen:

Fallt ein im Sinne dieser Emissionsbedingungen fiir eine Zahlung maf3geblicher Tag (wie
Zinszahlungstag, Feststellungstag, etc) auf einen Tag, der kein TARGET-Geschéaftstag ist, wird
der betreffende Tag auf den nachstfolgenden TARGET-Geschéftstag verschoben ("Folgender-
Geschaftstag-Konvention™).]

[Sofern Modifizierter-Folgender-Geschéaftstag-Konvention zur Anwendung kommt, einfligen:

(6)

(7)

Fallt ein im Sinne dieser Emissionsbedingungen fir eine Zahlung malgeblicher Tag (wie
Zinszahlungstag, Feststellungstag, etc.) auf einen Tag, der kein TARGET-Geschéftstag ist, wird
der betreffende Tag auf den nachstfolgenden TARGET-Geschéftstag verschoben, es sei denn,
jener wirde dadurch in den nachsten Kalendermonat fallen; in diesem Fall wird der betreffende
Tag auf den unmittelbar vorausgehenden TARGET-Geschéftstag vorgezogen ("Modifizierter-
Folgender-Geschaéftstag-Konvention").]

Bezugnahmen. Bezugnahmen in diesen Emissionsbedingungen auf das Kapital der
Schuldverschreibungen  schlieRen, soweit anwendbar, den Tilgungsbetrag der
Schuldverschreibungen sowie jeden Aufschlag sowie sonstige auf oder in Bezug auf die
Schuldverschreibungen  féllige Betrage mit ein. Eine Bezugnahme in diesen
Emissionsbedingungen auf Kapital oder Zinsen schlie3t jegliche zusatzlichen Betrage im
Hinblick auf Kapital oder Zinsen ein, die fallig sind.

Gerichtliche Hinterlegung. Die Emittentin ist berechtigt, beim zustédndigen Gericht
Kapitalbetrage zu hinterlegen, die von den Anleiheglaubigern nicht innerhalb von zwdolf Monaten
nach dem malfigeblichen Falligkeitstag beansprucht worden sind, auch wenn die
Anleiheglaubiger sich nicht in Annahmeverzug befinden. Soweit eine solche Hinterlegung

84



(1)

(2)

(3)

(4)

(5)

erfolgt, und auf das Recht der Ricknahme verzichtet wird, erléschen die Anspriche der
Anleiheglaubiger gegen die Emittentin.

§6
Wandlung

Wandlungsrecht, Wandlungsverhaltnis. Je eine Schuldverschreibung im Nennbetrag
berechtigt zur Wandlung in [Anzahl der Partizipationsrechte, in die eine
Schuldverschreibung im Nennbetrag gewandelt werden kann, einfligen] auf Inhaber
lautende nachrangige und unbefristete Partizipationsrechte (ausschliel3lich) der Emittentin
(wie in Abs (5) naher beschrieben, die "Partizipationsrechte") mit einem Nominale von je
EUR [Nominale einfliigen]. Dies entspricht einem nominellen Wandlungspreis von
EUR [Wandlungspreis einfugen] pro Partizipationsrecht.

Wandlungstermin. Das Wandlungsrecht kann zu jedem Kupontermin der
Schuldverschreibungen, frihestens am [ersten Kupontermin, an dem gewandelt
werden kann einfigen] (jeweils ein "Wandlungstermin"), ausgeubt werden.

Wandlungserklarung. Die  Erklarung der  Austbung des Wandlungsrechtes
("Wandlungserklarung") muss 15 Bankarbeitstage vor dem Wandlungstermin der in § 7
der Emissionsbedingungen genannten Hauptzahlstelle mittels Briefs zugegangen sein. Ein
"Bankarbeitstag"” meint einen Tag, an dem die Emittentin zum Geschéaftsbetrieb gedffnet
ist. Diese Wandlungserklarung kann durch Ausflillen eines diesbeziiglichen, von einem als
Zahlstelle gemall § 7 der Emissionsbedingungen definierten Kreditinstitut rechtzeitig vor
den Wandlungsterminen kostenlos zur Verfugung gestellten Formulars erfolgen.
Gleichzeitig ist das Wertpapierdepot bekannt zu geben, dem die in Partizipationsrechte
umzutauschenden Schuldverschreibungen zu entnehmen sind.

Durchfihrung der Wandlung, keine Stickzinsenberechnung. Die Wandlung erfolgt zum
Wandlungstermin unter der Voraussetzung, dass die Erste Bank der oesterreichischen
Sparkassen AG als Treugeberin ("Treugeberin”) der Emittentin den Nominalbetrag der
gewandelten Schuldverschreibungen zur Verfiugung stellt. Mit der Wandlung in
Partizipationsrechte endet die Treuhandschaft der Emittentin. Diese begibt die
Partizipationsrechte auf eigene Rechnung. Bei der Wandlung werden die
Schuldverschreibungen mit laufendem Kupon ohne Stickzinsenverrechnung aus den
bekannt gegebenen Depots durch das jeweilige depotfihrende Kreditinstitut entnommen
und die entsprechende Anzahl der Partizipationsrechte durch das depotfihrende
Kreditinstitut eingebucht.

Ausstattung der Partizipationsrechte. Die Partizipationsrechte sind, zeitlich unbefristet und
kénnen von ihren Inhabern (die "Partizipanten") nicht gekiindigt werden. Der Kapitalbetrag
aus den Partizipationsrechten darf nur im Fall der Liquidation der Emittentin oder im Fall von
Riuckkaufen nach Ermessen oder anderer Ermessensmal3nahmen zur Verringerung von
Eigenmitteln der Emittentin im Einklang mit anwendbarem Recht verringert oder zurtickgezahit
werden. Die Ertrdge aus den Partizipationsrechten (die "Dividenden") sind gewinnabhangig,
wobei als Gewinn ausschuttungsféahige Posten der Emittentin zu verstehen sind. Es besteht
keine Ausschuttungspflicht der Emittentin. Die Dividende der Partizipanten (soweit eine solche
beschlossen und ausgeschuttet wird) ist gleichzeitig mit der Dividende der Stammaktionare
fallig und wird jahrlich ausgezahlt. Dividenden der Partizipanten, welche nicht binnen drei
Jahren nach Falligkeit behoben werden, verfallen zugunsten der gesetzlichen Riicklagen der
Emittentin. Nach erfolgter Wandlung der Schuldverschreibungen in Partizipationsrechte

85



(1)

(@)

3)

(4)

gebihrt den Partizipanten die Dividende fur das gesamte Geschéftsjahr, in welchem die
Wandlung stattgefunden hat. Die Partizipationsrechte begriinden direkte, nicht besicherte
Verpflichtungen der Emittentin, die untereinander und mit dem Grundkapital der Emittentin im
Rang gleich stehen. Im Falle der Liquidation der Emittentin haben die Partizipanten das Recht
auf Beteiligung am Liquidationsgewinn im gleichen Rang wie die Stammaktionare der
Emittentin. Zahlungen aus diesem Titel durfen erst nach Befriedigung oder Sicherstellung aller
anderen Glaubiger einschlieBlich Glaubigern aus nachrangigen Verbindlichkeiten, die den
Partizipationsrechten im Rang vorgehen, erfolgen. Sofern der Liquidationserldés zur
Befriedigung der Liquidationsanspriche der Partizipanten und der Stammaktionédre der
Emittentin nicht ausreicht, nehmen die Partizipationsrechte im gleichen anteiligen Ausmaf am
Differenzbetrag teil, wie die Stammaktiondre der Emittentin. Die Partizipationsrechte
gewdhren (mit Ausnahme eines allfélligen Teilnahme- und Auskunftsrechts an der
Hauptversammlung der Emittentin soweit dies gesetzlich ausdriucklich vorgesehen ist) keine
Mitgliedschaftsrechte wie z.B. das Stimmrecht, das Recht auf Antragsstellung in der
Hauptversammlung, das Recht auf Bekdmpfung von Hauptversammlungsbeschliissen oder
das Recht auf Bezug von Aktien. Soweit gesetzlich zwingend erforderlich, wird fur den Fall,
dass durch eine MalRnahme der Emittentin das Verhaltnis zwischen den
Vermogensrechten der Partizipanten und den mit anderen Kapitalien verbundenen
Vermogensrechten geandert wird, diese Veranderung angemessen ausgeglichen. Den
Partizipanten steht jedenfalls kein Bezugsrecht auf Aktien der Emittentin zu. Form und
Inhalt der Partizipationsrechte sowie die Rechte und Pflichten der Partizipanten und der
Emittentin unterliegen ausschlieB3lich 6sterreichischem Recht unter Ausschluss seiner
Regelungen des internationalen Privatrechts soweit diese die Anwendbarkeit fremden
Rechts zur Folge héatten. Die Partizipationsrechte werden auf der Grundlage jeweils
gultiger Beschlisse der Hauptversammlung der Emittentin  begeben. Die
Partizipationsrechte der Emittentin werden voraussichtlich nicht zum Handel an einem
geregelten Markt zugelassen oder in den Handel an einem Multilateralen Handelssystem
einbezogen. Die Partizipationsrechte sind Inhaberwertpapiere und gemafR den
Bestimmungen der malgeblichen Wertpapiersammelbank und anwendbarem Recht
unbeschrankt Ubertragbar.

8§87
Beauftragte Stellen

Hauptzahlstelle. Die [Erste Group Bank AG, Am Belvedere 1, 1100 Wien, Osterreich] [andere
Hauptzahlstelle einfliigen] handelt als Hauptzahlstelle in Bezug auf die Schuldverschreibungen
(die "Hauptzahlstelle" und zusammen mit allféllig bestellten zuséatzlichen Zahlstellen, jeweils
eine "Zahlstelle"). Die Hauptzahlstelle behélt sich die Ernennung 0&sterreichischer
Kreditinstitute, die dem BWG unterliegen, als weitere Zahlstellen wahrend der Laufzeit vor.

Berechnungsstelle. Die [Emittentin] [andere Berechnungsstelle einfiigen] handelt als
Berechnungsstelle fur die Schuldverschreibungen (die "Berechnungsstelle™).

Ersetzung. Die Emittentin behélt sich das Recht vor, die Ernennung der Zahlstellen und der
Berechnungsstelle jederzeit anders zu regeln oder zu beenden und andere oder zusatzliche
Zahlstellen bzw. Berechnungsstellen zu ernennen.

Kein Auftrags- oder Treuhandverhéltnis. Die Zahlstellen bzw. die Berechnungsstelle handeln
ausschlieRlich als Beauftragte der Emittentin und dbernehmen keine Verpflichtungen
gegeniber den Anleiheglaubigern; es wird dadurch kein Auftrags- oder Treuhandverhéltnis
zwischen ihnen und den Anleiheglaubigern begriindet. Die Emittentin kann sich bei Auslibung
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ihrer Rechte gemanR diesen Emissionsbedingungen der Zahlstellen bedienen.

(5) Verbindlichkeit der Festsetzungen. Alle Bescheinigungen, Mitteilungen, Gutachten,
Festsetzungen, Berechnungen, Quotierungen und Entscheidungen, die von der Emittentin, der
Berechnungsstelle und/oder einer Zahlstelle fir die Zwecke dieser Emissionsbedingungen
gemacht, abgegeben, getroffen oder eingeholt werden, sind (sofern nicht ein offensichtlicher
Irrtum vorliegt) fur die Emittentin, die Berechnungsstelle, die Zahlstellen und die
Anleiheglaubiger bindend.

(6) Haftungsausschluss. Die Zahlstellen und die Berechnungsstelle Gbernehmen keine Haftung fur
irgendeinen Irrtum oder eine Unterlassung oder irgendeine darauf beruhende nachtrégliche
Korrektur in der Berechnung oder Veréffentlichung irgendeines Betrags oder einer Festlegung
in Bezug auf die Schuldverschreibungen, au3er im Falle von grober Fahrlassigkeit und Vorsatz.

8§88
Steuern

(1) Samtliche Zahlungen von Kapital und Zinsen in Bezug auf die Schuldverschreibungen werden
ohne Einbehalt oder Abzug von Steuern, Abgaben, Festsetzungen oder behdérdlichen Gebiihren
jedweder Art (die "Steuern") geleistet, die von der Republik Osterreich oder einer ihrer
Gebietskorperschaften oder Behdorden mit der Befugnis zur Erhebung von Steuern auferlegt,
erhoben, eingezogen, einbehalten oder festgesetzt werden, es sei denn, ein solcher Einbehalt
oder Abzug ist oder wird in Zukunft gesetzlich vorgeschrieben. In diesem Fall wird die Emittentin
die betreffenden Steuern einbehalten oder abziehen, und die einbehaltenen oder abgezogenen
Betrage an die zusténdigen Behdrden zahlen. Die Emittentin ist nicht verpflichtet, wegen eines
solchen Einbehalts oder Abzugs zuséatzliche Betrage an Kapital und/oder Zinsen zu zahlen.

(2) Die Schuldverschreibungen (sowie die im Wege der Wandlung erstangeschafften
Partizipationsrechte der Emittentin) entsprechen zum Zeitpunkt der Emission den
Anforderungen des Bundesgesetzes Uber steuerliche Sondermal3hahmen zur Fdrderung
des Wohnbaus (BGBI 1993/253 idgF).

(3) Sind die Ertrage aus den Schuldverschreibungen, die im Privatvermdgen gehalten werden,
Einklnfte aus Kapitalvermdgen gemaf 8 27 EStG, so ist fur die Zeit der Hinterlegung dieser
Schuldverschreibungen bei einem inlandischen Kreditinstitut von den Kapitalertragen im
Ausmall bis zu 4% des Nennbetrages der Schuldverschreibungen keine
Kapitalertragsteuer (die "KESt") abzuziehen. Die Einkommensteuer gilt fir die gesamten
Kapitalertrage inklusive des KESt-freien Anteils gemaR § 97 Einkommensteuergesetz 1988
als abgegolten.

(4) Die Emittentin weist darauf hin, dass sich durch eine geanderte Rechtslage und/oder
Auslegung andere steuerliche Auswirkungen der Schuldverschreibungen fir den
Anleiheglaubiger ergeben kénnen.

§9
Treuhandverhadltnis, Haftung

Diese Schuldverschreibungen werden von der Emittentin im eigenen Namen treuhandig auf
Rechnung und Gefahr der Treugeberin begeben. Der aus der Ausgabe der
Schuldverschreibungen erzielte Emissionserlds wird von der Emittentin an die Treugeberin
weitergeleitet, die diese Mittel im Sinne von § 1 Abs. 2 Z 2 oder Z 3 StWbFG zu verwenden hat.
Die Emittentin schuldet Zins- und Kapitalzahlungen unter diesen Schuldverschreibungen nur und
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insoweit, als sie entsprechende Gelder von der Treugeberin zur Bedienung der Anspriche der
Anleiheglaubiger erhalt. Aufgrund des Treuhandverhéltnisses haftet fir die Zahlungen des
Zinsendienstes und des Kapitals dieser Wandelschuldverschreibungen die Treugeberin (im
Innenverhaltnis gegeniber der Emittentin, nicht jedoch den Anleiheglaubigern gegeniber), nicht
jedoch die Emittentin. Die Treuhandschaft der Emittentin endet bei Wandlung in
Partizipationsrechte. Die Ausgabe der Partizipationsrechte erfolgt auf eigene Rechnung der
Emittentin.

§10
Verjahrung

Anspriuche auf die Zahlung von Zinsen verjahren innerhalb von [3 Jahren] [andere Frist
einfugen], sonstige Anspriche aus den Schuldverschreibungen innerhalb von [30 Jahren]
[andere Frist einfligen] ab Falligkeit.

§11
Mitteilungen

(1) Internetseite. Alle Mitteilungen, welche die Schuldverschreibungen betreffen, erfolgen auf
der [Internetseite der Emittentin, die (am Begebungstag) unter folgendem Navigationspfad
abrufbar ist: www.swohnbaubank.at > Wohnbauanleihen > Aktuelle Emissionen und
Emissionsprospekt] [andere Seite einfligen].

(2) Mitteilungen an die depotfihrende Stelle. Mitteilungen an die Anleiheglaubiger kénnen
anstelle der Vertffentlichung nach Maligabe des Absatzes (1) durch Abgabe der
entsprechenden Mitteilung an die depotfihrende Stelle zur Weiterleitung an die
Anleiheglaubiger ersetzt werden.

(3) Amtsblatt. Die Schuldverschreibungen betreffende Mitteilungen, die zwingend in einer
Tageszeitung in Osterreich veroffentlicht werden miissen, werden im Amtsblatt zur Wiener
Zeitung vertffentlicht oder, falls diese ihr Erscheinen einstellt, in einer anderen
Tageszeitung mit Verbreitung in ganz Osterreich. Andere Mitteilungen kénnen in diesem
Medium veréffentlicht werden.

(4) Bekanntmachung. Jede Mitteilung gilt mit dem siebenten Tag nach der Veroffentlichung als
bekannt gemacht. Falls eine Veroffentlichung in mehr als einer elektronischen
Mitteilungsform vorgeschrieben ist, ist der Tag maRgeblich, an dem die Bekanntmachung
erstmals in allen erforderlichen elektronischen Mitteilungsformen erfolgt ist.

§12
Teilnichtigkeit

Sollten einzelne Bestimmungen dieser Emissionsbedingungen ganz oder teilweise
rechtsunwirksam sein oder werden, so bleiben die Ubrigen Bestimmungen dieser
Emissionsbedingungen in Kraft.
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§13

Begebung weiterer Schuldverschreibungen, KapitalmaBnahmen und Folgeemissionen|,

Ruckkauf]

Begebung weiterer Schuldverschreibungen. Die Emittentin ist jederzeit berechtigt, ohne
Zustimmung der Anleiheglaubiger weitere Schuldverschreibungen mit den gleichen
Bedingungen (gegebenenfalls mit Ausnahme des Begebungstages, des Verzinsungsbeginns
und &hnlicher Parameter, die vom Begebungstag abhéngen) in der Weise zu begeben, dass sie
mit den Schuldverschreibungen eine einheitliche Serie bilden.

KapitalmaBnahmen und Folgeemissionen. Den Anleiheglaubigern gemaR diesen
Emissionsbedingungen steht bei KapitalmaBnahmen oder Neuemissionen von
Schuldverschreibungen oder sonstigen Emissionen kein Recht auf Bezug dieser
Wertpapiere und auch kein anderer Ausgleich zu.

[Falls anwendbar, einfiigen:

(3)

1)

Ruckkauf. Die Emittentin ist berechtigt, jederzeit Schuldverschreibungen im Markt oder
anderweitig zu jedem beliebigen Preis zuriickzukaufen. Die von der Emittentin erworbenen
Schuldverschreibungen kénnen nach Wahl der Emittentin von ihr gehalten, weiterverkauft oder
bei der Zahlstelle zur Entwertung eingereicht werden.]

§14
Rickzahlung aus steuerlichen Grinden

Vorzeitige Rulckzahlung aus steuerlichen Grinden. Die Schuldverschreibungen kdnnen
jederzeit insgesamt, jedoch nicht in Teilen, nach eigenem Ermessen der Emittentin, unter
Einhaltung einer Kundigungsfrist von nicht weniger als 30 und nicht mehr als 90
Bankarbeitstagen, durch Erklarung gegenuber der Zahlstelle, und im Einklang mit § 11,
gegenuber den Glaubigern unter den folgenden Bedingungen vorzeitig gekindigt und
zuruckgezahlt werden (wobei diese Kiuindigung unwiderruflich ist):

o Falls die Emittentin am néachstfolgenden Zinszahlungstag zur Zahlung von zuséatzlichen
Betragen gemaR § 8 (1) verpflichtet sein wird, und zwar (i) als Folge einer Anderung oder
Erganzung der Steuer- oder Abgabengesetze und -vorschriften der Republik Osterreich
(oder einzelner Korperschaften bzw. Steuerbehorden) oder (i) als Folge einer Anderung
oder Ergadnzung der Anwendung bzw. Auslegung dieser Gesetze und Vorschriften
(vorausgesetzt, diese Anderung bzw. Erganzung wird am oder nach dem Kalendertag, an
dem die letzte Tranche dieser Serie von Schuldverschreibungen begeben wird,
einschlagig),

e eine solche Anderung oder Erganzung nachgewiesen wurde und zwar durch Vorlage (i)
einer von zwei bevollmachtigten Vertretern der Emittentin im Namen der Emittentin
unterzeichneten Bestatigung, in der ausgefiihrt wird, dass eine solche Anderung oder
Erganzung eingetreten ist (unabh&ngig davon, ob eine solche Anderung oder Erganzung zu
diesem Zeitpunkt bereits in Kraft ist), in der die Tatsachen, die zur Anderung oder
Erganzung gefihrt haben, beschrieben werden und Uberdies festgestellt wird, dass die
geanderte Verpflichtung der Emittentin nicht durch verninftige, zur Verfigung stehende
MalRnahmen abgewendet werden kann, sowie (ii) eines Gutachtens eines unabhangigen
Rechtsexperten von anerkannter Reputation, mit welchem bestatigt wird, dass eine solche
Anderung oder Erganzung (unabhéngig davon, ob eine solche Anderung oder Erganzung
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(@)

(1)

(2)
(3)

(4)

dann bereits in Kraft ist) besteht, durch die Emittentin bei der Zahlstelle (die eine solche
Bestatigung und ein solches Gutachten als ausreichenden Nachweis anerkennen wird)

wobei eine solche Kindigung nicht friiher als 90 Kalendertage vor dem frihest mdoglichen
Termin erfolgen darf, an dem die Emittentin verpflichtet wére, solche zusétzlichen Betrage in
Bezug auf die Schuldverschreibungen zu zahlen, falls zu diesem Zeitpunkt eine Zahlung fallig
ware.

Eine Kindigung darf nicht erfolgen, wenn zu dem Zeitpunkt, zu dem die Kindigung erfolgt, die
Verpflichtung zur Zahlung von zuséatzlichen Betragen nicht mehr wirksam ist.

Vorzeitiger Rickzahlungsbetrag. Fir die Zwecke dieses 8 14 entspricht der vorzeitige
Ruckzahlungsbetrag einer Schuldverschreibung dem von der Berechnungsstelle nach Treu und
Glauben und auf wirtschaftlich verniinftige Weise bestimmte Verkehrswert der
Schuldverschreibungen unmittelbar vor der vorzeitigen Riickzahlung, angepasst um einen
solchen Betrag, der den angemessenen Kosten und Aufwendungen der Emittentin und/oder
ihrer verbundenen Unternehmen entspricht, die bei der Abwicklung von zugrunde liegenden
und/oder in Zusammenhang stehenden Absicherungs- und
Finanzierungsvereinbarungen - insbesondere auf Zinsen bezogene  derivative
Finanzinstrumente - entstehen.

8§15
Anwendbares Recht und Gerichtsstand

Anwendbares Recht. Form und Inhalt der Schuldverschreibungen sowie die Rechte und
Pflichten der Anleiheglaubiger und der Emittentin unterliegen ausschlie3lich
Osterreichischem Recht unter Ausschluss seiner Regelungen des internationalen
Privatrechts soweit diese die Anwendbarkeit fremden Rechts zur Folge hatten.

Erfillungsort. Erfilllungsort ist [Wien, Republik Osterreich] [Anderen Ort einfiigen].

Gerichtsstand. Der Gerichtsstand fur alle Klagen, Verfahren oder Rechtsstreitigkeiten
gegen die Emittentin, die aus oder im Zusammenhang mit den Schuldverschreibungen
entstehen, ist das fur Handelssachen im ersten Wiener Gemeindebezirk zustéandige Gericht.
Fir Konsumenten kann ein anderer Gerichtsstand anwendbar sein.

Verbrauchergerichtsstande. Fur alle Rechtsstreitigkeiten eines Verbrauchers aus oder im
Zusammenhang mit den Schuldverschreibungen (einschlieRlich allfalliger Streitigkeiten im
Zusammenhang mit aulBervertraglichen Schuldverhaltnissen, die sich aus oder im
Zusammenhang mit den Schuldverschreibungen ergeben) gegen die Emittentin ist nach
Wahl des Verbrauchers das sachlich und oértlich zustéandige Gericht am Wohnsitz des
Verbrauchers oder am Sitz der Emittentin oder ein sonstiges, aufgrund der gesetzlichen
Bestimmungen zustandiges Gericht zustandig.
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Option Il — Muster-Emissionsbedingungen fur Schuldverschreibungen mit

variabler Verzinsung

Emissionsbedingungen

der

[®] s Wohnbauanleihe [®]/[®]

der

SWOHNBAUBANK

ISIN: [®]

mit Wandlungsrecht in auf Inhaber lautende Partizipationsrechte der s Wohnbaubank AG geméaf} dem Bundesgesetz uber

(1)

(2)

(3)

(4)

steuerliche SondermafRnahmen zur Férderung des Wohnbaues (BGBI 1993/253 idgF)

§1
Wahrung, Gesamtnennbetrag, Stiickelung, Form, Verbriefung, Verwahrung,
Anleiheglaubiger

Wahrung, Gesamtnennbetrag. Die s Wohnbaubank AG (die "s Wohnbaubank" oder die
"Emittentin") begibt gemalk den Bestimmungen dieser Emissionsbedingungen (die
"Emissionsbedingungen") am (oder ab dem) [Datum des (Erst-)Begebungstags einfligen]
(der "Begebungstag") Schuldverschreibungen, die zusammen die [®] s Wohnbauanleihe -
[®@]/[®] bilden (die "Schuldverschreibungen”) in Euro im Gesamtnennbetrag von [bis zu]
[Gesamtnennbetrag einfiigen] (in Worten: [Gesamtnennbetrag in Worten einfliigen]).

Stickelung, Form. Die Schuldverschreibungen gelangen im Nennbetrag von je EUR
[Nennbetrag einfiigen] (in Worten: [Nennbetrag in Worten einfligen]) (der "Nennbetrag")
zur Ausgabe und lauten auf den Inhaber.

Verbriefung. Die Schuldverschreibungen werden zur Géanze durch eine verédnderbare
Sammelurkunde (die "Sammelurkunde") geman § 24 lit b Depotgesetz (BGBI 1969/424 idgF)
ohne Zinsscheine verbrieft; der Zinszahlungsanspruch im Zusammenhang mit den
Schuldverschreibungen ist durch die Sammelurkunde mitverbrieft. Die Sammelurkunde ist
von zwei flr die Emittentin vertretungsberechtigten Personen oder ordnungsgemaf
bevollmachtigten Vertretern der Emittentin, ordnungsgemaf bevollmachtigten Vertretern der
Zahlstelle sowie ordnungsgemalf bevollméachtigten Vertretern des Wertpapierkontrollors
unterschrieben. Einzelurkunden und Zinsscheine werden nicht ausgegeben.

Verwahrung. Die Sammelurkunde wird von der OeKB CSD GmbH
(CentralSecuritiesDepository.Austria), Strauchgasse 1-3, 1010 Wien, Osterreich oder deren
Funktionsnachfolger als Wertpapiersammelbank (zusammen, die
"Wertpapiersammelbank") verwahrt, bis samtliche Verbindlichkeiten der Emittentin aus
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(5)

den Schuldverschreibungen erfillt sind.

Anleiheglaubiger. "Anleiheglaubiger" bezeichnet jeden Inhaber von Miteigentumsanteilen
oder anderen vergleichbaren Rechten an der Sammelurkunde, die in Ubereinstimmung mit
den Bestimmungen der Wertpapiersammelbank und anwendbarem Recht auf einen neuen
Anleiheglaubiger Gbertragen werden kénnen.

§2
Rang

Die Schuldverschreibungen begrinden direkte, unbedingte, unbesicherte und nicht-nachrangige
Verbindlichkeiten der Emittentin und haben den gleichen Rang untereinander und stehen im
gleichen Rang mit allen anderen bestehenden und zukunftigen direkten, unbedingten, unbesicherten
und nicht-nachrangigen Verbindlichkeiten der Emittentin, soweit diesen Verbindlichkeiten nicht durch
zwingende gesetzliche Bestimmungen ein Vorrang eingeraumt wird.

(1)

§3
Verzinsung

Laufzeit, Zinssatz. Die Schuldverschreibungen werden auf Grundlage ihres ausstehenden
Gesamtnennbetrags verzinst und zwar vom [Verzinsungsbeginn einfigen] (der
"Verzinsungsbeginn") (einschliei3lich) bis zu dem, dem [Tilgungstermin einfiigen] (der
"Tilgungstermin") vorangehenden Kalendertag.

[Im Falle einer anfanglichen fixen Verzinsung, einfligen:

Der Zinssatz der Schuldverschreibungen fir den Zeitraum vom Verzinsungsbeginn
(einschlieBlich) bis zum [Fixverzinsungsende einfligen] (einschliel3lich) (das
"Fixverzinsungsende") betragt [Fixzinssatz einfigen] % per annum (der "Fixzinssatz")]

Die Schuldverschreibungen werden [ab dem Verzinsungsbeginn] [ab dem dem
Fixverzinsungsende folgenden Tag] bis zu dem dem Tilgungstermin vorhergehenden
Kalendertag mit einem variablen Nominalzinssatz per annum, der wie folgt berechnet wird
(der “"variable Zinssatz" und zusammen mit dem Fixzinssatz jeweils ein
"Nominalzinssatz") verzinst:

[[Partizipationsfaktor einfligen] % vom] [Dreimonats] [Sechsmonats] [Zwo6lfmonats]
[anderes]-EURIBOR (der "Referenzsatz") per annum [plus/minus einen Marge von [Zu-
/Abschlag einfligen] per annum (die "Marge")]

Der Referenzsatz entspricht dem angezeigten Angebotssatz ausgedriickt als Prozentsatz
(per annum) fir [Dreimonats] [Sechsmonats] [Zwdlfmonats] [anderes]-Einlagen in Euro
(EURIBOR) fur die jeweilige Zinsperiode, der am Zinssatzfestlegungstag (wie nachfolgend
definiert) um 11:00 Uhr (Brusseler Ortszeit) auf der Reuters Seite EURIBORO1 oder, falls
der Referenzsatz zu der genannten Zeit am relevanten Zinssatzfestlegungstag nicht auf
EURIBORO1 angezeigt wird, auf der Nachfolgeseite, die von dem gleichen
Informationsanbieter oder von einem anderen Informationsanbieter, der von der
Berechnungsstelle als Ersatzinformationsanbieter fur die Anzeige des Referenzsatzes
benannt wird, angezeigt wird. Sollte der Referenzsatz an einem Zinssatzfestlegungstag
nicht oder nicht mehr von Reuters oder einem anderen Informationsanbieter als Nachfolger
veroffentlicht werden, so bestimmt sich der alternative Referenzsatz (wie unten in § 16 der

92



Emissionsbedingungen definiert) gemal § 16 der Emissionsbedingungen.

Der "Zinssatzfestlegungstag" ist der Tag, der zwei TARGET-Geschéaftstage (wie unter § 5
der Emissionsbedingungen definiert) vor dem ersten Tag der jeweiligen Zinsperiode liegt.

[Wenn ein Mindestzinssatz zur Anwendung gelangt, einfligen:

Wenn der gemaR den obigen Bestimmungen fliir eine Zinsperiode ermittelte
Nominalzinssatz niedriger als [Mindestzinssatz einfiigen] % per annum ist, so ist der
Nominalzinssatz fir diese Zinsperiode [Mindestzinssatz einfligen] % per annum.]

[Wenn ein Stufenmindestzinssatz zur Anwendung gelangt, einfugen:

Wenn der gemal den obigen Bestimmungen fir eine Zinsperiode ermittelte
Nominalzinssatz niedriger ist als der fir diese Zinsperiode gemal nachstehender Tabelle
anwendbare Mindestzinssatz so ist der Nominalzinssatz der fir die malgebliche
Zinsperiode in nachstehender Tabelle angegebene Mindestzinssatz:

Mindestzinssatz vom (einschliel3lich) | bis (einschlief3lich)

[Mindestzinssatze | [Daten einfligen] [Daten einfiigen]
einfigen: % per
annum]

[weitere Zeilen einflgen] ]

[Wenn ein Hochstzinssatz zur Anwendung gelangt, einfligen:

Wenn der gemaR den obigen Bestimmungen fir eine Zinsperiode ermittelte
Nominalzinssatz hoéher als [HOchstzinssatz einfigen] % per annum ist, so ist der
Nominalzinssatz fur diese Zinsperiode [Hochstzinssatz einfiigen] % per annum.]

[Wenn ein Stufenhdchstzinssatz zur Anwendung gelangt, einfigen:

Wenn der gemaR den obigen Bestimmungen fir eine Zinsperiode ermittelte
Nominalzinssatz héher ist als der fir diese Zinsperiode gemaR nachstehender Tabelle
anwendbare Hochstzinssatz, so ist der Nominalzinssatz der fir die maRgebliche
Zinsperiode in nachstehender Tabelle angegebene Hochstzinssatz

Hochstzinssatz vom (einschlieBlich) | bis (einschliel3lich)
[Hochstzinsséatze [Daten einfligen] [Daten einfligen]
einfugen: % per
annum]

[weitere Zeilen einfiigen] ]

(2) Kupontermine. Die Zinsen sind [jahrlich] [halbjahrlich] [quartalsweise] [monatlich]
nachtraglich am [Kupontermin(e) einfiigen] eines jeden [Jahres] [Monats] zahlbar (jeweils
ein "Kupontermin"), beginnend mit dem [ersten Kupontermin einfigen]. Kupontermine
unterliegen einer eventuellen Anpassung in Ubereinstimmung mit den in §5 der
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(3)

(4)

(5)

(6)

Emissionsbedingungen enthaltenen Bestimmungen.

Zinsperioden. Der Zeitraum ab dem Verzinsungsbeginn (einschlief3lich) bis zu dem Kalendertag
(einschlief3lich), der dem ersten Kupontermin vorangeht, sowie jeden folgenden Zeitraum ab
einem Kupontermin (einschlieBlich) bis zu dem Kalendertag (einschlief3lich), der dem
unmittelbar folgenden Kupontermin vorangeht, wird als Zinsperiode (jeweils eine "Zinsperiode")
bezeichnet. Die Zinsperioden werden im Falle einer Verschiebung des Zahlungstermins
angepasst (8 5 der Emissionsbedingungen).

Zinsbetrag. Die Berechnungsstelle (wie in § 7 der Emissionsbedingungen definiert) wird vor
jedem Kupontermin den auf jede Schuldverschreibung zahlbaren Zinsbetrag (der "Zinsbetrag")
fur die entsprechende Zinsperiode (wie vorstehend definiert) berechnen. Der Zinsbetrag wird
ermittelt, indem der maRgebliche Nominalzinssatz und der Zinstagequotient (wie nachstehend
definiert) auf den Nennbetrag angewendet werden, wobei der resultierende Betrag auf den
néachsten 0,01 Euro auf- oder abgerundet wird, wobei 0,005 Euro aufgerundet werden.

Mitteilung von Zinssatz und Zinsbetrag. Die Emittentin wird veranlassen, dass den
Anleiheglaubigern sobald als praktisch mdéglich nach jedem Feststellungstag der Zinssatz fir
die maRgebliche Zinsperiode durch Mitteilung gemaR 8§11 der Emissionsbedingungen
baldmdglichst mitgeteilt werden.

Berechnung der Zinsen flr Teile von Zeitrdumen. Sofern Zinsen fir einen Zeitraum von weniger
als einem Jahr zu berechnen sind, erfolgt die Berechnung auf der Grundlage des
Zinstagequotienten (wie nachstehend definiert).

[Im Falle von 30/360 einfligen:

"Zinstagequotient” (30/360) wird bei einer fixen Verzinsung angewendet und meint die Anzahl
von Kalendertagen im Zinsberechnungszeitraum dividiert durch 360, wobei die Anzahl der
Kalendertage auf der Grundlage eines Jahres von 360 Kalendertagen mit zwélf Monaten zu je
30 Kalendertagen zu ermitteln ist (es sei denn, (1) der letzte Kalendertag des
Zinsberechnungszeitraums fallt auf den 31. Kalendertag eines Monats, wahrend der erste
Kalendertag des Zinsberechnungszeitraums weder auf den 30. noch auf den 31. Kalendertag
eines Monats fallt, wobei in diesem Fall der den letzten Kalendertag enthaltende Monat nicht als
ein auf 30 Kalendertage gekurzter Monat zu behandeln ist, oder (2) der letzte Kalendertag des
Zinsberechnungszeitraums fallt auf den letzten Kalendertag des Monats Februar, wobei in
diesem Fall der Monat Februar nicht als ein auf 30 Kalendertage verlangerter Monat zu
behandeln ist).]

[Im Falle von ACT/360 einflgen:

(7)

(8)

"Zinstagequotient" (ACT/360) wird bei einer variablen Verzinsung angewendet und meint die
tatsachliche Anzahl von Kalendertagen im Zinsberechnungszeitraum dividiert durch 360.]

Auflaufende Zinsen. Der Zinslauf der Schuldverschreibungen endet mit Ablauf des Tages (das
"Verzinsungsende"), der dem Tag vorangeht, an dem sie zur Rickzahlung fallig werden. Sollte
die Emittentin die Schuldverschreibungen bei Falligkeit nicht einlésen, endet die Verzinsung an
dem Tag, der dem Tag der tatséchlichen Rickzahlung vorausgeht.

Stiickzinsen. Bei unterjahrigen Kaufen und/oder Verkaufen sind nach dem Verzinsungsbeginn
Stiickzinsen [in der Fixzinsperiode] [in der variablen Zinsperiode] [in der Fixzinsperiode und in
der variablen Zinsperiode] zahlbar.
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(9)

Verzugszinsen. Falls die Emittentin die Schuldverschreibungen bei Falligkeit nicht einldst,
wird der ausstehende Gesamtnennbetrag der Schuldverschreibungen vom Kalendertag der
Falligkeit (einschlieRlich) bis zu dem Kalendertag, der dem Kalendertag der tatsachlichen
Ruckzahlung der Schuldverschreibungen vorangeht, weiterhin in Hohe des in & 3 (1) der
Emissionsbedingungen vorgesehenen Nominalzinssatzes verzinst. Weitergehende
Anspriiche der Schuldverschreibungen bleiben unberihrt.

§4
Tilgung, keine Kiindigung

Soweit nicht zuvor bereits ganz oder teilweise gewandelt oder zuriickgekauft, werden die
Schuldverschreibungen, vorbehaltlich einer Anpassung in Ubereinstimmung mit den in § 5 der
Emissionsbedingungen enthaltenen Bestimmungen zu ihrem Tilgungsbetrag von 100 % des
Nennbetrags (der "Tilgungsbetrag”) am [Tilgungstermin einfigen] (der "Tilgungstermin")
zurickgezahlt.

Eine Kindigung der Schuldverschreibungen durch die Emittentin und/oder die Anleiheglaubiger ist
ausgeschlossen. Zur Rickzahlung aus steuerlichen Griinden siehe § 14.

(1)
(2)

(3)

(4)

(5)

8§85
Zahlungen

Wahrung. Zahlungen von Kapital und Zinsen auf die Schuldverschreibungen erfolgen in Euro.

Zahlungen. Die Zahlung von Kapital und Zinsen auf die Schuldverschreibungen erfolgt,
vorbehaltlich geltender steuerlicher und sonstiger gesetzlicher Vorschriften, Uber die
Zahlstelle(n) zur Weiterleitung an die Wertpapiersammelbank oder deren Order zur Gutschrift
auf den Konten der jeweiligen fiir den Anleiheglaubiger depotfiihrende Stelle mit Konto bei der
Wertpapiersammelbank.

Zahlungszeitpunkt. Sofern der Falligkeitstag fir eine Zahlung in Bezug auf die
Schuldverschreibungen auf einen Kalendertag féllt, der kein TARGET-Geschéftstag (wie
nachstehend definiert) ist, so wird der Falligkeitstag fur die Zahlung gemald der
Geschéftstag-Konvention (wie nachstehend definiert) verschoben. Sollte ein fur die Zahlung von
Kapital vorgesehener Tag verschoben werden, haben Anleiheglaubiger keinen Anspruch auf
Zahlung vor dem angepassten Falligkeitstag und sind nicht berechtigt, weitere Zinsen und
sonstige Zahlungen aufgrund dieser Verschiebung zu verlangen. Durch eine Verschiebung des
Zahlungstermins ergibt sich eine Anpassung der Zinsperiode.

TARGET-Geschaftstag. Der Ausdruck "TARGET-Geschéaftstag" meint in diesen
Emissionsbedingungen einen Tag, an dem (i) die Wertpapiersammelbank in Betrieb ist und
(i) alle fur die Abwicklung von Zahlungen in Euro wesentlichen Teile des Trans-European
Automated Real-time Gross Settlement Express Transfer System 2, das eine einheitliche
gemeinsam genutzte Plattform verwendet und das am 19.11.2007 in Betrieb gestellt wurde
(TARGET?2), oder dessen Nachfolger, gedffnet sind und Zahlungen in Euro abwickeln.

Geschaftstag-Konvention.

[Sofern Folgender-Geschéftstag-Konvention zur Anwendung kommt, einfligen:

Fallt, in der fixen Verzinsungsperiode, ein im Sinne dieser Emissionsbedingungen fir eine
Zahlung maf3geblicher Tag (wie Zinszahlungstag, Feststellungstag, etc) auf einen Tag, der kein
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TARGET-Geschaftstag ist, wird der betreffende Tag auf den néachstfolgenden TARGET-
Geschéftstag verschoben ("Folgender-Geschéftstag-Konvention").]

[Sofern Modifizierter-Folgender-Geschéaftstag-Konvention zur Anwendung kommt, einfligen:

(6)

(7)

(1)

(2)

(3)

Fallt, in der variablen Verzinsungsperiode, ein im Sinne dieser Emissionsbedingungen fir eine
Zahlung maf3geblicher Tag (wie Zinszahlungstag, Feststellungstag, etc) auf einen Tag, der kein
TARGET-Geschaftstag ist, wird der betreffende Tag auf den né&chstfolgenden TARGET-
Geschaftstag verschoben, es sei denn, jener wirde dadurch in den néachsten Kalendermonat
fallen; in diesem Fall wird der betreffende Tag auf den unmittelbar vorausgehenden TARGET -
Geschaftstag vorgezogen ("Modifizierter-Folgender-Geschéaftstag-Konvention").]

Bezugnahmen. Bezugnahmen in diesen Emissionsbedingungen auf das Kapital der
Schuldverschreibungen  schlieBen, soweit anwendbar, den Tilgungsbetrag der
Schuldverschreibungen sowie jeden Aufschlag sowie sonstige auf oder in Bezug auf die
Schuldverschreibungen féllige Betrage mit ein. Eine Bezugnahme in diesen
Emissionsbedingungen auf Kapital oder Zinsen schliel3t jegliche zusatzlichen Betrdge im
Hinblick auf Kapital oder Zinsen ein, die féllig sind.

Gerichtliche Hinterlegung. Die Emittentin ist berechtigt, beim zustéandigen Gericht
Kapitalbetrage zu hinterlegen, die von den Anleiheglaubigern nicht innerhalb von zwdlf Monaten
nach dem maligeblichen Falligkeitstag beansprucht worden sind, auch wenn die
Anleiheglaubiger sich nicht in Annahmeverzug befinden. Soweit eine solche Hinterlegung
erfolgt, und auf das Recht der Riicknahme verzichtet wird, erléschen die Anspriche der
Anleiheglaubiger gegen die Emittentin.

§6
Wandlung

Wandlungsrecht, Wandlungsverhdltnis. Je eine Schuldverschreibung im Nennbetrag
berechtigt zur Wandlung in [Anzahl der Partizipationsrechte, in die eine
Schuldverschreibung im Nennbetrag gewandelt werden kann, einfligen] auf Inhaber
lautende nachrangige und unbefristete Partizipationsrechte (ausschlielRlich) der Emittentin
(wie in Abs (5) naher beschrieben, die "Partizipationsrechte") mit einem Nominale von je
EUR [Nominale einfigen]. Dies entspricht einem nominellen Wandlungspreis von
EUR [Wandlungspreis einfligen] pro Partizipationsrecht.

Wandlungstermin. Das Wandlungsrecht kann zu jedem Kupontermin der
Schuldverschreibungen, frihestens am [ersten Kupontermin, an dem gewandelt
werden kann einfigen] (jeweils ein "Wandlungstermin"), ausgeubt werden.

Wandlungserklarung. Die  Erklarung der Austbung des Wandlungsrechtes
("Wandlungserklarung") muss 15 Bankarbeitstage vor dem Wandlungstermin der in § 7
der Emissionsbedingungen genannten Hauptzahistelle mittels Briefs zugegangen sein. Ein
"Bankarbeitstag" meint einen Tag, an dem die Emittentin und die Mehrheit der
Osterreichischen  Kreditinstitute zum  Geschéftsbetrieb  gedffnet  sind.  Diese
Wandlungserklarung kann durch Ausfillen eines diesbezuglichen, von einem als
Zahlstelle gemall § 7 der Emissionsbedingungen definierten Kreditinstitut rechtzeitig vor
den Wandlungsterminen kostenlos zur Verfugung gestellten Formulars erfolgen.
Gleichzeitig ist das Wertpapierdepot bekannt zu geben, dem die in Partizipationsrechte
umzutauschenden Schuldverschreibungen zu entnehmen sind.
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(4)

(5)

Durchfihrung der Wandlung, keine Stiickzinsenberechnung. Die Wandlung erfolgt zum
Wandlungstermin unter der Voraussetzung, dass die Erste Bank der &sterreichischen
Sparkassen AG als Treugeberin ("Treugeberin”) der Emittentin den Nominalbetrag der
gewandelten Schuldverschreibungen zur Verfigung stellt. Mit der Wandlung in
Partizipationsrechte endet die Treuhandschaft der Emittentin. Diese begibt die
Partizipationsrechte auf eigene Rechnung. Bei der Wandlung werden die
Schuldverschreibungen mit laufendem Kupon ohne Stickzinsenverrechnung aus den
bekannt gegebenen Depots durch das jeweilige depotfilhrende Kreditinstitut entnommen
und die entsprechende Anzahl der Partizipationsrechte durch das depotfiihrende
Kreditinstitut eingebucht.

Ausstattung der Partizipationsrechte. Die Partizipationsrechte sind, zeitlich unbefristet und
kénnen von ihren Inhabern (die "Partizipanten") nicht gekiindigt werden. Der Kapitalbetrag
aus den Partizipationsrechten darf nur im Fall der Liquidation der Emittentin oder im Fall von
Ruckkaufen nach Ermessen oder anderer Ermessensmaflnahmen zur Verringerung von
Eigenmitteln der Emittentin im Einklang mit anwendbarem Recht verringert oder zurtickgezahlt
werden. Die Ertrage aus den Partizipationsrechten (die "Dividenden") sind gewinnabhangig,
wobei als Gewinn ausschittungsfahige Posten der Emittentin zu verstehen sind. Es besteht
keine Ausschuttungspflicht der Emittentin. Die Dividende der Partizipanten (soweit eine solche
beschlossen und ausgeschuttet wird) ist gleichzeitig mit der Dividende der Stammaktionére
fallig und wird jahrlich ausgezahlt. Dividenden der Partizipanten, welche nicht binnen drei
Jahren nach Falligkeit behoben werden, verfallen zugunsten der gesetzlichen Riicklagen der
Emittentin. Nach erfolgter Wandlung der Schuldverschreibungen in Partizipationsrechte
gebuhrt den Partizipanten die Dividende flr das gesamte Geschéftsjahr, in welchem die
Wandlung stattgefunden hat. Die Partizipationsrechte begriinden direkte, nicht besicherte
Verpflichtungen der Emittentin, die untereinander und mit dem Grundkapital der Emittentin im
Rang gleich stehen. Im Falle der Liquidation der Emittentin haben die Partizipanten das Recht
auf Beteiligung am Liguidationsgewinn im gleichen Rang wie die Stammaktionére der
Emittentin. Zahlungen aus diesem Titel dirfen erst nach Befriedigung oder Sicherstellung aller
anderen Glaubiger einschlielich Glaubigern aus nachrangigen Verbindlichkeiten, die den
Partizipationsrechten im Rang vorgehen, erfolgen. Sofern der Liquidationserlds zur
Befriedigung der Liquidationsanspriche der Partizipanten und der Stammaktiondre der
Emittentin nicht ausreicht, nehmen die Partizipationsrechte im gleichen anteiligen Ausmafd am
Differenzbetrag teil, wie die Stammaktiondre der Emittentin. Die Partizipationsrechte
gewdhren (mit Ausnahme eines allfélligen Teilnahme- und Auskunftsrechts an der
Hauptversammlung der Emittentin soweit dies gesetzlich ausdriicklich vorgesehen ist) keine
Mitgliedschaftsrechte wie z.B. das Stimmrecht, das Recht auf Antragsstellung in der
Hauptversammlung, das Recht auf Bekdmpfung von Hauptversammlungsbeschliissen oder
das Recht auf Bezug von Aktien. Soweit gesetzlich zwingend erforderlich, wird fur den Fall,
dass durch eine Malknahme der Emittentin das Verhdaltnis zwischen den
Vermogensrechten der Partizipanten und den mit anderen Kapitalien verbundenen
Vermogensrechten geandert wird, diese Veranderung angemessen ausgeglichen. Den
Partizipanten steht jedenfalls kein Bezugsrecht auf Aktien der Emittentin zu. Form und
Inhalt der Partizipationsrechte sowie die Rechte und Pflichten der Partizipanten und der
Emittentin unterliegen ausschlie3lich dsterreichischem Recht unter Ausschluss seiner
Regelungen des internationalen Privatrechts soweit diese die Anwendbarkeit fremden
Rechts zur Folge hatten. Die Partizipationsrechte werden auf der Grundlage jeweils
gultiger Beschlisse der Hauptversammlung der Emittentin begeben. Die
Partizipationsrechte der Emittentin werden voraussichtlich nicht zum Handel an einem
geregelten Markt zugelassen oder in den Handel an einem Multilateralen Handelssystem
einbezogen. Die Partizipationsrechte sind Inhaberwertpapiere und gemall den
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(1)

(@)

®3)

(4)

()

(6)

1)

(2)

Bestimmungen der maligeblichen Wertpapiersammelbank und anwendbarem Recht
unbeschréankt tbertragbar.

87
Beauftragte Stellen

Hauptzahlstelle. Die [Erste Group Bank AG, Am Belvedere 1, 1100 Wien, Osterreich] [andere
Hauptzahlstelle einfligen] handelt als Hauptzahlstelle in Bezug auf die Schuldverschreibungen
(die "Hauptzahlstelle" und zusammen mit allfallig bestellten zusétzlichen Zahlstellen, jeweils
eine "Zahlstelle"). Die Hauptzahlstelle behalt sich die Ernennung &sterreichischer
Kreditinstitute, die dem BWG unterliegen, als weitere Zahlstellen wahrend der Laufzeit vor.

Berechnungsstelle. Die [Emittentin] [andere Berechnungsstelle einfliigen] handelt als
Berechnungsstelle fur die Schuldverschreibungen (die "Berechnungsstelle").

Ersetzung. Die Emittentin behalt sich das Recht vor, die Ernennung der Zahlistellen und der
Berechnungsstelle jederzeit anders zu regeln oder zu beenden und andere oder zuséatzliche
Zahlstellen bzw. Berechnungsstellen zu ernennen.

Kein Auftrags- oder Treuhandverhdltnis. Die Zahlstellen bzw. die Berechnungsstelle handeln
ausschlieBlich als Beauftragte der Emittentin und Ubernehmen keine Verpflichtungen
gegenuber den Anleiheglaubigern; es wird dadurch kein Auftrags- oder Treuhandverhaltnis
zwischen ihnen und den Anleiheglaubigern begriindet. Die Emittentin kann sich bei Austlibung
ihrer Rechte gemaR diesen Emissionsbedingungen der Zahlstellen bedienen.

Verbindlichkeit der Festsetzungen. Alle Bescheinigungen, Mitteilungen, Gutachten,
Festsetzungen, Berechnungen, Quotierungen und Entscheidungen, die von der Emittentin, der
Berechnungsstelle und/oder einer Zahistelle fur die Zwecke dieser Emissionsbedingungen
gemacht, abgegeben, getroffen oder eingeholt werden, sind (sofern nicht ein offensichtlicher
Irrtum vorliegt) fur die Emittentin, die Berechnungsstelle, die Zahistellen und die
Anleiheglaubiger bindend.

Haftungsausschluss. Die Zahlstellen und die Berechnungsstelle Gibernehmen keine Haftung fir
irgendeinen Irrtum oder eine Unterlassung oder irgendeine darauf beruhende nachtragliche
Korrektur in der Berechnung oder Veréffentlichung irgendeines Betrags oder einer Festlegung
in Bezug auf die Schuldverschreibungen, auRer im Falle von grober Fahrlassigkeit und Vorsatz.

88
Steuern

Samtliche Zahlungen von Kapital und Zinsen in Bezug auf die Schuldverschreibungen werden
ohne Einbehalt oder Abzug von Steuern, Abgaben, Festsetzungen oder behdérdlichen Gebiihren
jedweder Art (die "Steuern") geleistet, die von der Republik Osterreich oder einer ihrer
Gebietskorperschaften oder Behtdrden mit der Befugnis zur Erhebung von Steuern auferlegt,
erhoben, eingezogen, einbehalten oder festgesetzt werden, es sei denn, ein solcher Einbehalt
oder Abzug ist oder wird in Zukunft gesetzlich vorgeschrieben. In diesem Fall wird die Emittentin
die betreffenden Steuern einbehalten oder abziehen, und die einbehaltenen oder abgezogenen
Betrage an die zustéandigen Behdrden zahlen. Die Emittentin ist nicht verpflichtet, wegen eines
solchen Einbehalts oder Abzugs zuséatzliche Betrage an Kapital und/oder Zinsen zu zahlen.

Die Schuldverschreibungen (sowie die im Wege der Wandlung erstangeschafften
Partizipationsrechte der Emittentin) entsprechen zum Zeitpunkt der Emission den
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Anforderungen des Bundesgesetzes iUber steuerliche Sondermal3hahmen zur Fdrderung
des Wohnbaus (BGBI 1993/253 idgF).

(3) Sind die Ertrage aus den Schuldverschreibungen, die im Privatvermdgen gehalten werden,
Einklnfte aus Kapitalvermdgen gemal § 27 EStG, so ist fur die Zeit der Hinterlegung dieser
Schuldverschreibungen bei einem inlandischen Kreditinstitut von den Kapitalertragen im
Ausmall bis zu 4% des Nennbetrages der Schuldverschreibungen keine
Kapitalertragsteuer (die "KESt") abzuziehen. Die Einkommensteuer gilt fir die gesamten
Kapitalertrage inklusive des KESt-freien Anteils gemafd § 97 Einkommensteuergesetz 1988
als abgegolten.

(4) Die Emittentin weist darauf hin, dass sich durch eine geénderte Rechtslage und/oder
Auslegung andere steuerliche Auswirkungen der Schuldverschreibungen fur den
Anleiheglaubiger ergeben kénnen.

§9
Treuhandverhdltnis, Haftung

Diese Schuldverschreibungen werden von der Emittentin im eigenen Namen treuhandig auf
Rechnung und Gefahr der Treugeberin begeben. Der aus der Ausgabe der
Schuldverschreibungen erzielte Emissionserlds wird von der Emittentin an die Treugeberin
weitergeleitet, die diese Mittel im Sinne von § 1 Abs 2 Z 2 oder Z 3 StWbFG zu verwenden hat.
Die Emittentin schuldet Zins- und Kapitalzahlungen unter diesen Schuldverschreibungen nur und
insoweit, als sie entsprechende Gelder von der Treugeberin zur Bedienung der Anspriiche der
Anleiheglaubiger erhalt. Aufgrund des Treuhandverhéltnisses haftet fur die Zahlungen des
Zinsendienstes und des Kapitals dieser Wandelschuldverschreibungen die Treugeberin (im
Innenverhaltnis gegentber der Emittentin, nicht jedoch den Anleiheglaubigern gegentber), nicht
jedoch die Emittentin. Die Treuhandschaft der Emittentin endet bei Wandlung in
Partizipationsrechte. Die Ausgabe der Partizipationsrechte erfolgt auf eigene Rechnung der
Emittentin.

8§10
Verjahrung

Anspriche auf die Zahlung von Zinsen verjahren innerhalb von [3 Jahren] [andere Frist
einfligen], sonstige Anspriche aus den Schuldverschreibungen innerhalb [30 Jahren] [andere
Frist einfligen] ab Falligkeit.

§11
Mitteilungen

(1) Internetseite. Alle Mitteilungen, welche die Schuldverschreibungen betreffen, erfolgen auf
der [Internetseite der Emittentin, die (am Begebungstag) unter folgendem Navigationspfad
abrufbar ist: www .swohnbaubank.at > Wohnbauanleihen > Aktuelle Emissionen und
Emissionsprospekt] [andere Seite einflgen].

(2) Mitteilungen an die depotfihrende Stelle. Mitteilungen an die Anleiheglaubiger kénnen
anstelle der Verotffentlichung nach Malgabe des Absatzes (1) durch Abgabe der
entsprechenden Mitteilung an die depotfihrende Stelle zur Weiterleitung an die
Anleiheglaubiger ersetzt werden.

(3) Amtsblatt. Die Schuldverschreibungen betreffende Mitteilungen, die zwingend in einer
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Tageszeitung in Osterreich veroffentlicht werden miissen, werden im Amtsblatt zur Wiener
Zeitung veroffentlicht oder, falls diese ihr Erscheinen einstellt, in einer anderen
Tageszeitung mit Verbreitung in ganz Osterreich. Andere Mitteilungen kénnen in diesem
Medium veroffentlicht werden.

(4) Bekanntmachung. Jede Mitteilung gilt mit dem siebenten Tag nach der Veroéffentlichung als
bekannt gemacht. Falls eine Veroffentlichung in mehr als einer elektronischen
Mitteilungsform vorgeschrieben ist, ist der Tag maR3geblich, an dem die Bekanntmachung
erstmals in allen erforderlichen elektronischen Mitteilungsformen erfolgt ist.

§12
Teilnichtigkeit

Sollten einzelne Bestimmungen dieser Emissionsbedingungen ganz oder teilweise
rechtsunwirksam sein oder werden, so bleiben die Ubrigen Bestimmungen dieser
Emissionsbedingungen in Kraft.

§13
Begebung weiterer Schuldverschreibungen, KapitalmalRnahmen und Folgeemissionen|,
Ruckkauf]

(1) Begebung weiterer Schuldverschreibungen. Die Emittentin ist jederzeit berechtigt, ohne
Zustimmung der Anleihegldubiger weitere Schuldverschreibungen mit den gleichen
Bedingungen (gegebenenfalls mit Ausnahme des Begebungstages, des Verzinsungsbeginns
und ahnlicher Parameter, die vom Begebungstag abhangen) in der Weise zu begeben, dass sie
mit den Schuldverschreibungen eine einheitliche Serie bilden.

(2) KapitalmaBnahmen und Folgeemissionen. Den Anleiheglaubigern gemafll diesen
Emissionsbedingungen steht bei KapitalmaBnahmen oder Neuemissionen von
Schuldverschreibungen oder sonstigen Emissionen kein Recht auf Bezug dieser
Wertpapiere und auch kein anderer Ausgleich zu.

[Falls anwendbar, einfligen:

(3) Riuckkauf. Die Emittentin ist berechtigt, jederzeit Schuldverschreibungen im Markt oder
anderweitig zu jedem beliebigen Preis zurlickzukaufen. Die von der Emittentin erworbenen
Schuldverschreibungen kdnnen nach Wahl der Emittentin von ihr gehalten, weiterverkauft oder
bei der Zahlstelle zur Entwertung eingereicht werden.]

§14
Ruckzahlung aus steuerlichen Grinden

(1) Vorzeitige Rickzahlung aus steuerlichen Grinden. Die Schuldverschreibungen kdnnen
jederzeit insgesamt, jedoch nicht in Teilen, nach eigenem Ermessen der Emittentin, unter
Einhaltung einer Kindigungsfrist von nicht weniger als 30 und nicht mehr als 90
Bankarbeitstagen, durch Erklarung gegentber der Zahlstelle, und im Einklang mit § 11,
gegenuber den Glaubigern unter den folgenden Bedingungen vorzeitig gekindigt und
zuriickgezahlt werden (wobei diese Kindigung unwiderruflich ist):

e Falls die Emittentin am néachstfolgenden Zinszahlungstag zur Zahlung von zusatzlichen

100



(@)

(1)

(2)
(3)

Betragen gemaR § 8 (1) verpflichtet sein wird, und zwar (i) als Folge einer Anderung oder
Erganzung der Steuer- oder Abgabengesetze und -vorschriften der Republik Osterreich
(oder einzelner Korperschaften bzw. Steuerbehorden) oder (ii) als Folge einer Anderung
oder Ergadnzung der Anwendung bzw. Auslegung dieser Gesetze und Vorschriften
(vorausgesetzt, diese Anderung bzw. Ergéanzung wird am oder nach dem Kalendertag, an
dem die letzte Tranche dieser Serie von Schuldverschreibungen begeben wird,
einschlagig),

e eine solche Anderung oder Ergénzung nachgewiesen wurde und zwar durch Vorlage (i)
einer von zwei bevolliméchtigten Vertretern der Emittentin im Namen der Emittentin
unterzeichneten Bestatigung, in der ausgefiihrt wird, dass eine solche Anderung oder
Erganzung eingetreten ist (unabh&ngig davon, ob eine solche Anderung oder Erganzung zu
diesem Zeitpunkt bereits in Kraft ist), in der die Tatsachen, die zur Anderung oder
Erganzung gefuhrt haben, beschrieben werden und uberdies festgestellt wird, dass die
geanderte Verpflichtung der Emittentin nicht durch vernunftige, zur Verfigung stehende
MafRnahmen abgewendet werden kann, sowie (i) eines Gutachtens eines unabhangigen
Rechtsexperten von anerkannter Reputation, mit welchem bestéatigt wird, dass eine solche
Anderung oder Erganzung (unabhéngig davon, ob eine solche Anderung oder Erganzung
dann bereits in Kraft ist) besteht, durch die Emittentin bei der Zahlstelle (die eine solche
Bestétigung und ein solches Gutachten als ausreichenden Nachweis anerkennen wird),

wobei eine solche Kindigung nicht friher als 90 Kalendertage vor dem frihest méglichen
Termin erfolgen darf, an dem die Emittentin verpflichtet wére, solche zusétzlichen Betrage in
Bezug auf die Schuldverschreibungen zu zahlen, falls zu diesem Zeitpunkt eine Zahlung fallig
ware.

Eine Kindigung darf nicht erfolgen, wenn zu dem Zeitpunkt, zu dem die Kiindigung erfolgt, die
Verpflichtung zur Zahlung von zusétzlichen Betragen nicht mehr wirksam ist.

Vorzeitiger Ruckzahlungsbetrag. Fur die Zwecke dieses § 14 entspricht der vorzeitige
Ruckzahlungsbetrag einer Schuldverschreibung dem von der Berechnungsstelle nach Treu und
Glauben und auf wirtschaftlich vernlinftige Weise bestimmte Verkehrswert der
Schuldverschreibungen unmittelbar vor der vorzeitigen Rlckzahlung, angepasst um einen
solchen Betrag, der den angemessenen Kosten und Aufwendungen der Emittentin und/oder
ihrer verbundenen Unternehmen entspricht, die bei der Abwicklung von zugrunde liegenden
und/oder in Zusammenhang stehenden Absicherungs- und
Finanzierungsvereinbarungen - insbesondere auf Zinsen bezogene derivative
Finanzinstrumente - entstehen.

8§15
Anwendbares Recht und Gerichtsstand

Anwendbares Recht. Form und Inhalt der Schuldverschreibungen sowie die Rechte und
Pflichten der Anleihegldubiger und der Emittentin unterliegen ausschlief3lich
Osterreichischem Recht unter Ausschluss seiner Regelungen des internationalen
Privatrechts soweit diese die Anwendbarkeit fremden Rechts zur Folge héatten.

Erfullungsort. Erfullungsort ist [Wien, Republik Osterreich] [Anderen Ort einfugen].
Gerichtsstand. Der Gerichtsstand fiur alle Klagen, Verfahren oder Rechtsstreitigkeiten

gegen die Emittentin, die aus oder im Zusammenhang mit den Schuldverschreibungen

101



(4)

(1)

(@)

®3)

(4)

()

entstehen, ist das fur Handelssachen im ersten Wiener Gemeindebezirk zustdndige Gericht.
Fur Konsumenten kann ein anderer Gerichtsstand anwendbar sein.

Verbrauchergerichtsstande. Fir alle Rechtsstreitigkeiten eines Verbrauchers aus oder im
Zusammenhang mit den Schuldverschreibungen (einschlielich allfalliger Streitigkeiten im
Zusammenhang mit aulBervertraglichen Schuldverhaltnissen, die sich aus oder im
Zusammenhang mit den Schuldverschreibungen ergeben) gegen die Emittentin ist nach
Wahl des Verbrauchers das sachlich und ortlich zustdndige Gericht am Wohnsitz des
Verbrauchers oder am Sitz der Emittentin oder ein sonstiges, aufgrund der gesetzlichen
Bestimmungen zustandiges Gericht zustandig.

§ 16
Benchmark Anpassung

Sollte die Emittentin (nach Ricksprache mit der Berechnungsstelle) zu dem Schluss
kommen, dass der Referenzsatz nicht oder nicht mehr gemal § 3 der
Emissionsbedingungen bestimmt werden kann, so bestimmt sich der Referenzsatz nach den
nachfolgenden Bestimmungen.

Die Emittentin wird einen unabhéngigen Experten bestellen, der im Rahmen seines
Ermessens einen alternativen Referenzsatz (der "alternative Referenzsatz") und eine
alternative Kundmachungsstelle (die "alternative Kundmachungsstelle") festsetzt, wobei
diese Festsetzung nach Mdglichkeit zumindest drei Werktage vor dem relevanten
Zinssatzfestlegungstag zu erfolgen hat.

Der alternative Referenzsatz ersetzt den Referenzsatz, wobei der von der Emittentin
bestellte unabhangige Experte im Rahmen seines Ermessens bei der Bestimmung des
alternativen Referenzsatzes nach Madglichkeit jenen Benchmark bzw. Zinssatz zu
bestimmen hat, der den Referenzsatz im allgemeinen Marktgebrauch ersetzt hat.
Ansonsten ist als alternativer Referenzsatz nach Mdglichkeit ein Benchmark bzw. Zinssatz
zu bestimmen, der dem Referenzsatz aus wirtschaftlicher Sicht am ehesten entspricht. Als
alternative Kundmachungsstelle soll der unabhangige Experte nach Mdglichkeit jene Stelle
eines Informationsanbieters wéhlen, die den alternativen Referenzsatz veréffentlicht.

Sollte die Emittentin aulBer Stande sein, einen unabhangigen Experten zu bestellen, oder
fur den Fall, dass dieser es unterlasst, einen alternativen Referenzsatz und eine alternative
Kundmachungsstelle festzulegen, so wird die Emittentin (nach Rucksprache mit der
Berechnungsstelle, im guten Glauben und auf Basis der relevanten wirtschaftlichen
Faktoren) festlegen, welcher Benchmark bzw. Zinssatz den Referenzsatz im gewdhnlichen
Marktgebrauch ersetzt hat, oder, falls die Emittentin zu dem Schluss gelangt, dass es
keinen solchen Benchmark bzw. Zinssatz gibt, welcher Benchmark bzw. Zinssatz dem
Referenzsatz aus wirtschaftlicher Sicht am ehesten entspricht. In diesem Fall gilt als
alternativer Referenzsatz der so festgestellte Benchmark bzw. Zinssatz und als alternative
Kundmachungsstelle jene Stelle, die diesen alternativen Referenzsatz veréffentlicht.

Fur den Fall, dass ein alternativer Referenzsatz und eine alternative Kundmachungsstelle
entsprechend den vorangehenden Bestimmungen festgelegt worden sind, ersetzen dieser
alternative Referenzsatz und die alternative Kundmachungsstelle den Referenzsatz und die
Kundmachungsstelle in Bezug auf Wertpapiere fur alle zukiinftigen Zinsperioden, sofern der
Referenzsatz nicht wieder verdéffentlicht wird.
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(6)

(7)

(8)

Fir den Fall, dass ein alternativer Referenzsatz und eine alternative Kundmachungsstelle
entsprechend den vorangehenden Bestimmungen festgelegt worden sind, werden der
unabhéngige Experte oder gegebenenfalls die Emittentin nach Rucksprache mit der
Berechnungsstelle, im Rahmen ihres Ermessens jene notwendigen Anderungen in Bezug
auf den Referenzsatz, den "Zinssatzfestlegungstag”, den "Zinstagequotient”, den
"TARGET-Geschéftstag”, die "Folgender-Geschéftstag-Konvention" und/oder die
"Modifizierter-Folgender-Geschéaftstag-Konvention"  vornehmen, um  weitestgehend
sicherzustellen, dass die Verwendung des alternativen Referenzsatzes dem allgemeinen
Marktgebrauch entspricht.

Die Emittentin ist fir den Fall der Festlegung eines alternativen Referenzsatzes nach den
vorstehenden Bestimmungen verpflichtet, die Anleiheglaubiger unmittelbar gemai § 11 der
Emissionsbedingungen von diesem Umstand in Kenntnis zu setzen.

Fur die Zwecke dieses 8§ 16 der Emissionsbedingungen sind unter "unabhé&ngigen
Experten”, unabhdngige Finanzinstitutionen von internationalem Ruf innerhalb der
Eurozone oder andere unabhé&ngige Finanzberater mit Erfahrung in Bezug auf die
internationalen Finanzméarkte der Eurozone, die auf Kosten des Emittent ernannt werden,
zu verstehen.
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2. MUSTER DER ENDGULTIGEN BEDINGUNGEN

[Datum einfligen]

Endgultige Bedingungen
der

[Emissionsbezeichnung einfligen]

begeben unter dem

Emissionsprogramm zur Begebung von Wohnbauanleihen der s Wohnbaubank AG treuhandig
far die Erste Bank der oesterreichischen Sparkassen AG

vom 15. Juni 2018
Serie [®]
ISIN [@]

Erst-Emissionspreis: [®] % des Nennbetrags [, freibleibend] [plus [®] % Ausgabeaufschlag]
[, laufende Anpassung an den Markt]

Erst-Begebungstag: [®]

Tilgungstermin: [®]

EINLEITUNG

Dieses Dokument enthédlt die Endgiltigen Bedingungen (die "Endgultigen Bedingungen") einer
Emission von in Partizipationsrechte (ausschliel3lich) der s Wohnbaubank AG (die "Emittentin™)
wandelbare Schuldverschreibungen der Emittentin (die "Schuldverschreibungen”), die unter dem
Programm zur Begebung von Wohnbauanleihen der s Wohnbaubank AG treuhandig fur die Erste
Bank der oesterreichischen Sparkassen AG (die "Treugeberin™) begeben wird (das "Programm™).
Diese Endglltigen Bedingungen werden fur den in Artikel 5 (4) der Richtlinie 2003/71/EG des
Europdaischen Parlamentes und des Rates vom 4. November 2003 in der geltenden Fassung (die
"Prospektrichtlinie™) genannten Zweck bereitgestellt und sind gemeinsam mit dem Prospekt fur das
Programm zur Begebung von Wohnbauanleihen der s Wohnbaubank AG treuhéandig fur die
Treugeberin vom 15. Juni 2018 (der "Prospekt") [und dem (den) Nachtrag (Nachtragen) dazu vom
[®] (der/die "Nachtrag/age")] zu lesen.

Um samtliche Angaben zu den Schuldverschreibungen zu erhalten, sind diese Endgultigen
Bedingungen, der Prospekt und etwaige Nachtrage zusammen zu lesen. Der Prospekt und allféllige
Nachtrage sowie Dokumente, auf die in diesen Endglltigen Bedingungen oder im Prospekt verwiesen
wird, sind auf der Website der Emittentin unter www .swohnbaubank.at verfigbar und kénnen am
Sitz der Emittentin wéhrend der Ublichen Geschéftszeiten eingesehen werden und Kopien dieser
Dokumente und der Endgltigen Bedingungen sind bei diesen Stellen kostenlos erhaltlich.

Warnung: Der Prospekt vom 15. Juni 2018 wird voraussichtlich bis zum 15. Juni 2019 giltig sein. Fur
die Zeit danach beabsichtigt die Emittentin einen aktualisierten und gebilligten Prospekt auf ihrer
Webseite (www.swohnbaubank.at) zu veréffentlichen und die Endglltigen Bedingungen sind ab
diesem Zeitpunkt in Verbindung mit dem neuen Prospekt zu lesen.
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Eine Emissionshezogene Zusammenfassung (die "Emissionsbezogene Zusammenfassung") der
Schuldverschreibungen ist diesen Endgiiltigen Bedingungen als Anlage 1 beigefligt.

[BENCHMARK VERORDNUNG - Unter den Schuldverschreibungen zu zahlende Betrage werden
unter Bezugnahme auf den EURIBOR, der von [offizielle(n) Namen des/der Administrator(s)/(en)
einfigen] bereitgestellt [wird][werden], berechnet. Zum Datum dieser Endgiltigen Bedingungen
[ist][sind] [offizielle(n) Namen des/der Administrator(s)/(en) einfliigen] [nicht] [und] [offizielle(n)
Namen des/der Administrator(s)/(en) einfigen] im offentlichen Register flir Administratoren und
Referenzwerte genannt, das von der Européischen Wertpapieraufsichtsbehérde (European Securities
and Markets Authority - ESMA) gemalf Artikel 36 der Verordnung (EU) 2016/1011 des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2016 Uber Indizes, die bei Finanzinstrumenten und
Finanzkontrakten als Referenzwert oder zur Messung der Wertentwicklung eines Investmentfonds
verwendet werden, und zur Anderung der Richtlinien 2008/48/EG und 2014/17/EU sowie der
Verordnung (EU) Nr. 596/2014 [(Benchmark Verordnung)] [(die "Benchmark Verordnung")] erstellt
und gefiuhrt wird. [Falls der jeweilige Administrator nicht im ESMA Register eingetragen ist,
einfligen: Soweit der Emittentin bekannt, [[fallt][fallen] [offiziellen Namen des/der
Administrator(s)/(en) einfuigen] [fallf][fallen] unter die Ubergangsbestimmungen in Artikel 51 der
Benchmark Verordnung], sodass die Erlangung einer Zulassung oder Registrierung (oder, bei einem
Sitz auBerhalb der Europaischen Union, Anerkennung, Ubernahme oder Gleichstellung) durch
[offizielle(n) Namen des/der Administrator(s)/(en) einfligen] derzeit nicht erforderlich ist.]]]
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TEIL |
EMISSIONSBEDINGUNGEN

[Falls die fir die jeweilige Serie der Schuldverschreibungen maRgebliche Option der Muster-
Emissionsbedingungen vervollstandigt und eingefliigt wird, hier einfligen].

[Falls die fur die jeweilige Serie der Schuldverschreibungen maRgebliche Option der Muster-
Emissionsbedingungen durch Verweis auf eine dieser im Prospekt als Option | bis Il der
Muster-Emissionsbedingungen enthaltenen Optionen (einschlief3lich der jeweils enthaltenen
bestimmten weiteren Unter-Optionen) bestimmt wird, einfligen:

Dieser Teil 1 der Endgiltigen Bedingungen ist in Verbindung mit den Muster-Emissionsbedingungen
fur Wohnbauanleihen der s Wohnbaubank AG in der [Option | - Fixer Zinssatz] [Option Il — Variabler
Zinssatz] (die "Muster-Emissionsbedingungen”), die im Prospekt abgedruckt sind, zu lesen.
Begriffe, die im Teil | dieser Endgultigen Bedingungen nicht anders definiert sind, haben die gleiche
Bedeutung, wie sie in den Muster-Emissionsbedingungen festgelegt sind.

Die Leerstellen und/oder Platzhalter in den auf die Schuldverschreibung anwendbaren Bestimmungen
der Muster-Emissionsbedingungen gelten als durch die in den Endgultigen Bedingungen enthaltenen
Angaben ausgefiillt, als ob die Leerstellen in den betreffenden Bestimmungen der Muster-
Emissionsbedingungen durch diese Angaben ausgeflllt waren. Samtliche Bestimmungen der Muster-
Emissionsbedingungen, die sich auf alternative oder wéhlbare Bestimmungen dieser Endgiiltigen
Bedingungen beziehen, die weder angekreuzt oder die als nicht anwendbar erklart werden, gelten
hinsichtlich dieser Schuldverschreibungen als aus den Muster-Emissionsbedingungen geldscht. Die
gemal den vorstehenden Regeln vervollstandigten Muster-Emissionsbedingungen stellen die
Emissionsbedingungen der Schuldverschreibungen dar (die "Emissionsbedingungen™).]

[Fur Option I-1l kommen folgende Bedingungen zur Anwendung:

§1 Wahrung, Gesamtnennbetrag,
Stuckelung, Form, Verbriefung,
Verwahrung, Anleiheglaubiger

(Erst-) Begebungstag [®]
Gesamtnennbetrag [bis zu] [®]
Nennbetrag [®]

§3 Verzinsung

Ol Fixe Verzinsung (Option I) [Falls nicht anwendbar, Unterabsatze
I6schen.]
Verzinsungsbeginn [®]
Tilgungstermin [®]
Nominalzinssatz [®]
Frequenz der Zinszahlung ] jahrlich

[] halbjahrlich

[] quartalsweise
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Variable Verzinsung (Option II)

Verzinsungsbeginn
Tilgungstermin

Anfanglich fixe Verzinsung

Fixverzinsungsende

Fixzinssatz

Beginn der variablen Verzinsung
Partizipationsfaktor
Referenzsatz

Zu-/Abschlag

Berechnungsgrundlage

Zinssatzfestlegungstag

Mindestzinssatz

Stufenmindestzinssatz

Mindestzinssatz

[Mindestzinsséatze einfligen
% per annum]

Hochstzinssatz

Stufenhéchstzinssatz

Hochstzinssatz

[Hochstzinsséatze einfigen
% per annum]

Frequenz der Zinszahlungen

] monatlich

[Falls nicht anwendbar, Unterabsétze
I6schen.]

[®]
[®]

[Falls nicht anwendbar, Unterabsétze
I6schen.]

(o]

[[®] % per annum]
(@]

(o]

EURIBOR

(@]

] Dreimonats

] Sechsmonats
] Zwolfmonats
[] [anderes]-Einlagen
(EURIBOR)

2 TARGET-Geschéftstag vor Beginn der
jeweiligen Zinsperiode

[®] [Falls nicht anwendbar, Zeile 16schen.]

[Falls nicht anwendbar, Zeile I6schen.]

vom (einschlief3lich) bis (einschliefilich)

[Daten einfligen] [Daten einfligen]

[weitere Zeilen einfugen]

[®] [Falls nicht anwendbar, Zeile 16schen.]

[Falls nicht anwendbar, Zeile 16schen.]

vom (einschlieRlich) bis (einschlieRlich)

[Daten einfuigen] [Daten einfiigen]
[weitere Zeilen einfligen]
[ jahrlich

[] halbjahrlich
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§4

§5

§6

87

§10

Kupontermin(e)
Erster Kupontermin

Zinstagequotient

Bestimmungen Uber Stiickzinsen

Fixe Verzinsung (Option 1)

Variable Verzinsung (Option II)

Tilgung, keine Kindigung
Tilgungstermin:
Zahlungen

Geschaftstagkonvention

Wandlung

Anzahl der Partizipationsrechte, in die eine
Schuldverschreibung im Nennbetrag
gewandelt werden kann

Nominale der Partizipationsrechte
Wandlungspreis
Wandlungstermin

Beauftragte Stellen

Hauptzahlstelle

Zusétzliche Zahlstelle(n)

Berechnungsstelle

Zusétzliche Berechnungsstelle(n)
Verjahrung

Verjahrungsfrist fir Zinsen

[] quartalsweise

(] monatlich

[®] eines jeden [Jahres] [Monats]
(@]

[]30/360

] ACT/360

bei unterjahrigen Kaufen und/oder Verkaufen
sind Stiickzinsen zahlbar

bei unterjahrigen Kaufen und/oder Verkaufen
sind Stuickzinsen [in der Fixzinsperiode] [in
der variablen Zinsperiode] [in der
Fixzinsperiode und in der variablen
Zinsperiode] zahlbar

[®]

[] Folgender-Geschéftstag-Konvention

[ ] Modifizierte-Folgender-Geschéftstag-
Konvention

[®]

[®]
[®]
[®]

[Erste Group Bank AG, Am Belvedere 1,
1100 Wien, Osterreich] [andere
Hauptzahlstelle einfugen]

[®]

[s Wohnbaubank AG, Am Belvedere 1, 1100
Wien, Osterreich] [andere Berechnungsstelle
einfigen]

[®]

[3 Jahre] [andere Frist einfligen]
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§11

§13

§15

§16

Verjahrungsfrist fir sonstige Anspriiche
Mitteilungen

Internetseite geman § 11 (1)

Begebung weiterer
Schuldverschreibungen,
KapitalmaRnahmen und
Folgeemissionen[, Ruckkauf]

Ruckkauf
Anwendbares Recht und Gerichtsstand

Erfullungsort

Benchmark Anpassung

Alternativer Referenzsatz

Alternative Kundmachungsstelle

[30 Jahre] [andere Frist einfligen]

[Internetseite der Emittentin, die (am
Begebungstag) unter folgendem
Navigationspfad abrufbar ist:

www .swohnbaubank.at >
Wohnbauanleihen > Aktuelle Emissionen
und Emissionsprospekt] [andere Seite
einfligen]

[Anwendbar] [Nicht anwendbar]

[Wien, Republik Osterreich] [Anderen Ort
einfigen]]

[Falls nicht anwendbar, Zeile samt
Unterabsatze l6schen.]

[®]

[®]
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TEIL I
ZUSATZLICHE ANGABEN ZU DEN SCHULDVERSCHREIBUNGEN UND DEM ANGEBOT

Konditionen des Angebots

Bedingungen, denen das Angebot
unterliegt

Regelungen und Angabe des Zeitpunkts
fur die 6ffentliche Bekanntmachung des
Angebotsbetrags

Angebotsfrist

[Keine] [Einzelheiten angeben]

[®] [Nicht anwendbar]

[Im Fall von Schuldverschreibungen, die als
Daueremissionen ohne einem fixen Ende der
Angebotsfrist begeben werden, einfligen:
Bei Daueremissionen entspricht die
Angebotsfrist - sofern ein gultiger Prospekt
besteht - im Wesentlichen der Laufzeit der
Schuldverschreibungen, bzw. dem Zeitraum
vom [Datum einfiigen] bis zum Laufzeitende
bzw. bis zur SchlieBung der Daueremission
oder bis zur Ausubung eines Kundigungsrechts
(die "Angebotsfrist"). Die Emittentin behalt sich
das Recht vor, die Angebotsfrist jederzeit zu
beenden. Zeichnungsantrdge werden wahrend
der Angebotsfrist von allen Geschéftsstellen der
Erste Bank und allen Sparkassen sowie
weiteren Osterreichischen Kreditinstituten
entgegengenommen.]

[Im Fall von Schuldverschreibungen, die als
Daueremissionen mit einem Ende der
Angebotsfrist begeben werden, einflgen:
Die Schuldverschreibungen werden von der
Emittentin  im Rahmen eines o6ffentlichen
Angebots - sofern ein gultiger Prospekt
bestent - in der Zeit vom [Beginn der
Angebotsfrist einfigen] bis [Ende der
Angebotsfrist einfiigen] (die "Angebotsfrist")
zum Ausgabepreis zur Zeichnung angeboten.
Die Emittentin behélt sich das Recht vor, die
Angebotsfrist jederzeit Zu beenden.
Zeichnungsantrdge werden wahrend der
Angebotsfrist von allen Geschéftsstellen der
Erste Bank und allen Sparkassen sowie
weiteren Osterreichischen Kreditinstituten
entgegengenommen. Nach  Ablauf  der
Angebotsfrist ist ein Erwerb freibleibend bei der
Emittentin ~ zum  jeweiligen  Verkaufspreis
maglich [, und nach Aufnahme einer Notierung
in einem MTF dartber hinaus auch Uber den
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Beschreibung des Antragsverfahrens

Angebotsfrist, wahrend der die spéatere
WeiterverduRerung oder endgliltige
Platzierung der Schuldverschreibungen
durch Finanzintermediare erfolgen kann

Beschreibung der Mdglichkeit zur
Reduzierung der Zeichnungen und der Art
und Weise der Erstattung des zu viel
gezahlten Betrags an die Zeichner

Methode und Fristen fir die Bedienung der
Schuldverschreibungen und ihre Lieferung

Modalitdten und Termin fur die
Veroffentlichung der Ergebnisse des
Angebots

Mindestzeichnungshéhe

MTF].]

[Ist vor Beendigung der Angebotsfrist zu
irgendeinem Zeitpunkt an einem Geschaftstag
bereits der in den Endgiltigen Bedingungen

angegebene  Gesamtnennbetrag fir die
Schuldverschreibungen erreicht, beendet die
Emittentin  die  Angebotsfrist ~ fur  die

Schuldverschreibungen zu dem betreffenden
Zeitpunkt an diesem Geschéftstag ohne
vorherige Bekanntmachung. Sind bis zum
Erstvalutatag der  Daueremission nicht
ausreichend gultige Zeichnungsantrage fir die
Schuldverschreibungen eingegangen, behalt
sich die Emittentin das Recht vor, die
Daueremission der Schuldverschreibungen zu
stornieren. Die Emittentin ist nicht verpflichtet,
gezeichnete Schuldverschreibungen zZu
emittieren.]

[weitere Einzelheiten angeben]

Zeichnungsantrage werden wéhrend der
Angebotsfrist von allen Geschéftsstellen der
Erste Bank und allen Sparkassen sowie
weiteren Osterreichischen Kreditinstituten
entgegengenommen.

[®]

[Nicht anwendbar] [Einzelheiten angeben]

[Nicht anwendbar] [Lieferung gegen Zahlung]
[Einzelheiten angeben]

Die Ergebnisse des Angebots werden nach
Angebotsende bei der FMA hinterlegt und durch
unentgeltliche  Bereithaltung wahrend der
Ublichen Geschaftszeiten in gedruckter Form
am Sitz der Geschéaftsleitung der Emittentin, Am

Belvedere 1, 1100 Wien, Osterreich
verdffentlicht.
Aufgrund des in diesen  Endgiltigen

Bedingungen angegebenen Nennbetrags der
Schuldverschreibungen ergibt sich fir Zeichner
ein Mindestinvestment in dieser Hohe.



Verteilungs- und Zuteilungsplan

Angabe der verschiedenen Kategorien der
potenziellen Investoren, denen die
Wertpapiere angeboten werden und falls
das Angebot gleichzeitig auf den Markten
in zwei oder mehreren Landern erfolgt und
eine bestimmte Tranche einigen dieser
Markte vorbehalten wurde/wird, Angabe
dieser Tranche

Verfahren zur Meldung des den Zeichnern
zugeteilten Betrags und Angabe, ob eine
Aufnahme des Handels vor dem
Meldeverfahren maoglich ist

Verschiedene Kategorien potentieller
Investoren bestehen nicht. Das Angebot der
Schuldverschreibungen ist nicht in Tranchen fir
bestimmte Markte aufgeteilt.

Ein Verfahren zur Meldung des den Zeichnern
zugeteilten Zeichnungsbetrages kommt nicht

zur Anwendung. Eine Angabe, ob eine
Aufnahme des Handels vor dem
Meldeverfahren moglich ist, entfallt
dementsprechend.

Preisfestsetzung

Emissionspreis

Kosten, die speziell dem Zeichner oder
Kéufer Uber die bankublichen Spesen in
Rechnung gestellt werden.

Erstemissionspreis [®] % des Nennbetrags [,
freibleibend] [plus [®] % Ausgabeaufschlag] [,
laufende Anpassung an den Markt]

[®] [Nicht anwendbar]

Platzierung und Ubernahme (Underwriting)

Koordinatoren des Angebots (und sofern
der Emittentin oder Bieter bekannt, Name
und Anschrift derjenigen, die das Angebot
in den verschiedenen Staaten platzieren)

Name und Geschéaftsanschriften der
Zahistellen und der Depotstellen [in jedem
Land]

Vertriebsmethode

Name und Anschrift der Institute, die sich
fest zur Ubernahme einer Emission
verpflichtet haben, sowie Name und
Anschrift der Institute, die die Emission
ohne verbindliche Zusage oder zur
Verkaufsvermittiung platzieren  samt
Kontingenten.

Datum des Ubernahmevertrages

[ ] Das Angebot der Schuldverschreibungen
wird von der Erste Group Bank AG, Am
Belvedere 1, 1100 Wien, Osterreich koordiniert.

[1[e]
[®]

] Es haben sich keine Institute fest zur
Ubernahme der Emission verpflichtet. Die

Platzierung in Osterreich erfolgt (ber
Mitglieder der Sparkassengruppe sowie
andere Kreditinstitute in Osterreich.

L] [e]

] Nicht anwendbar
[ [e]



Provisionen

Management- und Ubernahmeprovision [®]
Verkaufsprovision [®]
Borsenzulassungsprovision [®]
Andere [®]

Zulassung zum Handel und Handelsmodalitaten

Bdrsenotierung

Wiener Borse Dritter Markt

Keine [Wenn nicht anwendbar, Unterabséatze
streichen.]

Voraussichtlicher Termin der [®]

Einbeziehung

Geschatzte Gesamtkosten beziiglich der (@]
Zulassung zum Handel

Market Making L] [e]
] Nicht Anwendbar

Weitere Angaben

Grunde fur das Angebot und Verwendung
des Emissionserléses

Geschatzter Nettobetrag der Ertrage [®]

Geschétzte Gesamtkosten der Emission [@]

Rendite [®@][Nicht anwendbar]

Interessen und Interessenkonflikte [Die Emission und das Angebot der

Schuldverschreibungen erfolgen im Rahmen
der ordentlichen Geschéaftstatigkeit der
Emittentin treuhandig fur die Treugeberin und
im Interesse der Emittentin (bzw. der
Treugeberin) und ihrer Vertriebspartner, die
den Nettoemissionserlos vereinnahmen
und/oder Provisionen erhalten.]
[Interessenkonflikte angeben.]

[Nicht anwendbar]

Beschlisse, Erméchtigungen und [@]
Genehmigungen, aufgrund derer die
Schuldverschreibungen begeben werden

Die Emittentin Gbernimmt die Verantwortung fir die in diesen Endgiltigen Bedingungen
enthaltenen Informationen wie im Prospekt bestimmt. Hinsichtlich der hierin enthaltenen und
als solche gekennzeichneten Informationen von Seiten Dritter gilt Folgendes: (i) Die
Emittentin bestatigt, dass diese Informationen zutreffend wiedergegeben worden sind und —
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soweit es der Emittentin bekannt ist und sie aus den von diesen Dritten zur Verfigung
gestellten Informationen ableiten konnte — keine Fakten ausgelassen wurden, deren Fehlen
die reproduzierten Informationen unzutreffend oder irrefihrend gestalten wirden; (ii) die
Emittentin hat diese Informationen nicht selbstandig Uberprift und Ubernimmt keine
Verantwortung fir ihre Richtigkeit.
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ANLAGE 1
Emissionsspezifische Zusammenfassung

[Emissionsspezifische Zusammenfassung einfligen]
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BESTEUERUNG

Allgemeine Hinweise

Dieser Abschnitt zur Besteuerung enthélt eine kurze Zusammenfassung des
Verstéandnisses der Emittentin betreffend einige wichtige Grundséatze, die im
Zusammenhang mit dem Erwerb, dem Halten und der VerauRerung der
Schuldverschreibungen in Osterreich bedeutsam sind. Die Zusammenfassung
erhebt nicht den Anspruch, samtliche steuerlichen Uberlegungen vollstandig
wiederzugeben und geht auch nicht auf besondere Sachverhaltsgestaltungen ein,
die fir einzelne potenzielle Anleger von Bedeutung sein kénnen. Die folgenden
Ausfihrungen sind genereller Natur und hierin nur zu Informationszwecken
enthalten. Sie sollen keine rechtliche oder steuerliche Beratung darstellen und auch
nicht als solche ausgelegt werden. Diese Zusammenfassung basiert auf den derzeit
gultigen Osterreichischen Steuergesetzen, der hochstgerichtlichen Rechtsprechung
sowie den Richtlinien der Finanzverwaltung und deren jeweiliger Auslegung, die alle
Anderungen unterliegen kénnen. Solche Anderungen kénnen auch rickwirkend
eingefiohrt werden und die beschriebenen steuerlichen Folgen nachteilig
beeinflussen. Potenziellen Anlegern wird empfohlen, wegen der steuerlichen Folgen
des Kaufs, des Haltens sowie der VeraufRerung der Schuldverschreibungen ihre
rechtlichen und steuerlichen Berater zu konsultieren. Das steuerliche Risiko aus
den Schuldverschreibungen tragt der Anleger. Im Folgenden wird angenommen,
dass die Schuldverschreibungen an einen in rechtlicher und tatsachlicher Hinsicht
unbestimmten Personenkreis angeboten werden.

Die Emittentin Ubernimmt keine Verantwortung fur die Einbehaltung von Steuern an der
Quelle.

Natiirliche Personen, die in Osterreich einen Wohnsitz und/oder ihren gewdhnlichen
Aufenthalt gemall § 26 Bundesabgabenordnung (BAO) haben, unterliegen mit ihrem
Welteinkommen der Einkommensteuer in Osterreich (unbeschrankte
Einkommensteuerpflicht). Naturliche Personen, die weder Wohnsitz noch gewdhnlichen
Aufenthalt in Osterreich haben, unterliegen nur mit bestimmten Inlandseinkiinften der
Steuerpflicht in Osterreich (beschrankte Einkommensteuerpflicht).

Korperschaften, die in Osterreich ihre Geschéftsleitung und/oder ihren Sitz gemaR § 27
BAO haben, unterliegen mit ihrem Welteinkommen der Kérperschaftsteuer in Osterreich
(unbeschréankte Korperschaftsteuerpflicht). Inlandische Kérperschaften 6ffentlichen Rechts
und von der unbeschrankten Steuerpflicht befreite inlandische Kdrperschaften unterliegen
grundsatzlich mit ihren steuerabzugspflichtigen Einkunften der Korperschaftsteuer.
Korperschaften, die weder Geschéftsleitung noch Sitz in Osterreich haben, unterliegen nur
mit bestimmten Inlandseinkiinften der Steuerpflicht in Osterreich (beschrankte
Kdrperschaftsteuerpflicht).

Sowohl in Fallen der unbeschréankten als auch der beschrankten Einkommen- oder
Korperschaftsteuerpflicht in  Osterreich kann Osterreichs Besteuerungsrecht durch
Doppelbesteuerungsabkommen eingeschrankt werden.

Die Emittentin vertritt die Auffassung, dass die Schuldverschreibungen zum Zeitpunkt der
Emission den Anforderungen des Bundesgesetzes lber steuerliche SondermalRnahmen
zur Forderung des Wohnbaus (BGBI 253/1993 idgF, das "WohnbauférderG")
entsprechen.
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Einkommensbesteuerung von Schuldverschreibungen

GemalR 8 27 Abs 1 Einkommensteuergesetz (EStG) gelten als Einkinfte aus
Kapitalvermdgen unter anderem:

e Einkiinfte aus der Uberlassung von Kapital gemaR § 27 Abs 2 EStG, dazu gehoren
Dividenden und Zinsen; die Steuerbemessungsgrundlage entspricht dem Betrag der
bezogenen Kapitalertrage (8§ 27a Abs 3 Z 1 EStG);

e Einklnfte aus realisierten Wertsteigerungen gemal § 27 Abs 3 EStG, dazu gehdren
Einkinfte aus der VeraduRerung, Einlésung und sonstigen Abschichtung von
Wirtschaftsgiitern, deren Ertrage Einkinfte aus der Uberlassung von Kapital sind
(einschlie3lich Nullkuponanleihen); die Steuerbemessungsgrundlage entspricht dem
VerauBerungserlés bzw dem Einldsungs- oder Abschichtungsbetrag abziiglich der
Anschaffungskosten, jeweils inklusive anteiliger Stiickzinsen (8 27a Abs 3 Z 2 lit a
EStG); und

e Einkiinfte aus Derivaten gemaR § 27 Abs 4 EStG, dazu gehéren Differenzausgleiche,
Stillhalterpramien und Einkunfte aus der VerduRerung oder sonstigen Abwicklung von
Termingeschéften wie Optionen, Futures und Swaps sowie sonstigen derivativen
Finanzinstrumenten wie Indexzertifikaten (die Ausibung einer Option flhrt flr sich
noch nicht zur Steuerpflicht); die Steuerbemessungsgrundlage entspricht zB im Fall
von Indexzertifikaten dem VerduBerungserlds bzw. dem Einlésungs- oder
Abschichtungsbetrag abzuglich der Anschaffungskosten (§ 27a Abs 3 Z 3 lit ¢ EStG).

Auch die Enthahme und das sonstige Ausscheiden der Schuldverschreibungen aus einem
Depot sowie Umstéande, die zu einer Einschrankung des Besteuerungsrechtes Osterreichs
im Verhéltnis zu anderen Staaten fiihren, wie z.B. der Wegzug aus Osterreich, gelten im
Allgemeinen als VerduBRBerung (8 27 Abs 6 EStG). Die Steuerbemessungsgrundlage
entspricht dem gemeinen Wert abzuglich der Anschaffungskosten (§ 27a Abs 3 Z 2 lit b
EStG).

In  Osterreich  unbeschrankt  steuerpflichtige  natiirliche  Personen, die die
Schuldverschreibungen in ihrem Privatvermdgen halten, unterliegen gemaR 8 27 Abs 1
EStG mit den Einkinften aus Kapitalvermoégen der Einkommensteuer. Inlandische
Einkinfte aus Kapitalvermdégen aus den Schuldverschreibungen — das sind im
Allgemeinen Einkiinfte, die Uber eine inlandische auszahlende oder depotfihrende Stelle
ausbezahlt werden - unterliegen der Kapitalertragsteuer (KESt) zum besonderen
Steuersatz von 27,5%. Uber den Abzug von KESt hinaus besteht keine
Einkommensteuerpflicht (Endbesteuerung nach § 97 Abs 1 EStG). Einklnfte aus
Kapitalvermodgen aus den Schuldverschreibungen auf einem auslandischen Depot
unterliegen keinem KESt-Abzug und mussen daher in der Einkommensteuererklarung des
Anlegers angegeben werden und unterliegen der Besteuerung zum besonderen
Steuersatz von 27,5 %. In beiden Féllen besteht auf Antrag die Mdoglichkeit, dass
samtliche einem besonderen Steuersatz gemdall § 27a Abs 1 EStG unterliegenden
Einkiinfte zum niedrigeren progressiven Einkommensteuertarif veranlagt werden
(Regelbesteuerungsoption geméafl § 27a Abs 5 EStG). Die Anschaffungskosten sind ohne
Anschaffungsnebenkosten anzusetzen (§ 27a Abs 4 Z 2 EStG). Aufwendungen und
Ausgaben, wie zB Bankspesen oder Depotgebihren, dirfen nicht abgezogen werden
(8 20 Abs 2 EStG); dies gilt auch bei Ausiibung der Regelbesteuerungsoption. § 27 Abs 8
EStG sieht unter anderem folgende Beschrankungen betreffend den Verlustausgleich vor:
negative Einkunfte aus realisierten Wertsteigerungen bzw Derivaten dirfen weder mit
Zinsertrdgen aus Geldeinlagen und nicht verbrieften sonstigen Forderungen bei
Kreditinstituten (ausgenommen Ausgleichszahlungen und Leihgebihren) noch mit



Zuwendungen von Privatstiftungen, auslandischen Stiftungen oder sonstigen
Vermdgensmassen, die mit einer Privatstiftung vergleichbar sind, ausgeglichen werden;
Einkunfte, die einem besonderen Steuersatz gemal § 27a Abs 1 EStG unterliegen, dirfen
nicht mit Einkunften ausgeglichen werden, die dem progressiven Einkommensteuersatz
unterliegen (dies gilt auch bei Inanspruchnahme der Regelbesteuerungsoption); nicht
ausgeglichene Verluste aus Kapitalvermégen dirfen nicht mit Einklnften aus anderen
Einkunftsarten ausgeglichen werden. Die Osterreichische depotfiihrende Stelle hat nach
MalRgabe des § 93 Abs 6 EStG unter Einbeziehung aller bei ihr gefihrten Depots den
Verlustausgleich durchzufiihren und dem Steuerpflichtigen eine Bescheinigung dariiber zu
erteilen.

In  Osterreich  unbeschrankt steuerpflichtige natiirliche Personen, die die
Schuldverschreibungen in ihrem Betriebsvermdgen halten, unterliegen geméai 8 27 Abs 1
EStG mit Einkinften aus Kapitalvermégen daraus der Einkommensteuer. Inlandische
Einkunfte aus Kapitalvermégen aus den Schuldverschreibungen unterliegen der KESt zum
besonderen Steuersatz von 27,5 %. Wahrend die KESt Endbesteuerungswirkung
bezuglich Einkiinften aus der Uberlassung von Kapital entfaltet, miissen Einkiinfte aus
realisierten Wertsteigerungen und Einkinfte aus Derivaten in der
Einkommensteuererklarung des Anlegers angegeben werden (nichtsdestotrotz ist der
besondere Steuersatz von 27,5 % anwendbar). Einkiinfte aus Kapitalvermdgen aus den
Schuldverschreibungen auf einem auslandischen Depot unterliegen keinem KESt-Abzug
und mussen daher immer in der Einkommensteuererklarung des Anlegers angegeben
werden und unterliegen der Besteuerung zum besonderen Steuersatz von 27,5 %. In
beiden Fallen besteht auf Antrag die Mdoglichkeit, dass samtliche einem besonderen
Steuersatz gemall § 27a Abs 1 EStG unterliegenden Einkunfte zum niedrigeren
progressiven Einkommensteuertarif veranlagt werden (Regelbesteuerungsoption gemafn
§ 27a Abs 5 EStG). Aufwendungen und Ausgaben, wie zB Bankspesen oder
Depotgebihren, durfen nicht abgezogen werden (8 20 Abs 2 EStG); dies gilt auch bei
Ausubung der Regelbesteuerungsoption. Gemafl § 6 Z 2 lit ¢ EStG sind Abschreibungen
auf den niedrigeren Teilwert und Verluste aus der Verduf3erung, Einlésung und sonstigen
Abschichtung von Wirtschaftsgltern und Derivaten iSd § 27 Abs 3 und 4 EStG, die dem
besonderen Steuersatz von 27,5 % unterliegen, vorrangig mit positiven Einkinften aus
realisierten Wertsteigerungen von solchen Wirtschaftsgltern und Derivaten sowie mit
Zuschreibungen solcher Wirtschaftsgiter desselben Betriebes zu verrechnen. Ein
verbleibender negativer Uberhang darf nur zu 55% ausgeglichen werden.

In Osterreich unbeschrankt steuerpflichtige Kapitalgesellschaften unterliegen gemaR § 7
Abs 2 Korperschaftsteuergesetz (KStG) mit Einkunften iSd 8 27 Abs 1 EStG aus den
Schuldverschreibungen der Kérperschaftsteuer von 25 %. Inlandische Einkiinfte iSd § 27
Abs 1 EStG aus den Schuldverschreibungen unterliegen der KESt zum besonderen
Steuersatz von 27,5 %. Ein Steuersatz von 25 % kann jedoch gemaR § 93 Abs la EStG
vom Abzugsverpflichteten angewendet werden, wenn der Schuldner der KESt eine
Korperschaft ist. Die KESt kann auf die Koérperschaftsteuer angerechnet werden. Gehdren
die Schuldverschreibungen und die daraus erzielten Ertrdge zu einem Betriebsvermdgen,
dann unterbleibt unter den Voraussetzungen des 8 94 Z 5 EStG bei Abgabe einer
sogenannten Befreiungserklarung gegeniber der depotfiihrenden Bank der KESt-Abzug.
Verluste aus der VerduRRerung der Schuldverschreibungen sind grundsatzlich mit anderen
Einklnften ausgleichsféhig.

Privatstiftungen nach dem Privatstiftungsgesetz, welche die Voraussetzungen des § 13
Abs 3 und 6 KStG erfullen und die Schuldverschreibungen nicht in einem
Betriebsvermdgen halten, unterliegen gemaR § 13 Abs 3 Z 1 iVm 8§ 22 Abs 2 KStG mit

118



Zinsen, Einkinften aus realisierten Wertsteigerungen und Einkiinften aus (unter anderem,
verbrieften) Derivaten der Zwischenbesteuerung von 25 %. Die Anschaffungskosten sind
nach Ansicht der Finanzverwaltung ohne Anschaffungsnebenkosten anzusetzen.
Aufwendungen und Ausgaben, wie zB Bankspesen oder Depotgebuhren, dirfen nicht
abgezogen werden (8 12 Abs 2 KStG). Zwischensteuer entféllt im Allgemeinen in jenem
Umfang, in dem im Veranlagungszeitraum KESt-pflichtige Zuwendungen an Beginstigte
getatigt  werden. Inlandische  Einkinfte  aus  Kapitalvermégen aus  den
Schuldverschreibungen unterliegen grundsatzlich der KESt zum besonderen Steuersatz
von 27,5 %. Ein Steuersatz von 25 % kann jedoch gemdR § 93 Abs la EStG vom
Abzugsverpflichteten angewendet werden, wenn der Schuldner der KESt eine
Korperschaft ist. Die KESt kann auf die anfallende Steuer angerechnet werden. Unter den
Voraussetzungen des § 94 Z 12 EStG und Abgabe einer entsprechenden Erkléarung
gegeniber der depotfihrenden Bank kommt es nicht zum Abzug von KESt.

In Osterreich beschrankt steuerpflichtige natiirliche Personen und Kapitalgesellschaften
unterliegen mit Einklnften aus den Schuldverschreibungen dann der Einkommen- bzw
Korperschaftsteuer, wenn sie eine Betriebsstatte in Osterreich haben und die
Schuldverschreibungen dieser Betriebsstétte zurechenbar sind (8§ 98 Abs 1 Z 3 EStG iVm
§ 21 Abs 1 Z 1 KStG). Daruber hinaus unterliegen in Osterreich beschréankt
steuerpflichtige natirliche Personen gemal 8 98 Abs 1 Z 5 lit b EStG. mit inlandischen
Zinsen gemal § 27 Abs 2 Z 2 EStG und inlandischen Stiickzinsen gemafl § 27 Abs 6 Z 5
EStG (einschlieBlich aus Nullkuponanleihen) der Einkommensteuer, wenn KESt
einzubehalten war; keine beschrankte Steuerpflicht besteht, wenn die natlrliche Person in
einem Staat ansassig ist, mit dem ein automatischer Informationsaustausch besteht.
Inlandische (Stuck)Zinsen sind Zinsen, deren Schuldner Geschéftsleitung und/oder Sitz im
Inland hat oder eine inlandische Zweigstelle eines auslandischen Kreditinstitutes ist, oder
das Wertpapier von einem inlandischen Emittenten begeben worden ist. Aufgrund
anwendbarer Doppelbesteuerungsabkommen kann eine Entlastung von der
Einkommensteuer moglich sein. Osterreichische Kreditinstitute sind jedoch nicht zur
Steuerentlastung an der Quelle verpflichtet; fir zu Unrecht einbehaltene Steuern kann der
Investor einen Steuerriickerstattungsantrag beim zustandigen 6sterreichischen Finanzamt
stellen.

Das WohnbauférderG sieht fur Schuldverschreibungen, welche im Zeitpunkt der Emission
den Anforderungen dieses Gesetzes entsprechen und im Privatvermdgen gehalten
werden, folgende Beglinstigung vor: Sind die Ertrdge aus den Schuldverschreibungen
Einkunfte aus Kapitalvermégen geméal § 27 EStG, so ist fur die Zeit der Hinterlegung
dieser Wertpapiere bei einem inlandischen Kreditinstitut von den Kapitalertrdgen im
Ausmalf bis zu 4 % des Nennbetrages keine KESt abzuziehen. Die Einkommensteuer gilt
fur die gesamten Kapitalertrage inklusive des KESt-freien Anteils gemald § 97 EStG als
abgegolten. Zu beachten ist in diesem Zusammenhang, dass gemafl § 27a Abs 4 Z 2
EStG bei der Ermittlung der steuerlichen Anschaffungskosten der Schuldverschreibungen
im Privatvermdgen Anschaffungsnebenkosten nicht anzusetzen sind, woraus sich ein
allenfalls steuerpflichtiger VerauRerungsgewinn ergeben kann.

Automatischer Informationsaustausch

Mit dem Common Reporting Standard (CRS) hat die OECD ein weltweites gegenseitiges
System zum Datenaustausch von Informationen iiber Finanzkonten entwickelt. Osterreich
hat durch das Gemeinsamer Meldestandard Gesetz (GSMG) CRS in nationales
Osterreichisches Recht implementiert. Damit werden Finanzinstitute (Banken und
Versicherungen) zum automatischen Informationsaustausch von Konteninformationen
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ihrer Kunden, die in den am CRS teilnehmenden Staaten (EU- und Drittstaaten) steuerlich
ansassig sind, verpflichtet. Betroffen sind sowohl natiirliche Personen als auch
Rechtstrager/Unternehmen.

Gleichzeitig wird im GMSG auch eine Rechtsgrundlage fir einen automatischen
Austausch von Bankinformationen mit den am CRS teilnehmenden Drittstaaten
geschaffen, gegeniiber denen sich Osterreich am 29.10.2014 dazu in einem multilateralen
Abkommen bereits verpflichtet hat oder in kiinftigen multi- oder bilateralen Abkommen
verpflichten wird.

Meldepflichtige Daten sind:

e Name des Anlegers

e Adresse

e Anséassigkeitsstaat(en)

e Steueridentifikationsnummer(n)

e Geburtsdatum/-ort (bei nattrlichen Personen)

e Konto-/Depotnummer(n) — Einlagen-, Giro- und Depotgeschaft

e Kontosalden/-werte zum Jahresende oder die Auflésung des Kontos

o Kapitalertrage, andere Ertrage aus den Vermégenswerten und VerauRerungserlose

Fur die ldentifizierung meldepflichtiger Konten unterscheidet das GMSG grundsatzlich
zwischen Neu- und bestehenden Konten sowie Konten von Rechtstragern (das sind alle
Rechtsgebilde, die keine nattrlichen Personen sind) und natirlichen Personen. Nach der
jeweiligen Qualifizierung richtet sich die Sorgfaltspflicht der Finanzinstitute, die Frist fir
den Abschluss der erstmaligen Uberprifung sowie der erstmalige Besteuerungszeitraum,
der unter die Meldepflicht an das BMF fallt.

Die jahrliche Meldung erfolgt durch die Finanzinstitute jeweils zum 30.6. mit Bezug auf die
Konto-/Depotdaten zum Stichtag 31.12 des vorangegangenen Kalenderjahres. Die
Weiterleitung an die auslandischen Finanzbehérden durch das BMF hat bis spatestens
30.9. jedes Jahres zu erfolgen.

Steuerabkommen Osterreich/Schweiz und Osterreich/Liechtenstein

Seit 1. Janner 2017 sind die revidierten Zinsbesteuerungsabkommen (AIA-Abkommen),
die die Europaische Union mit der Schweiz bzw. mit Liechtenstein abgeschlossen hat, im
Verhaltnis zu  Osterreich  anwendbar. Diese sehen einen  Automatischen
Informationsaustausch nach dem globalen Standard der OECD (CRS) zwischen den
Vertragspartnern vor. Die Schweizer bzw. Liechtensteiner Finanzinstitute haben die
relevanten Konto-/Depotdaten von naturlichen Personen und Rechtstragern/Unternehmen, die
in den am CRS teilnehmenden Staaten steuerlich ansassig sind, der Schweizer bzw. der
Liechtensteiner Finanzbehorde zu melden. Diese leiten die Daten an die &sterreichische
Finanzbehorde weiter. Mit Schweiz bedeutet dies, dass ab 1. Jéanner 2017 keine
Quellensteuer mehr durch schweizerische Zahlstellen einbehalten wird, relevante Einklnfte
missen in die Einkommensteuererklarung des Anlegers aufgenommen werden. Die
Anwendbarkeit des Steuerabkommens, das Osterreich mit Liechtenstein abgeschlossen hat,
wurde im Bereich des Quellensteuerabzugs mit Wirkung ab 1. Janner 2017 auf steuerlich
transparente  Vermdégensstrukturen sowie Konten und Depots von steuerlich
intransparenten Vermdgensstrukturen (Stiftungen und Trusts — unabhangig vom Zeitpunkt
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der Errichtung) als ,ausgenommene Konten“ im Sinne des Anhangs 1 Abschnitt VI
Unterabschnitt C Nr. 17 des AlA-Abkommens eingeschrénkt, die vor dem 1. Janner 2017
errichtet worden sind, sodass nach dem 31. Dezember 2016 — aufRer in den erwdhnten Féllen
— keine Quellensteuer mehr durch liechtensteinische Zahlstellen einbehalten wird und
relevante Einkinfte in die Einkommensteuererklarung des Anlegers aufgenommen werden
missen.

Erbschafts- und Schenkungssteuer
Osterreich erhebt keine Erbschafts- oder Schenkungssteuer.

Bestimmte unentgeltliche Zuwendungen an privatrechtliche Stiftungen und damit
vergleichbare Vermégensmassen unterliegen jedoch der Stiftungseingangssteuer nach
dem Stiftungseingangssteuergesetz (StiftEG), wenn der Zuwendende und/oder der
Erwerber im Zeitpunkt der Zuwendung einen Wohnsitz, den gewdhnlichen Aufenthalt, den
Sitz oder den Ort der Geschaftsleitung in Osterreich haben. Ausnahmen von der
Steuerpflicht bestehen beziiglich Zuwendungen von Todes wegen von Kapitalvermdgen
im Sinn des § 27 Abs 3 und 4 EStG (ausgenommen Anteile an Kapitalgesellschaften),
wenn auf die daraus bezogenen Einkunfte ein besonderer Einkommensteuersatz geman
§ 27a Abs 1 EStG anwendbar ist. Die Steuerbemessungsgrundlage ist der gemeine Wert
des zugewendeten Vermdgens abzuglich Schulden und Lasten zum Zeitpunkt der
Vermdgensibertragung. Der Steuersatz betrdgt generell 2,5 %, in speziellen Fallen
jedoch 25 %. Sonderregelungen  gelten  fir  Vermdégensibertragungen an
Vermogensstrukturen im Anwendungsbereich des Steuerabkommens
Osterreich/Liechtenstein.

Zusatzlich besteht gem. Schenkungsmeldegesetz (SchenkMG) eine Anzeigepflicht far
Schenkungen von Bargeld, Kapitalforderungen, Anteilen an Kapitalgesellschaften und
Personenvereinigungen, Betrieben, beweglichem  koérperlichen Vermégen und
immateriellen Vermdgensgegenstanden, wenn der Geschenkgeber und/oder der
Geschenknehmer einen Wohnsitz, den gewoéhnlichen Aufenthalt, den Sitz oder die
Geschéftsleitung im Inland haben. Nicht alle Schenkungen sind von der Anzeigepflicht
umfasst: Im Fall von Schenkungen unter Angehdrigen besteht ein Schwellenwert von EUR
50.000 pro Jahr; in allen anderen Fallen ist eine Anzeige verpflichtend, wenn der gemeine
Wert des geschenkten Vermdgens innerhalb von funf Jahren EUR 15.000 Ubersteigt.
Darliber hinaus sind unentgeltliche Zuwendungen an Stiftungen iSd StiftEG wie oben
beschrieben von der Anzeigepflicht ausgenommen. Eine vorsétzliche Verletzung der
Anzeigepflicht kann zur Einhebung einer Strafe von bis zu 10 % des gemeinen Werts des
geschenkten Vermdégens fuhren.

AuBerdem kann die unentgeltliche Ubertragung der Schuldverschreibungen gemaR § 27
Abs 6 EStG den Anfall von Einkommensteuer auf Ebene des Ubertragenden auslésen (die
Entnahme und das sonstige Ausscheiden der Schuldverschreibungen aus einem Depot
sowie Umstande, die zu einer Einschrankung des Besteuerungsrechtes Osterreichs im
Verhdltnis zu anderen Staaten fuhren). Die Steuerbemessungsgrundlage entspricht dem
gemeinem Wert abziglich der Anschaffungskosten (8 27a Abs 3 Z 2 lit b EStG).
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1.2

2.1

ANGABEN ZUR EMITTENTIN

VERANTWORTLICHE PERSONEN

Alle Personen, die fir die im Registrierungsformular gemachten Angaben
verantwortlich sind bzw. fir bestimmte Abschnitte davon. Im letzteren Fall ist eine
Angabe dieser Abschnitte vorzunehmen. Im Falle von natirlichen Personen, zu
denen auch Mitglieder der Verwaltungs-, Management- und Aufsichtsorgane des
Emittenten geho6ren, sind der Name und die Funktion dieser Person zu nennen. Bei
juristischen Personen sind Name und eingetragener Sitz der Gesellschaft
anzugeben.

Die s Wohnbaubank AG mit Sitz in Wien und der Geschéaftsanschrift Am Belvedere 1,
1100 Wien, Osterreich, eingetragen im Firmenbuch unter der FN 81026 g, tibernimmt die
Haftung fur die in diesem Prospekt enthaltenen Informationen, mit Ausnahme jener
Abschnitte und Angaben, die sich auf die Treugeberin beziehen und fir die die
Treugeberin daher die Verantwortung tragt und Haftung Ubernimmt (i.e. Treugeber-
Beschreibung und treugeberbezogene Risikofaktoren im Abschnitt ,Zusammenfassung®
des Prospekts in Punkten B. Il und D.2 sowie im Abschnitt ,Risikofaktoren® Punkt 3. und
im Abschnitt ,Angaben zur Treugeberin®). Die Emittentin bestétigt, diese Angaben nach
bestem Wissen gemacht zu haben.

Sorgfaltserklarung der Emittentin

Die Emittentin erklart, die erforderliche Sorgfalt angewendet zu haben, um sicherzustellen,
dass die in diesem Prospekt genannten Angaben, mit Ausnahme jener Abschnitte und
Angaben, die sich auf die Treugeberin beziehen (i.e. Treugeber-Beschreibung und
treugeberbezogene Risikofaktoren im Abschnitt ,Zusammenfassung“ des Prospekts in
Punkten B. Il und D.2 sowie im Abschnitt ,Risikofaktoren® Punkt 3. und im Abschnitt
~Angaben zur Treugeberin®), ihres Wissens nach richtig sind und keine Tatsachen
ausgelassen worden sind, die die Aussage des Prospekts wahrscheinlich verandern
kénnen.

ABSCHLUSSPRUFER

Name und Anschrift der Abschlussprifer der Emittentin

Die nach den Vorschriften des UGB unter Berlcksichtigung der rechtsform- bzw.
branchenspezifischen Vorschriften des BWG erstellten Jahresabschlisse der
s Wohnbaubank fir die Geschéaftsjahre 2016 und 2015, die durch Verweis in diesen
Prospekt einbezogen sind und einen integrierenden Bestandteil dieses Prospekts bilden,
wurden von der GT-KMU Wirtschaftsprifungs- und Steuerberatungs-GmbH (die "GT-
KMU"), AuhofstraRe 1, 1130 Wien, Osterreich (Telefon: +43 1 877 47 50, Fax: +43 1 877
47 50 - 50) geprift und mit uneingeschrankten Bestatigungsvermerken versehen. Fir die
Prifung der Jahresabschliisse der s Wohnbaubank fir die Geschéftsjahre 2016 und 2015
war jeweils Dr. Franz W. Kros, Wirtschaftsprifer verantwortlich. Die GT-KMU ist Mitglied
der Kammer der Wirtschaftstreuhander, Schonbrunner Strale 222-228, Siege 1, 6. Stock,
Top 2, 1120 Wien, Osterreich.

Der nach den Vorschriften des UGB unter Berilcksichtigung der rechtsform- bzw.
branchenspezifischen  Vorschriften des BWG erstellte Jahresabschluss  der
s Wohnbaubank fir das Geschéftsjahr 2017, der durch Verweis in diesen Prospekt
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2.2

3.1

3.2

einbezogen sind und einen integrierenden Bestandteil dieses Prospekts bildet, wurde von
dem Sparkassen-Prufungsverband, Am Belvedere 1, 1100 Wien, Osterreich (Telefon: +43
1 714 56 21 - 10, Fax: +43 1 714 56 21 - 33) geprift und mit uneingeschrankten
Bestéatigungsvermerken versehen. Fur die Prifung des Jahresabschlusses der

s Wohnbaubank fiir das Geschaftsjahr 2017 waren Mag. Gerhard Margetich,
Wirtschaftsprifer, bzw. Mag. Walter Benes, Wirtschaftsprufer, verantwortlich. Der
Sparkassen-Prufungsverband ist Mitglied der Kammer der Wirtschaftstreuhander,

Schonbrunner Strale 222-228, Siege 1, 6. Stock, Top 2, 1120 Wien, Osterreich.

Anderung der Abschlusspriifer

Fur die Priufung der Jahresabschlusse der s Wohnbaubank fir die Geschéftsjahre 2016
und 2015 war die GT-KMU verantwortlich; die Prifung des Jahresabschlusses der
s Wohnbaubank fir das Geschéftsjahr 2017 wurde durch den Sparkassen-
Prufungsverband durchgefuihrt. Der Abschlussprifer wechselte aufgrund gesetzlicher
Vorgaben.

AUSGEWAHLTE FINANZINFORMATIONEN

Ausgewahlte historische Finanzinformationen tGber die Emittentin

Die nachstehend zusammengefassten Finanzdaten sind den gepriften
Jahresabschlussen der Emittentin fur die Geschéftsjahre 2017, 2016 und 2015
entnommen:

in EUR

31.12.2017

31.12.2016

31.12.2015

Nettozinsertrag

11.453.530,47

15.267.973,00

14.787.863,59

Betriebsertrage 9.784.957,48 13.730.331,40 13.363.417,12

Betriebsaufwendungen -2.415.180,88 -2.169.470,87 -1.907.980,79

Ergebnis der gewdhnlichen Geschaftstatigkeit 7.332.493,66 10.707.438,27 12.201.970,33
Jahresiiberschuss 4.967.757,82 4.317.010,77 8.045.492,44

Bilanzsumme

1.942.766.442,57

2.067.831.038,37

2.050.224.769,68

Gezeichnetes Kapital

20.356.000,00

20.356.000,00

20.356.000,00

Quelle: Geprifte Jahresabschlusse der Emittentin

fur die Geschéftsjahre 2017, 2016 und 2015 erstellt auf Basis des

Unternehmensgesetzbuches (UGB) / Bankwesengesetzes ("BWG"); alle darin enthaltenen Zahlen wurden gepruft oder sind

von gepruften Zahlen abgeleitet.

Ausgewahlte Finanzinformationen fur Zwischenperioden

Seit dem Stichtag des

veroffentlicht worden.

RISIKOFAKTOREN

letzten gepriften Jahresabschlusses der
31.12.2017 sind keine weiteren Finanzinformationen der

Emittentin  zum
Emittentin erstellt oder

Siehe den Abschnitt "Risiken in Bezug auf die Emittentin und ihre Geschéaftstatigkeit im
Kapitel "Risikofaktoren" ab Seite 38 dieses Prospekts.
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51.2

5.1.3

51.4

5.1.5

ANGABEN UBER DIE EMITTENTIN
Geschaftsgeschichte und Geschéftsentwicklung der Emittentin

Juristischer und kommerzieller Name der Emittentin

Der juristische Name der Emittentin lautet "s Wohnbaubank AG". Die Emittentin fihrt den
kommerziellen Namen "s Wohnbaubank".

Ort der Registrierung der Emittentin und ihre Registrierungsnummer

Die Emittentin ist im Firmenbuch beim Handelsgericht Wien unter FN 81026 g
eingetragen.

Datum der Griindung der Emittentin und Existenzdauer der emittierenden Gesellschaft,
aulRer wenn unbegrenzt

Die Emittentin wurde am 26.2.1994 fir einen unbegrenzten Zeitraum gegrindet.

Sitz und Rechtsform der Emittentin; Rechtsordnung; Land der Grindung; Anschrift und
Telefonnummer ihres eingetragenen Sitzes

Die Emittentin hat ihren Sitz in Wien, Osterreich, wo sie auch gegriindet wurde. Die
Geschaftsanschrift der Emittentin lautet Am Belvedere 1, 1100 Wien, Osterreich. Die
Geschéftsleitung der Emittentin befindet sich an der Adresse Am Belvedere 1, 1100 Wien,
Osterreich. Die Telefonnummer der Emittentin lautet +43/5 0100 29361.

Der Hauptort ihrer Geschéaftstatigkeit ist mit dem Sitz der Emittentin identisch. Die
Emittentin ist eine Osterreichische Aktiengesellschaft und unterliegt Osterreichischem
Recht.

Wichtige Ereignisse wahrend der Entwicklung der Geschaftstatigkeit der Emittentin.

Die Emittentin wurde 1994 gegrindet. Die Bilanzsumme der Emittentin erreichte im
Geschéaftsjahr 2003 erstmals einen Wert von Uber EUR 1 Mrd. Im darauffolgenden
Geschéftsjahr konnte die Emittentin zum ersten Mal Ausleihungen von mehr als
EUR 1 Mrd. an Wohnbaukunden bilanzieren. Im Geschéaftsjahr 2007 erreichte die
Emittentin erstmals eine Bilanzsumme von Uber EUR 2 Mrd. und einen Nettozinsertrag
von knapp EUR 11 Mio. Im Geschéftsjahr 2017 erreichte die Emittentin eine Bilanzsumme
von rund EUR 1,94 Mrd. und einen Nettozinsertrag von rund EUR 11,5 Mio. Die Emittentin
hat am 1.1.2010 ihren internen Ratingansatz im Rahmen von Basel || vom Standardansatz
gemal § 22a BWG auf einen auf internen Ratings basierenden Ansatz (IRB) gemaf
§ 22b BWG umgestellt.

Anderung des Geschaftsmodells der Emittentin

Anfang 2018 wurde beschlossen, das Geschéaftsmodell der Emittentin dahingehend zu
andern, dass Emissionen von Wohnbauanleihen durch die Emittentin treuhandig fur die
Treugeberin erfolgen. In diesem kiunftigen Geschéaftsmodell liegt das Ausfallsrisiko fur die
mit den Emissionserldsen finanzierten Wohnbaukredite nicht mehr bei der Emittentin,
sondern bei der Treugeberin. Auch das Erfordernis der Absicherung etwaiger
Zinsédnderungen féllt in diesem Modell weg, weil dieses Risiko bei der Treugeberin liegt.
Im Gegenzug andert sich die Ertragssituation der Emittentin dahingehend, dass fur die
Emissionen nur mehr ein Treuhandentgelt vereinnahmt wird. Dies fuhrt wiederum zu einer
Margenreduktion und zu sinkenden Ertréagen.
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Spaltung des spaltungsrelevanten Bankbetriebs der Emittentin auf die Treugeberin
im Wege einer Spaltung zur Aufnahme nach dem 6sterreichischen SpaltG

Es ist weiters geplant, dass die Emittentin den spaltungsrelevanten Bankbetrieb auf die
Treugeberin im Wege einer Spaltung zur Aufnahme abspaltet. Die Spaltung bedarf zu
ihrer Wirksamkeit einer behdrdlichen Genehmigung, die zum Datum dieses Prospekts
noch nicht vorliegt. Die Genehmigung wird im vierten Quartal 2018 erwartet.

Im Zuge der Spaltung wirden im Wesentlichen folgende Rechtspositionen von der
Emittentin auf die Erste Bank sowie auf die sBAU Holding GmbH abgespalten:

. das wirtschaftliche Eigentum an den Forderungen der Emittentin gegenuber
Kunden, d.h. im Wesentlichen Kreditforderungen gegenliber gemeinnitzigen
Wohnbaugesellschaften und anderen (Wohnbaufinanzierungen), die bisher
treuhdndig von der Erste Bank fur die Emittentin verwaltet werden sowie die
dazugehérigen in den Deckungsstock eingelieferten Sicherheiten (auf die Erste
Bank);

. Beteiligungen: Aphrodite AG, Erste OSW Wohnbautrager GmbH und
s Wohnbautrager GmbH (auf die sBAU Holding GmbH);

. Forderungen gegenuber Kreditinstituten, d.h. im Wesentlichen Anspriche auf
Ruckzahlung sowie sonstige Anspriuche im Zusammenhang mit Widmungseinlagen
bei Banken, die von diesen Banken fiir die Wohnbaufinanzierung verwendet werden
(auf die Erste Bank);

. die wirtschaftlichen Positionen der Emittentin aus den bis zum Datum dieses
Prospekts emittierten Wohnbauanleihen ("Altbestande"). Dabei wirde die
bestehende Rechtsposition der Emittentin unter diesen Altbestdnden so
aufgespalten, dass die Emittentin gegentber den Anleiheglaubigern zwar rechtlich
berechtigt und verpflichtet bleibt, die Treugeberin aber wirtschaftlich berechtigt und
verpflichtet wird. Die jeweiligen Umtauschverhéltnisse unter den
Anleihebedingungen der Altbestdnde wirden im Zuge der Spaltung geméafR den
Bestimmungen des Spaltungsgesetzes angepasst (auf die Erste Bank);

. bestehende Zinsabsicherungsgeschafte der Emittentin, insbesondere auf Zinsen
bezogene derivative Finanzinstrumente (auf die Erste Bank).

Nach Wirksamkeit der Spaltung hatte die Emittentin somit einerseits kein eigenes
Kreditgeschaft mehr und andererseits wirden sowohl Altbestéande als auch zukinftige
(unter diesem Prospekt begebene) Wohnbauanleiheemissionen treuhdndig von der
Emittentin (als Treuhanderin) fir die Erste Bank (als Treugeberin) erfolgen.

Nach Wirksamwerden der Spaltung wirde die Emittentin sdmtliche nach § 1 BWG erteilte
Konzessionen, voraussichtlich mit Ausnahme der Konzessionen nach § 1 BWG Abs. 1 Z.
9, 10 und 11 =zurtcklegen. Entsprechend wirde die Emittentin nicht mehr als
"Kreditinstitut” im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 (Capital Requirements
Regulation — "CRR") gelten. Zudem wiirde die Ausnahme gemafl § 3 Abs. 6 BWG in
Anspruch genommen, was bedeutet, dass die Emittentin nur eingeschrankten
bankrechtlichen Eigenkapitalanforderungen unterliegen wiirde.

Bis zum Wirksamwerden der Spaltung hélt die Emittentin jedoch weiterhin wirtschaftliches
Eigentum an den Kreditforderungen gegenuber Kunden und unterliegt als "Kreditinstitut"
weiterhin samtlichen regulatorischen Anforderungen. Die Emittentin bleibt daher bis zum
Wirksamwerden der Spaltung weiterhin unmittelbar Risiken aus dem spaltungsrelevanten
Bankbetrieb ausgesetzt (siehe "Risiken in Bezug auf die Emittentin und ihre
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5.2.3
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6.1.1

Geschaftstatigkeit" S. 40ff"). Daruber hinaus unterliegt die Emittentin aufgrund ihrer
wirtschaftlichen Abhéangigkeit von der Treugeberin samtlichen fir die Treugeberin
relevanten Risiken (siehe "Risiken in Bezug auf die Treugeberin und ihre
Geschéftstatigkeit" S. 49ff).

Investitionen

Beschreibung der wichtigsten Investitionen fir jedes Geschaftsjahr, und zwar fir den
Zeitraum, der von den historischen Finanzinformationen abgedeckt wird bis zum Datum
des Registrierungsformulars

Die Emittentin hat im Zeitraum vom 1.1.2015 bis zum Datum dieses Prospekts keine
substanziell erwdhnenswerten bzw. finanziell belastenden Investitionen getatigt.

Beschreibung der wichtigsten laufenden Investitionen der Emittentin, einschlielich der
geografischen Streuung dieser Anlagen (im Inland und im Ausland) und der
Finanzierungsmethode (Eigen- oder Fremdfinanzierung)

Zum Datum dieses Prospekts tatigt die Emittentin keine nennenswerten laufenden
Investitionen.

Wichtige klnftige Investitionen

Bis zum Datum dieses Prospekts wurden von den Verwaltungsorganen der Emittentin
keine wichtigen kinftigen Investitionen der Emittentin verbindlich beschlossen.

GESCHAFTSUBERBLICK
Haupttatigkeitsbereiche

Geschéafte der Emittentin und Haupttatigkeiten

Die s Wohnbaubank ist eine Spezialbank zur Finanzierung des Wohnbaus in Osterreich.
Die dafur notwendigen Finanzierungsmittel werden durch die Emission von langfristigen
Anleihen ("s Wohnbauanleihen") aufgebracht.

Die s Wohnbauanleihen werden hauptséachlich Uber die Vertriebswege der Erste Bank und
der Sparkassen im Publikum platziert.

Die wichtigste rechtliche Grundlage des Handelns der Wohnbaubanken ist das
Bundesgesetz Uber steuerliche Sondermaflnahmen zur Foérderung des Wohnbaus
(BGBI 1993/253 idgF, das "WohnbauférderG"), das 1993 vom 0&sterreichischen
Nationalrat beschlossen wurde. Es sieht vor, dass die durch Emissionen der
Wohnbaubanken aufgebrachten langfristigen Mittel fir die Errichtung von glnstigen
Wohnungen verwendet werden. Um diese Anlageform attraktiv zu machen, sind die
Wohnbauanleihen mit einem Steuervorteil ausgestattet (siehe die auf den Seiten 116 ff.
enthaltenen Informationen zur Besteuerung in Osterreich).

Das mit den s Wohnbauanleinen aufgebrachte Kapital muss von der Emittentin
zweckgewidmet eingesetzt werden: Das Kapital wird Gberwiegend zur Finanzierung von
Wohnbauten verwendet.

Der Emissionserlds muss gemafR WohnbauférderG zur Errichtung, Erhaltung oder
nutzlichen Verbesserung durch bautechnische MaRnahmen von Wohnungen mit einer
Nutzflache von héchstens 150 m2 oder von Uberwiegend zu Wohnzwecken bestimmten
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Gebéauden sowie zur Durchfihrung von MalRhahmen zur ErschlieBung und zur Férderung
von Wohngebieten zur Verfigung stehen und innerhalb von drei Jahren zur Bedeckung
der Kosten verwendet werden.

Die Emittentin muss die ihr zur Verfigung stehenden Mittel aufgrund gesetzlicher
Vorschriften zu mindestens 65 % zur Finanzierung von Wohnbauten im weiteren Sinne
einsetzen. Zuséatzlich muss die Emittentin den Emissionserlds bis zum Ablauf des dritten
auf das Jahr der Emission folgenden Wirtschaftsjahres zur Finanzierung des Wohnbaus
im engeren Sinn tatsachlich einsetzen. Dieses Erfordernis ist erreicht, wenn der
Emissionserlds bis zu diesem Zeitpunkt den Kreditnehmern zu mindestens 80 %
zugezahlt ist. Rucklaufende Gelder sind revolvierend wieder zur Wohnbaufinanzierung
einzusetzen, sodass zumindest 80 % des durchschnittichen Emissionserloses
widmungsgemal verwendet sind. Die Einhaltung dieses Erfordernisses ist an Hand der
Stande zum jeweiligen Bilanzstichtag zu beurteilen. Dabei sind Kreditausfalle zu
berlicksichtigen. Diese gelten als bestimmungsgeman verwendet.

Geschéaftspolitisches Ziel der Emittentin ist es, die aufgebrachten Mittel Giberwiegend den
gemeinnitzigen Bauvereinigungen in Form von langfristigen Finanzierungsmitteln oder
diese Mittel im Wege von Widmungseinlagen an Kreditinstitute zur Finanzierung von
Gemeinnitzigen Wohnbauvorhaben zur Verfigung zu stellen. Bis zum 31.12.2017 hat die
s Wohnbaubank etwa EUR 1.689,6 Millionen der Wohnbauwirtschaft zur Verfugung
gestellt.

Die Kundengeschéaftsabwicklung erfolgt fiur die Emittentin bisher im Wege ihrer
Partnerbanken. Dies ist in den meisten Féllen die Erste Bank, aber auch verschiedene
Sparkassen sowie die s Bausparkasse. Bei einem typischen Kredit tritt die Erste Bank als
Treuhdnderin und die Emittentin als Treugeberin auf. Das Ausfallsrisiko tragt die
Emittentin. Die Treuhandschaft wird gegeniber dem Kunden nicht offen gelegt.

Im Hinblick auf die Partnerschaft mit der s Bausparkasse sowie verschiedenen Mitgliedern
der Sparkassengruppe wird eine Vergabe der Mittel an Private zur Wohnbaufinanzierung -
im Gegensatz zu anderen Wohnbaubanken - nur untergeordnet vorgenommen. Uberdies
geschieht das nur mittelbar.

Im Rahmen der oben skizzierten Geschaftsphilosophie veranlagt die Emittentin nur in den
folgenden drei Branchengruppen:

. Realitdtenwesen;
. Kredit- und Versicherungswesen; und
. offentliche Verwaltung.

Die Partnerbanken erhalten fur die Verwaltung und Abwicklung der Wohnbaukredite eine
jahrliche Vergitung von etwa 1/8 % bis 1/4 % des aushaftenden Kapitals.

Anfang 2018 wurde beschlossen, das Geschéaftsmodell der Emittentin dahingehend zu
andern, dass Emissionen von Wohnbauwandelanleihen durch die Emittentin treuhandig
fur die Treugeberin erfolgen (siehe Angaben oben Wichtige Ereignisse wéahrend der
Entwicklung der Geschéftstatigkeit der Emittentin.). Nach Wirksamkeit der Spaltung (siehe
Angaben oben Wichtige Ereignisse wahrend der Entwicklung der Geschaftstatigkeit der
Emittentin.) héatte die Emittentin Gberdies kein eigenes Kreditgeschéft mehr.

Folgende Arten von Wohnbauanleihen werden von der Emittentin angeboten, wobei in
dieser Aufzdhlung auch nicht unter diesem Programm begebene Wohnbauanleihen
aufgelistet werden:
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Fix verzinste Wohnbauanleihen mit einer Laufzeit von mehr als zehn Jahren

Variabel verzinste Wohnbauanleihen, die an EURIBOR, HICPxT (Harmonisierter
Verbraucherpreisindex der Euro-Zone ex tabacco) oder Swapsatz (1 bis 30 Jahre)
gebunden sind, mit einer Laufzeit von mehr als zehn Jahren

Variabel verzinste Wohnbauanleihen mit Indikatorbindung an das Minimum oder
Maximum aus mehreren Marktzinssadtzen mit einer Laufzeit von mehr als zehn
Jahren

Kombinationen aus den oben angeflihrten Wohnbauanleihen mit einer Laufzeit von
mehr als zehn Jahren

Die Emittentin verflgt Uber eine Konzession der FMA fir folgende Bankgeschéafte:

Die Entgegennahme fremder Gelder zur Verwaltung oder als Einlage
(Einlagengeschéft gem 8 1 Abs. 1 Z 1 BWG);

Die Durchfuihrung des bargeldlosen Zahlungsverkehrs und des
Abrechnungsverkehrs in laufender Rechnung fir andere (Girogeschaft) im
Zusammenhang mit einem Kreditgeschéaft (§ 1 Abs. 1 Z 2 BWG);

Der Abschluss von Geldkreditvertrdgen und die Gewédhrung von Gelddarlehen
eingeschrankt auf die Kredit- oder Darlehensgewéhrung im Zusammenhang mit
dem Ankauf, der Errichtung, der Verwertung und der Sanierung von Immobilien mit
Uberwiegender Wohnnutzung und bzw. oder 6ffentlichen Infrastrukturbauten sowie
von Grundstlicken sowie Schuldeinlésungen fiir die vorgenannten Zwecke (8 1 Abs.
1 Z 3 BWG, das "Kreditgeschaft");

Die Konzession umfasst den Handel auf eigene Rechnung gemafl § 1 Abs. 1 Z 7
litb BWG mit Geldmarktinstrumenten, lit ¢ mit Finanzterminkontrakten (Futures)
einschlieBlich gleichwertigen Instrumenten mit Barzahlung und Kauf- und
Verkaufsoptionen auf die in 8 1 Abs. 1 Z 7 lita und d bis f BWG genannten
Instrumente einschlief3lich gleichwertigen Instrumenten mit Barzahlung (Termin -
und Optionsgeschaft) und lit e Wertpapieren (Effektengeschéaft gem 8 1 Abs. 1 Z2 7
BWG);

Die Ubernahme von Biirgschaften, Garantien und sonstigen Haftungen fur andere,
sofern die ibernommene Verpflichtung auf Geldleistungen lautet (Garantiegeschaft)
eingeschrankt auf die Ubernahme von Biirgschaften, Garantien und sonstigen
Haftungen im Zusammenhang mit der Errichtung und Verwertung von Wohnbauten
(8§ 1 Abs. 1 Z 8 BWG);

Die Ausgabe von fundierten Bankschuldverschreibungen im Zusammenhang mit der
Refinanzierung des Kreditgeschaftes, ausgenommen die Ausgabe von Pfandbriefen
und Kommunalschuldverschreibungen (§ 1 Abs. 1 Z 9 BWG);

Die Ausgabe anderer festverzinslicher Wertpapiere zur Veranlagung des Erléses in
anderen Bankgeschaften (sonstiges Wertpapieremissionsgeschéft) eingeschrankt
auf die Ausgabe anderer festverzinslicher Wertpapiere, insbesondere auch in Form
von Wandelschuldverschreibungen (sonstiges Wertpapieremissionsgeschéft), zur
Refinanzierung im Zusammenhang mit dem Kreditgeschaft (8 1 Abs. 1 Z 10 BWG);

Die Teilnahme an der Emission Dritter eines oder mehrerer der in 8§ 1 Abs. 1 Z 7 lit.
b bis f BWG genannten Instrumente und die diesbeziiglichen Dienstleistungen
(Loroemissionsgeschéft) eingeschréankt  auf  die Teilnahme an der
Wertpapieremission von gemeinniitzigen oder gewerblichen Bautragern sowie von
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Gemeinden und die diesbezuglichen Dienstleistungen (§ 1 Abs. 1 Z 11 BWG);

. Das Finanzierungsgeschaft durch Erwerb von Anteilsrechten und deren
WeiterveraulRerung (Kapitalfinanzierungsgeschéaft gem § 1 Abs. 1 Z 15 BWG); und

Die Vermittlung von Geschéaften nach § 1 Abs. 1 Z 1 BWG, ausgenommen durch
Unternehmen der Vertragsversicherung; und nach 8 1 Abs. 1 Z 3 BWG, ausgenommen
die im Rahmen der Gewerbe der Immobilienmakler und der Vermittlung von
Personalkrediten,  Hypothekarkrediten und Vermdgensberatung vorgenommene
Vermittlung von Hypothekar- und Personalkrediten; im Zusammenhang mit einem
Kreditgeschaft (8 1 Abs. 1 Z 18 BWG).

Wichtige neue Produkte und Dienstleistungen

Die Emittentin verfiigt iber keine wichtigen neuen Produkte und/oder Dienstleistungen.

Wichtigste Markte

Die Emittentin ist und war innerhalb des Zeitraums, der von den historischen
Finanzinformationen abgedeckt wird, ausschlieBlich im Bundesgebiet der Republik
Osterreich tatig, wo sie ihren gesamten Umsatz erwirtschaftet.

AuRBergewdhnliche Faktoren

Die in Punkt 6.1 und 6.2 genannten Informationen wurden nicht durch aul3ergewdhnliche
Faktoren beeinflusst.

Patente und Lizenzen, Industrie-, Handels- oder Finanzierungsvertrdge oder neue
Herstellungsverfahren

Die Emittentin ist von keinen Patenten und Lizenzen, Industrie-, Handels- oder
Finanzierungsvertragen oder neuen Herstellungsverfahren, mit Ausnahme der unter der
Uberschrift "Wichtige Vertrage" ab Seite 175 dieses Prospekts angegebenen Vertrage,
abhangig, die von wesentlicher Bedeutung fur ihre Geschéaftstatigkeit oder Rentabilitat
sind.

Grundlage fur Angaben zur Wettbewerbsposition

Die Emittentin macht in diesem Prospekt keine Angaben zu ihrer Wettbewerbsposition.
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7.1

7.2

ORGANISATIONSSTRUKTUR

Beschreibung der Stellung der Emittentin sowie ihrer wesentlichen
Tochtergesellschaften innerhalb der Kreditinstitutsgruppe der Erste Group Bank:

Die Emittentin konsolidiert keine Unternehmen ist jedoch Teil der Kreditinstitutgruppe der
Erste Group Bank (siehe untenstehendes, vereinfachtes Organigramm). Innerhalb dieser
Kreditinstitutsgruppe bildet die Erste Group Bank das Spitzeninstitut. Die Erste Bank ist
eine 100-prozentige Tochter der Erste Group Bank und betreibt das operative
Bankgeschaft der Kreditinstitutsgruppe in Osterreich. Die Emittentin ist zu 100 % ein
Tochterunternehmen der Erste Bank und betreibt das Wohnbaubankengeschéaft. Fir
ndhere Angaben zu den Tochtergesellschaften der Emittentin siehe sogleich unter Punkt
7.2

Erste Group Bank AG

100,00 %

Erste Bank
der oesterreichischen Sparkassen AG

100,00 %

s Wohnbaubank AG

5011 % 27,90 %
92,45 % 50,00 %

Erste OSW s Wohnbautrager APHRODITE Bautrager Wohnbauinvestitions-
Wohnbautrager GmbH GmbH Aktiengesellschart bank GmbH

Quelle: Emittentin
Wichtigste Tochtergesellschaften der Emittentin

s Wohnbautrager GmbH
Die Emittentin halt 92,45 % des Stammkapitals der s Wohnbautrager GmbH.

Der Unternehmensgegenstand der s Wohnbautrager GmbH ist die Ausubung des
Bautragergewerbes geman § 226 der Gewerbeordnung 1994 in der geltenden Fassung
im Sinne des WohnbauforderG zur Errichtung von Wohnbauten sowie deren Vermietung.

Die s Wohnbautrager GmbH ist im Firmenbuch zu FN 113731 b eingetragen und hat ihren
Sitz in Wien. Die s Wohnbautrager GmbH wurde am 16.8.1994 gegriindet.

Das Stammkapital der s Wohnbautrager GmbH betragt EUR 2.000.000,00 und ist zur
Géanze bar einbezahlt. Zum Datum dieses Prospekts wird das Stammkapital zu 92,45 %
von der Emittentin, zu 7,50 % von der UBG-Unternehmensbeteiligungsgesellschaft m.b.H.
und zu 0,05 % von der sBAU Holding GmbH gehalten.

Die s Wohnbautrdger GmbH wies einen Jahresiberschuss im Geschéftsjahr 2017 von
EUR 3.032.649,96, im Geschéftsjahr 2016 von EUR 275.486,38 sowie im Geschéaftsjahr
2015 von EUR 171.786,90 aus.

APHRODITE Bautrager Aktiengesellschaft

Die Emittentin halt 50 % des Aktienkapitals der Aphrodite AG.
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Der Unternehmensgegenstand der Aphrodite AG ist die Errichtung von Wohnbauten im
Sinne des WohnbauférderG durch die Austbung des Bautragergewerbes geman § 226
GewO und die Schaffung von Wohnungseigentum.

Die Aphrodite AG ist im Firmenbuch zu FN 122811 f eingetragen und hat ihren Sitz in
Wien. Die Aphrodite AG wurde am 4.10.1994 gegriindet.

Das Grundkapital der Aphrodite AG betrdgt EUR 5.377.789,73 und ist zur Génze
einbezahlt. Das Grundkapital ist in 740.000 Stuckaktien zerlegt, die auf Namen lauten.
Zum 31.12.2017 wird das Grundkapital je zur Halfte von der Emittentin und dem Verband
Wiener Arbeiterheime mit Sitz in Wien gehalten.

Die Aphrodite AG wies im Geschaftsjahr 2017 einen Jahresiberschuss von
EUR 1.284.000,00 aus. Der Uberschuss im Geschéftsjahr 2016 betrug EUR 4.377.858,42
und jener im Geschéftsjahr 2015 EUR 1.274.107,87.

Erste OSW Wohnbautrager GmbH (vormals EGB Property Holding GmbH)
Die Emittentin halt 50,11 % des Stammkapitals der Erste OSW Wohnbautrager GmbH.

Der Unternehmensgegenstand der Erste OSW Wohnbautrdger GmbH ist die Tatigkeit
eines Bautragers gemal § 117 Abs 4 GewO, eingeschréankt auf die Tatigkeiten im Sinne
des § 7 Abs 1 bis 3 und 4a des Wohnungsgemeinnutzigkeitsgesetzes in der jeweils
geltenden Fassung (WGG), wobei diesbezlglich die aus Mitteln der Wohnbauférderung
geforderte Neubautatigkeit ausgeschlossen ist, sowie der Erwerb von Liegenschaften zur
weiteren Ubergabe an Gemeinniitzige Bauvereinigungen im Baurecht zwecks
Realisierung von Immobilienprojekten.

Die Erste OSW Wohnbautrager GmbH ist im Firmenbuch zu FN 332740 z eingetragen und
hat ihren Sitz in Wien. Die Erste OSW Wohnbautrager GmbH wurde am 2.10.2012 aus der
EGB Property Holding GmbH gegrindet, welche ihrerseits am 2.9.2009 gegriindet wurde.

Das Stammkapital der Erste OSW Wohnbautrager GmbH betragt EUR 279.400,00 und ist
zur Ganze bar einbezahlt. Zum 31.12.2017 wird das Stammkapital zu 50,11 % von der
Emittentin, zu 35,64 % von der ,Osterreichisches Siedlungswerk® Gemeinniitzige
Wohnungsaktiengesellschaft und zu 14,25 % von der "GSG" Gesellschaft fir
Stadtentwicklung und Stadterneuerung Gemeinnutzige Gesellschaft m.b.H. gehalten.

Die Erste OSW Wohnbautrager GmbH wies im Geschéftsjahr 2017 einen
Jahreslberschuss von EUR 201.023,93 aus. Im Geschaftsjahr 2016 gab es einen
Jahrestberschuss von EUR 292.586,02 und im  Geschéftsjahr 2015 einen
Jahreslberschuss von EUR 862,66.

Wohnbauinvestitionsbank GmbH
Die Emittentin halt 27,5 % des Stammkapitals der WBIB GmbH.

Zum Datum dieses Prospekts umfasst der Unternehmensgegenstand der WBIB GmbH die
Austbung von Bankgeschéaften gemafR 8§ 2 Abs 3 des Bundesgesetzes Uber die
Einrichtung einer Wohnbauinvestitionsbank in der jeweils geltenden Fassung (WBIB-G),
unter Ausschluss der Ausibung aller sonstigen Bankgeschafte. Zum Datum dieses
Prospekts wurde dartuber hinaus ein Liquidationsbeschluss (bedingt durch die
Kundmachung des im Fruhjahr 2018 gednderten WBIB-G) gefasst.

Die WBIB GmbH ist im Firmenbuch zu FN 459367 s eingetragen und hat ihren Sitz in
Wien. Die WBIB GmbH wurde am 19.09.2016 gegriindet.

Das Stammkapital der WBIB GmbH betrdgt EUR 6.000.000,00 und ist zur Ganze bar
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8.1

8.2

9.1

einbezahlt. Zum 31.12.2017 wird das Stammkapital zu 27,50 % von der Emittentin, zu
35,67 % von der Osterreichische Hotel- und Tourismusbank Gesellschaft m.b.H., zu
26,00 % von der Raiffeisen Bausparkasse Gesellschaft m.b.H., zu 10,00 % von der Hypo-
Wohnbaubank Aktiengesellschaft und zu 0,83 % von der BAWAG P.S.K. Wohnbaubank
Aktiengesellschaft gehalten.

Die WBIB GmbH wies im Geschéaftsjahr 2017 einen Jahresiberschuss von
EUR 216.368,69 aus. Im Geschéftsjahr 2016 gab es einen Jahresfehlbetrag von EUR
89.838,02.

Abhéangigkeit von Unternehmen der Erste Bank Gruppe

Wichtige Unternehmensbereiche wurden von der Emittentin durch Outsourcingvertrage an
die Treugeberin und andere Unternehmen der Erste Bank Gruppe ausgelagert. Auch nach
Wirksamwerden der Abspaltung des spaltungsrelevanten Bankbetriebes werden
wesentliche operative Aufgaben der Emittentin durch Unternehmen der Erste Bank
Gruppe erfullt werden. Hierzu zahlen etwa IT-Systeme, Personalwesen,
Rechnungswesen, und andere wesentliche Geschéftsbereiche der Emittentin. Die
vertragskonforme Ausfiihrung der ausgelagerten Leistungen durch die Vertragspartner der
Emittentin ist wesentlich fir die Geschaftstatigkeit der Emittentin und ihre Fahigkeit,
Gewinne zu erwirtschaften.

Da die Emittentin eine 100-prozentige Tochter der Treugeberin ist, mit dieser sowie
anderen Unternehmen der Erste Bank Gruppe umfassende Vertragsbeziehungen
unterhalt, die Emittentin die Schuldverschreibungen treuhandig auf Rechnung der
Treugeberin begibt, die Treugeberin die Emissionserlése zur Finanzierung von
Bauvorhaben im Rahmen des geférderten Wohnbaus sowie von sonstigen MaRnahmen
zur ErschlieBung und zur Férderung von Wohngebieten iSd StWbFG verwendet und die
Mitglieder des Vorstandes und samtliche Mitglieder des Aufsichtsrats der Emittentin auch
Funktionen in der Treugeberin oder anderen Unternehmen der Erste Bank Gruppe
ausuben oder deren Dienstnehmer sind, ist die Emittentin in wesentlichem Ausmaf von
der Erste Bank und von Unternehmen der Erste Bank Gruppe rechtlich und wirtschaftlich
abhangig.

SACHANLAGEN
Bestehende oder geplante wesentliche Sachanlagen

Die Emittentin verfligt Uber keine wesentlichen Sachanlagen - einschlie3lich geleaster
Vermdgensgegenstande und etwaiger grolRerer dinglicher Belastungen - und es ist kein
Erwerb solcher wesentlicher Sachanlagen geplant.

Umweltfragen, die die Verwendung der Sachanlagen von Seiten der Emittentin unter
Umsténden beeinflussen kénnen

Die Emittentin verfigt Uber keine Sachanlagen, die in Bezug auf Umweltfragen in ihrer
Verwendung von Seiten der Emittentin beeintrachtigt sind.

ANGABEN ZUR GESCHAFTS- UND FINANZLAGE

Finanzlage

Die Vermdégenslage der Emittentin zu den unten angegebenen Stichtagen stellte sich wie
folgt dar:
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AKTIVA

per Jahresabschluss zum 31.12.2017 31.12.2016 31.12.2015

1 Guthaben bei Zentralnotenbanken 6.090.873,63 6.156.091,27 6.181.599,07
2 Schuldtitel 6ffentlicher Stellen und ahnliche

Wertpapiere 110.835.741,06 110.679.389,82 110.517.847,91
3 Forderungen an Kreditinstitute 303.492.949,42 371.164.374,91 303.343.517,82
4 Forderungen an Kunden 1.488.594.042,58 1.548.200.471,19 1.589.990.916,35
5 Schuldverschreibungen und andere

festverzinsliche Wertpapiere 0,00 0,00 15.000.857,50
6 Beteiligungen 4.663.259,04 4.702.259,04 3.052.259,04
7 Anteile an verbundenen Unternehmen 2.204.435,70 2.204.435,70 2.204.435,70
8 Sachanlagen 486,46 0,00 0,00
9 Sonstige Vermégensgegenstéande 17.795.196,43 14.694.315,85 12.665.884,35
10 Rechnungsabgrenzungsposten 8.872.271,93 9.753.542,48 7.267.451,94
11 Aktive latente Steuern 217.185,82 276.158,11 0,00

SUMME DER AKTIVA 1.942.766.442,57 2.067.831.038,37 2.050.224.769,68

Quelle: Geprufte Jahresabschlisse der Emittentin fur die Geschaftsjahre 2017,

2016 und 2015 (alle Angaben in EUR).

PASSIVA
per Jahresabschluss zum 31.12.2017 31.12.2016 31.12.2015
1 Verbindlichkeiten gegenuber Kreditinstituten 188.049.200,00 169.664.774,09 144.474.351,05
2 Verbriefte Verbindlichkeiten 1.642.965.031,41 1.791.291.995,67 1.808.747.107,20
3 Sonstige Verbindlichkeiten 8.362.837,71 8.126.709,74 3.206.463,15
4 Rechnungsabgrenzungsposten 6.326.733,53 4.023.071,49 1.566.307,59
5 Rickstellungen 1.006.039,64 1.135.644,92 558.709,00
6 Ergéanzungskapital gemaR Teil 2 Titel | 29.861.972,22 29.861.972,22 29.861.972,22
Kapitel 4 der CRR
7 Gezeichnetes Kapital 20.356.000,00 20.356.000,00 20.356.000,00
8 Kapitalricklagen 454.834,85 454.834,85 454.834,85
9 Gewinnriicklagen 32.505.747,28 30.037.989,46 28.220.978,69
10 Haftricklage geméaR § 57 Abs. 5 BWG** 10.378.045,93 10.378.045,93 10.378.045,93
11 Bilanzgewinn / Bilanzverlust 2.500.000,00 2.500.000,00 2.400.000,00
SUMME DER PASSIVA 1.942.766.442,57 2.067.831.038,37 2.050.224.769,68

Quelle: Geprufte Jahresabschlusse der Emittentin fur die Geschéftsjahre 2017, 2016 und 2015 (alle Angaben in EUR).

Geschaftsjahr 2017

Im Geschéaftsjahr 2017 sank die Bilanzsumme der Emittentin von TEUR 2.067.831,04 auf
TEUR 1.942.766,44, was einer Abnahme in H6he von TEUR 125.064,60 oder etwa
6,05 %, entspricht.

Die Abnahme der Forderungen an Kunden (von TEUR 1.548.200,47 auf
TEUR 1.488.594,04, das ist ein Rickgang um TEUR 59.606.43 oder 3,85 %; Grund:
Kredittilgungen sowie kein Kundenneugeschéft im 2. Halbjahr) sowie die Abnahme der
Forderungen der Emittentin an Kreditinstituten (von TEUR 371.164,37 auf
TEUR 303.492,95, das entspricht einer Reduktion um TEUR 67.671,42 oder 18,23 %)
fuhrten in Summe zu einem Rickgang des Wertes der Vermdgensgegenstande der
Emittentin.

Die Passivseite war im Geschéftsjahr 2017 gekennzeichnet durch eine Zunahme der
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Verbindlichkeiten gegenuber Kreditinstituten von TEUR 169.664,77 um TEUR 18.384,43
auf TEUR 188.049,20, das entspricht ca. 10,84 %, sowie der Abnahme der Verbrieften
Verbindlichkeiten auf Grund der geringen Emissionsleistung, der planmafigen Tilgungen
und vorzeitigen Stilllegungen von TEUR 1.791.292,00 um TEUR 148.326,96 auf
TEUR 1.642.965,03, das entspricht ca. 8,28 %.

Die Gewinnrlicklagen stiegen von TEUR 30.037,99 um TEUR 2.467,76 auf
TEUR 32.505,75 (das sind 8,22 %) an. Dieser Anstieg resultiert zur Ganze aus der
Zuweisung zu anderen (freien) Ricklagen. Die Haftriicklage blieb mit TEUR 10.378,05
unverandert.

Der Bilanzgewinn des Geschéftsjahres 2016 in Hohe von TEUR 2.500,00 wurde
ausgeschiittet, der Bilanzgewinn 2017 betragt TEUR 2.500,00. Der Bilanzgewinn 2017
wurde zur Ganze ausgeschdttet.

Insgesamt erhodhte sich das Eigenkapital der Emittentin von TEUR 63.726,87 um
TEUR 2.467,76 auf TEUR 66.194,63.

Geschaftsjahr 2016

Im Geschaftsjahr 2016 kam es zu einem Anstieg der Bilanzsumme der Emittentin von
TEUR 2.050.224,77 auf TEUR 2.067.831,04, was einer Erh6hung um TEUR 17.606,27
oder etwa 0,86 %, entspricht.

Die Schuldverschreibungen und anderen festverzinslichen Wertpapiere der Emittentin
(von TEUR 15.000,86 auf TEUR 0,00; Grund: Tilgung aufgrund Laufzeitende) sowie die
Forderungen an Kunden (von TEUR 1.589.990,92 auf TEUR 1.548.200,47, das ist eine
Reduktion von TEUR 41.790,45 oder 2,63 %; Grund: offene Kreditauszahlungen) haben
sich im Geschaftsjahr 2016 reduziert. Demgegeniber steht die Zunahme der Forderungen
an Kreditinstitute (von TEUR 303.343,52 auf TEUR 371.164,37 das entspricht einem
Anstieg von TEUR 67.820,54 oder 22,36 %; Grund: taglich féllige Guthaben werden fir
offene Kreditauszahlungen vorgehalten). Ebenso erhdhten sich die Beteiligungen (von
TEUR 3.052,26 auf TEUR 4.702,26, das entspricht 54,06 %; Grund: Anteilserwerb WBIB
GmbH), die sonstigen Vermdgensgegenstdnde (von TEUR 12.665,881 auf
TEUR 14.694,32, was einem Anstieg von 16,01% entspricht) und die
Rechnungsabgrenzungsposten (von TEUR 7.267,45 auf TEUR 9.753,54, oder 34,21 %).

Die Passivseite war gekennzeichnet durch einen Anstieg der Verbindlichkeiten der
Emittentin gegeniber Kreditinstituten von TEUR 144.474,34 um TEUR 25.190,42 auf
TEUR 169.664,77, das entspricht ca. 17,44 % (Grund: Refinanzierungsmittel von Erste
Bank), sowie der Abnahme der Verbrieften Verbindlichkeiten auf Grund planmaRiger
Tilgungen und vorzeitiger Stilllegungen von TEUR 1.808.747,11 um TEUR 17.455,11 auf
TEUR 1.791.292,00. Die sonstigen Verbindlichkeiten erhéhten sich von TEUR 3.206,46
auf TEUR 8.126,71, das sind 153,45 %.

Die Gewinnricklagen der Emittentin stiegen von TEUR 28.220,98 um TEUR 1.817,01 auf
TEUR 30.037,99 (das entspricht einem Zuwachs von 6,94 %); dieser Anstieg resultiert aus
der Zuweisung zu anderen (freien) Ricklagen.

Die Haftriicklage der Emittentin blieb mit TEUR 10.378,05 unveréndert.

Der vorjahrige Bilanzgewinn der Emittentin in H6he von TEUR 2.400,00 wurde
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ausgeschiittet, der Bilanzgewinn 2016 betragt TEUR 2.500,00. Der Bilanzgewinn 2016
wurde zur Ganze ausgeschittet.

Insgesamt erhodhte sich das Eigenkapital der Emittentin von TEUR 61.809,86 um
TEUR 1.917,01 auf TEUR 63.726,87.

Geschaftsjahr 2015

Im Geschéaftsjahr 2015 kam es zu einer erheblichen Reduktion der Bilanzsumme der
Emittentin von TEUR 2.253.328,69 auf TEUR 2.050.224,77, das ist ein Rickgang von
TEUR 203.103,92 oder etwa 9,0 %.

Der Abbau der Vermégensgegenstdnde war durch eine Abnahme der Forderungen der
Emittentin an Kreditinstitute (von TEUR 516.194,10 auf TEUR 303.343,52, das ist eine
Reduktion um TEUR 212.850,58 oder 41,2 %; Grund: Tilgungen aufgrund Laufzeitende)
gepragt, wovon der Uberwiegende Rickgang auf die Reduktion der téglich falligen
Forderungen (von TEUR 119.633,86 auf TEUR 1,00, das ist eine Abnahme um
TEUR 119.632,86 oder 100,0 %; Grund: Kreditauszahlungen und Riuickzahlung der
Verbrieften Verbindlichkeiten) zuriickzufiihren ist. Der Riickgang der Aktiva war auch von
der Reduktion der Schuldtitel offentlicher Stellen und &hnlicher Wertpapiere (von
TEUR 135.773.79 auf TEUR 110.517,85, das ist eine Abnahme um TEUR 25.255,95 oder
18,6 %; Grund: Tilgung aufgrund Laufzeitende) sowie der Schuldverschreibungen und
anderer festverzinslicher Wertpapiere (von TEUR 40.001,82 auf TEUR 15.000,86, das ist
ein Ruckgang um TEUR 25.000,96 oder 62,5 %; Grund: Tilgung aufgrund Laufzeitende)

gepragt.

Der Verringerung steht ein Aufbau der Forderungen an Kunden (von TEUR 1.525.502,65
auf  TEUR 1.589.990,92, das sind TEUR 64.488,27 oder 4,2%; Grund:
Kreditauszahlungen) gegenuber.

Auf der Passivseite reduzierten sich die Verbindlichkeiten der Emittentin gegenuber
Kreditinstituten von TEUR 200.601,40 um TEUR 56.127,05 auf TEUR 144.474,35 (Grund:
Tilgung aufgrund Laufzeitende). Das ist ein Ruckgang von 28,0 %. Die verbrieften
Verbindlichkeiten verringerten sich auf Grund planmaRiger Tilgungen und vorzeitiger
Stilllegungen von TEUR 1.951.683,28 um TEUR 142.936,17 auf TEUR 1.808.747,11, das
entspricht 7,3 %. Das Erganzungskapital gemaR Teil 2 Titel | Kapitel 4 CRR hat sich
aufgrund einer planmaRigen Emissionstilgung von TEUR 35.866,97 um TEUR 6.005,00
auf TEUR 29.861,97 reduziert, das entspricht 16,7 %.

Die Gewinnrlcklagen der Emittentin haben sich von TEUR 22.575,49 um TEUR 5.645,49
auf TEUR 28.220,98 (das sind 25,0 %) erhoht. Die Haftriicklage blieb mit TEUR 10.378,05
unverandert.

Der Bilanzgewinn des Geschéftsjahres 2014 in Hohe von TEUR 2.300,00 wurde
ausgeschuttet, der Bilanzgewinn 2015 betrdgt TEUR 2.400,00. Der Bilanzgewinn 2015
wurde zur Ganze ausgeschittet.

Insgesamt erhodhte sich das Eigenkapital der Emittentin von TEUR 56.064,37 um
TEUR 5.745,49 auf TEUR 61.809,86.
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9.2

Betriebsergebnisse

GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG

per Jahresabschluss zum

31.12.2017

31.12.2016

31.12.2015

1 Zinsen und ahnliche Ertréage 33.579.100,91 63.990.185,36 86.540.697,40
2 Zinsen und &hnliche Aufwendungen -22.125.570,44 -48.722.212,36 -71.752.833,81
| NETTOZINSERTRAG 11.453.530,47 15.267.973,00 14.787.863,59
3 Ertrage aus Wertpapieren und Beteiligungen 300.013,65 210.013,65 175.023,39
4 Provisionsertrage 2.034.171,48 2.301.856,66 2.559.502,35
5 Provisionsaufwendungen -4.019.010,12 -4.087.540,53 -4.312.276,18
6 Sonstige betriebliche Ertréage 16.252,00 38.028,62 153.303,97
1l BETRIEBSERTRAGE 9.784.957,48 13.730.331,40 13.363.417,12
7 Allgemeine Verwaltungsaufwendungen

a) Personalaufwand -393.848,45 -373.119,51 -335.334,27

b) sonstige Verwaltungsaufwendungen

(Sachaufwand) -1.310.992,30 -986.407,91 -836.898,56
8 Abschreibung auf die in den Aktivposten 8

enthaltenen Vermdgensgegensténde -10,35 0,00 0,00
9 Sonstige betriebliche Aufwendungen -710.329,78 -809.943,45 -735.747,96
11 BETRIEBSAUFWENDUNGEN -2.415.180,88 -2.169.470,87 -1.907.980,79
\Y BETRIEBSERGEBNIS 7.369.776,60 11.560.860,53 11.455.436,33
10 Wertberichtigungen auf Forderungen und

Zufuhrungen zu Ruckstellungen fir

Eventualverbindlichkeiten und fur

Kreditrisiken sowie Aufwendungen aus dem

Ruickkauf von begebenen

Schuldverschreibungen -345.843,08 -952.839,26 0,00
11 Ertrage aus der Auflésung von

Wertberichtigungen auf Forderungen und

aus Rickstellungen fir

Eventualverbindlichkeiten und fir

Kreditrisiken sowie Ertrage aus dem

Ruckkauf von begebenen

Schuldverschreibungen 347.560,14 99.417,00 746.534,00
12 Wertberichtigungen auf Wertpapiere, die wie

Finanzanlagen bewertet sind, sowie auf

Beteiligungen und Anteile an verbundenen

Unternehmen -39.000,00 0,00 0,00
\% ERGEBNIS DER GEWOHNLICHEN

GESCHAFTSTATIGKEIT 7.332.493,66 10.707.438,27 12.201.970,33
13 Steuern vom Einkommen und Ertrag -1.948.795,34 -1.604.516,72 -2.633.383,45
14 Aufwendungen aus latenten Steuern -58.972,29 276.158,11 0,00
15 Sonstige Steuern, ausgenommen vom

Einkommen und Ertrag -415.940,50 -5.062.068,89 -1.523.094,44
VI JAHRESUBERSCHUSS /

JAHRESFEHLBETRAG 4.967.757,82 4.317.010,77 8.045.492,44
15 Riicklagenbewegung -2.467.757,82 -1.817.010,77 -5.645.492,44
16 Aufwendungen aus Ergebnisabfiihrung 0,00 0,00 0,00
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per Jahresabschluss zum 31.12.2017 31.12.2016 31.12.2015

ViI JAHRESGEWINN / JAHRESVERLUST 2.500.000,00 2.500.000,00 2.400.000,00

VIl BILANZGEWINN / BILANZVERLUST 2.500,000,00 2.500.000,00 2.400.000,00

Quelle: Geprufte Jahresabschliusse der Emittentin fur die Geschaftsjahre 2017, 2016 und 2015 (alle Angaben in EUR)

Geschaéftsjahr 2017

Im Geschéftsjahr 2017 wurden die Zinsertrdge und Zinsaufwendungen der Derivate zur
Absicherung des Zinsrisikos in der entsprechenden Position des zugrundeliegenden
Geschéfts ausgewiesen. Die Vergleichbarkeit zum Vorjahr ist daher nur eingeschrénkt
maoglich. Die Position Zinsen und A&hnliche Ertrdge der Emittentin sank von
TEUR 63.990,19 um TEUR 30.411,08 auf TEUR 33.579,10, das entspricht ca. 47,52 %.
Ebenso reduzierten sich Zinsen und &hnlichen Aufwendungen von TEUR 48.722,21 um
TEUR 26.596,64 auf TEUR 22.125,57, das entspricht einer Abnahme um 54,59 %. Daraus
folgt ein Rickgang des Nettozinsertrags der Emittentin von TEUR 15.267,97 um
TEUR 3.814,44 auf TEUR 11.453,53, der einem Riickgang von ca. 24,98 % entspricht.

Die Betriebsertrdge der Emittentin sanken von TEUR 13.730,33 um TEUR 3.945,37 auf
TEUR 9.784,96, das entspricht 28,73 %. Die Provisionsertrage sanken von
TEUR 2.301,86 um TEUR 267,69 auf TEUR 2.034,17, das entspricht 11,63 %. Im selben
Zeitraum sanken die Provisionsaufwendungen von TEUR 4.087,54 um TEUR 68,53 auf
TEUR 4.019,01, das ist ein Riickgang von 1,68 %.

Der Personalaufwand der Emittentin erhdéhte sich von TEUR 371,90 auf TEUR 393,85,
was einem Anstieg von 5,56 % entspricht. Die sonstigen Verwaltungsaufwendungen
(Sachaufwand) stiegen von TEUR 986,41 um TEUR 324,58 auf TEUR 1.310,99, was eine
Erh6hung von 32,91 % darstellt.

Insgesamt kam es im Geschéftsjahr 2017 zu einem Riickgang des Betriebsergebnisses
der Emittentin von TEUR 11.560,86 um TEUR 4.191,08 auf TEUR 7.369,78, das
entspricht einer Reduktion von rund 36,25 %.

Das Ergebnis der gewdthnlichen Geschaftstatigkeit der Emittentin sank gegeniber dem
Geschaftsjahr 2016 von TEUR 10.707,44 um TEUR 3.374,94 auf TEUR 7.332,49, was
einem Ruckgang von 31,52 % entspricht.

Die Korperschaftsteuer fir das Geschéaftsjahr 2017 wird mit TEUR 1.889,82 (im Vorjahr:
TEUR 1.604,52) ausgewiesen.

Der Jahresuberschuss der Emittentin stieg im Geschéaftsjahr 2017 auf TEUR 4.967,76
gegeniiber dem Vorjahr an, wo er TEUR 4.317,01 betrug. Das entspricht einem Anstieg
von TEUR 650,75 bzw 15,07 %.

Nach Abzug der Ricklagenbewegung von TEUR 2.467,76 (im Vorjahr TEUR 1.817,01)
konnte die Emittentin fur das Geschéaftsjahr 2017 einen Bilanzgewinn von TEUR 2.500,00
ausweisen. Der Bilanzgewinn 2017 wurde zur Ganze ausgeschuttet.

Geschéftsjahr 2016

Im Geschéftsjahr 2016 reduzierte sich die Position Zinsen und &ahnliche Ertréage der
Emittentin von TEUR 86.540,70 um TEUR 22.550,51 auf TEUR 63.990,19, das entspricht
einer Verringerung von 26,06 %. Dem steht eine Abnahme der Zinsen und &hnlicher
Aufwendungen von TEUR 71.752,83 um TEUR 23.030,62 auf TEUR 48.722,21
gegeniber, das entspricht einer Abnahme um 32,10 %. Daraus resultierte eine Steigerung
des Nettozinsertrags von TEUR 14.787,86 um TEUR 480,11 auf TEUR 15.267,97 das
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stellt eine Erhdéhung von 3,25 % dar. Der hohere Ruckgang der Zinsen und &hnlicher
Aufwendungen resultiert aus den mittels Zinsswaps abgesicherten Verbrieften
Verbindlichkeiten, die keinen Floor des Referenzzinssatzes aufweisen.

Die Betriebsertrdge der Emittentin stiegen von TEUR 13.363,42 um TEUR 366,91 auf
TEUR 13.730,33, das entspricht 2,75 %. Die Provisionsertrdge sanken von
TEUR 2.559,50 um TEUR 257,65 auf TEUR 2.301,86, das entspricht einer Reduktion von
10,07 % und die Provisionsaufwendungen verminderten sich von TEUR 4.312,28 um
TEUR 224,74 auf TEUR 4.087,54, das sind 5,21 %.

Der Personalaufwand der Emittentin stieg um TEUR 37,79 auf TEUR 373,12, was einem
Anstieg von 11,27 % entspricht. Die sonstigen Verwaltungsaufwendungen (Sachaufwand)
stiegen von TEUR 836,90 um TEUR 149,51 auf TEUR 986,41, was eine Erhdhung von
17,86 % darstellt.

Insgesamt kam es im Geschéftsjahr 2016 zu einem Anstieg des Betriebsergebnisses der
Emittentin von TEUR 11.455,44 um TEUR 105,42 auf TEUR 11.560,86, das entspricht
einem Zuwachs von 0,92 %.

Das Ergebnis der gewdhnlichen Geschaftstatigkeit der Emittentin sank gegeniber dem
Vorjahr von TEUR 12.201,97 um TEUR 1.494,53 auf TEUR 10.707,44, das einer
Abnahme von 12,25 % entspricht. Der Grund ist die erstmalige Bewertung der
Kreditrisiken und der zugehdorigen Dotierung von Pauschalwertberichtigungen.

Die Korperschaftsteuer fir das Geschaftsjahr 2016 wird mit TEUR 1.604,52 (im Vorjahr:
TEUR 2.633,38) ausgewiesen.

Der Jahresiiberschuss der Emittentin betrdgt TEUR 4.317,01 und ist damit um
TEUR 3.728,48 niedriger als der Jahresiberschuss 2015, welcher TEUR 8.045,49 betrug.
Der Riuckgang des Jahresuberschusses ist im Wesentlichen auf die erhdhte
Einmalzahlung der Stabilitatsabgabe zurtickzufuhren.

Nach Abzug der Rucklagenbewegung von TEUR 1.817,01 (im Vorjahr TEUR 5.645,49)
kann ein Bilanzgewinn von TEUR 2.500,00 ausgewiesen werden. Der Bilanzgewinn 2016
wurde zur Ganze ausgeschittet.

Geschéftsjahr 2015

Das Geschaftsjahr 2015 fuhrte zu einer Steigerung der Zinsen und &hnlicher Ertrage der
Emittentin von TEUR 72.780,97 um TEUR 13.759,72 auf TEUR 86.540,70, das entspricht
einer Veranderung um 18,9 %. Demgegenlber steht ein Anstieg der Zinsen und ahnlicher
Aufwendungen der Emittentin von TEUR 60.964,11 um TEUR 10.788,72 auf
TEUR 71.752,83, das entspricht 17,7 %. Der Grund der Anstiege liegt in der
Bruttodarstellung der Zinsertrdge und Zinsaufwendungen aus Derivatgeschaften.
Insgesamt ergab sich ein Anstieg des Nettozinsertrags von TEUR 11.816,86 um
TEUR 2.971,00 auf TEUR 14.787,86, das entspricht einer Steigerung von 25,1 %.

Die Betriebsertrage der Emittentin stiegen im Geschéaftsjahr 2015 von TEUR 10.196,72
um TEUR 3.166,69 auf TEUR 13.363,42, das entspricht einer Erhéhung von 31,1 %. Dies
ergibt sich im Wesentlichen aus dem Anstieg des Nettozinsertrags. Die Provisionsertrage
sanken von TEUR 2.702,41 um TEUR 142,90 auf TEUR 2.559,50, das entspricht einer
Reduktion von 5,29 %, und die Provisionsaufwendungen verringerten sich von
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9.2.1

TEUR 4.472,95 um TEUR 160,67 auf TEUR 4.312,28, das sind -3,6 %. Die sonstigen
betrieblichen Ertrage erhéhten sich von TEUR 0,37 um TEUR 152,94 auf TEUR 153,30.

Der Personalaufwand der Emittentin stieg um TEUR 36,47, eine Zunahme von 12,2 %.
Die sonstigen Verwaltungsaufwendungen (Sachaufwand) erhéhten sich von TEUR 735,65
um TEUR 101,25 auf TEUR 836,90, das entspricht einer Steigerung von 13,8 %.

Insgesamt kam es im Geschéftsjahr 2015 zu einem Anstieg des Betriebsergebnisses der
Emittentin von TEUR 8.908,26 um TEUR 2.547,18 auf TEUR 11.455,44, das entspricht
einem Plus von 28,6 %.

Unter Berlcksichtigung der Ertrdge aus dem Ruckkauf von Wertpapieren in Hohe von
TEUR 746,53 (im Vorjahr: TEUR 415,00), stieg das Ergebnis der gewdhnlichen
Geschaftstatigkeit der Emittentin gegeniiber dem Geschaftsjahr 2014 von TEUR 9.323,26
um TEUR 2.878,71 auf TEUR 12.201,97, was einem Zuwachs von 30,9 % entspricht.

Die Korperschaftsteuer fir das Geschaftsjahr 2015 wird mit TEUR 2.633,38 (im Vorjahr:
TEUR 1.919,78) ausgewiesen.

Der Jahresuberschuss der Emittentin fir das Geschéaftsjahr 2015 betrdgt TEUR 8.045,49
und ist damit um TEUR 2.153,26 hoher als der Jahresiberschuss 2014, welcher
TEUR 5.892,23 betrug. Der Anstieg des Jahrestliberschusses ist im Wesentlichen auf den
gestiegenen Nettozinsertrag zurtickzufuhren.

Nach Abzug der Ricklagenbewegung von TEUR 5.645,49 (im Vorjahr TEUR 3.592,23)
kann ein Bilanzgewinn der Emittentin von TEUR 2.400,00 ausgewiesen werden. Der
Bilanzgewinn 2015 wurde zur G&nze ausgeschittet.

Wichtige Faktoren, die die Geschéftsertrage der Emittentin erheblich beeintrachtigen

Die Emittentin geht davon aus, dass sich die aktuell angespannte und unsichere Lage an
den internationalen Finanzmarkten und die Staatsschuldenkrise negativ auf die
Geschéftsertrdge der Emittentin  und insbesondere auf die Platzierung der
Schuldverschreibungen auswirken wird, wobei das Ausmal der nachteiligen
Auswirkungen fir die Emittentin zum Datum dieses Prospekts noch nicht abschéatzbar ist.
Die Emittentin rechnet insbesondere damit, dass weniger von ihr begebene
Schuldverschreibungen gezeichnet werden. Dies kann dazu flhren, dass der Emittentin
Mittel fir die Ausreichung von Krediten nicht wie in bisheriger Hohe zur Verfiigung stehen
und dass die Geschéaftstatigkeit der Emittentin dadurch eingeschréankt wird.

Die Provisionsertrage aus der Einstellung von Forderungen in den Deckungsstock der
Erste Group Bank bilden einen bedeutenden Anteil an den Ertragen der Emittentin.
Aufgrund von Anderungen von gesetzlichen Rahmenbedingungen zu Asset
Encumbrances (Belastungen des Vermdgens eines Kreditinstituts) kommt es hier zu einer
weiteren Einschrankung des Ertragspotentials.

Zur Absicherung bestimmter Risiken aus Geschéften verwendet die Emittentin derivative
Instrumente. Falls der Emittentin beim Abschluss dieser Derivatvertrage Fehler
unterlaufen sind kann es dazu kommen, dass die betreffenden Risiken aus diesen
Geschaften nicht richtig abgesichert sind und die Emittentin aus diesen Geschéften
héhere Risiken und/oder Zinsaufwande als erwartet tragen muss.

Durch Umstellung des Geschéaftsmodells hin zur treuhéndigen Emission verringert sich

139



9.2.2

9.2.3

zwar das Kreditrisiko aus Kundenforderungen im Gegenzug reduziert sich auch der Ertrag
der Emittentin aus den treuhandigen Emissionen.

Dariiber hinaus sind der Emittentin keine wichtigen Faktoren, einschlief3lich
ungewohnlicher oder seltener Vorfalle oder neuer Entwicklungen bekannt, die die
Geschaftsertrage der Emittentin erheblich beeintrachtigen.

Wesentliche Veranderungen bei den Nettoumséatzen oder den Nettoertragen

Im Geschéftsjahr 2015 stieg der Nettozinsertrag auf TEUR 14.787,86 an und im
Geschaftsjahr 2016 auf TEUR 15.267,97. Im Geschéaftsjahr 2017 kam es zu einem
Ruckgang des Nettozinsertrags auf TEUR 11.453,53.

Der Anstieg des Nettozinsertrags ist nach Ansicht der Emittentin auf das gesunkene Geld-
und Kapitalmarktniveau zurtickzufiihren. Dieser Ruckgang wirkte sich im Geschéftsjahr
2016 starker auf die Zinsaufwendungen aus den Verbrieften Verbindlichkeiten aus, als auf
die Zinsertrdge der Forderungen an Kreditinstitute sowie Forderungen an Kunden. Die
Kuponzahlungen der begebenen fixverzinsten Schuldverschreibungen werden zum
GrofRteil durch Derivatkontrakte abgesichert. Durch den Abschluss dieser Derivate wird
ein Tausch der hohen fixverzinsten Aufwendungen in variable, geldmarktabhangige
Zinsaufwendungen ermdglicht. Die Derivatkontrakte partizipieren an den negativen
Geldmarktindikatoren.

Staatliche, wirtschaftliche, steuerliche, monetére und politische Strategien und Faktoren

Bis zum Wirksamwerden der geplanten Abspaltung des spaltungsrelevanten Bankbetriebs
der Emittentin finden auf die Emittentin zahlreiche bankenaufsichtsrechtliche
Bestimmungen Anwendung, welche die Geschaftsertrage der Emittentin erheblich
belasten. Diese bankenaufsichtsrechtlichen Bestimmungen unterliegen fortlaufend
nationalen und europaischen Anderungen. Zu den regulatorischen Rahmenbedingungen
zahlen unter anderem die folgenden:

. Basel Il und CRD IV-Paket. Im Juni 2011, im Januar 2013 und im Oktober 2014
verotffentlichte der Basler Ausschuss flur Bankenaufsicht (Basel Committee on
Banking Supervision — "BCBS") sein (endgultiges) als Basel lll bekanntes
internationales aufsichtsrechtlichen Rahmenwerk fur Kreditinstitute, das aus einem
umfassenden Paket an Reformmalinahmen besteht, was die Regulierung, die
Aufsicht und das Risikomanagement des Bankensektors starken soll. Die
wichtigsten Teile von Basel lll wurden durch das CRD IV-Paket in européisches
Recht umgesetzt, i.e. die Richtlinie 2013/36/EU des Européaischen Parlaments und
des Rates vom 26. Juni 2013 Uber den Zugang zur Téatigkeit von Kreditinstituten und
die Beaufsichtigung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen, zur Anderung der
Richtlinie 2002/87/EG und zur Aufhebung der Richtlinien 2006/48/EG und
2006/49/EG (Capital Requirements Directive IV - "CRD IV") und die Verordnung
(EU) Nr. 575/2013 des Européischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013
Uber Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen und zur
Anderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 (Capital Requirements Regulation —
"CRR").

Insbesondere das CRD IV Paket erhthte (weiter) die Erfordernisse an die Qualitat
und Quantitat von aufsichtsrechtlich erforderlichem Kapital (Eigenmittel) sowie die
Mindesteigenmittel fur derivative Positionen und fuhrte neue Liquiditatsvorschriften
sowie eine Leverage Ratio ein.
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Die CRR (eine EU Verordnung, die in den EU Mitgliedsstaaten ohne nationale
Umsetzung unmittelbar anwendbar ist) sowie das Osterreichische Bundesgesetz zur
Umsetzung der CRD IV in 0Osterreichisches Recht (und bestimmte in
Zusammenhang stehende Verordnungen), welches Anderungen des BWG
beinhaltet, sind seit 1.1.2014, vorbehaltlich bestimmter Ubergangsbestimmungen,
anzuwenden.

Im Dezember 2017 wurde Uberdies ein Reformpaket fur Basel Il verabschiedet.
Dieses soll zu einer Starkung der Finanzstabilitdt und einer harmonisierten
Regulierung fur den Bankensektor fihren. Dieses Reformpaket bedarf noch
konkreter (européischer) Rechtssetzungsakte.

CRD V/CRRIl. Am 23.11.2016 veroffentlichte die Europaische Kommission
Konsultationsdokumente zur Uberarbeitung des CRD IV-Pakets, der BRRD und der
Verordnung (EU) Nr. 806/2014 des Europaischen Parlaments und des Rates vom
15. Juli 2014 zur Festlegung einheitlicher Vorschriften und eines einheitlichen
Verfahrens fur die Abwicklung von Kreditinstituten und bestimmten
Wertpapierfirmen im Rahmen eines einheitlichen Abwicklungsmechanismus und
eines einheitlichen Abwicklungsfonds sowie zur Anderung der Verordnung (EU) Nr.
1093/2010 (Single Resolution Mechanism Regulation - SRMR). Die
Konsultationsentwirfe enthalten unter anderem die folgenden zentralen Elemente:
(i) risikosensiblere Kapitalanforderungen, insbesondere im Hinblick auf Marktrisiko,
Gegenparteiausfallrisiko und Risikopositionen gegeniber zentralen Gegenparteien;
(i) eine verbindliche Verschuldungsquote zur Vermeidung einer Ubermafigen
Verschuldung der Institute; und (iii) eine verbindliche strukturelle Liquiditatsquote
zur Uberwindung der iiberm&Rigen Abhangigkeit von kurzfristigen Refinanzierungen
am Interbankenmarkt und zur Senkung langfristiger Finanzierungsrisiken. Die
Konsultationsentwirfe wurden dem Europdischen Parlament und dem Rat zur
Prifung und Annahme Ubermittelt.

Kapitalpuffer. Die Artikel 128 bis 140 CRD IV fuhren Bestimmungen ein, die von den
Instituten fordern, dass sie zuséatzlich zum CET 1 Kapital, welches zur Einhaltung
der Eigenmittelanforderungen gemafR der CRR und etwaiger zusatzlicher Pillar Il-
Eigenmittelanforderungen dient, Uber die neu definierten speziellen Kapitalpuffer
verfigen. In Osterreich, wurden diese Bestimmungen in nationales Recht in den
88 23 bis 23d des BWG umgesetzt. Die meisten dieser Pufferanforderungen werden
stufenweise beginnend mit 1.1.2016 bis 1.1.2019 eingefuhrt. Am 1.1.2016 trat die
Osterreichische Kapitalpufferverordnung ("KP-V") der FMA, welche auch die
Empfehlungen des Finanzmarktstabilitdtsgremiums (FMSG) umsetzt, in Kraft. Die
KP-V bestimmt (i) die Festlegung und Anerkennung der antizyklischen
Kapitalpufferquote gemal § 23a (3) BWG; (ii) die Festlegung der Kapitalpufferquote
fur systemische Verwundbarkeit und fur systemisches Klumpenrisiko (=
Systemrisikopuffer) gemaf § 23d (3) BWG, die auf konsolidierter Ebene zu ermitteln
ist; (iii) die Festlegung des Kapitalpuffers fiir systemrelevante Institute ("O-Sli
Puffer”) geméafl § 23c (5) BWG, der auch auf konsolidierter Ebene zu ermitteln ist;
und (iv) die ndhere Ausgestaltung der Berechnungsgrundlagen gemaR 8§ 23a (3)(1)
BWG und 8§24 (2) BWG (letzteres betrifft die Berechnung des maximalen
ausschuttungsfahigen Betrages).

GemaR der KP-V betragt die antizyklische Kapitalpufferquote fir in Osterreich
belegene wesentliche Kreditrisikopositionen 0,00%. Gemall der K-PV wird der
Emittentin kein Systemrisikopuffer und kein O-SllI Puffer auferlegt.
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BCBS Uberarbeitung der bankenaufsichtsrechtlichen Rahmenbedingungen. Als Teil
der fortlaufenden Bemuhungen, die bankenaufsichtsrechtlichen
Rahmenbedingungen zu verbessern, Uberarbeitet der BCBS die standardisierten
Ansatze der Kapitalanforderungsregelwerke fir Kreditrisiko, Marktrisiko und fir
operationelles Risiko. Diese Uberarbeitungen umfassen die standardisierten und
internen Modellansatze fur alle Risikotypen. Der BCBS arbeitet auch an der
Entwicklung eines Regelwerkes fur eine Kapitaluntergrenze, das auf den
Uberarbeiteten standardisierten Ansatzen fir alle Risikotypen basiert. Dieses
Regelwerk wird die aktuellen Kapitaluntergrenzen fir Kreditinstitute ersetzen, die
interne Modelle verwenden, welche auf dem Basel | Standard basieren. Der BCBS
wird die Kalibrierung neben der weiteren Arbeit betreffend die Uberarbeitung des
risikobasierenden Kapitalregelwerks bertcksichtigen.

Gesetzgebung zur Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten. Die Richtlinie zur
Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten ("Richtlinie 2014/59/EU des
Européischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 zur Festlegung eines
Rahmens fur die Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten und
Wertpapierfirmen und zur Anderung der Richtlinie 82/891/EWG des Rates, der
Richtlinien 2001/24/EG, 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG, 2007/36/EG,
2011/35/EU, 2012/30/EU und 2013/36/EU sowie der
Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 648/2012 des Europaischen
Parlaments und des Rates") (Bank Recovery and Resolution Directive - "BRRD")
wurde in Osterreich durch das Sanierungs- und Abwicklungsgesetz ("BaSAG")
umgesetzt, das am 1.1.2015 in Kraft trat. Die BRRD bzw das BaSAG schafft ein
Rahmenwerk fir die Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten und verlangt
von den Instituten unter anderem die Ausarbeitung von "Sanierungsplanen”, die
bestimmte Regelungen und Malnahmen zur Wiederherstellung der langfristigen
wirtschaftlichen Lebensfahigkeit des Finanzinstituts im Falle einer erheblichen
Verschlechterung seiner finanziellen Position enthalten. Dartber hinaus muissen die
Institute jederzeit Mindestanforderungen an Eigenmitteln und anrechenbaren
Verbindlichkeiten ("MREL") erflllen, die durch die Abwicklungsbehérde im Einzelfall
festgelegt werden.

Der einheitliche Abwicklungsmechanismus fir europaische Kreditinstitute. Der
einheitliche Abwicklungsmechanismus (Single Resolution Mechanism - "SRM") stellt
neben dem Einheitlichen Aufsichtsmechanismus (Single Supervisory Mechanism —
"SSM") und dem gemeinsamen Einlagensicherungssystem ein Element der
Bankenunion dar. Dieser dient zur Zentralisierung der Schlisselkompetenzen und -
ressourcen, um bei Zusammenbruch eines Kreditinstituts in den teilnehmenden
Mitgliedstaaten einzugreifen. Der SRM ergédnzt den SSM und hat das Ziel zu
gewadhrleisten, dass falls ein Kreditinstitut, das dem SSM unterliegt, ernste
Schwierigkeiten hat, dessen Abwicklung effizient mit minimalen Kosten fur die
Steuerzahler und die Realwirtschaft bewaltigt werden kann. Die Interaktion und
Kooperation zwischen den Abwicklungs- und Aufsichtsbehdrden ist ein zentrales
Element des SRM. Der SSM wird zur Unterstiutzung des SRM bei der Uberpriifung
der Abwicklungspldne herangezogen, um eine Duplizierung der Aufgaben zu
vermeiden.

Grundlage des SRM sind zwei Rechtsinstrumente: (i) eine SRM-Verordnung, die die
wichtigsten Aspekte des Mechanismus regelt und weitgehend die Regelungen der
BRRD Uber die Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten wiedergibt; und
(i) eine zwischenstaatliche Vereinbarung tber bestimmte spezifische Aspekte des

142



einheitlichen Abwicklungsfonds (Single Resolution Fund — "SRF").

Die EU-Mitgliedstaaten, die Mitglieder der Bankenunion sind, missen den SRF
innerhalb eines Zeitraums von acht Jahren mit einer Zielausstattung von mind. 1%
der abgedeckten Einlagen einrichten. Wahrend dieses Ubergangszeitraums soll der
durch die SRM-Verordnung geschaffene SRF nationale Kompartimente fir die
einzelnen teilnehmenden Mitgliedstaaten umfassen. Die Mittelausstattung dieser
Kompartimente soll dber einen Zeitraum von acht Jahren schrittweise
vergemeinschaftet werden, beginnend mit einer 40%igen Vergemeinschaftung im
ersten Jahr (2016).

MREL. Zur Gewahrleistung der Wirksamkeit des bail-in tool und anderer durch die
BRRD eingefuihrter Abwicklungsinstrumente setzt die BRRD mit Wirkung vom
1.1.2016 voraus, dass alle Institute eine individuelle MREL Anforderung erreichen
mussen, die als Prozentsatz der gesamten Verbindlichkeiten und den Eigenmitteln
berechnet und von der maRgeblichen Abwicklungsbehotrde festgesetzt wurde. In
diesem Zusammenhang erganzt eine Delegierte Verordnung der Europdischen
Kommission die BRRD in Bezug auf technische Regulierungsstandards zur
Prazisierung der Kriterien im Zusammenhang mit der Methode zur Festlegung der
Mindestanforderung an Eigenmittel und berlcksichtigungsfahige Verbindlichkeiten
("MREL Delegierte Verordnung"). Die MREL Delegierte Verordnung erlaubt den
Abwicklungsbehorden, den Instituten einen Ubergangszeitraum zu erméglichen, um
die anwendbaren MREL Anforderungen zu erreichen. Jede Abwicklungsbehoérde
muss eine eigene Festsetzung der geeigneten MREL Anforderung fiur jede Gruppe
oder jedes Institut innerhalb ihrer Jurisdiktion durchfihren, welche von der
Losbarkeit, dem Risikoprofil, der Systemrelevanz und von anderen Charakteristika
jedes Instituts abhangt. Berlcksichtigungsfahige Posten fur die Einbeziehung in
MREL werden die Eigenmittel eines Instituts (iSd CRR) sowie die
"berlicksichtigungsfahigen Verbindlichkeiten" umfassen, welche Verbindlichkeiten
sind, die nicht zu den Eigenmittel zéhlen, vom bail-in nicht ausgeschlossen sind und
die Instrumente beinhalten kénnen, die unter anderem begeben und voll einbezahlt
sind, eine Falligkeit von zumindest einem Jahr haben (bzw fur den Investor kein
Ruckzahlungsrecht innerhalb eines Jahres vorsehen) und sich nicht aus Derivaten
ergeben.

EU-weite Stresstests der Europaischen Bankenaufsichtsbehdrde. Eine der
Aufgaben der EBA ist es, die ordnungsgemafe Funktionsweise und Integritat der
Finanzmarkte sowie die Stabilitat des Finanzsystems in der EU zu gewébhrleisten.
Zu diesem Zweck ist die EBA beauftragt, die Marktentwicklungen zu Uberwachen
und einzuschéatzen sowie Trends, potentiellen Risiken und Schwachstellen, die von
mikro-prudenzieller Ebene stammen, zu identifizieren. Eines der ersten
Aufsichtsinstrumente, um eine solche Analyse durchzufiihren, ist der EU-weite
Stresstest: Diese regelmaRigen EU-weiten Stresstests werden von unten nach oben
(bottom-up fashion) durchgefiihrt, wobei einheitliche Methoden, Szenarien und
zentrale Annahmen verwendet werden, die von der EBA in Kooperation mit dem
Européischen Ausschuss fiur Systemrisiken (ESRB), der EZB und der EU
Kommission entwickelt wurden.

MiFID Il und MiFIR. Die europaischen aufsichtsrechtlichen Rahmenbedingungen fir
Wertpapierdienstleistungen  und  regulierte  Méarkte werden durch die
Richtlinie 2014/65/EU des Europdaischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai
2014 uber Markte fur Finanzinstrumente sowie zur Anderung der Richtlinien
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2002/92/EG und 2011/61/EU (Markets in Financial Instruments Directive Il -
"MIFID II") und die Verordnung (EU) Nr. 600/2014 des Europaischen Parlaments
und des Rates vom 15. Mai 2014 Uber Markte fur Finanzinstrumente und zur
Anderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 (Markets in Financial Instruments
Regulation - "MiFIR") festgelegt.

. Einlagensicherungssysteme. Au3erdem, anders als in der Vergangenheit, gibt es in
der Richtlinie 2014/49/EU des Europaischen Parlaments und des Rates vom
16. April 2014 Uber Einlagensicherungssysteme (Directive on Deposit Guarantee

Schemes - "DGSD") Finanzierungsanforderungen far die
Einlagensicherungssysteme (Deposit Guarantee Schemes - DGS). Grundsatzlich
betragt die ZielgréRe der ex-ante finanzierten Fonds der

Einlagensicherungssysteme 0,8% der gedeckten Einlagen, die von den
Kreditinstituten bis zum Endtermin (3.7.2024) eingezogen werden. GemaR dem
Einlagensicherungs- und Anlegerentschadigungsgesetz (ESAEG), das die DGSD in
Osterreich umsetzt, ist der Einlagensicherungsfonds daher bis 3.7.2024 (Endtermin)
aufzubauen.

In der Vergangenheit erforderten die verpflichtenden Einlagensicherungssysteme in
Osterreich keine ex-ante zu leistenden Beitrage, sondern sie haben die Mitglieder
der Einlagensicherungssysteme nur zu ex-post zu leistenden Beitragen verpflichtet,
nachdem die Einlage eines Mitglieds nicht mehr gedeckt war (schitzendes
Ereignis). Neben diesen nunmehr zu leistenden ex-ante Beitrdgen, muissen die
Kreditinstitute gegebenenfalls bestimmte zusatzliche (ex-post) zu leistende Beitrage
in einem bestimmten Ausmal leisten.

. Stabilitatsabgabe. Die Emittentin unterliegt der Stabilitatsabgabe nach dem
Stabilitatsabgabegesetz. Bemessungsgrundlage ist die  durchschnittliche
unkonsolidierte Bilanzsumme jenes Geschéftsjahres, das im Jahr vor dem
Kalenderjahr endet, fur das die Stabilititsabgabe zu entrichten ist. Diese wird
allenfalls vermindert um gesicherte Einlagen, gezeichnetes Kapital und Ricklagen,
bestimmte Verpflichtungen von sich in Abwicklung oder Restrukturierung
befindlichen Kreditinstituten, bestimmte Verbindlichkeiten, fur die die Republik
Osterreich die Haftung (ibernommen hat sowie Verbindlichkeiten auf Grund
bestimmter Treuhandgeschéfte. Die HOhe der Stabilitdtsabgabe betragt 0,09 % fur
jene Teile der Bemessungsgrundlage, die einen Betrag von EUR 1 Mrd
Uberschreiten und EUR 20 Mrd nicht Uberschreiten, und 0,11 % fur jene Teile, die
einen Betrag von EUR 20 Mrd Uberschreiten. Hinzu kommt fir die Kalenderjahre bis
einschlieRlich 2017 ein Sonderbeitrag zur Stabilitdtsabgabe.

. Referenzzinssatze. Mdgliche kiunftige gerichtliche Entscheidungen zur Weitergabe
negativer Referenzzinssatze bei Finanzierungen im Kommerzbereich kdénnen die
Ertragslage der Emittentin erheblich belasten.

Dartiber hinausgehend sind der Emittentin keine staatlichen, wirtschaftlichen,
steuerlichen, monetaren oder politischen Strategien oder Faktoren bekannt, die ihre
Geschéafte direkt oder indirekt wesentlich beeintréachtigt haben oder unter Umstéanden
beeintrachtigen kdnnen.
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10.

10.1

KAPITALAUSSTATTUNG

Risikomanagement

Das Risikomanagement der s Wohnbaubank kontrolliert die Einhaltung der
Veranlagungsrichtlinien sadmtlicher Geschéaftsprozesse. Dazu erfolgt die Gliederung in
einen operativen und einen strategischen Bereich. Der operative Bereich zeichnet fur die
Einhaltung der Veranlagungsrichtlinien im Zuge der Kreditvergabe verantwortlich. Dem
strategischen Bereich obliegt die Verantwortung aller weiteren Prozesse. Diese umfassen
die laufende Uberwachung sowie die Entwicklung angemessener Strategien und
Verfahren zur Beurteilung sémtlicher Risiken gemanR § 39 und § 39a BWG.

Kurz- und langfristige Kapitalausstattung

Zahlen in EUR

2017

2016

2015

Summe der Verbindlichkeiten
(nicht téglich féllig und unter 1 Jahr Restlaufzeit)

56.952.418,63

250.572.74,98

86.530.212,41

Verbindlichkeiten gegenuiber Kreditinstituten 49.200,00 41.664.774,09 15.454.961,95
Verbriefte Verbindlichkeiten 56.041.246,41 208.045.995,67 70.213.278,24
Erganzungskapital 861.972,22 861.972,22 861.972,22

Summe der Verbindlichkeiten
(nicht téglich féllig und uber 1 Jahr Restlaufzeit)

1.803.798.900,00

1.740.246.000,00

1.886.733.828,96

Verbindlichkeiten gegenuber Kreditinstituten

188.000.000,00

128.000.000,00

119.200.000,00

Verbriefte Verbindlichkeiten

1.586.798.900,00

1.583.246.000,00

1.738.533.828,96

Ergénzungskapital

29.000.000,00

29.000.000,00

29.000.000,00

Summe Eigenkapital

66.194.628,06

63.726.870,24

61.809.859,47

Gezeichnetes Kapital **)

20.356.000,00

20.356.000,00

20.356.000,00

Kapitalriicklage **)

454.834,85

454.834,85

454.834,85

Gewinnriicklagen **)

32.505.747,28

30.037.989,46

28.220.978,69

Haftungsrucklage geméaR § 57 Abs 5 BWG **

10.378.045,93

10.378.045,93

10.378.045,93

Quelle: Die in der obigen Tabelle mit ** gekennzeichneten Positionen stammen direkt aus den Jahresabschlussen der Emittentin fur

die Geschéftsjahre 2017, 2016 und 2015. Die Angaben ohne Kennzeichnung wurden auf Basis dieser Jahresabschlisse errechnet.

Die Eigenmittelausstattung der Emittentin stellte sich in den von den historischen
Finanzinformationen abgedeckten Zeitraumen wie folgt dar:

Zahlen in EUR 2017 2016 2015

Erforderliche Eigenmittel gemaR § 22 Abs 1 BWG
Anrechenbare Eigenmittel geméaR § 23 in Verbindung
mit § 29 BWG

Uberschreitung des gesetzlichen

23.555.084,51 25.564.830,45 26.159.676,02

84.243.820,79 86.680.164,05 84.995.895,05

Mindesterfordernisses um* 257,6 % 239,1 % 224,9 %
Quelle: Geprufte Jahresabschlisse der Emittentin fur die Geschaftsjahre 2017, 2016 und 2015
* Berechnung "Uberschreitung des gesetzlichen Mindesterfordernisses um": (Anrechenbare Eigenmittel — Erforderliche

Eigenmittel)/Erforderliche Eigenmittel.

Fir 2017: EUR 84.243.820,79 — EUR 23.555.084,51 = EUR 60.688.736,23 / EUR 23.555.084,51) = 257,6 %.
Fir 2016: EUR 86.680.164,05 — EUR 25.564.830,45 = EUR 58.836.219,03 / EUR 25.564.830,45 = 239,1 %.
Fiir 2015: EUR 84.995.895,05 — EUR 26.159.676,02 = EUR 58.836.219,03 / EUR 26.159.676,02 = 224,9 %.

Die anrechenbaren Eigenmittel weisen in den letzten Jahren ein konstantes Uberschreiten
der Mindesterfordernisse aus. Der Uberschissige Teil der anrechenbaren Eigenmittel
ergibt in Relation zu den erforderlichen Eigenmitteln die prozentuelle Uberschreitung des
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gesetzlichen Mindesterfordernisses. Die Umstellung im Rahmen des Basel-ll-Prozesses
vom Standardansatz auf den auf internen Ratings basierenden Ansatz gemafR den
Solvabilitdtsvorschriften per 1.1.2010 fuhrte zu einer Verringerung der erforderlichen
Eigenmittel und damit zu einem weiteren Anstieg der Uberschreitung der gesetzlichen
Mindesterfordernisse. Ursache dafir ist, dass wesentliche Aktivpositionen mit einem
geringeren Prozentsatz zu gewichten sind.

Die anrechenbaren Eigenmittel der Emittentin gliedern sich wie folgt:

Zahlen in EUR

2017

2016

2015

Stammaktien (Gezeichnetes Kapital)

20.356.000,00

20.356.000,00

20.356.000,00

Kapitalricklage

454.834,85

454.834,85

454.834,85

Gewinnricklagen

32.505.747,28

30.037.989,46

28.220.978,69

Haftricklage gemal § 57 Abs 5 BWG

10.378.045,93

10.378.045,93

10.378.045,93

abziglich immaterielle Vermdgensgegensténde 0,00 0,00 0,00
Risikovorsorge-Fehlbetrége fiir IRB-Positionen -256.283,72 -327.319,55 -513.964,42
Ubergangsanpassungen am harten Kernkapital 25.628,37 65.463,91 154.189,33

Zwischensumme

63.463.972,71

60.965.014,60

59.050.084,38

davon 50 % anrechenbares Nachrangkapital*

0,00

0,00

0,00

Ergéanzungskapital gemaf Teil 2 Titel | Kapitel 4

der CRR 20.805.476,45** 25.780.613,36** 26.100.000,00**
Ubergangsanpassungen -25.628,37 -65.463,91 -154.189,33
Gesamt 84.243.820,79 86.680.164,05 84.995.895,05

Quelle: Jahresabschlusse der Emittentin fir die Geschéftsjahre 2017, 2016 und 2015

* Das anrechenbare Nachrangkapital darf maximal 50 % des Kernkapitals abziiglich des Risikovorsorge-Fehlbetrags
ausmachen.

**  GemaR Teil 2 Titel | Kapitel 4 der CRR sind Nachrangkapital und Erganzungskapital bei Erfullung bestimmter Kriterien als
Ergénzungskapital anrechenbar. Die Anrechenbarkeit als Ergédnzungskapital innerhalb der letzten 5 Laufzeitjahre erfolgt

tag genau.

Darstellung der Vermdégenslage der Emittentin zum 31.12.2017

Die anrechenbaren Eigenmittel der Emittentin betragen zum  31.12.2017
EUR 84.243.820,79 (31.12.2015: EUR 86.680.164,05). GemaR den Bestimmungen des
BWG ergeben sich erforderliche Eigenmittel in H6he von EUR 23.555.084,51. Die
Haftricklage war im Geschéftsjahr 2017 nicht zu erhéhen und blieb mit
EUR 10.378.045,93 gegenuber dem Vorjahr unverandert. Die anrechenbaren Eigenmittel
gehen somit Uber die gesetzlichen Eigenmittelanforderungen hinaus.

Eigenkapitalveranderungsrechnung

Die folgenden Tabellen weisen die Eigenkapitalveranderungen der Emittentin der

Geschaftsjahre 2017, 2016 und 2015 aus.

Diese resultieren aus den Veranderungen der Gewinnriicklagen und sonstigen Rucklagen
und der Bilanzgewinne der jeweiligen Geschéftsjahre. Die Haftricklage blieb in den
vergangenen Jahren unverandert, da sich die Bemessungsgrundlage fir die erforderlichen
Eigenmittel gegenuber dem jeweiligen Vorjahr nicht erhdhte.

Eigenkapitalveranderungsrechnung 2017

Gewinnrucklage
und sonstige
Rucklagen

Summe
Eigenkapital

Gezeichnetes

Zahlen in EUR Kapital

Kapitalricklage Haftriicklage | Bilanzgewinn

Kapitalstand 31.12.2016  20.356.000,00 454.834,85 30.037.989,46  10.378.045,93  2.500.000,00 63.726.870,24
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Gezeichnetes CEUIIEEGE Summe
Zahlen in EUR Kapital Kapitalriicklage und sonstige Haftrucklage | Bilanzgewinn Eigenkapital

p Rucklagen 9 p
Gewinnausschiittung -2.500.000,00 -2.500.000,00
Kapitalerhéhung 0,00
Partizipationskapital 0,00
Jahresiiberschuss 2.467.757,82 2.500.000,00  4.967.757,82
Kapitalstand 31.12.2017 20.356.000,00 454.834,85 32.505.747,28 10.378.045,93 2.500.000,00 66.194.628,06

Quelle: Die in der obigen Tabelle enthaltenen Zahlen sind gepruft, wurden auf Basis der Jahresabschlisse berechnet und stammen

aus dem Bericht Uiber die Prifung der Kapitalveranderungsrechnungen und der Kapitalflussrechnungen des Geschéftsjahres 2017.

Der in der Position Jahresiberschuss unter "Gewinnriicklage und sonstige Ricklagen®

ausgewiesene Betrag setzt sich zur Génze aus der Dotierung der freien Ricklage
zusammen.
Eigenkapitalveranderungsrechnung 2016

Gezeichnetes | Kapitalriicklag T Summe
Zahlen in EUR A e und sonstige | Haftricklage Bilanzgewinn . :

Kapital e Riicklagen Eigenkapital

Kapitalstand
31.12.2015 20.356.000,00 454.834,85  28.220.978,69  10.378.045,93 2.400.000,00  61.809.859,47
Gewinnausschiittung -2.400.000,00 -2.400.000,00
Kapitalerhéhung 0,00
Partizipationskapital 0,00
Jahresiiberschuss 1.817.010,77 2.500.000,00 4.317.010,77
Kapitalstand
31.12.2016 20.356.000,00 454.834,85  30.037.989,46  10.378.045,93 2.500.000,00  63.726.870,24

Quelle: Die in der obigen Tabelle enthaltenen Zahlen sind geprift, wurden auf Basis der Jahresabschlisse berechnet und stammen
aus dem Bericht tber die Prifung der Kapitalveranderungsrechnungen und der Kapitalflussrechnungen der Geschaftsjahre 2016, 2015

und 2014.

Der in der Position Jahresiberschuss unter "Gewinnriicklage und sonstige Ricklagen®
ausgewiesene Betrag setzt sich zur Génze aus der Dotierung der freien Ricklage
zusammen.

Eigenkapitalveranderungsrechnung 2015

Gewinnriickla
Zahlen in EUR GezKe;(‘:)riltr;?tes Kapitgl:]ckla s%?l:t?;e Haftricklage Bilanzgewinn EigS:nmkz]peital
Ricklagen
Kapitalstand 31.12.2014 20.356.000,00 454.834,85 22.575.486,25  10.378.045,93 2.300.000,00 56.064.367,03
Gewinnausschiittung -2.300.000,00  -2.300.000,00
Kapitalerhéhung 0,00
Partizipationskapital 0,00
Jahresiiberschuss 5.645.492,44 2.400.000,00 8.045.492,44
Kapitalstand 31.12.2015 20.356.000,00 454.834,85  28.220.978,69  10.378.045,93 2.400.000,00 61.809.859,47

Quelle: Die in der obigen Tabelle enthaltenen Zahlen sind geprift, wurden auf Basis der Jahresabschlisse berechnet und stammen
aus dem Bericht Uber die Prifung der Kapitalveranderungsrechnungen und der Kapitalflussrechnungen der Geschéftsjahr 2015, 2014

und 2013.
Der in der Position Jahresuberschuss unter "Gewinnriicklage und sonstige Ricklagen®

ausgewiesene Betrag setzt sich zur Génze aus der Dotierung der freien Ricklage
zusammen.
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10.2

Quellen und Betrage der Cashflows

Die folgende Tabelle gibt Aufschluss uber
Quellen.

die Cashflows

der Emittentin und deren

Zahlen in EUR 2017 2016 2015

Jahresuberschuss*) 4.967.757,82 4.317.010,77 8.045.492,44
Im Jahresuiberschuss enthaltene zahlungsunwirksame Posten
Abschreibung/Zuschreibung/Wertberichtigung auf

-117.340,89 -160.684,41 256.907,27
Vermogensgegenstande
Dotierung und Auflésung von Riickstellungen -129.605,28 576.935,92 -246.506,00
Sonstige Bilanzposten 379.152,27 2.586.330,34 935.593,73
Zwischensumme 5.099.963.92 7.319.592,62 8.991.487,44

Veranderung des Vermdgens und der Verbindlichkeiten aus
operativer Geschéaftstatigkeit nach Korrektur um

zahlungsunwirksame Bestandteile

Forderungen an Kreditinstitute

67.671.424,99

-67.820.857,09

212.850.577,91

Forderungen an Kunden

59.606.428,61

41.790.445,16

-64.488.270,90

Verbindlichkeiten gegeniiber Kreditinstituten

18.384.425,91

25.190.423,04

-56.127.050,29

Verbindlichkeiten gegentiber Kunden

0,00

0,00

0,00

Verbriefte Verbindlichkeiten

-148.326.964,26

-17.455.111,53

-142.936.171,68

Barreserve) *)

Cashflow aus operativer Tatigkeit 2.435.279,17 -10.975.507,80 -41.709.427,52
Mittelzufluss aus der Tilgung von Finanzanlagen 0,00 15.000.000,00 50.000.000,00
Mittelabfluss durch Investitionen in Finanzanlagen 0,00 -1.650.000,00 0,00
Mittelabfluss durch Investitionen in Sachanlagen -496,81 0,00 0,00
Cashflow aus Investitionstatigkeit -496,81 13.350.000,00 50.000.000,00
Dividendenzahlung / Gewinnabfuhr -2.500.000,00 -2.400.000,00 -2.300.000,00
Veranderung Ergénzungskapital 0,00 0,00 -6.005.000,00
Cashflow aus Finanzierungstatigkeit -2.500.000,00 -2.400.000,00 -8.305.000,00
Zahlungsmittelbestand am Ende der Vorperiode (=

6.156.091,27 6.181.599,07 6.196.026,59
Barreserve)
Cashflow aus operativer Tatigkeit 2.435.279,17 -10.975.507,80 -41.709.427,52
Cashflow aus Investitionstatigkeit -496,81 13.350.000,00 50.000.000,00
Cashflow aus Finanzierungstatigkeit -2.500.000,00 -2.400.000,00 -8.305.000,00
Zahlungsmittelbestand zum Ende der Periode (=

6.090.873,63 6.156.091,27 6.181.599,07

Quelle: Die in der obigen Tabelle enthaltenen Zahlen sind gepruft und stammen im Wesentlichen aus den Jahresabschlissen der

Geschaftsjahre 2017, 2016 und 2015. Die mit *) gekennzeichneten Positionen stammen direkt aus den Jahresabschliissen, die

ubrigen wurden auf Basis der Jahresabschlisse berechnet und stammen fir 2017 aus dem Bericht Gber die Prufung der

Kapitalveranderungsrechnungen und der Kapitalflussrechnungen des Geschéftsjahres 2017, fur 2016 aus dem Bericht Uber die

Prufung der Kapitalveranderungsrechnungen und der Kapitalflussrechnungen der Geschéftsjahre 2016, 2015 und 2014 sowie fur 2015

aus dem Bericht tber die Prifung der Kapitalveranderungsrechnungen und der Kapitalflussrechnungen der Geschéftsjahre 2015, 2014

und 2013.

Die im Posten

"Im Jahresuberschuss enthaltene zahlungsunwirksame Posten -
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10.3

10.4

10.5

10.6

Abschreibungen/Zuschreibungen/Wertberichtigung auf Vermdgensgegenstande"
angefihrten Werte betreffen die Unterschiede zwischen den Anschaffungswerten und den
Tilgungswerten der Wertpapiere, die Uber die Restlaufzeit verteilt werden sowie
Abschreibungen auf Beteiligungen und Sachanlagen.

In Folge der weltweiten Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise war die Begebung an
Wohnbauanleihen ricklaufig. Im Geschéftsjahr 2015 kam es zu einem Ruckgang auf
TEUR 1.788.719,34, im Jahr 2016 zu einem Rickgang auf TEUR 1.772.677,83 und im
Jahr 2017 zu einem Rickgang auf TEUR 1.627.877,79. Die Verbindlichkeiten gegenuber
Kreditinstituten erhéhten sich im Jahr 2017 um TEUR 18.384,43 auf TEUR 188.049,20,
nachdem die Position im Vorjahr um TEUR 25.190,42 gestiegen war. Die Cashflow-
Position ,Forderungen an Kreditinstitute“ sank im Jahr 2017 um TEUR 67.671,42 auf
TEUR 303.492,95. Die Position ,Forderungen an Kunden® sank um TEUR 59.606,43 auf
TEUR 1.488.594,04.

Fremdfinanzierungsbedarf und Finanzierungsstruktur

Die folgende Tabelle zeigt eine Gliederung der nicht taglich félligen Verpflichtungen der
Emittentin gegenuber Kreditinstituten und Nichtbanken nach Restlaufzeiten zum
31.12.2017:

Zahlen in EUR bis 3 Monate = Dl e =L e e > 5 Jahre Bilanzwert
1 Jahr Jahre
Verbindlichkeiten gegeniber
Kreditinstituten 31.404,26 17.795,74 | 188.000.000,00 0,00 188.049.200,00
Verbriefte Verbindlichkeiten 9.562.321,37 10.688.925,04 | 707.101.900,00 915.521.885,00 1.642.965.031,41
Erganzungskapital 790.972,22 71.000,00 29.000.000,00 0,00 29.861.972,22
Gesamt 10.474.697,85 10.777.720,78 | 924.101.900,00 915.521.885,00 1.860.876.203,63

Quelle: Geprufter Jahresabschluss der Emittentin fir das Geschéftsjahr 2017

Beschrankungen des Rickgriffs auf die Eigenkapitalausstattung

Die Emittentin ist in keiner Weise im Ruckgriff auf die Eigenkapitalausstattung beschrankt,
die die Geschafte der Emittentin direkt oder indirekt wesentlich beeintréchtigt haben oder
unter Umstanden kénnten.

Erwartete Finanzierungsquellen zur Erfallung der Verpflichtungen aus 5.2.3 und 8.1

Die Emittentin hat keine wichtigen klnftigen Investitionen verbindlich beschlossen und
verflgt weder Uber wesentliche Sachanlagen (einschlief3lich geleaster
Vermdgensgegenstande), noch ist deren Erwerb geplant.

Angaben zur Kapitalbildung und Verschuldung der Emittentin sowie zum
Geschéaftskapital

Fremdkapital in Tsd. EUR Per 31.3.2018
Summe Verbindlichkeiten (bis 1 Jahr Restlaufzeit)
Garantiert 0
Besichert 170.000
Nicht garantiert/Nicht besichert 7.004
Summe Verbindlichkeiten (iber 1 Jahr Restlaufzeit)
Garantiert 0
Besichert 49.500
Nicht garantiert/Nicht besichert 18.000 + 1.601.549
Summe Verbindlichkeiten 1.846.053
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11.

Fremdkapital in Tsd. EUR

Per 31.3.2018

Eigenkapital in Tsd. EUR

Per 31.3.2018

Gezeichnetes Kapital 20.356
Gesetzliche Ricklagen 2.036
Sonstige Rucklagen und andere Eigenkapitalbestandteile, inkl. | 455 Geb. Kapitalrticklage
Erganzungskapital 30.470 Andere Gewinnriicklagen
10.378 Haftriicklage
441 Bilanzgewinn
5.758 Erganzungskapital
13.761 Nachrangkapital
Summe Eigenkapital 83.655

Nettoverschuldung kurz und langfristig in Tsd. EUR

(basierend auf Restlaufzeiten)

Per 31.3.2018

A. Zahlungsmittel

OeNB Mindestreserve 6.090
Girokonten 101.593

B. Zahlungsmittelaquivalent 0

C. Mittel aus Wertpapieren 84.130

D. Liquiditat (A+B+C) 191.813

E. Kurzfristige Forderungen 50.000

F. Verbindlichkeiten gegeniiber Kreditinstituten, taglich fallig 0

G. Kurzfristige Positionen der Nicht kurzfristen 7.004

Verbindlichkeiten (current portion of non current debt)

H. Andere kurzfristige Verbindlichkeiten 0

I. Kurzfristige Verbindlichkeiten (F+G+H) 7.004

J. Kurzfristige Nettoverschuldung (I-E-D) 234.809

K. Verbindlichkeiten gegenuber Kreditinstituten, mit 188.000

vereinbarter Laufzeit (> 1 Jahr)

L. Verbriefte Verbindlichkeiten (Restlaufzeit >1 Jahr) 1.622.049

M. Sonstige langfristige Verbindlichkeiten 29.000

N. Langfristige Verschuldung (K+L+M) 1.839.049

O. Langfristige Nettoverschuldung (J+N) 2.073.858
Die Eventualverbindlichkeiten betragen zum Berichtszeitpunkt 31.3.2018

EUR 817.138.151,35. (Quelle: Eigene Berechnungen der Emittentin)

Die Emittentin erklart,

dass das Geschéaftskapital ihrer Auffassung nach fur

ihre

derzeitigen Bedirfnisse (zumindest fir einen Zeitraum von zwolf Monaten nach Billigung

des Prospekts) ausreicht.

FORSCHUNG UND ENTWICKLUNG, PATENTE UND LIZENZEN

Die Emittentin hat in dem von den historischen Finanzinformationen abgedeckten
Zeitraum keine Forschungs- und Entwicklungsstrategien durchgefiihrt oder gesponsert.
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12.

121

12.2

13.

14.

14.1

TRENDINFORMATIONEN
Wichtigste Trends in jingster Zeit

Die Emittentin geht davon aus, dass sich die angespannte Lage an den internationalen
Finanzméarkten auch zuklnftig negativ auf die Platzierung der s Wohnbauanleihen
auswirken wird und daher weniger Schuldverschreibungen der Emittentin gezeichnet
werden. Dies hat bereits dazu gefuhrt, dass der Emittentin Mittel aus ihrer
Emissionstatigkeit in geringerer Hohe als bisher fur die Ausreichung von Krediten zur
Verfligung stehen und dass ihre Geschéftstatigkeit dadurch eingeschrankt wird. Die
Emittentin geht davon aus, dass dieser Trend auch in ndherer Zukunft anhélt.

Informationen Uber bekannte Trends, Unsicherheiten, Nachfrage, Verpflichtungen
oder Vorfalle, die wahrscheinlich die Aussichten des Emittenten zumindest im
laufenden Geschaftsjahr wesentlich beeintrachtigen dirften.

Siehe Punkt 12.1.

GEWINNPROGNOSEN ODER -SCHATZUNGEN

Die Emittentin hat sich dafiir entschieden, keine Gewinnprognose oder -schatzung in den
Prospekt aufzunehmen.

VERWALTUNGS-, GESCHAFTSFUHRUNGS- UND AUFSICHTSORGANE
SOWIE OBERES MANAGEMENT

Verwaltungs-, Geschaftsfihrungs- oder Aufsichtsorgane und der Mitglieder des
oberen Managements

Vorstand
Der Vorstand der Emittentin besteht aus den folgenden Mitgliedern, die am Sitz der
Geschaftsleitung der Emittentin, Am Belvedere 1, 1100 Wien, Osterreich erreichbar sind.

Name Verantwortlichkeitsbereich bestellt bis

Mag. Franz Nikolaus | Emissionen, Eigenkapitalaufbringung, Einlagengeschéft im weiteren
Hérmann (Vorsitz) Sinne, Beteiligungen, Kreditrisikomanagement, Revision
(Gesamtvorstand), Rechnungswesen, Personal, 14.4.2020
Bilanzstrukturmanagement, Rechtsangelegenheiten, Organisation
und Verwaltung, Controlling, Compliance und Geldwéschepravention
(Gesamtvorstand).

Dr. Astrid Kratschmann Finanzierungen, Veranlagungen, Abwicklung im Zusammenhang mit
dem Aktivgeschaft, Revision (Gesamtvorstand), Offentlichkeitsarbeit, 25.2.2019
Marketing, Compliance und Geldwaschepréavention
(Gesamtvorstand).

Die folgende Tabelle gibt Auskunft daruber, wo die Mitglieder des Vorstands der
Emittentin Mitglieder des Verwaltungsrats, der Geschéftsfihrung oder des Aufsichtsrats
oder Gesellschafter anderer Gesellschaften sind oder innerhalb der letzten finf Jahre
waren:

Position
Name Firma der Gesellschaft Funktion derzeit
inne

Mag. Franz Nikolaus ERSTE-SPARINVEST Kapitalanlagegesellschaft m.b.H. AR-VorsStv. ja
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Hormann (Vorsitz) Salzburger Sparkasse Bank-Aktiengesellschaft AR ja

ARWAG Holding-Aktiengesellschaft AR ja
Erste Bank der oesterreichischen Sparkassen AG Prokurist ja
EBB Beteiligungen GmbH GF ja
EBB-Delta Holding GmbH GF ja
EBB-Zeta Holding GmbH GF ja
UBG-Unternehmensbeteiligungsgesellschaft m.b.H. GF ja
sBAU Holding GmbH GF ja
Hotel Corvinus Gesellschaft m.b.H. & Co KG GF nein
s Slovensko, spol. s.r.o. BR nein
s Wohnbaubank AG AR nein
S-Tourismusfonds Management Aktiengesellschaft AR nein
Bausparkasse der dsterreichischen Sparkassen Aktiengesellschaft VO ja
APHRODITE Bautrager Aktiengesellschaft AR ja
OSW Wohnbauvereinigung Gemeinniitzige Gesellschaft m.b.H. AR ja
OWB Gemeinniitzige Wohnungsaktiengesellschaft AR ja
BCR Banca pentru Lociunte SA AR nein
Baurecht Aktiengesellschaft Vorsitze’r‘;\c'l?e_ ja
Salzburg Wohnbaufinanz GmbH Vorsitze’r‘;\tlj?e_ ja
UBG-Unternehmensbeteiligungsgesellschaft m.b.H. GF nein
Dr. Astrid Kratschmann | cga Holding GmbH GF nein
EFH-Beteiligungsgesellschaft m.b.H. GF nein
s Wohnfinanzierung Beratungs GmbH Prokurist ja
s Wohnfinanzierung Beratungs GmbH BR ja
Erste Bank der oesterreichischen Sparkassen AG Prokurist ja
s Real Immobilienvermittlung GmbH Wien BR-VorsStv. nein
s Wohnbaubank AG Prokurist nein
Bausparkasse der osterreichischen Sparkassen Aktiengesellschaft Prokurist nein
Resch, Kratschmann & Partner ZT GmbH Gesellschafter nein

"VO" meint Vorstandsmitglied, "AR" meint Aufsichtsratsmitglied, "BR" meint Beiratsmitglied.

Nachfolgend befinden sich Kurzdarstellungen der Lebenslaufe der Mitglieder des
Vorstands:

Mag. Franz Nikolaus Hormann (Vorsitzender des Vorstands). Herr Mag. Franz Nikolaus
Hormann wurde am 27.2.1976 geboren. Nach dem Studium der Handelswissenschaften
und Fuhrungspositionen in den Bereichen Finanzen, Controlling und IT sowie als Berater
in Osterreich und Zentraleuropa wechselte er 2008 in die Erste Group Bank. Er war hierin
zunéchst vor allem fir das Konzernkostencontrolling und in der Folge fiur die Umsetzung
zahlreicher Projekte als Head of Strategic Initiatives zustandig. Von 2015 bis 2017 war er
Leiter des Vorstandsstabes Beteiligungsmanagement und strategische Projekte. Seit 2017
ist er Leiter des Vorstandsstabes Strategie und Beteiligungen der Erste Bank. Er ist seit
2015 Prokurist der Erste Bank der oesterreichischen Sparkassen AG. Herr Mag. Franz
Nikolaus H6rmann ist seit dem 15.4.2017 Vorsitzender des Vorstands der s Wohnbaubank
AG.

Dr. Astrid Kratschmann (Mitglied des Vorstands). Frau Dr. Astrid Kratschmann wurde am
4.11.1960 in Wien geboren. Nach Abschluss ihres Studiums im Jahr 1984 und
Absolvierung des Gerichtsjahres, trat sie im Februar 1986 als Mitarbeiterin im
"Produktmanagement privater und geférderter Wohnbau" in die Erste Bank der
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oesterreichischen Sparkassen AG ein. Ab 1990 war sie mit der Leitung der Gruppe
"Darlehensverrechnung”, ab 1993 mit der Leitung der Gruppe ,Produktmanagement
Wohnbaufinanzierungen, ab 1997 mit der Leitung der Abteilung ,GroRRvolumiger Wohnbau
0O und Salzburg, Zielgruppenmanagement Wohnbau“ und ab 2000 mit der Leitung der
Abteilung ,Wohnbaubeteiligungen, Wohnbau CEE und Sparkassen“ betraut. Im Juli 2004
wechselte sie in die Bausparkasse der Osterreichischen Sparkassen AG und tbernahm
die Leitung der Abteilung ,Wohnbau CEE, Recht und Offentlichkeitsarbeit‘. Seit 1.5.2016
ist Frau Dr. Astrid Kratschmann Mitglied des Vorstands der Bausparkasse der
Osterreichischen Sparkassen AG und Mitglied des Vorstands der s Wohnbaubank AG.

Aufsichtsrat

Der Aufsichtsrat der Emittentin besteht aus den folgenden funf Mitgliedern, die am Sitz der
Geschaftsleitung der Emittentin, Am Belvedere 1, 1100 Wien, Osterreich erreichbar sind:

Name bestellt bis
Claudia Héller, MBA (Vorsitzende des Aufsichtsrats) Hauptversammlung 2020
Alexander Langer (Stellvertreter der Vorsitzenden) Hauptversammlung 2020
Mag. Elisabeth Palatin Hauptversammlung 2020
Mag. Rupert Rieder Hauptversammlung 2020
Mag. Dr. Claudia Sussenbacher Hauptversammlung 2020

Nachfolgend befinden sich Kurzdarstellungen der wichtigsten beruflichen Stationen der
Mitglieder des Aufsichtsrats:

Claudia Holler, MBA (Vorsitzende des Aufsichtsrats). Frau Claudia Holler, MBA wurde am
4.2.1968 in St. Johann in Tirol geboren. Nach Abschluss des Tourismuskollegs in
Innsbruck 1988 startete sie ihre berufliche Banklaufbahn im internationalen Geschaft der
Creditanstalt-Bankverein, wo sie im Correspondent Banking Lander- und Bankenanalysen
erstellte und die Creditanstalt-Tochterbanken in Tschechien, Slowakei und Ungarn
betreute. Im Oktober 1998 trat sie in die Erste Bank der oesterreichischen Sparkassen AG
ein und Ubernahm verschiedenste Aufgaben im internationalen Geschaft und dem
Strategiebereich. In dieser Zeit zeichnete sie sich u.a. fur die Akquisitionen der Rijecka
Banka, Kroatien (2002), Novosadska Banka, Serbien (2005), der Banca Comerciala
Romana, Ruméanien (2006) sowie Diners Club Adriatic, Kroatien (2006), verantwortlich.
Nach Beendigung ihres Master Studiums an der University of Minnesota und der WU Wien
im Jahr 2009 wurde Claudia Héller im Januar 2010 mit der Funktion des Bereichsleiters
Group Strategy und im Februar 2014 Bereichsleiter Group Strategy und Controlling
betraut. Seit 2015 ist Frau Hoéller, MBA Mitglied des Vorstandes der Erste Bank der
oesterreichischen Sparkassen AG und seit 13.4.2015 Vorsitzende des Aufsichtsrats der
s Wohnbaubank AG.

Alexander Langer (Stellvertreter der Vorsitzenden). Herr Alexander Langer wurde am
24.02.1971 in Wien geboren. Vor Abschluss des Studiums an der Wirtschaftsuniversitéat
Wien ist Herr Langer als Senior Cost Controller bei der Erste Bank der oesterreichischen
Sparkassen AG ins Berufsleben eingestiegen. Anschlieend tbernahm er von 2007 bis
2012 die Leitung des Business Intelligence Competence Centers in der Erste Group Bank.
In der Zeit bis Anfang 2014 leitete Herr Langer die Abteilung Controlling in der Erste Bank
der oesterreichischen Sparkassen AG betraut. Seit Februar 2014 ist er Bereichsleiter fur
die Abteilungen Planung, Controlling und Rechnungswesen der Erste Bank der
oesterreichischen Sparkassen AG. Seit 20.04.2017 ist er Mitglied des Aufsichtsrats der
s Wohnbaubank AG.

153



Mag. Elisabeth Palatin, CIIA (Mitglied des Aufsichtsrats). Frau Mag. Elisabeth Palatin
wurde am 6.10.1974 in Wien geboren. Nach dem Studium der Handelswissenschaften trat
sie 2001 in die Erste Group Bank ein. Nach einem einjahrigen Traineeship war sie einige
Jahre als Spezialistin im Asset/Liability-Management (ALM) sowie in der
Emissionsabteilung der Erste Group Bank (Debt Capital Markets) tatig. 2007 bernahm
sie die Leitung der Abteilung ALM Sparkassen. 2011 wechselte sie in die Erste Bank
Hungary Zrt. nach Budapest wo sie fur ein Jahr die Bereichsleitung des ALM Directorate
verantwortete. Seit 2012 ist sie Leiterin des Bilanzstrukturmanagement/ALM der Erste
Bank der oesterreichischen Sparkassen AG, sowie seit 13.4.2015 Mitglied des
Aufsichtsrats der s Wohnbaubank AG.

Mag. Rupert Rieder (Mitglied des Aufsichtsrats). Herr Mag. Rupert Rieder wurde am
10.6.1956 in Wien geboren. 1980 trat er als Privatkundenberater in die Erste
Osterreichische Spar-Casse in Wien ein. Neben seinem Studium der Betriebswirtschaft an
der Wirtschaftsuniversitat Wien war er in der Filiale Sidtiroler Platz und der Filiale Mauer
sowie als Leiter in der Filiale Dornbach und als Leiter des Beratungszentrums Gersthof
tatig. Seit dem 1.8.1999 ist Herr Mag. Rieder Leiter der Stadtdirektion fir die Bezirke 6, 7,
8, 9 und 18 und seit 1.10.2010 ist er Landesdirektor der Erste Bank der oesterreichischen
Sparkassen AG Landesdirektion 461. Seit 1.3.2016 nimmt er die Funktion des
Bereichsleiters Retail Austria in der Erste Bank der oesterreichischen Sparkassen AG
wahr. Seit dem 4.1.2001 ist er Mitglied des Aufsichtsrats der s Wohnbaubank AG.

Mag. Dr. Claudia Sussenbacher (Mitglied des Aufsichtsrats). Frau Mag. Dr. Claudia
Sussenbacher wurde am 06.05.1977 in Scharding geboren. Nach Abschluss des
Doktoratsstudiums der Rechtswissenschaften war sie in der UniCredit Bank Austria AG im
Bereich Restrukturierung Corporates tatig. Im Méarz 2011 trat sie als Abteilungsleiterin fur
Kreditrestrukturierung Corporates in die Erste Bank der oesterreichischen Sparkassen AG
ein. Seit Janner 2016 fungiert sie als Bereichsleiterin flr das operative Risikomanagement
in der Erste Bank der oesterreichischen Sparkassen AG. Frau Mag. Dr. Claudia
Sussenbacher ist seit 20.04.2017 Mitglied des Aufsichtsrats der s Wohnbaubank AG.

Die folgende Tabelle gibt Auskunft dartber, wo die Mitglieder des Aufsichtsrats der
Emittentin Mitglieder des Verwaltungsrats, der Geschaftsfihrung oder des Aufsichtsrats
oder Gesellschafter anderer Gesellschaften sind oder innerhalb der letzten funf Jahre
waren:

Position
Name Firma der Gesellschaft Funktion d_erzeit
inne
Erste Bank der oesterreichischen Sparkassen AG VO ja
Steiermarkische Bank und Sparkassen Aktiengesellschaft AR ja
Donau Versicherung AG Vienna Insurance Group AR-VorsStv. ja
Tiroler Sparkasse Bankaktiengesellschaft Innsbruck AR ja
Oesterreichische Kontrollbank Aktiengesellschaft AR ja
s Wohnbaubank AG AR ja
g}ilrgitieiz”eege'\sﬂiﬁfsichtsrats) Wohnbauinvestitionsbank GmbH AR-VorsStv. ja
Haftungsverbund GmbH BR ja
OM Objektmanagement GmbH BR-VorsStv. ja
Procurement Services GmbH BR ja
Die Zweite Wiener Vereins-Sparcasse Sparkassenrat ja
Erste Group Bank AG Prokuristin ja
Banka Sparkasse d.d. AR nein
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Position

Name Firma der Gesellschaft Funktion dgrzeit
inne
Karntner Sparkasse Aktiengesellschaft AR nein
EGB Ceps Beteiligungen GmbH AR nein
good bee Holding GmbH GF nein
s IT Solutions AT Spardat GmbH AR ja
s Wohnbaubank AG AR ja
EBB-Zeta Holding GmbH GF ja
Alexandt_er Langer (Stellvertreter UBG-Unternehmensbeteiligungsgesellschaft m.b.H. GF ja
der Vorsitzenden)
sBAU Holding GmbH GF ja
Erste Bank der oesterreichischen Sparkassen AG Prokurist ja
Salzburger Sparkasse Bank-Aktiengesellschaft Prokurist ja
s Wohnbaubank AG AR ja
Mag. Elisabeth Palatin Erste Bank der oesterreichischen Sparkassen AG Prokuristin ja
Sparkasse Hainburg-Bruck-Neusied| Aktiengesellschaft AR ja
Bausparkasse der dsterreichischen Sparkassen Aktiengesellschaft AR ja
ERSTE-SPARINVEST Kapitalanlagegesellschaft m.b.H. AR ja
Sparkasse Hainburg-Bruck-Neusied| Aktiengesellschaft Vorsitzerﬁjlz; ja
Mag. Rupert Rieder s Wohnbaubank AG AR ja
s ServiceCenter GmbH BR ja
s REAL Immobilienvermittlung GmbH BR nein
s Immobilienfinanzierungsberatung GmbH BR nein
Finanzpartner GmbH BR nein
Salzburger Sparkasse Bank-Aktiengesellschaft AR-VorsStv. ja
s Wohnbaubank AG AR ja
Erste Bank der oesterreichischen Sparkassen AG Prokuristin ja
EBB Beteiligungen GmbH GF ja
EBB-Delta Holding GmbH GF ja
Latifundium Holding Gesellschaft m.b.H. GF nein
Hotel Corvinus Gesellschaft m.b.H. & Co KG GF nein
Mag. Dr. Claudia Sussenbacher
Intermarket Bank AG AR nein
BBH Hotelbetriebs GmbH AR nein
Bad Leonfelden Hotelbetriebs Gesellschaft mbH AR nein
Balance Resort GmbH AR nein
EBB-Zeta Holding GmbH GF nein
S-Tourismusfonds Management GmbH GF nein
S-Tourismusfonds Management GmbH VO nein

"VO" oder "GF" meint Vorstandsmitglied oder Geschaftsfihrung, "AR" meint Aufsichtsratsmitglied, "BR" meint Beiratsmitglied.

*) auBerhalb des Konzerns

Kein Mitglied des Vorstandes oder des Aufsichtsrates der Emittentin

] ist mit einem anderen Mitglied des Vorstandes oder des Aufsichtsrates der
Emittentin verwandt;

= ist oder war wahrend der letzten funf Jahre neben den in diesem Prospekt offen

gelegten Téatigkeiten
Aufsichtsorgans oder

Mitglied des Verwaltungs-,

aufRerhalb der Emittentin;

Geschaftsfihrungs-
Partner einer Gesellschaft oder eines Unternehmens

oder

] wurde wahrend der letzten funf Jahre in Bezug auf betrligerische Straftaten
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verurteilt;

= war wahrend der letzten finf Jahre als Mitglied des Verwaltungs-,
Geschaftsfihrungs- oder Aufsichtsorgans oder als Mitglied des oberen
Managements einer Gesellschaft in die Insolvenz, die Insolvenzverwaltung oder
die Liquidation einer solchen Gesellschaft involviert;

= war von Offentlichen Anschuldigungen und/oder Sanktionen von Seiten der
gesetzlichen Behdrden oder der Regulierungsbehérden (einschlief3lich
Berufsverbénde) betroffen;

] wurde von einem Gericht fur die Mitgliedschaft in einem Verwaltungs-,
Geschéftsfuhrungs- oder Aufsichtsorgan oder fur die Tatigkeit im Management
oder fir die Fihrung der Geschafte einer Emittentin als untauglich angesehen;

= wurde aufgrund einer Vereinbarung oder Abmachung mit Hauptaktionéren,
Kunden, Lieferanten oder sonstigen Personen zum Mitglied des Vorstandes oder
des Aufsichtsrates der Emittentin bestellt; und

= besitzt Aktien der Emittentin und hat Vereinbarungen Uber
VerauBerungsbeschrankungen hinsichtlich der von ihm gehaltenen Aktien der
Emittentin geschlossen.

Staatskommissare

Der Bundesminister fir Finanzen hat fur die Emittentin Frau MR Dr. Tamara Els zur
Staatskommissarin und Frau Mag. Christa Bock zur Stellvertreterin bestellt. Die
Staatskommissarin fir die Emittentin sowie deren Stellvertreterin haben diese Funktionen
seit ihrer Bestellung inne.

Ein Staatskommissar und dessen Stellvertreter sind fir eine Funktionsperiode von
langstens funf Jahren bestellt. Die Wiederbestellung ist zuldssig. Der Staatskommissar
und dessen Stellvertreter handeln als Organe der FMA und sind in dieser Funktion
ausschlief3lich deren Weisungen unterworfen.

Gemall § 76 Abs 4 BWG ist der Staatskommisséar und dessen Stellvertreter von der
Emittentin zu den Hauptversammlungen und sonstigen Mitgliederversammlungen, zu den
Sitzungen des Aufsichtsrates, der Prifungsausschiisse sowie zu entscheidungsbefugten
Ausschissen des Aufsichtsrates rechtzeitig einzuladen. Auf ihren Antrag ist ihnen
jederzeit das Wort zu erteilen. Alle Niederschriften Uber die Sitzungen der oben
angefuhrten Organe sind dem Staatskommissar und dessen Stellvertreter zu Ubersenden.
Der Staatskommisséar oder im Falle von dessen Verhinderung dessen Stellvertreter haben
gegen Beschlisse der in § 76 Abs 4 BWG genannten Organe, durch die sie gesetzliche
oder sonstige Vorschriften oder Bescheide des Bundesministers fir Finanzen oder der
FMA fur verletzt erachten, unverziglich Einspruch zu erheben und hievon der FMA zu
berichten. Im Einspruch haben sie anzugeben, gegen welche Vorschriften nach ihrer
Ansicht der Beschluss versto3t. Durch den Einspruch wird die Wirksamkeit des
Beschlusses bis zur aufsichtsbehordlichen Entscheidung aufgeschoben. Die Emittentin
kann binnen einer Woche, gerechnet vom Zeitpunkt des Einspruches, die Entscheidung
der FMA beantragen. Wird nicht binnen einer Woche nach Einlangen des Antrages
entschieden, tritt der Einspruch auf3er Kraft. Wird der Einspruch bestétigt, so ist die
Vollziehung des Beschlusses unzuldssig. Beschlisse eines in 8 76 Abs 4 BWG genannten
Organs, die auf3erhalb einer Sitzung oder im Ausland gefasst werden, sind sogleich dem
Staatskommissar und dessen Stellvertreter mitzuteilen. In einem solchen Fall kénnen der
Staatskommissér oder im Falle von dessen Verhinderung sein Stellvertreter Einspruch nur
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14.2

15.

15.1

schriftlich binnen zwei Bankarbeitstagen nach Zustellung des Beschlusses erheben.

Dem Staatskommissér und dessen Stellvertreter steht das Recht zu, in die Schriftstiicke
und Datentrager der Emittentin Einsicht zu nehmen, soweit es fur die Erfullung der in
§ 76 Abs5 BWG genannten Aufgaben erforderlich ist. Unterlagen, die den
Sitzungsteilnehmern der in § 76 Abs 4 BWG genannten Organe zur Verfliigung stehen,
sind ihnen spatestens zwei Bankarbeitstage vor der Sitzung zu Ubermitteln. Der
Staatskommissar und dessen Stellvertreter haben ihnen bekannt gewordene Tatsachen,
auf Grund derer die Erfillung der Verpflichtungen der Emittentin gegeniiber dessen
Glaubigern und insbesondere die Sicherheit der ihm anvertrauten Vermdgenswerte nicht
mehr gewdbhrleistet ist, unverziglich der FMA mitzuteilen und jahrlich einen schriftlichen
Bericht tber ihre Tatigkeit zu Gbermitteln.

Interessenkonflikte zwischen den Verwaltungs-, Geschéaftsfihrungs- und
Aufsichtsorganen sowie dem oberen Management

Potentielle Interessenkonflikte der in Punkt 14.1 der Angaben zur Emittentin genannten
Mitglieder des Vorstands oder des Aufsichtsrats der Emittentin zwischen ihren
Verpflichtungen gegeniber der Emittentin sowie ihren privaten Interessen oder sonstigen
Verpflichtungen bestehen darin, dass (i) die Mitglieder des Vorstands sowie des
Aufsichtsrats der Emittentin innerhalb der Sparkassengruppe, insbesondere bei der Erste
Bank sowie der Bausparkasse der Osterreichischen Sparkassen Aktiengesellschaft,
weitere Funktionen inne haben, und (ii) die Mitglieder des Vorstandes und einige
Mitglieder des Aufsichtsrates Wohnbauanleihen der Emittentin, die sie in
Partizipationsrechte (oder -scheine) bzw Vorzugsaktien der Emittentin umwandeln
kdénnen, halten und (iii) Herr Mag. Franz Nikolaus Hormann Leiter des Vorstandsstabs
Strategie und Beteiligungen der Erste Bank ist; Die Summe des hdchstens erwerbbaren
Nominales ist in der Tabelle unter Punkt 17.2 der Angaben zur Emittentin angefuhrt.

Dariber hinaus bestehen nach bestem Wissen der Emittentin keine potentiellen
Interessenkonflikte zwischen den Pflichten der in Punkt 14.1 der Angaben zur Emittentin
genannten Mitglieder des Vorstands oder des Aufsichtsrats der Emittentin gegenuber der
Emittentin sowie ihren privaten Interessen oder sonstigen Verpflichtungen.

Es gibt keinerlei Vereinbarung oder Abmachung mit der Hauptaktionarin, Kunden,
Lieferanten oder sonstigen Personen, aufgrund derer eine der in Punkt 14.1 der Angaben
zur Emittentin genannten Mitglieder des Vorstands oder des Aufsichtsrats der Emittentin
zu Mitgliedern des Vorstandes oder des Aufsichtsrates bestellt wurden. Die
Hauptversammlung der Emittentin bestellt den Aufsichtsrat (§ 10 der Satzung der
Emittentin) und der Aufsichtsrat ist fiir die Bestellung des Vorstandes zustandig (8 5 Abs 1
der Satzung der Emittentin).

Die in Punkt 14.1 der Angaben zur Emittentin genannten Mitglieder des Vorstands oder
des Aufsichtsrats der Emittentin haben keine VerdufRerungsbeschrankungen fur die von
ihnen gehaltenen Wertpapiere der Emittentin vereinbart.

BEZUGE UND VERGUNSTIGUNGEN

Fur das letzte abgeschlossene Geschéaftsjahr standen den in Punkt 14.1 der Angaben zur
Emittentin genannten Mitglieder des Vorstands oder des Aufsichtsrats der Emittentin
folgende Bezige zu:

Verglnstigungen und Sachleistungen
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15.2

16.

16.1

16.2

Vorstand

Die folgende Tabelle gibt eine Ubersicht Uber die im Geschaftsjahr 2017 an den

Dienstgeber der Vorstandsmitglieder,
Osterreichischen
Funktionsaustibung geleisteten Betrage.

die Erste Bank und die Bausparkasse der
Sparkassen Aktiengesellschaft,

als Verrechnungsbetrag fur die

Name Verrechnungsbetrag 2017
Dr. Josef Schmidinger 14.397,13
Mag. Franz-Nikolaus Hérmann 32.818,19
Dr. Astrid Kratschmann 39.708,55

Quelle: Emittentin

Aufsichtsrat

Die folgende Tabelle gibt eine Ubersicht iber die im Geschéftsjahr 2017 an die Mitglieder
des Aufsichtsrats geleisteten Vergiitungen.

Aufwands-
Name Sitzungsgeld Gesamt
entschadigung
Claudia Héller, MBA 0,00 0,00 0,00
Alexander Langer 0,00 0,00 0,00
Mag. Elisabeth Palatin 0,00 0,00 0,00
Mag. Rupert Rieder 0,00 0,00 0,00
Mag. Dr. Claudia Sussenbacher 0,00 0,00 0,00
Dr. Manfred Pettinger 1.000,00 1.500,00 2.500,00
Michael Priebsch 1.000,00 1.500,00 2.500,00
Mag. Christoph Wurm 1.000,00 1.500,00 2.500,00
Dipl.-Ing. Dr. Bernd Rief3land 500,00 1.500,00 2.000,00
Mag. Gertrude Schwebisch, MBA, MRICS 1.250,00 1.500,00 2.750,00

Quelle: Emittentin

Reserven oder Rickstellungen fir Pensions-,
Vergunstigungen

Rentenzahlungen oder &hnliche

Zum Stichtag 31.12.2017 betragt die Hohe der Abfertigungsriickstellung EUR 0,00.

PRAKTIKEN DER GESCHAFTSFUHRUNG

Fiur das letzte abgeschlossene Geschaftsjahr der Emittentin werden — soweit nicht
anderweitig spezifiziert — fir die im Punkt 14.1 der Angaben zur Emittentin genannten
Personen folgende Angaben gemacht:

Mandatsperiode

Siehe Punkt 14.1 der Angaben zur Emittentin.

Dienstleistungsvertrage

Zwischen den Mitgliedern der Verwaltungs-, Geschéftsfihrungs- oder Aufsichtsorgane
und der Emittentin wurden keine Dienstleistungsvertrdge geschlossen, die bei Beendigung
des Dienstverhdltnisses Vergiinstigungen vorsehen.
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16.3

Ausschiisse des Aufsichtsrats

Prufungsausschuss

Der Prifungsausschuss der Emittentin wird gemaR § 63a Abs 4 BWG vom Aufsichtsrat
der Emittentin aus seiner Mitte bestellt. Zum Datum dieses Prospekts lauten die Namen
der Mitglieder des Prifungsausschusses wie folgt: Claudia Hdller, MBA (Vorsitzende),
Alexander Langer (Stellvertreter der Vorsitzenden) und Mag. Elisabeth Palatin.

Der Aufsichtsrat der Emittentin hat gemall &8 4 Abs 7 der Geschéaftsordnung des
Aufsichtsrats eine Geschaftsordnung fir den Prifungsausschuss des Aufsichtsrats der
Emittentin erlassen.

Die Aufgaben des Prifungsausschusses liegen geméall 8§ 63a Abs 4 BWG fir den
Prifungsausschuss in folgenden Bereichen:

Uberwachung des Rechnungslegungsprozesses sowie die Erteilung von
Empfehlungen oder Vorschlagen zur Gewéahrleistung seiner Zuverlassigkeit;

Uberwachung der Wirksamkeit des internen Kontrollsystems, des internen
Revisionssystems und des Risikomanagementsystems der Gesellschaft;

Uberwachung der Abschlusspriifung unter Einbeziehung von Erkenntnissen und
Schlussfolgerungen in Berichten, die von der Abschlusspriferaufsichtsbehérde
nach 8 4 Abs. 2 Z 12 Abschlusspriferaufsichtsgesetz (APAG) verdffentlicht
werden;

die Priifung und Uberwachung der Unabhangigkeit des Bankpriifers, sofern dieser
nicht die gesetzlich zustéandige Priufungseinrichtung ist, insbesondere im Hinblick
auf die fur die geprufte Gesellschaft erbrachten zuséatzlichen Leistungen; (Artikel 5
der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 und § 271a Abs. 6 UGB);

die Erstattung des Berichts Uber das Ergebnis der Abschlusspriufung an den
Aufsichtsrat und die Darlegung, wie die Abschlussprifung zur Zuverlassigkeit der
Finanzberichterstattung beigetragen hat, sowie die Rolle des
Prifungsausschusses dabei;

die Prifung des Jahresabschlusses und die Vorbereitung seiner Feststellung, die
Prifung des Vorschlags fir die Gewinnverteilung, des Lageberichtes und
gegebenenfalls des Corporate Governance-Berichts sowie die Erstattung des
Berichts Uber die Prufungsergebnisse an den Aufsichtsrat;

gegebenenfalls die Prufung des Konzernabschlusses und des
Konzernlageberichts, des konsolidierten Corporate Governance-Berichts sowie die
Erstattung des Berichts Uber die Prifungsergebnisse an den Aufsichtsrat;

die Durchfuhrung des Verfahrens zur Auswahl des Abschlussprifers
(Konzernabschlussprifers) unter Bedachtnahme auf die Angemessenheit des
Honorars sowie die Empfehlung fir die Bestellung des Abschlussprifers
(Konzernabschlussprifers) an den Aufsichtsrat gemaR Artikel 16 der Verordnung
(EU) Nr. 537/2014, sofern dieser Abschlussprifer (Konzernabschlusspriifer) nicht
die gesetzlich zustandige Prufungseinrichtung ist;

die Empfehlung fir die Verlangerung des Mandats des Abschlussprifers
(Konzernabschlussprifers) an den Aufsichtsrat, sofern dieser nicht die gesetzlich
zustéandige Prifungseinrichtung ist, gemaf Artikel 17 Abs. 5 Verordnung (EU) Nr.
537/2014;
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17.

17.1

17.2

" die Kenntnisnahme des zusatzlichen Berichts des Abschlussprufers (Artikel 11 der
Verordnung (EU) Nr. 537/2014) sowie die Beratung lber diesen Bericht;

. die Durchfuhrung anderer vom Aufsichtsrat dem Prifungsausschuss im Einzelfall
oder aus besonderem Anlass Ubertragener Aufgaben.

Der Prifungsausschuss tritt zumindest zwei Mal pro Geschéftsjahr sowie auf Ersuchen
des Vorstands zusammen. Der Prufungsausschuss ist, die ordnungsgeméRe Einberufung
der entsprechenden Sitzung vorausgesetzt, bei Anwesenheit des Vorsitzenden oder
seines Stellvertreters und zumindest zwei weiterer Mitglieder beschlussfahig. Der
Prufungsausschuss beschlieRt mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen wobei
dem Vorsitzenden das Dirimierungsrecht zusteht. Uber die Sitzungen des
Prifungsausschuss wird ein Protokoll aufgenommen. Die Staatskommissare werden zu
allen Sitzungen des Prufungsausschuss eingeladen; Protokolle werden ihnen unverziglich
Ubermittelt. Der Vorsitzende, oder bei dessen Verhinderung sein Stellvertreter, vertritt den
Prifungsausschuss nach auRen. Der Prifungsausschuss berichtet dem Aufsichtsrat
regelmafRig Uber seine Tatigkeit und informiert ihn unverzuglich Uber besondere
Vorkommnisse. Die Geschéftsordnung fur den Prifungsausschuss kann vom Aufsichtsrat
jederzeit geandert werden.

Weitere Ausschiisse

Die Einrichtung eines Vergitungs-, Risiko- und Nominierungsausschusses ist erst ab
einer Bilanzsumme von fiunf Milliarden Euro gesetzlich verpflichtend vorgesehen. Die
Emittentin verzichtet auf die freiwillige Einrichtung dieser Ausschisse.

Corporate-Governance

Der Osterreichische Corporate Governance Kodex (der "OCGK") ist nach geltendem
Osterreichischen Recht nicht verpflichtend, aber seine Einhaltung wird bérsennotierten
Osterreichischen Aktiengesellschaften empfohlen. Diese Empfehlung gilt nicht fur

Aktiengesellschaften, deren Aktien wie jene der Emittentin, nicht an der Bérse notieren.
Deshalb hat sich die Emittentin dem OCGK nicht unterworfen.

BESCHAFTIGTE

Zahl der Beschéftigten

Die folgende Tabelle gibt Aufschluss Uber die Zahl der operativ bei der Emittentin tatigen
Mitarbeiter fur die Geschéftsjahre 2017, 2016 und 2015.

Geschaftsjahr

Angestellte der Emittentin

Dienstiberlassene Mitarbeiter

der Erste Bank

Dienstliberlassene Mitarbeiter

der s Bausparkasse

2017

0

1

2

2016

0

1

4

2015

0

1

3

Quelle: Angaben der Emittentin

Aktienbesitz und Aktienoptionen

Der Emittentin sind kein

Mitglied

ihrer Verwaltungs-,

Geschaftsfihrungs-,

Aufsichtsorgane und kein Mitglied ihres oberen Managements bekannt, das Aktien der
Emittentin oder Optionen auf Aktien der Emittentin besitzt.

Die folgende Tabelle gibt

Aufschluss

uber die

Summe des

Nominale der
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17.3

18.

18.1

18.2

Partizipationsrechte  der Emittentin, die die Mitglieder der Verwaltungs-,
Geschaftsfihrungs-, oder Aufsichtsorgane der Emittentin durch Wandlung der von ihnen
gehaltenen Wohnbauwandelanleihen der Emittentin hchstens erwerben kénnen:

Name des Mitglieds der Verwaltungs-, Nominale der Partizipationsrechte, die durch Wandlung von
Geschaftsfuhrungs-, oder Aufsichtsorgane Wohnbauanleihen maximal erworben werden kénnen
Mag. Franz-Nikolaus Hérmann EUR 1.400,00
Dr. Astrid Kratschmann EUR 600,00

Claudia Holler, MBA -

Alexander Langer -

Mag. Elisabeth Palatin -

Mag. Rupert Rieder -

Dr. Manfred Pettinger -

Michael Priebsch -

Mag. Christoph Wurm R

Dipl.-Ing. Dr. Bernd Rief3land -

Mag. Dr. Claudia Sussenbacher -

Mag. Gertrude Schwebisch, MBA; MRICS EUR 54.670,00

Quelle: Befragung der Personen durch die Emittentin

Mitarbeiterbeteiligung

Beschaftigte der Emittentin haben keine Wohnbauanleihen der Emittentin erworben, die
mit einem Wandlungsrecht auf Partizipationskapital (oder Partizipationsrechte) der
Emittentin ausgestattet sind. Der Emittentin sind keine Vereinbarungen bekannt, mittels
deren Beschéaftigte am Kapital der Emittentin beteiligt werden kénnen.

HAUPTAKTIONARE

Hauptaktionadre der Emittentin

An der Emittentin halt die Erste Bank 2.800.000 ihrer Stammaktien (entspricht 100 % des
Aktienkapitals).

Die Aktien der Emittentin werden wie folgt gehalten:

Anzahl der
Aktionar Nominale in EUR Anteil
Stickaktien

Erste Bank der oesterreichischen Sparkassen AG 2.800.000 20.356.000,00 100,00 %

Quelle: Geprufter Jahresabschluss der Emittentin zum 31.12.2017 und Angaben der Emittentin.

Unterschiedliche Stimmrechte
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18.3

18.4

19.

Die Aktien der Emittentin verbriefen keine unterschiedlichen Stimmrechte.

Unmittelbare oder mittelbare Beteiligungen oder Beherrschungsverhéltnisse

Samtliche Aktien an der Emittentin werden von der Erste Bank gehalten. Samtliche Aktien
der Erste Bank werden wiederum von der Erste Group Bank gehalten, die somit indirekt
auch die Emittentin beherrscht.

Hauptaktion&r der Erste Group Bank ist die Erste Stiftung. Zum Datum dieses Prospekts
waren 29,7% der Aktien der Erste Group Bank der Erste Stiftung zuzurechnen. Diese
Beteiligung umfasst Aktien im (direkten und indirekten) Eigentum der Erste Stiftung im
Ausmall von 11,2% sowie dariiber hinaus Aktien, die der Erste Stiftung aufgrund von
Syndikatsvertragen mit CaixaBank, S.A. (9,9% der Aktien an Erste Group Bank), den
Osterreichischen Sparkassen und der Sparkassen Beteiligungs GmbH & CO KG (4,8% der
Aktien an Erste Group Bank) und anderen Parteien (i.e. die Sparkassenstiftungen und
Anteilsverwaltungssparkassen, und Wiener Stadtische Wechselseitiger
Versicherungsverein — Vermoégensverwaltung— Vienna Insurance Group) (3,8)% der
Aktien an Erste Group Bank), zugerechnet werden. Der Streubesitzanteil bei Erste Group
Bank betragt 70,3%, wovon 48,3% von institutionellen Investoren, 5,0% von privaten
Investoren, 5,1% von BlackRock, Inc., 11,2% von nicht bekannten institutionellen und
privaten Investoren und 0,7% von Mitarbeitern der Erste Group Bank gehalten werden
(samtliche Zahlen sind gerundet). Die Erste Stiftung hat mit den ihr zurechenbaren Aktien
in der letzten ordentlichen Hauptversammlung der Erste Group Bank Uber keine
Stimmrechtsmehrheit - und somit keine Kontrolle - verfigt. Malinahmen zur Verhinderung
des Missbrauchs einer Kontrolle waren daher nicht erforderlich.

Vereinbarungen die zu einer Verdnderung bei der Kontrolle der Emittentin fuhren
kdnnten

Der Emittentin sind keine Vereinbarungen bekannt, deren Ausiibung zu einem spateren
Zeitpunkt zu einer Veranderung bei der Kontrolle der Emittentin fihren kdnnte.

GESCHAFTE MIT VERBUNDENEN PARTEIEN

Die Emittentin tatigt keine wesentlichen Geschéafte mit verbundenen Parteien, auller
denen, die unter dem Punkt "Wichtige Vertrage" ab Seite 175 dieses Prospekts angeflhrt
sind.

Die folgende Tabelle zeigt die Forderungen und Verbindlichkeiten der Emittentin
gegenuber verbundenen Unternehmen und Unternehmen, mit denen ein
Beteiligungsverhaltnis besteht, sowie Vermodgensgegenstidnde nachrangiger Art zum
31.12.2017:

davon gegeniber

Position

Bilanzwert in EUR

davon gegeniber
verbundenen

Unternehmen in

Unternehmen, mit
denen ein

Beteiligungsverha

EUR*) Itnis besteht in
EUR®)
Schuldtitel 6ffentlicher Stellen und ahnliche
Wertpapiere 110.835.741,06 0,00 0,00
Forderungen an Kreditinstitute 303.492.949,92 303.492.949,92 0,00
Forderungen an Kunden 1.488.594.042,58 69.337.792,36 5.288.123,47
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Sonstige Vermégensgegensténde 17.795.196,43 17.795.196,43 0,00
Verbindlichkeiten gegeniber Kreditinstituten 188.049.200,00 188.049.200,00 0,00
Verbriefte Verbindlichkeiten 1.642.965.031,41 26.205.493,64 0,00
Sonstige Verbindlichkeiten 8.362.837,71 8.362.837,71 0,00
Erganzungskapital gemaR Teil 2 Titel | Kapitel 4 der

CRR 29.861.972,22 0,00 0,00
Haftung aus der Bestellung von Sicherheiten *) 825.503.504,82 825.503.504,82 0,00

Quelle: Jahresabschluss der Emittentin fir das Geschéftsjahr 2017 sowie zu *) Angaben der Emittentin

Die folgende Tabelle zeigt die Forderungen und Verbindlichkeiten der Emittentin

gegeniber  verbundenen

Unternehmen

und

Unternehmen,

mit

denen ein

Beteiligungsverhaltnis besteht, sowie Vermégensgegenstdnde nachrangiger Art zum

31.12.2016:

Position

Bilanzwert in EUR

davon gegeniber
verbundenen

Unternehmen in

davon gegeniber
Unternehmen, mit
denen ein

Beteiligungsverha

EUR%*) Itnis besteht in
EUR®)
Schuldtitel 6ffentlicher Stellen und &hnliche
110.679.389,82 0,00 0,00
Wertpapiere
Forderungen an Kreditinstitute 371.164.374,91 371.164.374,91 0,00
Forderungen an Kunden 1.548.200.471,19 78.753.214,73 6.405.176,94
Sonstige Vermdgensgegenstande 14.694.315,85 14.694.315,85 0,00
Verbindlichkeiten gegenuber Kreditinstituten 169.664.774,09 169.664.774,09
Verbriefte Verbindlichkeiten 1.791.291.995,67 0,00 0,00
Sonstige Verbindlichkeiten 8.126.709,74 8.126.709,74 0,00
Ergéanzungskapital gemaR Teil 2 Titel | Kapitel 4 der
29.861.972,22 0,00 0,00
CRR
Haftung aus der Bestellung von Sicherheiten *) 1.201.389.947,06 1.201.389.947,06 0,00
Quelle: Jahresabschluss der Emittentin fir das Geschéftsjahr 2016 sowie zu *) Angaben der Emittentin
Die folgende Tabelle zeigt die Forderungen und Verbindlichkeiten der Emittentin

gegeniiber  verbundenen

Unternehmen

und

Unternehmen,

mit

denen ein

Beteiligungsverhéltnis besteht, sowie Vermdgensgegenstande nachrangiger Art zum

31.12.2015:

Position

Bilanzwert in EUR

davon gegeniber
verbundenen

Unternehmen in

davon gegeniber
Unternehmen, mit
denen ein

Beteiligungsverha

EUR¥*) Itnis besteht in
EUR¥)

Schuldtitel 6ffentlicher Stellen und &hnliche

Wertpapiere 110.517.847,91 0,00 0,00
Forderungen an Kreditinstitute 303.343.517,82 303.343.517,82 0,00
Forderungen an Kunden 1.589.990.916,35 98.642.106,72 8.163.274,16
Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche

Wertpapiere 15.000.857,50 15.000.857,50 0,00
Sonstige Vermdgensgegensténde 12.665.884,35 12.665.884,35 0,00
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20.

20.1

20.2

20.3

20.4

20.4.1

20.4.2

20.4.3

Verbindlichkeiten gegenuber Kreditinstituten 144.474.351,05 144.474.351,05 0,00

Verbriefte Verbindlichkeiten 1.808.747.107,20 0,00 0,00

Sonstige Verbindlichkeiten 3.206.463,15 3.206.463,15 0,00

Erganzungskapital gemaR Teil 2 Titel | Kapitel 4 der
CRR 29.861.972,22 0,00 0,00

Haftung aus der Bestellung von Sicherheiten *) 803.639.655,93 803.639.655,93 0,00

Quelle: Jahresabschluss der Emittentin fir das Geschaftsjahr 2015 sowie zu *) Angaben der Emittentin

FINANZINFORMATIONEN UBER DIE VERMOGENS-, FINANZ- UND
ERTRAGSLAGE DER EMITTENTIN

Historische Finanzinformationen

Die gepriften Jahresabschlisse der Emittentin zum 31.12.2017, 31.12.2016 und
31.12.2015 jeweils gemeinsam mit den Prifungsberichten Uber die
Eigenkapitalverdnderungsrechnung und die Kapitalflussrechnung und den
Bestatigungsvermerken der Abschlussprifer sind durch Verweis in diesen Prospekt
aufgenommen. Die durch Verweis aufgenommenen Dokumente sind auf der Website der
Emittentin unter www .swohnbaubank.at/de/s-Wohnbaubank/Das-
Unternehmen/Bilanzzahlen verfugbar und kdnnen wahrend der Ublichen Geschéftszeiten
am Sitz der Geschéftsleitung der Emittentin, Am Belvedere 1, 1100 Wien, Osterreich
kostenlos bezogen werden.

Pro forma-Finanzinformationen

Im Zeitraum seit dem letzten Jahresabschluss der Emittentin bis zum Datum dieses
Prospekts sind bei den Aktiva, dem Umsatz und dem Gewinn/Verlust der Emittentin keine
bedeutenden Brutto-Veranderungen aufgetreten. Folglich wurden keine Pro forma-
Finanzinformationen in den Prospekt aufgenommen.

Jahresabschluss

Siehe Punkt 20.1 der Angaben zur Emittentin.
Prifung der historischen jahrlichen Finanzinformationen

Erklarung, dass die historischen Finanzinformationen geprift wurden

Die GT-KMU Wirtschaftsprifungs- und Steuerberatungs-GmbH hat die Jahresabschlisse
der Emittentin zum 31.12.2016 und 31.12.2015 gepruft und uneingeschrankte
Bestatigungsvermerke erteilt.

Der Sparkassen-Prifungsverband hat den Jahresabschluss der Emittentin zum
31.12.2017 geprift und einen uneingeschrankten Bestéatigungsvermerk erteilt.

Sonstige geprufte Informationen

Das Registrierungsformular enthdlt keine weiteren Informationen, die von den
Abschlussprifern gepruft wurden.

Quelle der Finanzdaten

Die Quellen der in diesem Prospekt enthaltenen Finanzdaten, die nicht dem gepriften
Jahresabschluss der Emittentin zum 31.12.2017 entnommen sind, wurden bei den
entsprechenden Punkten angegeben.
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20.5

20.6

20.7

20.7.1

20.8

"Alter" der jingsten Finanzinformationen

Die jingsten gepriften Finanzinformationen stammen aus dem gepriften Jahresabschluss
der Emittentin zum 31.12.2017.

Interims- und sonstige Finanzinformationen

Seit dem Stichtag des letzten gepriften Jahresabschlusses der Emittentin zum
31.12.2017 sind keine weiteren Finanzinformationen der Emittentin veroffentlicht worden.

Dividendenpolitik

Der Jahrestberschuss des Geschéftsjahres 2015 in Hohe von EUR 8.045.492,44 wurde
abzuglich der Dotierung der freien Gewinnriicklage in Hohe von EUR 5.645.492,44, das
sind somit EUR 2.400.000,00, als Dividende an die Aktiondre der Emittentin
ausgeschiittet. Somit wurden rund 70 % des frei verfigbaren Jahresiberschusses
einbehalten und zur Starkung des Eigenkapitals verwendet.

Der Jahresiiberschuss des Geschéftsjahres 2016 in Hohe von EUR 4.317.010,77 wurde
abzuglich der Dotierung der freien Gewinnriicklage in H6he von EUR 1.817.010,77, das
sind somit EUR 2.500.000,00, als Dividende an die Aktiondre der Emittentin
ausgeschittet. Somit wurden rund 42 % des frei verfigbaren Jahresiberschusses
einbehalten und zur Starkung des Eigenkapitals verwendet.

Der Jahresiiberschuss des Geschéftsjahres 2017 in Hohe von EUR 4.967.757,82 wurde
abzuglich der Dotierung der freien Gewinnricklage in Hohe von EUR 2.467.757,82, das
sind somit EUR 2.500.000,00, als Dividende an die Aktiondrin der Emittentin
ausgeschittet. Somit wurden rund 50 % des frei verfigbaren Jahresiberschusses
einbehalten und zur Starkung des Eigenkapitals verwendet.

Betrag der Dividende pro Aktie

In den letzten drei Geschéftsjahren hat die Emittentin die folgenden Betrdge pro Aktie
ausgeschiittet:

2015: 85,7 Euro Cent pro Aktie.
2016: 89,3 Euro Cent pro Aktie.
2017: 89,3 Euro Cent pro Aktie.

Die in der Vergangenheit ausgeschutteten Dividenden lassen keine Rickschlisse auf die
in der Zukunft auszuschittenden Dividenden zu. Die zukinftige Ausschittung von
Dividenden durch die Emittentin hangt von ihrer Ertragslage, ihrer finanziellen Lage und
anderen Faktoren, einschlie8lich ihres Barmittel- und Liquiditatsbedarfs, ihrer
Zukunftsaussichten sowie steuerlicher, regulatorischer und sonstiger rechtlicher
Rahmenbedingungen ab.

Gerichts- und Schiedsgerichtsverfahren

Innerhalb der letzten zwolf Monate vor Erstellung dieses Prospekts lagen keine
staatlichen Interventionen, Gerichts- oder Schiedsgerichtsverfahren vor, die sich erheblich
auf die Finanzlage oder die Rentabilitat der Emittentin auswirken bzw. in jingerer Zeit
ausgewirkt haben. Dies schliel3t Verfahren, die nach Kenntnis der Emittentin noch
anhéangig sind oder eingeleitet werden kénnten, mit ein. Weitere Angaben entfallen, weil
die Emittentin keine Unternehmen konsolidiert.
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20.9

21.

21.1

21.1.1

21.1.2

21.1.3

Wesentliche Veranderungen in der Finanzlage oder der Handelsposition der
Emittentin

Sechs von der Emittentin begebene Wohnbauanleihen sehen ein einseitiges
Kindigungsrecht zugunsten der Emittentin vor, welches nach rezenter oberstgerichtlicher
Rechtsprechung unzulassig ist. Derartige Kindigungsrechte verstol3en gegen das
Konsumentenschutzgesetz. Dieser Umstand fihrt seit dem 31.12.2017 vor dem
Hintergrund des derzeitigen Zinsumfelds zu einer Verringerung des Nettozinsertrags der
Emittentin aus den betroffenen Wohnbauanleihen.

Seit dem 31.12.2017 gibt es daruber hinaus keine wesentliche Veré&nderung in der
Finanzlage oder der Handelsposition der Emittentin. Weitere Angaben entfallen, weil die
Emittentin keine Unternehmen konsolidiert.

ZUSATZLICHE INFORMATIONEN

Aktienkapital

Betrag des ausgegebenen Kapitals und fiir jede Kategorie des Aktienkapitals
a) Zahl der zugelassenen Aktien

Das Grundkapital der Emittentin betrdgt EUR 20.356.000,00 und setzt sich aus 2.800.000
auf Namen lautenden Stiickaktien mit einem rechnerischen Anteil am Grundkapital von je
EUR 7,27 zusammen.

b) Zahl der ausgegebenen und voll eingezahlten Aktien sowie der ausgegebenen, aber
nicht voll eingezahlten Aktien

Es sind 2.800.000 Aktien ausgegeben, die alle voll eingezahlt sind.
c) Nennwert pro Aktie bzw Meldung, dass die Aktien keinen Nennwert haben
Die Aktien der Emittentin sind Stiickaktien und haben keinen Nennwert.

d) Abstimmung der Zahl der Aktien, die zu Beginn und zu Ende des Geschéftsjahres noch
ausstehen. Wurde mehr als 10 % des Kapitals wahrend des Zeitraums der letzten drei
Geschéftsjahre, mit anderen Aktiva als Barmitteln finanziert, so ist dieser Umstand
anzugeben.

Weder zu Beginn noch zum Ende des Geschéftsjahres 2017 gab es ausstehende Aktien.

Aktien, die nicht Bestandteil des Eigenkapitals sind
Samtliche Aktien der Emittentin sind Bestandteil ihres Eigenkapitals.
Aktien, die Bestandteil des Eigenkapitals der Emittentin sind und die von der Emittentin

selbst oder in ihrem Namen oder von Tochtergesellschaften der Emittentin gehalten
werden

Die Emittentin und deren Tochtergesellschaft halten keine Aktien, die Bestandteil des
Eigenkapitals der Emittentin sind, selbst. Solche Aktien werden auch nicht namens der
Emittentin gehalten.
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21.1.4 Konvertierbare, umtauschbare Wertpapiere oder Wertpapiere mit Optionsscheinen

Die Emittentin hat in den Geschéaftsjahren 1994 bis 2017 Wandelschuldverschreibungen
gemal dem WohnbauforderG im Gesamtnennbetrag von ATS 4.596.390.000,00 und
€ 3.340.823.900,00 ausgegeben. Davon wurden bereits ATS 4.596.390.000,00 und
€ 1.734.268.000,00 getilgt oder vorzeitig stillgelegt. Somit befinden sich zum 31.12.2017
begebene Schuldverschreibungen im Gesamtnennbetrag von € 1.656.752.900,00 im
Umlauf.

Wandelschuldverschreibungen im Nennbetrag von € 1.629.752.900,00 aus Emissionen
2004 bis 2017 berechtigen zur Wandlung in Partizipationsrechte gemaR § 23 (4) und (5)
BWG im Gesamtnennbetrag von € 162.975.290,00.

Im Geschaftsjahr 2017 wurden Wandelschuldverschreibungen im Gesamtnennbetrag von
€ 67.750.000,00 ausgegeben.

21.1.5 Akquisitionsrechte; genehmigtes, aber noch nicht ausgegebenes Kapital; Kapitalerh6hung

Es bestehen neben den gesetzlichen Bezugsrechten der Aktionare und allfalliger Inhaber
von Partizipationskapital der Emittentin keine Bezugsrechte auf kiinftig zu begebende
Aktien oder Partizipationsrechte der Emittentin.

Bei Feststellung der Satzung der Emittentin am 17.2.1994 wurde beschlossen, dass das
Grundkapital der Emittentin um Nominale ATS 35.000.000,00 (in Worten: Schilling
funfunddreif3ig Millionen; entspricht etwa EUR 2.543.549,20) durch Ausgabe von bis zu
350.000 Stiuck auf Inhaber lautende Vorzugsaktien ohne Stimmrecht im Nominale von je
ATS 100,00 (entspricht etwa EUR 7,27) bedingt erhéht wird. Die Kapitalerhdhung wird
vom Vorstand nur insoweit durchgefuhrt, als Inhaber von der Emittentin begebener
Wandelschuldverschreibungen von ihrem Wandlungsrecht Gebrauch machen.

In den aufRerordentlichen Hauptversammlungen der Emittentin vom 26.5.1994 und vom
7.9.1994 wurde eine bedingte Kapitalerhéhung um bis zu ATS 70.000.000,00 (in Worten:
Schilling siebzig Millionen; entspricht etwa EUR 5.087.098,39) durch Ausgabe von bis zu
700.000 Stiuck auf Inhaber lautende 4 %ige Vorzugsaktien ohne Stimmrecht im
Nennbetrag von je ATS 100,00 (entspricht etwa EUR 7,27) beschlossen, welche nur
insoweit durchgefuihrt werden soll, als die Glaubiger von Wandelschuldverschreibungen,
deren Ausgabe zu Punkt5 der Tagesordnung der Hauptversammlung vom 26.5.1994
beschlossen wurde, von ihrem Wandlungsrecht Gebrauch machen.

In den auf3erordentlichen Hauptversammlungen der Emittentin vom 26.5.1994 und vom
7.9.1994 wurde eine bedingte Kapitalerhohung um bis zu ATS 35.000.000,00 (in Worten:
Schilling finfunddreiBig Millionen) durch Ausgabe von bis zu 350.000 Stick auf Inhaber
lautende 4 %ige Vorzugsaktien ohne Stimmrecht im Nennbetrag von je ATS 100,00
beschlossen, die nur insoweit durchgefuhrt werden soll, als die Glaubiger von
Wandelschuldverschreibungen von ihrem Wandlungsrecht Gebrauch machen.

Der Vorstand wurde in der Hauptversammlung vom 26.4.2001 fur unbestimmte Dauer
ermachtigt, Partizipationskapital bis zu einem Gesamtnennbetrag von EUR 29.080.000,00
(in Worten: Euro neunundzwanzig Millionen achtzigtausend) durch Ausgabe von
4.000.000 Stuck Partizipationsscheinen im Nominale von je EUR 7,27, die auf Inhaber
lauten, zu begeben, soweit die Inhaber von Wandelschuldverschreibungen der Emittentin
von ihrem Wandlungsrecht in Partizipationsscheine Gebrauch machen.

Der Vorstand wurde in der Hauptversammlung vom 16.4.2009 fur unbestimmte Dauer
ermachtigt, weiteres Partizipationskapital bis zu einem Gesamtnennbetrag von
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EUR 50.000.000,00 (in Worten: Euro funfzig Millionen) durch Ausgabe von
Partizipationsscheinen, die auf Inhaber lauten, zu begeben, soweit die Inhaber von
Wandelschuldverschreibungen der Emittentin  von ihrem  Wandlungsrecht in
Partizipationsscheine Gebrauch machen.

Der Vorstand wurde in der Hauptversammlung vom 8.4.2010 fur unbestimmte Dauer
ermachtigt, weiteres Partizipationskapital bis zu einem Gesamtnennbetrag von
EUR 50.000.000,00 (in Worten: Euro funfzig Millionen) durch Ausgabe von
Partizipationsscheinen, die auf Inhaber lauten, zu begeben, soweit die Inhaber von
Wandelschuldverschreibungen der Emittentin  von ihrem  Wandlungsrecht in
Partizipationsscheine Gebrauch machen.

Der Vorstand wurde in der Hauptversammlung vom 14.4.2011 fir unbestimmte Dauer
ermachtigt, weiteres Partizipationskapital bis zu einem Gesamtnennbetrag von
EUR 50.000.000,00 (in Worten: Euro funfzig Millionen) durch Ausgabe von
Partizipationsscheinen, die auf Inhaber lauten, zu begeben, soweit die Inhaber von
Wandelschuldverschreibungen der Emittentin  von ihrem  Wandlungsrecht in
Partizipationsscheine Gebrauch machen.

Der Vorstand wurde in der Hauptversammlung vom 13.6.2012 fur unbestimmte Dauer
ermachtigt, weiteres Partizipationskapital bis zu einem Gesamtnennbetrag von
EUR 50.000.000,00 (in Worten: Euro funfzig Millionen) durch Ausgabe von
Partizipationsscheinen, die auf Inhaber lauten, zu begeben, soweit die Inhaber von
Wandelschuldverschreibungen der Emittentin  von ihrem  Wandlungsrecht in
Partizipationsscheine Gebrauch machen.

Der Vorstand wurde in der Hauptversammlung vom 23.4.2013 fir unbestimmte Dauer
ermachtigt, weiteres Partizipationskapital bis zu einem Gesamtnennbetrag von
EUR 50.000.000,00 (in Worten: Euro funfzig Millionen) durch Ausgabe von
Partizipationsscheinen, die auf Inhaber lauten, zu begeben, soweit die Inhaber von
Wandelschuldverschreibungen der Emittentin  von ihrem  Wandlungsrecht in
Partizipationsscheine Gebrauch machen.

Der Vorstand wurde in der Hauptversammlung vom 25.4.2014 fur unbestimmte Dauer
ermachtigt, weiteres Partizipationskapital bis zu einem Gesamtnennbetrag von
EUR 50.000.000,00 (in Worten: Euro funfzig Millionen) durch Ausgabe von
Partizipationsscheinen, die auf Inhaber lauten, zu begeben, soweit die Inhaber von
Wandelschuldverschreibungen der Emittentin  von ihrem  Wandlungsrecht in
Partizipationsscheine Gebrauch machen.

Der Vorstand wurde in der Hauptversammlung vom 13.4.2015 fur unbestimmte Dauer
ermachtigt, weiteres Partizipationskapital bis zu einem Gesamtnennbetrag von
EUR 50.000.000,00 (in Worten: Euro fiinfzig Millionen) durch Ausgabe von
Partizipationsscheinen, die auf Inhaber lauten, zu begeben, soweit die Inhaber von
Wandelschuldverschreibungen der Emittentin  von ihrem  Wandlungsrecht in
Partizipationsscheine Gebrauch machen.

Der Vorstand wurde in der Hauptversammlung vom 29.6.2016 fur unbestimmte Dauer
ermachtigt, weiteres Partizipationskapital bis zu einem Gesamtnennbetrag von
EUR 50.000.000,00 (in Worten: Euro funfzig Millionen) durch Ausgabe von
Partizipationsscheinen, die auf Inhaber lauten, zu begeben, soweit die Inhaber von
Wandelschuldverschreibungen der Emittentin - von ihrem  Wandlungsrecht in
Partizipationsscheine Gebrauch machen.

Der Vorstand wurde in der Hauptversammlung vom 20.4.2017 fur unbestimmte Dauer
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21.1.6

21.1.7

21.2

21.2.1

21.2.2

erméachtigt, weiteres Partizipationskapital bis zu einem Gesamtnennbetrag von
EUR 50.000.000,00 (in Worten: Euro funfzig Millionen) durch Ausgabe von
Partizipationsscheinen, die auf Inhaber lauten, zu begeben, soweit die Inhaber von
Wandelschuldverschreibungen der Emittentin  von ihrem  Wandlungsrecht in
Partizipationsscheine Gebrauch machen.

Der Vorstand wurde in der Hauptversammlung vom 11.4.2018 fur unbestimmte Dauer
ermachtigt, weiteres Partizipationskapital bis zu einem Gesamtnennbetrag von
EUR 50.000.000,00 (in Worten: Euro funfzig Millionen) durch Ausgabe von
Partizipationsscheinen, die auf Inhaber lauten, zu begeben, soweit die Inhaber von
Wandelschuldverschreibungen der Emittentin  von ihrem  Wandlungsrecht in
Partizipationsscheine Gebrauch machen.

Optionsrechte

Trifft nicht zu. Die Emittentin konsolidiert keine Unternehmen.

Entwicklung des Aktienkapitals

Siehe 21.1.5 der Angaben zur Emittentin.
Satzung und Statuten der Gesellschaft

Zielsetzungen der Emittentin
Die Zielsetzungen der Emittentin sind in § 2 ihrer Satzung wie folgt dargestellt:

Gegenstand des Unternehmens der Emittentin ist schwerpunktm&Rig die Finanzierung
oder Errichtung von Wohnbauten im Sinne des WohnbauforderG, in diesem
Zusammenhang insbesondere die Ausibung der im Geschéftsiiberblick oben (ab
Seite 126 dieses Prospekts) angefiuhrten Bankgeschéfte.

Der Unternehmensgegenstand umfasst im Rahmen von Hilfs- und Nebentatigkeiten, somit
nicht schwerpunktmafig, ferner:

" Den Erwerb von Immobilien, Grundstiicken und grundstiickséahnlichen Rechten
(einschlieBlich Superadifikaten und Baurechten), die Errichtung von Gebauden,
insbesondere von Wohnbauten, auf diesen Grundsticken und die kommerzielle
Nutzung dieser Grundstucke und grundstiicksahnlichen Rechte und der Gebaude,
insbesondere der Wohnbauten, vor allem durch gewerbliche Vermietung oder
durch den Abschluss von Leasingvertragen.

" Den Erwerb und die kommerzielle Nutzung von beweglichen Wirtschaftsgutern,
insbesondere durch gewerbliche Vermietung oder durch den Abschluss von
Leasingvertragen.

" Der Unternehmensgegenstand umfasst ferner den Erwerb und die Haltung von
Beteiligungen an anderen Unternehmen, deren Unternehmensgegenstand
schwerpunktmafig die Errichtung von Wohnbauten im Sinne des WohnbaufoérderG
ist.

" Die Gesellschaft ist innerhalb dieser Grenzen im In- und Ausland zu allen
Geschaften und MaRnahmen berechtigt, die zur Erreichung des
Gesellschaftszweckes notwendig oder nitzlich erscheinen. Die Gesellschaft ist
weiter berechtigt, Tochtergesellschaften zu errichten.

Zusammenfassung etwaiger Bestimmungen der Satzung und der Statuten der

169



emittierenden Gesellschaft sowie der Grindungsurkunde oder sonstiger Satzungen, die
die Mitglieder der Verwaltungs-, Management- und Aufsichtsorgane betreffen.

Die Organe der Emittentin sind der Vorstand, der Aufsichtsrat und die Hauptversammlung.

Vorstand

Der Vorstand besteht aus zwei, drei oder vier Mitgliedern. Die Bestellung der Mitglieder
des Vorstandes erfolgt durch den Aufsichtsrat, der eines der Vorstandsmitglieder zum
Vorsitzenden und eines zu dessen Stellvertreter ernennen kann.

Die Bestellung der Vorstandsmitglieder erfolgt auf finf Jahre, sofern nicht anlasslich der
Bestellung eine kirzere Funktionsdauer festgelegt wird. Unbeschadet dessen ist der
Aufsichtsrat zum Widerruf der Bestellung berechtigt, wenn ein wichtiger Grund im Sinne
des § 75 Abs 4 AktG vorliegt.

Der Vorstand fasst seine Beschlisse einstimmig, wenn er aus zwei Mitgliedern besteht,
sonst mit einfacher Stimmenmehrheit.

Uber alle Sitzungen und Beschliisse des Vorstandes sind Niederschriften zu fiihren, die,
wenn ein Vorsitzender bestellt ist, vom Vorsitzenden, ansonsten vom Protokollfihrer zu
fertigen sind. In den Niederschriften sind der Ort, der Tag der Sitzung, die Teilnehmer, die
Gegenstande der Tagesordnung, der wesentliche Inhalt der Verhandlungen sowie das
Abstimmungsergebnis festzuhalten.

Der Vorstand hat sich mit Zustimmung des Aufsichtsrates eine Geschéftsordnung zu
geben, in der unabhéngig von der Vertretung der Gesellschaft nach aul3en eine Verteilung
der Geschéftsbereiche festgelegt wird.

Vertretung der Gesellschaft

Die Emittentin wird durch zwei Vorstandsmitglieder gemeinsam oder durch ein
Vorstandsmitglied gemeinsam mit einem Gesamtprokuristen vertreten.

Die Emittentin kann, mit den gesetzlichen Einschrankungen insbesondere jener nach § 71
AktG, auch durch zwei Gesamtprokuristen vertreten werden.

Die Erteilung von Einzelvertretungsmacht an Vorstandsmitglieder sowie die Erteilung von
Einzelprokura oder Einzelhandlungsvollmacht fur den gesamten Geschéftsbetrieb ist
ausgeschlossen.

Aufsichtsrat
Der Aufsichtsrat besteht aus mindestens drei, hdchstens zwo6lf Mitgliedern.

Die Bestellung der Mitglieder des Aufsichtsrates gilt, falls nicht bei der Bestellung eine
kurzere Funktionsperiode festgelegt wird, fur die langste gesetzlich zulassige
Funktionsdauer.

Der Aufsichtsrat wahlt im Anschluss an die Hauptversammlung, in der alle von ihr zu
wéahlenden Aufsichtsratsmitglieder neu gewahlt worden sind, mit einfacher Mehrheit der
abgegebenen Stimmen aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter.
Gelangt eines dieser Amter zur Erledigung, so ist ungesaumt eine Ersatzwahl vorzu-
nehmen.

Jedes Mitglied des Aufsichtsrates kann seine Funktion mit sofortiger Wirkung durch
eingeschriebenen Brief an den Vorsitzenden des Aufsichtsrates niederlegen. Scheiden
Mitglieder des Aufsichtsrates, aus welchem Grund immer, aus dem Aufsichtsrat aus, ist
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spatestens in der néchsten ordentlichen Hauptversammlung eine Ersatzwabhl
durchzufiihren bzw spatestens zu diesem Zeitpunkt ein Ersatzmitglied zu entsenden.

Die Wahl oder Entsendung erfolgt auf die Restdauer der Funktionsperiode des
ausgeschiedenen Mitgliedes.

Der Aufsichtsrat ist beschlussfahig, wenn mindestens die Halfte seiner Mitglieder,
darunter der Vorsitzende oder ein Stellvertreter, anwesend sind.

Der Aufsichtsrat fasst seine Beschlisse mit einfacher Mehrheit der abgegebenen
Stimmen; bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden des
Aufsichtsrates.

Beschlussfassungen durch schriftliche Stimmabgabe sind zulédssig, sofern kein Mitglied
des Aufsichtsrates diesem Verfahren widerspricht.

Ein Aufsichtsratsmitglied kann ein anderes schriftlich mit seiner Vertretung bei einer
einzelnen Sitzung betrauen. Das Recht, den Vorsitz zu fihren, kann jedoch nicht
Ubertragen werden.

Der Aufsichtsrat kann sich zur ndheren Regelung der inneren Ordnung unter Beachtung
der Bestimmungen der Satzung der Emittentin eine Geschéftsordnung geben und auch
Geschéaftsordnungen fur allfallige Ausschiisse festlegen.

Der Aufsichtsrat kann Ausschiisse, auch mit Entscheidungsbefugnis, aus seiner Mitte
einsetzen.

Uber die Verhandlungen und Beschliisse des Aufsichtsrates ist eine Niederschrift
anzufertigen, die der Vorsitzende oder sein Stellvertreter zu unterzeichnen hat. Diese
Niederschriften werden vom Vorstand aufbewahrt.

Willenserklarungen des Aufsichtsrates und allfalliger Ausschiisse sind vom Vorsitzenden
des Aufsichtsrates, im Falle seiner Verhinderung von seinem Stellvertreter, abzugeben.

Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten den Ersatz der bei der Ausiibung ihrer Tatigkeit
erwachsenen baren Auslagen.

Durch Beschluss der ordentlichen Hauptversammlung kann ihnen ferner eine Vergitung
zuerkannt werden, deren Hoéhe die Hauptversammlung bestimmt. Die Verteilung der
Vergutung unter die Mitglieder ist Sache des Aufsichtsrates. Die auf die Verglitung des
Aufsichtsrates entfallenden Abgaben tragt die Gesellschaft.

Aufgaben des Aufsichtsrates

Der Aufsichtsrat hat die Geschéaftsfiihrung des Vorstandes zu tGberwachen.

Neben den gesetzlichen Beschlussangelegenheiten, die in § 95 ff. AktG geregelt sind,
sind dem Aufsichtsrat folgende Angelegenheiten zur Beschlussfassung vorbehalten:

(a) Die Ubertragung vinkulierter Namensaktien gemal? § 3 Abs 4 der Satzung der
Emittentin;

(b)  Erwerb, Veraufl3erung und Belastung von Liegenschaften oder
liegenschaftsahnlichen Rechten sowie Superadifikaten und Baurechten, soweit ein
vom Aufsichtsrat genehmigter Rahmen tberschritten wird;

(c) Errichtung von Baulichkeiten, insbesondere von Wohnbauten;

(d)  Abschluss von Miet-, Leasing- oder Pachtvertrdgen hinsichtlich Liegenschaften oder
liegenschaftsdhnlichen Rechten (Superéadifikaten), sofern diese nicht durch vom
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(e)

)

(9)

(h)

(i)

()

(k)

0)

(m)
(n)
(0)
()
(a)

(r
(s)
®)
(u)

(V)
(w)

()

)

Vorstand zu erstellende und vom Aufsichtsrat zu genehmigende Richtlinien gedeckt
sind;

die Veranlagung in Wertpapieren und Zwischenbankeinlagen, soweit ein vom Auf-
sichtsrat genehmigter Rahmen tberschritten wird;

die Ausgabe von Wertpapieren gemafl 8§ 1 Abs 1 Z 9 und Z 10 BWG, soweit ein vom
Aufsichtsrat genehmigter Rahmen uberschritten wird;

die Gewahrung von Krediten, soweit sie vom Aufsichtsrat festgelegte
Betragsgrenzen lberschreitet;

die Aufnahme von Krediten, sofern diese nicht durch vom Vorstand zu erstellende
und vom Aufsichtsrat zu genehmigende Richtlinien gedeckt sind;

Abschluss von Dienst-, Werk- oder Betreuungsvertragen, soweit die jeweils vom
Aufsichtsrat fir den Vorstand festgelegte Freigrenze Uberschritten wird;

Erwerb von Beteiligungen an anderen Unternehmungen, soweit ein vom Aufsichts-
rat genehmigter Rahmen tberschritten wird;

Investitionen auf3erhalb von lit (b) und lit (c), sofern diese nicht im jahrlichen Budget
Deckung finden;

Abgabe von Pensionszusagen,;

Bestellung und Abberufung von Prokuristen;
Genehmigung des jahrlichen Budgets;

Ausgabe von Genussscheinen nach § 174 AktG;
Errichtung von Zweigniederlassungen und Filialen;

Genehmigung von Richtlinien fur den Erwerb von Immobilien bzw sonstigen
Richtlinien fir die Geschaftsfiihrung des Vorstandes;

Festlegung allgemeiner Grundsatze der Geschaftspolitik;
Erstellung einer Geschéftsordnung fir den Vorstand durch den Vorstand;
MalRRnahmen des Vorstandes im Rahmen eines genehmigten Kapitales;

Alle jene Angelegenheiten, in denen von der Hauptversammlung die Beschluss-
fassung durch den Aufsichtsrat bestimmt wird oder die aufgrund der Geschéfts-
fihrung des Vorstandes oder der Geschéaftsordnung des Aufsichtsrates dem Auf-
sichtsrat vorbehalten sind.

Genehmigung der allgemeinen Grundsétze der Vergutungspolitik;

Uberwachung der Vergutungspolitik, Vergutungspraktiken und
vergutungsbezogenen Anreizstrukturen, jeweils im Zusammenhang mit der
Steuerung, Uberwachung und Begrenzung der Risiken gemaR § 39 Abs. 2b Z 1 bis
10 BWG, der Eigenmittelausstattung und Liquiditat, wobei auch langfristige
Interessen von Aktionaren, Investoren und Mitarbeitern der s Wohnbaubank zu
beriicksichtigen sind;

Uberpriifung der Vergiitung des héheren Managements im Risikomanagement und
in Compliance-Funktionen;

Beratung der Geschéftsleitung hinsichtlich der aktuellen und zuklnftigen
Risikobereitschaft und Risikostrategie der s Wohnbaubank
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)

(aa)

(bb)

(cc)

(dd)

(ee)

(ff)

(99)

(hh)

Uberwachung der Umsetzung dieser Risikostrategie im Zusammenhang mit der
Steuerung, Uberwachung und Begrenzung von Risiken geméaR § 39 Abs. 2b Z 1 bis
14 BWG, der Eigenmittelausstattung und der Liquiditét;

Uberpriifung, ob die Preisgestaltung der von der s Wohnbaubank angebotenen
Dienstleistungen und Produkte das Geschaftsmodell und die Risikostrategie der
s Wohnbaubank angemessen berucksichtigt und gegebenenfalls Vorlage eines
Plans mit AbhilfemalRnahmen;

Vorbereitung einer ordnungsgemafen Nachfolgeregelung fur die Mitglieder des
Leitungsorgans (gem. 82 Zla BWG sind das der Vorstand und der Aufsichtsrat),
indem er unter Bericksichtigung der gesellschafts- und bankwesenrechtlichen
Qualifikationsanforderungen sowie der internen Richtlinien der s Wohnbaubank fir
die Auswahl und Beurteilung von Mitgliedern des Leitungsorgans

a) Bewerber fiur die Besetzung frei werdender Stellen im Vorstand ermittelt;

b) Erstellung von Vorschlagen an die Hauptversammlung fir die Besetzung frei
werdender Stellen im Aufsichtsrat;

im Rahmen der Aufgaben gemaR lit bb

a) Berlcksichtigung der Ausgewogenheit und Unterschiedlichkeit der Kenntnisse,
Fahigkeiten, Erfahrung der Mitglieder des betroffenen Organs sowie der
Altersstruktur, sowie eine Aufgabenbeschreibung mit Bewerberprofil zu erstellen
und den mit der Aufgabe verbundenen Zeitaufwand anzugeben;

b) Festlegung einer Zielquote fir das unterreprasentierte Geschlecht im Vorstand
und dem Aufsichtsrat und Entwicklung einer Strategie, um dieses Ziel zu
erreichen;

c) Beachtung, dass die Entscheidungsfindung des Vorstands oder des
Aufsichtsrats nicht durch eine einzelne Person oder eine kleine Gruppe von
Personen in einer den Interessen der s Wohnbaubank zuwiderlaufenden Art und
Weise dominiert werden;

Beschluss der internen Richtlinien fur die Auswahl und Beurteilung von Mitgliedern
des Leitungsorgans;

Durchfuihrung regelméaRiger, jedenfalls jedoch, wenn Ereignisse die Notwendigkeit
zur  Neubeurteilung anzeigen, eine Bewertung der  Struktur, Grole,
Zusammensetzung und Leistung des Vorstands und des Aufsichtsrats;

Durchfuhrung regelméaRiger, jedoch zumindest jahrlicher, Bewertung der
Kenntnisse, Fahigkeiten und Erfahrung sowohl der Vorstandsmitglieder als auch der
einzelnen Mitglieder des Aufsichtsrates sowie des jeweiligen Organs in seiner
Gesamtheit;

Unterstiitzung des Kurses des Vorstands im Hinblick auf die Auswahl des héheren
Managements und den Aufsichtsrat bei der Erstellung von Empfehlungen an den
Vorstand; Erérterung der durch den Vorstand erstellten internen Richtlinien der
s Wohnbaubank fiur die Beurteilung der Eignung von Inhabern von
Schlisselfunktionen.

Entscheidung Uber den Abschluss und die Anderung von Anstellungsvertragen mit
Vorstandsmitgliedern und Uber alle Fragen, die das Dienstverhaltnis zwischen den
Vorstandsmitgliedern und der s Wohnbaubank betreffen.
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21.2.3

21.2.4

21.2.5

(i)  Entscheidung Uber einen allfalligen Ersatz von Verwaltungsstrafen an
Vorstandsmitglieder.

(i)  Ausreichende Information der Geschéaftsleitung, insbesondere im Hinblick auf
erforderliche Offenlegungen gemal Art. 435 CRR sowie Verdffentlichungen geman
8§ 65a BWG.

Zu den in 895 Abs5 Z 1 und 2 AktG genannten Geschéften kann der Aufsichtsrat
Betragsgrenzen festsetzen, zu den in 8 95 Abs 5 Z 4, 5 und 6 AktG genannten Geschéaften
hat der Aufsichtsrat Betragsgrenzen festzusetzen.

Der Aufsichtsrat kann weitere Agenden des Vorstandes an seine Zustimmung binden.

Der Aufsichtsrat kann Satzungsénderungen, die nur die Fassung betreffen, beschliel3en.

Rechte, Vorrechte und Beschrénkungen, die an jede Kategorie der vorhandenen Aktien
gebunden sind

Mit jeder Aktie sind verschiedene Mitwirkungs-, Vermédgens-, und Kontrollrechte
verbunden. Dazu gehdren insbesondere das Stimmrecht in der Hauptversammlung und
das Recht auf Bezug einer von der Hauptversammlung beschlossenen Dividende. Bei
einer Erhéhung des Grundkapitals ist mit den Aktien grundsétzlich das Recht auf den
Bezug neuer Aktien verbunden, wenn dieses Bezugsrecht der Aktionare nicht
ausgeschlossen wurde. Im Falle einer Liquidation der Gesellschaft haben die Aktionare
einen Anspruch auf das nach Befriedigung oder Sicherstellung der Glaubiger verbleibende
Vermaogen.

Anderung der Rechte der Aktionare

Die Satzung der Emittentin enthalt keine strengeren Bedingungen zur Anderung der
Rechte der Inhaber von Aktien als die gesetzlich vorgesehenen.

Jahreshauptversammiungen

Die Hauptversammlung der Emittentin wird vom Vorstand oder vom Aufsichtsrat
einberufen und findet mindestens einmal jahrlich am Sitz der Gesellschaft statt.

Die Einberufung ist spatestens am 28. Tag vor einer ordentlichen Hauptversammlung und
am 21. Tag vor einer auf3erordentlichen Hauptversammlung bekannt zu machen.

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung sind Aktiondre von Namensaktien und
diejenigen Aktiondre von Inhaberaktien berechtigt, die bei einem Notar oder bei der
Hauptniederlassung eines inldndischen Kreditinstituts oder bei weiteren in der
Einberufung bestimmten Hinterlegungsstellen spéatestens am siebenten Tag vor der
Hauptversammlung (8 112 Abs 2 AktG) ihre Inhaberaktien hinterlegen. Weiters sieht die
Satzung der Emittentin gemaR § 112 Abs 2 Satz 3 AktG vor, dass eine Hinterlegung auch
bei der Emittentin erfolgen kann.

Eine Hinterlegung von Namensaktien ist jedoch nicht erforderlich, wohl aber eine
Anmeldung zur Hauptversammlung im Sinne des § 112 Abs 3 AktG.

Die Anmeldung muss der Emittentin spéatestens am dritten Werktag vor der
Hauptversammlung zugehen (8 112 Abs 3 AktG).
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21.2.6

21.2.7

21.2.8

22.

Verzogerung, Aufschub oder Verhinderung eines Kontrollwechsels

Die Ubertragung der Namensaktien ist an die Zustimmung des Aufsichtsrats der
Emittentin gebunden.

Schwellenwert fir die Offenlegung des Aktienbesitzes

Die Satzung, die Statuten sowie die Grundungsurkunde oder sonstige Satzungen der
Emittentin enthalten keine Bestimmungen uber einen Schwellenwert, ab dem der
Aktienbesitz offen gelegt werden muss.

Veranderungen im Eigenkapital

Die Satzung, die Statuten sowie die Grundungsurkunde oder sonstige Satzungen der
Emittentin enthalten keine Bestimmungen hinsichtlich der Veranderungen im Eigenkapital,
die strenger als die gesetzlichen Vorschriften sind.

WICHTIGE VERTRAGE

Die Emittentin hat folgende wesentliche Vertradge abgeschlossen:

Treuhandvertrag Neugeschaft

Die Emittentin und die Treugeberin haben hinsichtlich der gegenstandlichen Emission
sowie kunftiger Emissionen einen Treuhandvertrag abgeschlossen, wonach die Emittentin
Wandelschuldverschreibungen treuhandig fur die Treugeberin als wirtschaftlich
Berechtigte und Verpflichtete begibt und die Emittentin lediglich das Gestionsrisiko tragt.

Der aus der Ausgabe der Schuldverschreibungen erzielte Emissionserlés wird von der
Emittentin an die Treugeberin weitergeleitet, die diese Mittel im Sinne von 8 1 Abs 2 Z 2
StWbFG zu verwenden hat. Die Treugeberin ist aus dem Treuhandvertrag verpflichtet, der
Emittentin die fur die Bedienung der Schuldverschreibungen erforderlichen Betrage
rechtzeitig zu Uberweisen.

Treuhandvertrag Altgeschaft

Mit Wirkung der Eintragung der geplanten Abspaltung des spaltungsrelevanten
Bankbetriebs der Emittentin auf die Treugeberin haben die Emittentin und die Treugeberin
einen Treuhandvertrag bezuglich der bereits von der Emittentin ausgegebenen
Wohnbauanleihen abgeschlossen. Dieser Treuhandvertrag entspricht inhaltlich im
Wesentlichen dem Treuhandvertrag betreffend das Neugeschatft.

Rahmenvertrag betreffend das Listing von Schuldverschreibungen und
Wandelschuldverschreibungen und Bestellung der Zahlstelle

Die Emittentin hat im Oktober 2010 rickwirkend mit 1.1.2009 mit der Erste Group Bank
einen Rahmenvertrag in Zusammenhang mit der Begebung von Schuldverschreibungen
auf unbestimmte Dauer abgeschlossen. Der Vertrag kann von jeder Vertragspartei unter
Einhaltung einer Frist von vier Wochen zum Ende eines Kalenderquartals gekindigt
werden. Weiters kann der Vertrag aus wichtigem Grund unter Setzung einer
vierzehntagigen Kindigungsfrist von jeder der Parteien au3erordentlich gekiindigt werden.

Nach den Bestimmungen dieses Vertrags beauftragt die Emittentin die Erste Group Bank
fur die Laufzeit des Vertrags exklusiv, hinsichtlich aller von der Emittentin zu begebenden
auf Inhaber lautenden Schuldverschreibungen, deren Notierung an der Wiener Borse
vorgesehen ist, das Listing an der Wiener Bdrse durchzufiihren und im Rahmen deren
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Begebung als Zahlstelle vorzugehen.

Die Erste Group Bank gibt keine Ubernahmegarantie fir Emissionen der Emittentin ab,
sondern verkauft die vertragsgegenstandlichen Wertpapiere im Namen und auf Rechnung
der Emittentin. Die Erste Group Bank erhélt von der Emittentin eine marktubliche und
angemessene Provision.

Die Emittentin bestellt die Erste Group Bank als ihre Zahlstelle hinsichtlich der
Emissionen, fiur die die Erste Group Bank als Listing-Agent tatig ist. Fir die
Dienstleistungen der Erste Group Bank schuldet ihr die Emittentin marktiibliche und
angemessene Kommissionen und alle Barauslagen, die ihr in angemessener Weise in
ihrer Funktion als Zahlstelle erwachsen sind.

Rahmenvertrag tUber die Erbringung von Leistungen und Service Level Agreements
mit der Erste Bank

Die Emittentin hat mit der Erste Bank im Mai 2014 einen Rahmenvertrag abgeschlossen.
Dieser bildet das Rahmenregelwerk fur bestimmte von der Erste Bank fir die Emittentin
zu erbringende Tétigkeiten. Der Vertrag kann von jeder Vertragspartei jederzeit mit
einseitiger, schriftlicher Erklarung sechs Monate nach Ablauf des auf den Eingang der
Erklarung folgenden Monats gekiindigt werden.

Die Emittentin hat mit der Erste Bank verschiedene Service Level Agreements
abgeschlossen. Darin werden die von der Erste Bank fiir die Emittentin zu erbringenden
Tatigkeiten im Detail geregelt. Die Service Level Agreements umfassen die Leistungen
hinsichtlich des operativen und des strategischen Risikomanagements der Emittentin, wie
die Priofung und Vidierung von Antrdgen fir die Refinanzierung von
Wohnbaufinanzierungen durch die Emittentin, die Prifung und Vidierung von Antragen flr
Wohnbaufinanzierungen der Emittentin und die Uberwachung des
Gesamtbankportefeuilles der Emittentin. Des Weiteren gibt es ein Service Level
Agreement hinsichtlich des Personalwesens.

Die Erste Bank erhalt fur die von ihr erbrachten Dienstleistungen ein marktibliches und
angemessenes Entgelt, das von den Parteien jeweils einvernehmlich fir das folgende
Kalenderjahr festgelegt wird.

Dienstleistervereinbarung hinsichtlich der Teilnahme am Assets and Liabilities
Committee und der UGB-Hedge-Effizienzmessung

Die Emittentin hat mit der Erste Bank im Oktober 2017 eine Dienstleistervereinbarung
hinsichtlich der Teilnahme am Assets and Liabilities Committee abgeschlossen. Die
Vereinbarung erlischt mit Ausscheiden aus dem Assets and Liabilities Committee. Die
Erbringung der Leistungen hinsichtlich der Teilnahme im Assets and Liabilities Committee
der Erste Bank an die Emittentin erfolgt unentgeltlich.

Im Juli 2016 wurde ein Kooperationsvertrag hinsichtlich UGB Hedge-Effizienzmessung auf
unbestimmte Zeit abgeschlossen. Der Vertrag kann von jeder Vertragspartei unter
Einhaltung einer Frist von drei Monaten zum Ende eines Kalenderquartals gekundigt
werden. Weiters kann der Vertrag aus wichtigem Grund mit sofortiger Wirkung gekindigt
werden. Vertragsgegenstand ist die Messung der Hedge-Effizienz der Emittentin nach
UGB um eine unabhangige und gruppenkonforme Bewertung dieser zu gewéhrleisten. Die
Erbringung der Leistungen hinsichtlich UGB Hedge-Effizienzmessung der Erste Bank
erfolgt anhand eines marktublichen und angemessenen Entgelts.
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Service Level Agreement hinsichtlich Liquiditatsberichtswesen und
Marktpreisrisiko-Controlling

Die Emittentin hat im Juni 2017 ein Service Level Agreement (SLA) mit der Erste Group
Bank auf unbestimmte Dauer abgeschlossen.

Dieser Vertrag regelt die Erbringung gewisser Bankdienstleistungen im Rahmen
bestehender und zukinftiger Liquiditatsvorschriften (CEBS, Basel Ill) der Emittentin.
Diese umfassen die Aufbereitung, Zurverfigungstellung und Weiterleitung der vier
regulatorischen Berichte: OeNB-Liquiditatsmeldung, Survival Period Analysis (CEBS),
Liquidity Coverage Ratio und Net Stable Funding Ratio (Basel Ill). Des Weiteren wird in
diesem SLA das Marktpreisrisiko-Controlling gewahrleistet. Dieses umfasst die
Dienstleistungen Risikoidentifizierung, Risikomessung, Monitoring, Modellierung und
regelmaRiges Berichtswesen.

Die Erste Group Bank erhalt fur die von ihr erbrachten Dienstleistungen ein marktubliches
und angemessenes Entgelt, das von den Parteien jeweils einvernehmlich fiir das folgende
Kalenderjahr festgelegt wird.

Rahmenvertrag betreffend Einstellung von Forderungen in den Deckungsstock

Die Emittentin hat mit der Erste Group Bank im Juni 2011 einen Vertrag hinsichtlich der
Einstellung von Hypothekar- bzw Kommunalforderungen in den Deckungsstock auf
unbestimmte Zeit gemall § 6 Abs la Hypothekenbankgesetz (entspricht & 2 Abs la
Pfandbriefgesetz) abgeschlossen. Der Vertrag kann von jeder Vertragspartei unter
Einhaltung einer Frist von sechs Monaten zum Monatsletzten geklndigt werden. Fir die
auf Grundlage des Vertrags bis zum Kindigungszeitpunkt bereits in Deckung
genommenen Forderungen, gelten die Bestimmungen des Vertrags jedoch weiterhin.

Im Rahmen der Geschéaftsverbindung hélt die Erste Bank aufgrund von
Treuhandvertrégen betreffend die Beteiligung der Emittentin an Ausleihungen der Erste
Bank Kreditforderungen treuhandig fur die Emittentin, wobei diese Forderungen zum Teil
deckungsstockféahig sind. Zweck des Vertrages ist die Festlegung der Bedingungen Uber
die Aufnahme einiger der von der Erste Bank fir die Emittentin treuhdndig gehaltenen
Forderungen in den Deckungsstock zur Sicherung der Anspriiche der Inhaber der von der
Erste Group Bank begebenen Pfandbriefe.

Sollte die Treuhandschaft der Erste Bank, etwa durch Kiindigung des Treuhandvertrags
seitens der Emittentin, beendet werden, bleiben die Zustimmung der Emittentin zur
Aufnahme der Forderungen in den Deckungsstock der Erste Group Bank und die
Bestimmungen des Vertrages davon unberihrt. Die Emittentin ist daher nicht berechtigt,
die Ubertragung der betreffenden Forderung zu verlangen, solange die Forderung in den
Deckungsstock der Erste Group Bank eingestellt ist.

Die Hohe der Provisionen, die der Emittentin fir das Zurverfliigungstellen des
Sicherungsguts zustehen, wird in separaten Vereinbarungen festgelegt.
Einlagen- und Treuhandvertrage mit der Erste Bank

Die Emittentin schliet mit der Erste Bank von Zeit zu Zeit Vertrage hinsichtlich der
Refinanzierung von an Drittkreditnehmer ausgereichten Krediten ab.

Die Vertrage sehen vor, dass die Emittentin die Refinanzierung des jeweils
vertragsgegenstandlichen Kredits zur Gé&anze in Form einer Treuhandbeteiligung
Ubernimmt (dies wird in den Buchhaltungsunterlagen der Erste Bank gesondert
gekennzeichnet). Die Refinanzierung erfolgt anfangs durch eine Widmungseinlage und
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danach durch eine Treuhandbeteiligung.

Die Erste Bank verwaltet die vertragsgegenstandlichen Kredite mit der Sorgfalt eines
ordentlichen Unternehmers. Die Erste Bank haftet der Emittentin fir deren nicht
widmungsgemalie Verwendung. Die Erste Bank hat die Emittentin umgehend schriftlich zu
verstandigen, wenn der jeweilige Kredithehmer mit Zahlungen aus der
vertragsgegenstandlichen Kreditzusage und dem dazugehdrigen Schuldschein, die héher
als eine Pauschal- und/oder Kapital- und/oder Zinsrate ist, mehr als sechs Wochen im
Verzug ist. Sollte die riickstandige Forderung nicht bis zur nachsten tilgungsplanmafigen
Falligkeit abgedeckt sein und auch keine Vereinbarung zur Abdeckung der falligen
Forderung bis zum néchsten tilgungsplanmafigen Félligkeitstermin getroffen sein, wird die
Erste Bank nach Rucksprache mit der Emittentin die Gesamtforderung fallig stellen und
die féllige Forderung in geeigneter Weise betreiben.

Der jeweilige Vertrag endet mit Beendigung der jeweils zugrunde liegenden Finanzierung.
Im Falle einer von der Erste Bank akzeptierten vorzeitigen teilweisen oder ganzlichen
Tilgung durch den Kreditnehmer sind sowohl die Erste Bank als auch die Emittentin
berechtigt, eine Kindigung der Treuhandbeteiligung in HOohe der vom Kredithehmer
vorgenommenen vorzeitigen Tilgung vorzunehmen.

Fur die Verwaltung und Verrechnung des Kredits erhalt die Erste Bank eine marktibliche
und angemessene Gestionsprovision in jeweils von den Parteien zu bestimmender Hohe.

Neben diesen Einlagen- und Treuhandvertragen werden mit der Erste Bank auch bloRRe
Einlagenvertrage auf Projektbasis (einzelne Finanzierungsvorhaben) abgeschlossen.

Die Vertrage sehen vor, dass die Erste Bank die Mittel dieser Einlagen der Emittentin
ausschlief3lich zur Finanzierung von Wohnbauten verwendet, wobei die Bedingungen des
WohnbauférderG sowie des Durchfiihrungserlasses des Bundesministeriums fir Finanzen
vom 23.1.1995 GZ 060950/2-1V/6/94 in der geltenden Fassung zur steuerlichen
Behandlung von Wohnbaubanken erfillt werden missen. Die Erste Bank hat samtliche
Kredite und sonstige Finanzierungen, die sie aus diesen Einlagen finanziert hat,
gesondert in ihren Blchern zu kennzeichnen. Das Ausfallsrisiko des Kunden tragt im Falle
von Einlagenvertragen die Erste Bank.

Die Erste Bank hat die widmungsgemafle Verwendung der Mittel aus den Einlagen der
Emittentin schriftlich bekanntzugeben und der Emittentin die Einhaltung der im obigen
Absatz genannten Bestimmungen durch die Finanzierungswerber zu bestéatigen. Die
Finanzierungsvertrage haben vorzusehen, dass die Erste Bank die Finanzierung im Falle
eines VerstolRes des Finanzierungswerbers gegen die im obigen Absatz genannten
Bestimmungen mit sofortiger Wirkung aufkindigen wird.

Auch diese Vertrdge sehen jeweils marktibliche und angemessene Verzinsungen der
Einlagen vor. Die jeweiligen Vertrage enden mit der vertragsgemaflien Rickfihrung der
jeweiligen Einlagen.

Einlagenvertrage mit der s Bausparkasse

Die Emittentin schlie3t mit der s Bausparkasse von Zeit zu Zeit Vertrage hinsichtlich der
Gewéhrung von Einlagen aus den Erlésen der Emission von Wohnbauanleihen ab.

Die Vertrage sehen vor, dass die s Bausparkasse die Mittel dieser Einlagen der Emittentin
ausschlieB3lich zur Finanzierung von Wohnbauten verwendet, wobei die Bedingungen des
WohnbauférderG sowie des Durchfihrungserlasses des Bundesministeriums fur Finanzen
vom 23.1.1995 GZ 060950/2-1V/6/94 in der geltenden Fassung zur steuerlichen
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Behandlung von Wohnbaubanken erfullt werden missen. Die s Bausparkasse hat
samtliche Kredite und sonstige Finanzierungen, die sie aus diesen Einlagen finanziert hat,
gesondert in ihren Blchern zu kennzeichnen.

Die s Bausparkasse hat die widmungsgeméaRe Verwendung der Mittel aus den Einlagen
der Emittentin schriftlich bekanntzugeben und der Emittentin die Einhaltung der im obigen
Absatz genannten Bestimmungen durch die Finanzierungswerber zu bestétigen. Die
Finanzierungsvertrage haben vorzusehen, dass die s Bausparkasse die Finanzierung im
Falle eines VerstoRes des Finanzierungswerbers gegen die im obigen Absatz genannten
Bestimmungen mit sofortiger Wirkung aufkiindigen wird. Die s Bausparkasse hat der
Emittentin bis spatestens 31.1. eines jeden Jahres den Stand der Aushaftung der
widmungsgemal verwendeten Mittel zum 31.12. des Vorjahres bekanntzugeben. Die
Vertrdge sehen jeweils marktibliche und angemessene Verzinsungen der Einlagen vor.
Die jeweiligen Vertrage enden mit der vertragsgeméafen Ruckfihrung der jeweiligen
Einlagen.

Rahmenvertrag uber die Erbringung von Leistungen und Service Level Agreements
mit der s Bausparkasse

Die Emittentin hat mit der s Bausparkasse im Dezember 2013 einen Rahmenvertrag
abgeschlossen. Dieser bildet das Rahmenregelwerk fir bestimmte von der
s Bausparkasse fur die Emittentin zu erbringende Téatigkeiten. Der Vertrag kann von jeder
Vertragspartei jederzeit mit einseitiger, schriftlicher Erklarung sechs Monate nach Ablauf
des auf den Eingang der Erklarung folgenden Monats gekiindigt werden.

Die Emittentin hat mit der s Bausparkasse zwischen Dezember 2013 und Méarz 2017
verschiedene Service Level Agreements abgeschlossen. Darin werden die von der
s Bausparkasse fur die Emittentin zu erbringenden Tatigkeiten im Detail geregelt. Die
Service Level Agreements umfassen die Leistungen hinsichtlich EDV/Organisation,
Offentlichkeitsarbeit, Recht, Compliance, Treasury, Kreditvorkalkulationen, Vermittlung
von Wohnbaufinanzierungen und Leistungsverrechnung. Diese Tatigkeiten stellen fur die
Emittentin  teilweise  wesentliche  Unternehmensbereiche dar, weshalb die
vertragskonforme Erbringung der vertragsgegenstandlichen Tatigkeiten durch die
s Bausparkasse von wesentlicher Bedeutung fir die Geschaftstatigkeit der Emittentin ist.
Fur die Leistungen der s Bausparkasse an die Emittentin werden marktibliche und
angemessene Pauschalkosten verrechnet.

Rahmenvertrag uber die Erbringung von Leistungen und Service Level Agreements
mit der sDG

Die Emittentin hat mit der sDG im Juli 2016 einen Rahmenvertrag abgeschlossen. Dieser
bildet das Rahmenregelwerk fir bestimmte von der sDG fir die Emittentin zu erbringende
Tatigkeiten. Der Vertrag kann von jeder Vertragspartei jederzeit mit einseitiger,
schriftlicher Erklarung sechs Monate nach Ablauf des auf den Eingang der Erklarung
folgenden Monats gekindigt werden.

Die Emittentin hat mit der sDG verschiedene Service Level Agreements abgeschlossen.
Darin werden die von der sDG fir die Emittentin zu erbringenden Téatigkeiten im Detalil
geregelt. Die Service Level Agreements umfassen die Leistungen hinsichtlich
Finanzierungsabwicklung, Produktwartung, Scanning und Archivierung. Diese Tatigkeiten
stellen fur die Emittentin teilweise wesentliche Unternehmensbereiche dar, weshalb die
vertragskonforme Erbringung der vertragsgegenstandlichen Tatigkeiten durch die sDG
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von wesentlicher Bedeutung fur die Geschaftstatigkeit der Emittentin ist. Fur die
Leistungen der sDG an die Emittentin werden marktibliche und angemessene
Pauschalkosten verrechnet.

Rahmenvertrag uber die Erbringung von Leistungen und Service Level Agreements
mit der EGS

Die Emittentin hat mit der EGS einen Rahmenvertrag abgeschlossen. Dieser bildet das
Rahmenregelwerk fiur bestimmte von der EGS fur die Emittentin zu erbringende
Tatigkeiten. Die Emittentin beabsichtigt mit der EGS verschiedene Service Level
Agreements abzuschlieen hinsichtlich der Abwicklung des Rechnungswesens. Diese
Tatigkeiten stellen fur die Emittentin wesentliche Unternehmensbereiche dar, weshalb die
vertragskonforme Erbringung der vertragsgegenstandlichen Tatigkeiten durch die EGS
von wesentlicher Bedeutung fir die Geschéftstatigkeit der Emittentin sein wird. Fur die
Leistungen der EGS an die Emittentin werden marktibliche und angemessene
Pauschalkosten verrechnet.

Vereinbarung betreffend die Durchfihrung der Wertpapierstandsmeldungen und
Rahmenvereinbarung zum Abschluss von Wertpapierleihegeschéften

Die Emittentin hat mit der Erste Group Bank im Dezember 2005 eine Vereinbarung
hinsichtlich der Durchfihrung der Wertpapierstandsmeldungen getroffen. Zweck der
Vereinbarung ist die Durchfuhrung der Wertpapierstands- und
Wertpapierstammdatenmeldungen an die OeNB fir die Emittentin durch die Erste Group
Bank.

Fur die Durchfiihrung der Wertpapierstands- und Wertpapierstammdatenmeldungen erhalt
die Erste Group Bank von der Emittentin marktibliche und angemessene Spesen. Ab dem
Meldetermin November 2010 (= Dezember 2010) werden die angefiihrten Meldungen
wieder direkt von der s Wohnbaubank durchgefihrt.

Im November 2017 wurde ein Rahmenvertrag zum Abschluss von wechselseitigen
Wertpapierleihegeschéften abgeschlossen. Der Zweck der Rahmenvereinbarung ist die
Verleihung oder Entleihung von Wertpapieren mit der Erste Group Bank.

Vereinbarung tber die Interne Revision

Die Emittentin hat mit der Erste Bank im Marz 2002 eine Vereinbarung uUber die
Wahrnehmung der Ziele der internen Revision im Sinne des § 42 BWG durch von der
Erste Bank zur Verfigung gestellte Mitarbeiter abgeschlossen. Die Abrechnung des
Einsatzes der von der Erste Bank abgestellten Mitarbeiter erfolgt durch die Erste Bank auf
Basis von marktiblichen und angemessenen Tagsatzen. Der Vertrag kann von jeder
Vertragspartei zum Jahresultimo unter Einhaltung einer sechsmonatigen Frist durch
schriftliche Erklarung gekindigt werden.

Daruber hinaus sind fur die Emittentin folgende Syndikatsvertrdge von Bedeutung:

Die Erste Stiftung hat mit (i) der Sparkassenstiftung und den
Anteilsverwaltungssparkassen, (ii) den Sparkassen, (iii) der CaixaBank S.A. und (iv) der
Wiener Stadtische Wechselseitiger Versicherungsverein — Vermdgensverwaltung— Vienna
Insurance Group Syndikatsvertrage betreffend die Aktien an Erste Group Bank
abgeschlossen. Diese Syndikatsvertrdge begriinden jeweils Unterordnungssyndikate, die
den jeweiligen Syndikatspartner der Erste Stiftung dazu verpflichten, bei der Bestellung
von Aufsichtsratsmitgliedern seine Stimmrechte so wie die Erste Stiftung auszuiben.
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23.

23.1

23.2

24.

25.

Dartber hinaus sehen die Syndikatsvertrage die Einrichtung eines Monitoringsystems vor,
um ein unbeabsichtigtes Creeping-in gemaR § 22 Abs 4 UbG zu vermeiden. Die Erste
Stiftung hat mit den ihr zurechenbaren Aktien in der letzten ordentlichen
Hauptversammlung der Erste Group Bank Uber keine Stimmrechtsmehrheit - und somit
keine Kontrolle - verfugt.

ANGABEN VON SEITEN DRITTER, ERKLARUNGEN VON SEITEN
SACHVERSTANDIGER UND INTERESSENERKLARUNGEN
Erklarungen oder Berichte von Sachversténdigen

Dieser Prospekt enthalt keine Erklarungen oder Berichte von Sachverstandigen.

Angaben von Seiten Dritter

Trifft nicht zu.

EINSEHBARE DOKUMENTE

Kopien der folgenden Dokumente kénnen in Papierform wéahrend der Gultigkeitsdauer
dieses Prospekts (der Prospekt ist nach seiner Billigung 12 Monate lang gultig) wahrend
der Ublichen Geschéftszeiten am Sitz der Geschéftsleitung der Emittentin, Am Belvedere
1, 1100 Wien, Osterreich, und am Sitz der Oesterreichische Kontrollbank
Aktiengesellschaft, Am Hof 4, 1011 Wien, Osterreich eingesehen werden:

(a) die Satzung der Emittentin;
(b) der Prospekt; und

(c) die gepriften Jahresabschlisse der Emittentin zum 31.12.2017, 31.12.2016 und
31.12.2015 jeweils gemeinsam mit den Prufungsberichten Gber die
Eigenkapitalverdanderungsrechnung und die Kapitalflussrechnung und den
Bestatigungsvermerken der Abschlussprifer.

ANGABEN UBER BETEILIGUNGEN

s Wohnbautrager GmbH

Die Emittentin halt 92,45 % des Stammkapitals der s Wohnbautrager GmbH. Siehe dazu
Punkt 7.2 der Emittentenbeschreibung auf Seite 130ff dieses Prospekts.

APHRODITE Bautrager Aktiengesellschaft

Die Emittentin halt 50 % des Aktienkapitals der Aphrodite AG. Siehe dazu Punkt 7.2 der
Emittentenbeschreibung auf Seite 130ff dieses Prospekts.

Erste OSW Wohnbautrager GmbH

Die Emittentin halt 50,11 % des Stammkapitals der Erste OSW Wohnbautrager GmbH.
Siehe dazu Punkt 7.2 der Emittentenbeschreibung auf Seite 130ff dieses Prospekts.
Wohnbauinvestitionsbank GmbH

Die Emittentin halt 27,50 % des Stammkapitals der WBIB GmbH. Siehe dazu Punkt 7.2
der Emittentenbeschreibung auf Seite 130ff dieses Prospekts.
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1.1

1.2

2.1

ANGABEN ZUR TREUGEBERIN

VERANTWORTLICHE PERSONEN

Alle Personen, die fur die im Registrierungsformular gemachten Angaben bzw. fir
bestimmte Abschnitte des Registrierungsformulars verantwortlich sind. Im letzteren
Fall sind die entsprechenden Abschnitte aufzunehmen. Im Falle von natirlichen
Personen, zu denen auch Mitglieder der Verwaltungs-, Geschéaftsfihrungs- und
Aufsichtsorgane des Emittenten gehdren, sind der Name und die Funktion dieser
Person zu nennen. Bei juristischen Personen sind Name und eingetragener Sitz der
Gesellschaft anzugeben.

Die Erste Bank der oesterreichischen Sparkassen AG mit Sitz in Wien und der
Geschéftsanschrift Am Belvedere 1, 1100 Wien, Osterreich, eingetragen im Firmenbuch
unter der FN 286283 f, Gbernimmt die Haftung fur die Abschnitte und Angaben dieses
Prospekts, die sich auf die Treugeberin beziehen (i.e. Treugeber-Beschreibung und
treugeberbezogene Risikofaktoren im Abschnitt ,Zusammenfassung® des Prospekts in
Punkten B. Il und D.2 sowie im Abschnitt ,Risikofaktoren® Punkt 3. und im Abschnitt
»~Angaben zur Treugeberin“) und die darin enthaltenen Informationen. Die Treugeberin
bestatigt, diese Angaben nach bestem Wissen gemacht zu haben.

Sorgfaltserklarung der Treugeberin

Die Treugeberin erklart, die erforderliche Sorgfalt angewendet zu haben, um
sicherzustellen, dass die in diesem Prospekt genannten Angaben, die sich auf die
Treugeberin  beziehen (i.e. Treugeber-Beschreibung und treugeberbezogene
Risikofaktoren im Abschnitt ,Zusammenfassung” des Prospekts in Punkten B. Il und D.2
sowie im Abschnitt ,Risikofaktoren® Punkt 3. und im Abschnitt ,Angaben zur
Treugeberin®), ihres Wissens nach richtig sind und keine Tatsachen ausgelassen worden
sind, die die Aussage des Prospekts wahrscheinlich verandern kénnen.

Abschlussprufer

Abschlussprifer, die fur den von den historischen Finanzinformationen der
Treugeberin abgedeckten Zeitraum zustandig waren

Der Sparkassen-Prifungsverband, 1100 Wien, Am Belvedere 1 hat den Jahresabschluss
der Treugeberin zum 31.12.2017 gepruft und am 28.02.2018 mit einem
uneingeschrankten Bestéatigungsvermerk versehen.

Fur die Prifung des Jahresabschlusses der Treugeberin fir das Geschéftsjahr 2017
auftragsverantwortliche Wirtschaftsprifer waren Herr Mag. Gerhard Margetich sowie Herr
MMag. Stephan Lugitsch.

Die Ernst & Young Wirtschaftsprufungsgesellschaft m.b.H., 1220 Wien, Wagramer Stral3e
19 sowie der Sparkassen-Prifungsverband, 1100 Wien, Am Belvedere 1 haben den
Jahresabschluss der Treugeberin zum 31.12.2016 geprift und am 27.2.2017 mit einem
uneingeschrankten Bestatigungsvermerk versehen.

Fur die Prifung des Jahresabschlusses der Treugeberin fir das Geschéaftsjahr 2016
auftragsverantwortliche Wirtschaftsprifer waren Herr Mag. Gerhard Margetich sowie Frau
Mag. Ingrid Schneider fur den Sparkassen-Prifungsverband und Herr Mag. Helmut
Maukner  sowie Herr  Mag. Ernst  Schénhuber fur Ernst &  Young
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2.2

4.1

4.1.1

4.1.2

4.1.3

4.1.4

4.1.5

Wirtschaftspriufungsgesellschaft m.b.H.

Die Ernst & Young Wirtschaftsprifungsgesellschaft m.b.H., 1220 Wien, Wagramer Stral3e
19 sowie der Sparkassen-Prifungsverband, 1100 Wien, Am Belvedere 1 sind Mitglied der
Kammer der Wirtschaftstreuhdnder, Schénbrunner StraRe 222-228, Siege 1, 6. Stock,
Top 2, 1120 Wien, Osterreich.

Abberufung, Nicht-Wiederbestellung, Mandatsriicklegung von Abschlussprifern
wahrend des von den historischen Finanzinformationen abgedeckten Zeitraums

Fur die Prifung des Jahresabschlusses der Erste Bank fir das Geschéftsjahr 2016 waren
die Ernst & Young Wirtschaftsprifungsgesellschaft m.b.H., 1220 Wien, Wagramer Straf3e
19 sowie der Sparkassen-Prufungsverband verantwortlich; die Prifung des
Jahresabschlusses der Erste Bank fir das Geschaftsjahr 2017 wurde durch den
Sparkassen-Prufungsverband durchgefiihrt. Der Abschlussprifer wechselte aufgrund
gesetzlicher Vorgaben.

Risikofaktoren

Siehe den Abschnitt "Risiken in Bezug auf die Treugeberin und ihre Geschaftstatigkeit im
Kapitel "Risikofaktoren" ab Seite 49 dieses Prospekts.

Angaben Uber die Treugeberin
Geschaftsgeschichte und Geschaftsentwicklung der Treugeberin

Juristischer und kommerzieller Name der Treugeberin

Der juristische Name der Treugeberin lautet "Erste Bank der oesterreichischen
Sparkassen AG". Die Treugeberin fuhrt den kommerziellen Namen "Erste Bank".

Ort der Registrierung der Treugeberin und ihre Registrierungsnummer

Die Treugeberin ist im Firmenbuch beim Handelsgericht Wien unter FN 286283 f
eingetragen.

Datum der Grindung und Existenzdauer der Treugeberin

Die Treugeberin wurde am 13.12.2006 fir einen unbegrenzten Zeitraum gegriindet.

Sitz und Rechtsform der Treugeberin, Rechtsordnung, in der sie tatig ist, Land der
Grundung der Gesellschaft, Anschrift und Telefonnummer am eingetragenen Sitz

Die Treugeberin hat ihren Sitz in Wien, Osterreich, wo sie auch gegriindet wurde. Die
Geschéaftsanschrift der Treugeberin lautet Am Belvedere 1, 1100 Wien, Osterreich. Die
Geschéftsleitung der Treugeberin befindet sich an der Adresse Am Belvedere 1, 1100
Wien, Osterreich. Die Telefonnummer der Treugeberin lautet +43 (0) 50100 20111.

Der Hauptort ihrer Geschaftstatigkeit ist mit dem Sitz identisch. Die Treugeberin ist eine
Osterreichische Aktiengesellschaft und unterliegt dsterreichischem Recht.

Wichtige Ereignisse aus jungster Zeit in der Geschaftstatigkeit der Treugeberin

Es gibt keine Ereignisse aus der jlingsten Zeit der Geschéaftstatigkeit der Treugeberin, die
in hohem Mal3e fir die Bewertung der Solvenz der Treugeberin relevant sind.
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5.1

51.1

5.1.2

5.1.3

51.4

Geschaftsuberblick
Haupttatigkeitsbereiche der Treugeberin

Haupttatigkeiten

Die Treugeberin ist eine klassische Universalbank mit einem traditionellen Schwerpunkt
auf Privatkunden, klein- und mittelstandische Unternehmen (KMUs) und groRBere
Firmenkunden. Als Universalbank bietet die Treugeberin umfangreiche Dienstleistungen
und Produkte fur alle finanziellen Bedirfnisse an, z.B. Veranlagungs- und Sparformen,
Konsum- und Wohnbaufinanzierungen, Privatkonten (inklusive spezieller Konten fir
Jugendliche und Studenten), bargeldlosen Zahlungsverkehr, Online- und Mobile-Banking-
Losungen, Finanzmarktprodukte und Private-Banking-Leistungen. Kerngeschéaft ist das
Einlagengeschaft und die Kreditvergabe. Hierbei konzentriert sich die Treugeberin auf
Privatkunden, Firmenkunden sowie die 6ffentliche Hand.

Die Treugeberin hat wesentliche Unternehmensbereiche in andere Unternehmen der Erste
Bank Gruppe ausgelagert und innerhalb der Erste Bank Gruppe Servicevertrage
abgeschlossen auf deren Basis sie Serviceleistungen insbesondere in den Bereichen (i)
IT-Systeme, (ii) Zahlungsverkehr, und (iii) Wertpapier- und Kreditabwicklung von anderen
Unternehmen der Erste Bank Gruppe bezieht. Die Treugeberin erbringt dartiber hinaus
auch selbst Leistungen an andere Gesellschaften innerhalb der Erste Bank Gruppe
insbesondere im Bereich des Risikomanagements und der Revision.

Neue Produkte und/oder Dienstleistungen

Im Hinblick auf die gestiegene Bedeutung des elektronischen Banking sowie digitaler
Vertriebskanéle legt die Treugeberin nicht nur auf den direkten Kundenkontakt in der
Filiale besonderen Wert, sondern richtet ihr Augenmerk auch auf technische
Entwicklungen und Innovationen, um die Kundenerwartungen den jeweiligen technischen
Standards entsprechend zu erfullen. Fur diese Zwecke wurde unter anderem das digitale
Banking-System "George" entwickelt, das Bankgeschéafte im Internet kundenfreundlich
gestalten soll.

Wichtigste Méarkte, auf denen die Treugeberin tatig ist

Der Schwerpunkt der Tatigkeiten der Treugeberin liegt in Wien, Niederdsterreich und dem
Burgenland. Die Treugeberin serviciert dartber hinaus Kunden im gesamten
Bundesgebiet Osterreichs. Kunden im Ausland stellen keine Zielgruppe fir die
Treugeberin dar.

Grundlage fur etwaige Angaben der Treugeberin zu ihrer Wettbewerbsposition

Die Treugeberin macht in diesem Prospekt keine Angaben zu ihrer Wettbewerbsposition.
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6.1

6.2

7.1

7.2

Organisationsstruktur

Beschreibung wesentlicher Kredit- und Finanzinstitute der Treugeberin

Die Treugeberin konsolidiert keine Unternehmen ist jedoch an folgenden Kredit- und
Finanzinstituten wesentlich beteiligt (Beteiligungsanteil >20%):

Wesentliche Kredit- und Finanzinstitute der Erste Bank (Beteiligungsanteil
=20%). Die Anteilsverhiltnisse zeigen den durchgerechneten Antei der
Erste Bank (direkter + indirekter Anteil). Stand 1.3.2018

Allgemeine Sparkasse Oberdsterreich Bank AG 392
Bausparkasse der dsterreichischen Sparkassen AG 95,0
Karntner Sparkasse AG 250
Salzburger Sparkasse Bank AG 100,0
Sparkasse Hainburg-Bruck-Neusiedl AG 5.0
Sparkasse Mihbviertel-West Bank AG 40,0
Steiermérkische Bank und Sparkassen AG 250
Tiroler Sparkasse Bank AG Innsbruck 5.0
ERSTE-SPARINVEST Kapitalanlage GmbH 44 8
Erste Bank und Sparkassen Leasing GmbH 100,0
MNeue Eisenstédter gemeinn Bau-, Wohn- und Siedlungs GmbH 50,0
Osterreichisches Volks-wohnungswerk, Gemeinniitzige GmbH 100,0
s Wohnbaubank AG 1000
Sparkassen IT Holding AG 311
UBG-Unternehmensbeteiligungs GmbH 100,0

Quelle: Treugeberin

Abhéngigkeit von Unternehmen der Erste Bank Gruppe

Wichtige Unternehmensbereiche wurden von der Treugeberin durch Outsourcingvertrage
an andere Unternehmen der Erste Bank Gruppe ausgelagert. Hierzu zahlen etwa IT-
Systeme, Zahlungsverkehr, Wertpapier- und Kreditabwicklung und andere wesentliche
Geschéaftsbereiche der Treugeberin. Die vertragskonforme Ausfiihrung der ausgelagerten
Leistungen durch die Vertragspartner der Treugeberin ist wesentlich fir die
Geschéftstatigkeit der Treugeberin.

Trendinformationen

Veranderungen in den Aussichten der Treugeberin

Seit dem Datum der Veroffentlichung der letzten gepriuften Jahresabschlisse, hat es
keine wesentlichen negativen Veradnderungen in den Aussichten der Treugeberin
gegeben.

Trends, Unsicherheiten, Nachfragen, Verpflichtungen oder Vorfalle, die
voraussichtlich wesentlichen Einfluss auf die Aussichten der Treugeberin haben

Die globale und nationale Entwicklung der Finanzmarkte hat auf die Geschaftstatigkeit der
Treugeberin als Kreditinstitut einen wesentlichen Einfluss. Eine besonders pragende
Auswirkung hat das historisch niedrige Zinsniveau auf die Banken und ihre Privat- und
Geschéaftskunden. Zudem stand die Treugeberin in den vergangenen Jahren vor der
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9.1

9.1.1

nachhaltigen Herausforderung der Umsetzung bzw. Vorbereitung auf die neuen oder
bevorstehenden regulatorischen Anforderungen. Weiters beeinflussen die Treugeberin
Entscheidungen des OGH zur Zinsberechnung bei Indikatorenbindung gegentber
Privatkunden (Negativzinsen). Auch die Judikatur des EuGH zur mehrwertsteuerlichen
Zusammenschlussregelung beeinflusst die Treugeberin. Die Treugeberin nimmt derzeit
gewisse im Osterreichischen Umsatzsteuergesetz (8 6 (1) Z 28 UStG) vorgesehene
Steuerbefreiungen in Anspruch (sogenannte ,Zusammenschlussbefreiung®). Laut EuGH
ist diese Befreiung unionsrechtswidrig. Eine unionsrechtskonforme Nachfolgeregelung
wurde vom Osterreichischen Gesetzgeber bis zum Datum dieses Prospekts noch nicht
erlassen.

Es liegen der Treugeberin keine weiteren Informationen tber wesentliche Trends vor, die
sich auf die Treugeberin und die Branchen, in denen sie téatig ist, auswirken.

Gewinnprognosen oder -schatzungen

Es wird keine Gewinnprognose oder -schatzung in den Prospekt aufgenommen.

Verwaltungs-, Geschaftsfihrungs- und Aufsichtsorgane sowie oberes
Management

Verwaltungs-, Geschéaftsfihrungs- und Aufsichtsorgane sowie oberes Management
Vorstand

Der Vorstand der Treugeberin besteht aus den folgenden Mitgliedern, die alle am Sitz der
Geschaftsleitung der Treugeberin, Am Belvedere 1, 1100 Wien, Osterreich erreichbar
sind. Die Gesellschaft wird durch je zwei Vorstandsmitglieder gemeinsam oder durch
eines von ihnen gemeinsam mit einem Gesamtprokuristen vertreten.

Name Verantwortlichkeitsbereich bestellt bis

DI Stefan Dorfler Herr Dorfler ist Vorsitzender des Vorstands der Treugeberin. Er ist
verantwortlich ~ fir ~ Firmenkundengeschéft, GroRkunden und
offentlicher Sektor, Wohnbau, Sparkassenkooperation, Personal, 31.12.2020
Revision, Organisation/IT, Kommunikation, Beteiligungen sowie
Social Banking.

Mag. (FH) Thomas | Herr Schaufler ist Vorstandsmitglied der Treugeberin. Er ist
Schaufler CEFA verantwortlich fir Privatkundengeschéft, Filialen, Private Banking, 31.12.2020
Marketing und Business Development sowie Wohnbau.

Claudia Holler MBA Frau Holler ist Vorstandsmitglied der Treugeberin. Sie st
verantwortlich fir Balance Sheet Management/Asset Liability
) 31.12.2020
Management, Planung,  Controlling, Rechnungswesen  und

Gesundheitszentrum.

Mag. Bernd Spalt Herr Spalt ist Vorstandsmitglied der Treugeberin. Er ist verantwortlich

fur Compliance und Recht, strategisches und operatives 31.12.2020

Risikomanagement.

Die folgende Tabelle gibt Auskunft Uber die wichtigsten Tatigkeiten der Mitglieder des
Vorstands der Treugeberin aul3erhalb der Treugeberin, sofern diese fir die Treugeberin
von Bedeutung sind:

Name Wichtige Tatigkeiten auBerhalb der Funktion bei der Treugeberin
DI Stefan Dorfler Allgemeine Sparkasse Oberdsterreich Bankaktiengesellschaft AR - VorsStv.
CEESEG Aktiengesellschaft AR - Mitglied
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9.1.2

Oesterreichische Kontrollbank Aktiengesellschaft

s IT Solutions AT Spardat GmbH

Sparkassen IT Holding AG

Steiermarkische Bank und Sparkassen Aktiengesellschaft
Tiroler Sparkasse Bankaktiengesellschaft Innsbruck
Wien 3420 Aspern Development AG

Wiener Borse AG

Haftungsverbund GmbH

Osterreichischer Sparkassenverband

AR - VorsStv.

AR - Vorsitzender
AR - Mitglied

AR - Mitglied

AR - Vorsitzender
AR - Mitglied

AR - Mitglied
Beirat - VorsStv.
Vorstand - Mitglied

Die Zweite Wiener Vereins-Sparcasse

Mag. (FH) Thomas | Bausparkasse der dsterreichischen Sparkassen AG AR - Vorsitzender
Schaufler CEFA Erste Asset Management GmbH AR - VorsStv.
ERSTE-SPARINVEST Kapitalanlagegesellschaft m.b.H. AR - Mitglied
Karntner Sparkasse Aktiengesellschaft AR - Mitglied
Salzburger Sparkasse Bank Aktiengesellschaft AR - Vorsitzender
Sparkassen Versicherung AG Vienna Insurance Group AR - Mitglied
BeeOne GmbH BR - Mitglied
Osterreichische Sparkassenakademie GmbH BR - VorsStv.
s Wohnfinanzierung Beratungs GmbH BR - VorsStv.
Claudia Holler MBA DONAU Versicherung AG Vienna Insurance Group AR - VorsStv.
Oesterreichische Kontrollbank Aktiengesellschaft AR - Mitglied
Steiermarkische Bank und Sparkassen Aktiengesellschaft AR - Mitglied
s Wohnbaubank AG AR -Vorsitzender
Tiroler Sparkasse Bankaktiengesellschaft Innsbruck AR - Mitglied
Wohnbauinvestitionsbank GmbH AR - VorsStv.
Haftungsverbund GmbH BR — Mitglied
OM Objektmanagement GmbH BR - VorsStv.
Procurement Services GmbH BR - Mitglied

Sparkassenrat - Mitglied

Mag. Bernd Spalt

Erste Reinsurance S.A.
DIE ERSTE 6sterreichische Spar-Casse Privatstiftung

Verwaltungsrat - Mitglied
Vorstand - Vorsitzender

"AR" meint Aufsichtsrat, "BR"

Aufsichtsrat

meint Beirat

Der Aufsichtsrat der Treugeberin besteht aus den folgenden
Sitz der Geschaftsleitung der Treugeberin, Am Belvedere

erreichbar sind.:

elf Mitgliedern, die alle am
1, 1100 Wien, Osterreich

Name Hauptberuf Stellung bestellt bis Adresse

Dipl.-Ing. Mag. Friedrich Rodler | Wirtschaftsprifer/Steuer | Vorsitzender HV 2022 Friedlgasse 37, 1190
berater Wien

Dr. Georg Winckler Altrektor Universitat | Stellvertreter des | Hv 2022 Zehenthofgasse
Wien Vorsitzenden 1190 Wien

Mag. Andreas Treichl Vorstandsvorsitzender Mitglied HV 2022 Am  Belvedere
Erste Group Bank AG 1100 Wien

lse Fetik Betriebsratsvorsitzende Mitglied baw. Uetzgasse 134, 1100
Erste Bank der Wien
oesterreichischen
Sparkassen AG

Gabriele Semmelrock-Werzer Vorstandsmitglied  der | Mitglied HV 2022 Hauptstralle
Karntner Sparkasse 9210 Poértschach am
Aktiengesellschaft Worther See

Kurt Zangerle Bankangestellter/Betrieb | Mitglied baw. Dr. Karl Rennerstrae
sratsmitglied Erste Bank 33, 2483 Ebreichsdorf
der oesterreichischen
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Sparkassen AG

Christian Tschabitscher Bankangestellter/Betrieb | Mitglied baw. Boschstrae 41/4/38,
sratsmitglied Erste Bank 1190 wien
der oesterreichischen

Sparkassen AG

Isabella Lagler Bankangestellte/Betriebs | Mitglied baw. K.H. Waggerlgasse 8,
ratsmitglied Erste Bank 2232 Hennersdorf
der oesterreichischen

Sparkassen AG

willibald Cernko Vorstandsmitglied Erste | Mitglied HV 2022 Am  Belvedere 1,
Group Bank AG 1100 Wien
Dr. Roman Dopler Vorstandsmitglied Mitglied HV 2022 Zehnergasse 7 d,
Sparkasse Baden 2700 Wiener
Neustadt
Harald Giesinger Stellvertretender Mitglied HV 2022 ZiegelbachstraRe 85,

Vorstandsvorsitzender 6912 Harbranz

der Dornbirner

Sparkasse Bank AG

Die folgende Tabelle gibt Auskunft Uber die wichtigsten Tatigkeiten der Mitglieder des
Aufsichtsrats der Treugeberin auRerhalb der Treugeberin, sofern diese fir die Treugeberin
von Bedeutung sind:

Name Wichtige Tatigkeiten auBerhalb der Funktion bei der Treugeberin
Dipl.-Ing. Mag. Friedrich | Aufsichtsratsvorsitzender: - Erste Group Bank AG, - Sparkassen-Prifungsverband, -
Rodler Abschlusspruferaufsichtsbehdrde

Aufsichtsratsmitglied: Erste Bank Hungary Zrt.

Dr. Georg Winckler Aufsichtsratsvorsitzender: - DIE ERSTE 06sterreichische Spar-Casse Privatstiftung
Stellvertretender Aufsichtsratsvorsitzender: - UNIQA Versicherungsverein Privatstiftung

Mag. Andreas Treichl Vorstandsvorsitzender: - Erste Group Bank AG
Stellvertretender Aufsichtsratsvorsitzender: - Banca Comerciala Romana SA, - Ceska sporitelna,
a.s.

Aufsichtsratsmitglied: - Die Zweite Wiener Vereins-Sparcasse (Sparkassenrat)

lise Fetik Aufsichtsratsmitglied: - DIE ERSTE osterreichische Spar-Casse Privatstiftung

Gabriele Stellvertretende Aufsichtsratsvorsitzende: - Banka Sparkasse d.d., - ERSTE-SPARINVEST

Semmelrock-Werzer Kapitalanlagegesellschaft m.b.H.
Aufsichtsratsmitglied: - Die Kéarntner Sparkasse - Forderungsgesellschaft fur den Bezirk
Hermagor Gesellschaft m.b.H., - VIENNA INSURANCE GROUP AG Wiener Versicherung
Gruppe

Kurt Zangerle R

Christian Tschabitscher -

Isabella Lagler -

Willibald Cernko Aufsichtsratsvorsitzender: - Erste & Steiermarkische Bank d.d.,
Verwaltungsratsvorsitzender: - Erste Reinsurance S.A.

Dr. Roman Dopler R

Harald Giesinger Stellvertretender Aufsichtsratsvorsitzender: - Sparkasse Bregenz Bank Aktiengesellschaft, -
Dornbirner Seilbahn GmbH
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9.1.3

9.2

Staatskommisséare

Entsprechend den Bestimmungen des § 76 BWG hat der Bundesminister fir Finanzen bei
Kreditinstituten, deren Bilanzsumme eine Milliarde Euro (Ubersteigt, einen
Staatskommissar und dessen Stellvertreter zu bestellen. Ein Staatskommisséar und dessen
Stellvertreter sind fir eine Funktionsperiode von langstens finf Jahren bestellt. Die
Wiederbestellung ist zuléssig. Der Staatskommissér und dessen Stellvertreter handeln als
Organe der FMA und sind in dieser Funktion ausschlielllich deren Weisungen
unterworfen.

Gegenwartig wurden vom Bundesminister fir Finanzen folgende Personen als
Staatskommissére entsandt:

Name Funktionsantritt Stellung
Mag. Bartsch Wolfgang 04.09.2013 Staatskommissar
MMag. Kremser Michael 04.09.2013 Staatskommissar-Stellvertreter

Gemall 8§ 76 Abs 4 BWG ist der Staatskommissar und dessen Stellvertreter von der
Treugeberin zu den Hauptversammlungen und sonstigen Mitgliederversammlungen, zu
den Sitzungen des  Aufsichtsrates, der  Prifungsausschiisse  sowie Zu
entscheidungsbefugten Ausschiissen des Aufsichtsrates rechtzeitig einzuladen. Auf ihren
Antrag ist ihnen jederzeit das Wort zu erteilen. Alle Niederschriften Uiber die Sitzungen der
oben angeflihrten Organe sind dem Staatskommissédr und dessen Stellvertreter zu
Ubersenden. Der Staatskommissar oder im Falle von dessen Verhinderung dessen
Stellvertreter haben gegen Beschlisse der in § 76 Abs 4 BWG genannten Organe, durch
die sie gesetzliche oder sonstige Vorschriften oder Bescheide des Bundesministers fir
Finanzen oder der FMA flr verletzt erachten, unverziiglich Einspruch zu erheben und
hievon der FMA zu berichten. Im Einspruch haben sie anzugeben, gegen welche
Vorschriften nach ihrer Ansicht der Beschluss verstdf3t. Durch den Einspruch wird die
Wirksamkeit des Beschlusses bis zur aufsichtsbehordlichen Entscheidung aufgeschoben.
Die Treugeberin kann binnen einer Woche, gerechnet vom Zeitpunkt des Einspruches, die
Entscheidung der FMA beantragen. Wird nicht binnen einer Woche nach Einlangen des
Antrages entschieden, tritt der Einspruch au3er Kraft. Wird der Einspruch bestatigt, so ist
die Vollziehung des Beschlusses unzulédssig. Beschlisse eines in 8 76 Abs 4 BWG
genannten Organs, die aul3erhalb einer Sitzung oder im Ausland gefasst werden, sind
sogleich dem Staatskommissar und dessen Stellvertreter mitzuteilen. In einem solchen
Fall kdonnen der Staatskommissar oder im Falle von dessen Verhinderung sein
Stellvertreter Einspruch nur schriftlich binnen zwei Bankarbeitstagen nach Zustellung des
Beschlusses erheben.

Dem Staatskommissar und dessen Stellvertreter steht das Recht zu, in die Schriftstiicke
und Datentrager der Treugeberin Einsicht zu nehmen, soweit es fur die Erflllung der in
§ 76 Abs5 BWG genannten Aufgaben erforderlich ist. Unterlagen, die den
Sitzungsteilnehmern der in § 76 Abs 4 BWG genannten Organe zur Verfligung stehen,
sind ihnen spétestens zwei Bankarbeitstage vor der Sitzung zu ubermitteln. Der
Staatskommissar und dessen Stellvertreter haben ihnen bekannt gewordene Tatsachen,
auf Grund derer die Erfullung der Verpflichtungen der Treugeberin gegenuber deren
Glaubigern und insbesondere die Sicherheit der ihr anvertrauten Vermdgenswerte nicht
mehr gewahrleistet ist, unverzuglich der FMA mitzuteilen und jéhrlich einen schriftlichen
Bericht Uber ihre Tatigkeit zu Ubermitteln.

Interessenkonflikte zwischen den Verwaltungs-, Geschéaftsfihrungs- und
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10.

10.1

10.2

11.

111

11.2

Aufsichtsorganen sowie dem oberen Management

Potentielle Interessenkonflikte der in Punkt 9.1.1 und 9.1.2 der Angaben zur Treugeberin
genannten Personen zwischen ihren Verpflichtungen gegentber der Treugeberin sowie
ihren privaten Interessen oder sonstigen Verpflichtungen bestehen darin, dass die
Mitglieder des Vorstands sowie des Aufsichtsrats der Treugeberin innerhalb der
Sparkassengruppe bzw. der Erste Bank Gruppe weitere Funktionen inne haben.

Dariiber hinaus bestehen nach bestem Wissen der Treugeberin keine potentiellen
Interessenkonflikte zwischen den Pflichten der in Punkt 9.1 der Angaben zur Treugeberin
genannten Personen gegenuber der Treugeberin sowie ihren privaten Interessen oder
sonstigen Verpflichtungen.

Hauptaktionéare

Aktionare der Treugeberin sowie unmittelbare oder mittelbare Beteiligungen oder
Beherrschungsverhéltnisse

Das Grundkapital der Treugeberin betragt EUR 587.924.000 und ist in 587.924.000 auf
Namen lautende Stuckaktien zerlegt. Diese werden zur Ganze von der Erste Group Bank
gehalten. Zur Darstellung der Aktionarsstruktur der Erste Group Bank AG wird auf
Punkt 18.3 der Angaben zur Emittentin verweisen.

Die Erste Stiftung hat mit den ihr zurechenbaren Aktien in der letzten ordentlichen
Hauptversammlung der Erste Group Bank Uber keine Stimmrechtsmehrheit und keine
Kontrolle verflugt. MalBnahmen zur Verhinderung des Missbrauchs einer Kontrolle waren
daher nicht erforderlich.

Vereinbarungen, die zu einer Veranderung bei der Kontrolle der Treugeberin fihren
kénnen

Der Treugeberin sind derzeit keine Vereinbarungen bekannt, deren Ausibung zu einem
spateren Zeitpunkt zu einer Veranderung bei der Kontrolle der Treugeberin fihren kénnte.

Finanzinformationen Uber die Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage
der Treugeberin

Historische Finanzinformationen

Die gepruften Jahresabschliisse der Treugeberin zum 31.12.2017 und 31.12.2016 jeweils
gemeinsam den Bestatigungsvermerken der Abschlussprifer sind durch Verweis in diesen
Prospekt aufgenommen. Die durch Verweis aufgenommenen Dokumente sind auf der
Website der Treugeberin unter https://www.sparkasse.at/erstebank/wir-ueber-uns
verfugbar und kénnen wéhrend der Ublichen Geschéftszeiten am Sitz der Geschéftsleitung
der Treugeberin, Am Belvedere 1, 1100 Wien, Osterreich kostenlos bezogen werden.

Jahresabschluss

Siehe Punkt 11.1 der Angaben zur Treugeberin.
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11.3

11.3.1

11.3.2

11.4

11.5

11.6

11.7

12.

Prufung der historischen jahrlichen Finanzinformationen

Bestéatigungsvermerk

Der Sparkassen-Priufungsverband, 1100 Wien, Am Belvedere 1 hat den Jahresabschluss
der Treugeberin zum 31.12.2017 gepruft und am 28.02.2018 mit einem
uneingeschrankten Bestatigungsvermerk versehen.

Die Ernst & Young Wirtschaftsprufungsgesellschaft m.b.H., 1220 Wien, Wagramer Stral3e
19 sowie der Sparkassen-Prifungsverband, 1100 Wien, Am Belvedere 1 haben den
Jahresabschluss der Treugeberin zum 31.12.2016 gepriift und am 27.2.2017 mit einem
uneingeschrankten Bestatigungsvermerk versehen.

Sonstige Informationen, die von den Abschlussprifern geprift wurden

Das Registrierungsformular enthalt keine weiteren Informationen, die von den
Abschlussprufern geprift wurden.

Alter der jingsten Finanzinformationen

Die jungsten gepriften Finanzinformationen stammen aus dem gepriften Jahresabschluss
der Treugeberin zum 31.12.2017.

Zwischenfinanzinformationen und sonstige Finanzinformationen

Seit dem Stichtag des letzten gepriften Jahresabschlusses der Treugeberin zum
31.12.2017 sind keine weiteren Finanzinformationen der Treugeberin erstellt oder
verdffentlicht worden.

Gerichts- und Schiedsgerichtsverfahren

Innerhalb der letzten zwolf Monate vor Erstellung dieses Prospekts lagen keine
staatlichen Interventionen, Gerichts- oder Schiedsgerichtsverfahren vor, die sich erheblich
auf die Finanzlage oder die Rentabilitat der Treugeberin auswirken bzw. in jungerer Zeit
ausgewirkt haben. Dies schlieRt Verfahren, die nach Kenntnis der Treugeberin noch
anhangig sind oder eingeleitet werden kdénnten, mit ein. Weitere Angaben entfallen, weil
die Treugeberin keine Unternehmen konsolidiert.

Wesentliche Veranderungen in der Finanzlage oder der Handelsposition der
Treugeberin

Es ist seit dem 31. Dezember 2017 keine wesentliche negative Veranderung in der
Finanzlage oder Handelsposition der Treugeberin eingetreten. Die Treugeberin
konsolidiert keine Unternehmen.

Wesentliche Vertrage

Haftungsverbund

Im Jahr 2002 formte der Grof3teil der Mitglieder der Sparkassengruppe den sogenannten
"Haftungsverbund" gemafR einer "Grundsatzvereinbarung" ("Haftungsverbund 1"). Der
Haftungsverbund 1 basiert auf den Gedanken einer gemeinsamen Marketingstrategie und
der Zusammenarbeit der einzelnen Mitglieder der Sparkassengruppe, wobei ihm drei
Saulen zu Grunde liegen:

. Ein einheitliches Geschaftsmodell sowie ein einheitlicher Marktauftritt, einschlie3lich
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unter anderem eine gemeinsame Produktentwicklung und Zentralisierungen von
Prozessen, eine einheitliche Risikostrategie (einschlie8lich standardisierter
Kreditrisikoeinstufungsmodelle), koordiniertes Liguiditatsmanagement und
einheitliche Prufstandards;

. ein gemeinsames Fruhwarnsystem, welches darauf ausgerichtet ist, finanzielle
Schwierigkeiten eines Mitglieds der Sparkassengruppe frihzeitig zu erkennen und
daruiber hinaus unterstutzende Maflnahmen, einschlie@lich des Eingriffs in die
jeweilige Geschaftsfiihrung, vorsieht, um im Ergebnis zu verhindern, dass ein
betroffenes Mitglied der Sparkassengruppe insolvent wird; und

o die wechselseitige Ubernahme von Garantien fiir bestimmte Verpflichtungen der
Mitglieder des Sparkassenverbunds.

In den Jahren 2007 und 2008 schlossen die Erste Bank und alle Mitglieder der
Sparkassengruppe (mit Ausnahme der Allgemeine Sparkasse Obergsterreich
Bankaktiengesellschaft) weitere Vereinbarungen, darunter eine (erste)
Zusatzvereinbarung mit der Erste Group Bank ("Haftungsverbund 2"). Diese
Vereinbarungen rdaumen der Erste Group Bank die Mdglichkeit ein, auf vertraglicher Basis
beherrschenden Einfluss Uber die Mitglieder der Sparkassengruppe auszutiben. Diese
Vereinbarungen wurden von der Osterreichischen Bundeswettbewerbsbehérde als
Zusammenschluss im Einklang mit den anwendbaren gesetzlichen Bestimmungen
genehmigt. Dieser Zusammenschluss zielt darauf ab, die Einheitlichkeit und Leistung der
Gruppe zu starken und ist daher insbesondere drauf ausgerichtet, einen gemeinsamen
Ansatz im Zusammenhang mit der Entwicklung von Management- und Kontroll-
Informationssystemen zu implementieren und zentrale Funktionen zusammenzufihren.
Einer Haftungsverbundgesellschaft ("Haftungsverbund GmbH") wurden {berdies
Befugnisse eingerdumt, wie beispielsweise die Bestellung von Mitgliedern des Vorstands,
die Genehmigung des jahrlichen Budgets und des Investmentplans und die Billigung
allgemeiner geschéftspolitischer Grundsatzvorgaben der Aktionéare.

Im Jahr 2013 schlossen die Erste Bank und alle Mitglieder der Sparkassengruppe
(einschlieBlich der Allgemeine Sparkasse Oberdsterreich Bankaktiengesellschaft) eine
zweite Zusatzvereinbarung mit der Erste Group Bank ("Haftungsverbund 3"). Das Ziel
dieser Zusatzvereinbarung, welche am 1. Janner 2014 in Kraft trat, war die Starkung der
gruppenweiten Steuerung (insbesondere betreffend Risikomanagement,
Liquiditatsmanagement und Kapitalmanagement), die Einfihrung eines institutsbezogenen
Sicherungssystems (Artikel 113(7) CRR) und eines Haftungsverbunds (Artikel 4 (1)(127)
CRR), um den Vorgaben des Artikels 84(6) CRR zu entsprechen sowie um - im Einklang
mit IFRS 10 - die Position der Erste Group Bank in den dem Haftungsverbund 3 zugrunde
liegenden Vertragen zu stéarken.

GemalR den Vertragen im Zusammenhang mit dem Haftungsverbund 3 (i.e. die
Grundsatzvereinbarung, die Zusatzvereinbarung und die zweite Zusatzvereinbarung), ist
die Haftungsverbund GmbH berechtigt, gemeinsame Risikostrategien fir die Mitglieder
festzulegen und die Einhaltung und Durchsetzung dieser Strategien zu Uberwachen.
Ausschlieflich die 48 6sterreichischen Sparkassen (einschlie3lich der Erste Bank und der
Erste Group Bank, jedoch mit Ausnahme der Allgemeine Sparkasse Oberdsterreich
Bankaktiengesellschaft) sind die Gesellschafter der Haftungsverbund GmbH. Dabei
kontrolliert die Erste Group Bank die Haftungsverbund GmbH (auch im Zusammenhang
mit der Bestellung von Geschéaftsfihrungsmitgliedern) durch ihre Beteiligung im Ausmalf3
von 63,5% (welche unmittelbar oder mittelbar durch die Erste Bank - deren
Alleinaktionarin die Erste Group Bank ist und die an der Haftungsverbund GmbH eine
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Beteiligung im Ausmal von rund 52,28% halt - und andere Sparkassen, in denen
wiederum die Erste Bank die Mehrheit der Beteiligung halt, vermittelt werden). Die
Haftungsverbund GmbH ist daflir verantwortlich (i) MaRnahmen zu beschliel3en, die dazu
dienen, Mitglieder der Sparkassengruppe zu unterstitzen, wenn diese in finanzielle
Schwierigkeiten geraten, (i) als Treuhander des Haftungsverbund 3
Kompensationszahlungen an Kunden vorzunehmen und (iii) gewisse Informations- und
Kontrollrechte gegeniiber den Mitgliedern des Haftungsverbunds wahrzunehmen.

Der Haftungsverbund 3 wird zum einen durch die Bestimmungen der Vertrage des
Haftungsverbund 3 bestimmt und zum anderen durch verschiedene andere
Rahmenwerke, welche detaillierte Bestimmungen zum Risikomanagement, Treasury, zur
internen Kontrolle sowie zum Audit enthalten.

Der Haftungsverbund 3 ist darauf ausgerichtet ein gemeinsames Risikomanagement
innerhalb der Sparkassengruppe zu ermdglichen. Dies umfasst die Einfihrung allgemeiner
Grundsatze ordnungsgemaller Geschéaftsfihrung, die Bestimmung von Risikokapazitat
eines jeden Mitglieds sowie die Setzung von Risikolimits. Die Haftungsverbund GmbH hat
insbesondere folgende Uberwachungsrechte: Vorherige Zustimmung zu Bestellungen von
Vorstandsmitgliedern der Sparkassen; vorherige Zustimmung zum jahrlichen Budget und
Investitionsaufwand; vorherige Zustimmung zu signifikanten Anderungen im
Geschéaftsmodell einer Sparkasse; und fir den Fall der fortgesetzten Missachtung von
wesentlichen Bestimmungen der Vereinbarungen und Regelwerke des
Haftungsverbund 3, die Verh&ngung von Sanktionen bis hin zum Ausschluss aus dem
Haftungsverbund 3.

Die teilnehmenden Sparkassen teilen sich ein IT-System und haben ein gemeinsames
Management-Reporting-System. Dies gestattet der Haftungsverbund GmbH auch
umfassende Berichte Uber die Vorgdnge und die finanzielle Verfassung jeder
teilnehmenden Sparkasse, Daten zu Key Performance Indicators sowie Risikoprofile auf
eine einzelne Sparkasse bezogen bzw. auch auf konsolidierter Basis, zu erstellen.
Abhéngig vom Ausmall der gesammelten Information werden diese Berichte
gquartalsweise, monatlich und sogar auf taglicher Basis, erstellt.

Hauptaugenmerk des Haftungsverbund 3 ist jedenfalls das Frihwarnsystem. Falls die
implementierten Risikouberwachungssysteme indizieren, dass eine teilnehmende
Sparkasse finanzielle Schwierigkeiten hat, wird die Haftungsverbund GmbH diese
Sparkasse benachrichtigen und FoérdermaRnahmen besprechen. Bis zum Datum dieses
Prospekts konnte der Haftungsverbund 3 auf diese Weise auf relevante Vorfalle
reagieren.

Falls ein Mitglied des Haftungsverbund 3 in finanzielle Schwierigkeiten geraten sollte, so
hat die Haftungsverbund GmbH die Mdglichkeit, in die Geschéftsfiihrung der betroffenen
Sparkasse einzugreifen sowie andere teilnehmende Sparkassen zu verpflichten auf eine
von der Haftungsverbund GmbH bestimmte Weise =zu unterstitzen. Fdrdernde
MaRnahmen werden dann ergriffen, wenn aus Sicht der Haftungsverbund GmbH
begriindet zu erwartet ist, dass ohne solche MalRnahmen ein Frihinterventionsbedarf
besteht, welcher die beaufsichtigende Behodrde zur Ergreifung von Maflinahmen
verpflichten wuirde. Solch ein Frihinterventionsbedarf besteht dann, wenn ein
Kreditinstitut (welches dem SRM unterliegt) den Kapital- und Liquiditatsanforderungen
gemdlR CRR nicht oder wahrscheinlich nicht mehr entspricht. Die relevanten
FordermalRnahmen umfassen dabei insbesondere die Implementierung gewisser
RestrukturierungsmafRnahmen, die Beiziehung von externen Beratern, den Zuschuss von
Liquiditat, die Einraumung nachrangiger Darlehen, die Ubernahme von Garantien, die
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Starkung des Eigenkapitals, die Prufung des Kreditportfolios und die Umstellung des
Risikomanagements. Um diese MalRnahmen zu ergreifen, ist die Haftungsverbund GmbH
berechtigt zu verlangen, dass dem Vorstand einer teilnehmenden Sparkasse, die in
finanzielle Schwierigkeiten geraten ist, zusatzliche Mitglieder beigestellt werden bis die
finanziellen Schwierigkeiten geldst sind oder das entsprechende zusatzliche Mitglied des
Vorstands dieser teilnehmenden Sparkasse abberufen und ersetzt ist.

Falls Bedarf an finanziellen Leistungen im Zusammenhang mit den Fordermalnahmen
bestehen sollte, hat jede teiinehmende Sparkasse sich verpflichtet, Gelder - nach einem
vertraglich vereinbarten Schliissel - auf Basis des Maximalbetrags gemaR den
regulatorischen Anforderungen des Artikels 84(6) CRR zur Verfigung zu stellen. Fir den
Fall der finanziellen Unterstlitzung, ist jedes Mitglied des Haftungsverbund 3 nur insofern
verpflichtet einen Beitrag zu leisten, als es durch den Beitrag keine auf sich selbst
anwendbaren regulatorischen Anforderungen verletzten wirde. Auf3erdem haben die
teiinehmenden Sparkassen vereinbart, dass ein Teil der Gelder ex ante (in der Form eines
Spezialfonds) finanziert sein soll, um eine finanzielle Unterstitzung, welche einer
Sparkasse in finanziellen Schwierigkeiten auf Gehei3 der Haftungsverbund GmbH
zukommen soll, zu sichern; dabei hat nur die Haftungsverbund GmbH Zugang zu diesen
speziellen Geldmitteln und ist diese verpflichtet samtliche mogliche Optionen
ausgeschopft zu haben, ehe sie auf diesen Spezialfonds zugreift. Falls eine teilnehmende
Sparkasse insolvent werden sollte, verpflichten sich die anderen Mitglieder des
Haftungsverbund 3, samtliche gegeniiber Kunden bestehenden Zahlungsverpflichtungen
der insolventen Sparkasse (mittelbar, namlich durch Zwischenschaltung der
Haftungsverbund GmbH) zu Ubernehmen; umfasst sind dabei auch folgende
Verpflichtungen:

. samtliche Einlagen (wie in § 1(1)(1) BWG definiert);

. samtliche finanziellen Forderungen basierend auf Guthaben, die aus Geldern auf
einem Konto oder Geldern aus temporaren Positionen im Zusammenhang mit
Bankgeschéaften resultieren und gemall den anwendbaren vertraglichen und
gesetzlichen Bestimmungen rickzahlbar sind; und

. samtliche finanziellen Forderungen im Zusammenhang mit der Emission von
Wertpapieren,

auller die relevanten Betrage werden gegeniuber einem Kreditinstitut geschuldet. Diese
Haftungsiibernahme unterliegt jedenfalls dem entsprechenden Gesamtlimit der
Verpflichtung des Mitglieds des Haftungsverbunds.

Far den Fall der Insolvenz einer teilnehmenden Sparkasse hat sich jede teilnehmende
Sparkasse verpflichtet Gelder, in der Hohe von 1,5% des jeweiligen RWA, welches auf
individueller Basis unter Bezugnahme auf den jlingsten gepruften Jahresabschluss des
entsprechenden Mitglieds zu bestimmen ist, zur Verfigung zu stellen, zuztglich 75% des
antizipierten Gewinns vor Steuern des laufenden Geschéftsjahres. Jedes Mitglied ist
berechtigt, die Grundsatzvereinbarung und die Zusatzvereinbarungen zu kiundigen, wenn
es die Erste Group Bank innerhalb einer Frist von zwdélf Wochen nach einem
Kontrollwechsel innerhalb der Erste Group Bank dartber verstéandigt. Ein Kontrollwechsel
innerhalb der Erste Group Bank liegt dann vor, wenn mehr als 25% der stimmberichtigen
Aktien am Grundkapital der Erste Group Bank durch eine sparkassengruppenfremde
Gesellschaft erworben werden. Fir den Fall der wirksamen Kindigung der
Grundsatzvereinbarung, der Zusatzvereinbarung und/oder der zweiten
Zusatzvereinbarung, scheidet das entsprechende Mitglied aus dem Haftungsverbund 3
aus.
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13.

13.1

13.2

14.

Treuhandvertrage Neugeschaft

Die Emittentin und die Treugeberin haben hinsichtlich der gegenstandlichen Emission
sowie klnftiger Emissionen einen Treuhandvertrag abgeschlossen, wonach die Emittentin
Wandelschuldverschreibungen treuhdndig fur die Treugeberin als wirtschaftlich
Berechtigte und Verpflichtete begibt und die Emittentin lediglich das Gestionsrisiko tragt.

Der aus der Ausgabe der Schuldverschreibungen erzielte Emissionserlds wird von der
Emittentin an die Treugeberin weitergeleitet, die diese Mittel im Sinne von 8§ 1 Abs 2 Z 2
StWbFG zu verwenden hat. Die Treugeberin ist aus dem Treuhandvertrag verpflichtet, der
Emittentin die fur die Bedienung der Schuldverschreibungen erforderlichen Betrage
rechtzeitig zu Uberweisen.

Treuhandvertrag Altgeschaft

Mit Wirkung der Eintragung der geplanten Abspaltung des spaltungsrelevanten
Bankbetriebs der Emittentin auf die Treugeberin haben die Emittentin und die Treugeberin
einen Treuhandvertrag beziglich der bereits von der Emittentin ausgegebenen
Wohnbauanleihen abgeschlossen. Dieser Treuhandvertrag entspricht inhaltlich im
Wesentlichen dem Treuhandvertrag betreffend das Neugeschéft.

Angaben von Seiten Dritter, Erklarungen von Seiten Sachverstandiger
und Interessenserklarungen

In das Registrierungsformular aufgenommene Erklarungen oder Berichte von
Sachverstandigen

Dieser Prospekt enthalt keine Erklarungen oder Berichte von Sachverstandigen.
Angaben von Seiten Dritter

Trifft nicht zu.

Einsehbare Dokumente

Kopien der folgenden Dokumente kdnnen in Papierform wéhrend der Gultigkeitsdauer
dieses Prospekts (der Prospekt ist nach seiner Billigung 12 Monate lang giltig) wahrend
der Uublichen Geschéftszeiten am Sitz der Geschéftsleitung der Treugeberin, Am
Belvedere 1, 1100 Wien, Osterreich, und am Sitz der Oesterreichische Kontrollbank
Aktiengesellschaft, Am Hof 4, 1011 Wien, Osterreich eingesehen werden:

(a) die Satzung der Treugeberin;
(b) der Prospekt; und

(c) die gepriften Jahresabschliisse der Treugeberin zum 31.12.2017 und 31.12.2016
jeweils mit den Bestatigungsvermerken der Abschlussprifer.
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